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156. Sitzung  

Bonn, den 20. Januar 1965 

Stenographischer Bericht 

Beginn: 15.01 Uhr 

Präsident D. Dr. Gerstenmaier: Die Sitzung 
ist eröffnet. 

Vor Eintritt in die Tagesordnung gebe ich dem 
Hause folgendes bekannt: 

Erstens. Als Nachfolger für den durch Verzicht 
ausgeschiedenen Abgeordneten Hoogen hat am 
22. Dezember 1964 der Abgeordnete Berger die Mit-
gliedschaft im Bundestag erworben. Ich begrüße ihn 
wiederum in der Mitte des Hauses. 

(Beifall.) 

Kollege Berger gehörte dem Bundestag schon in der 
3. Wahlperiode an. 

Zweitens. Als Nachfolger für den durch Verzicht 
am 5. Januar 1965 ausgeschiedenen Abgeordneten 
Dr. Fritz (Ludwigshafen) ist mit Wirkung vom 
16. Januar 1965 die Abgeordnete Frau Ackermann 
in den Bundestag eingetreten. Auch Frau Abgeord-
nete Ackermann gehörte dem Bundestag schon ein-
mal an. Sie ist aber heute wegen Krankheit ent-
schuldigt. 

Drittens. Glückwünsche zu Geburtstagen. Am 25. 
Dezember 1964 ist der Herr Kollege Dr. Kreyssig 
65 Jahre alt geworden. 

(Beifall.) 

Am 5. Januar 1965 ist der Senior dieses Hauses, 
der Herr Abgeordnete Dr. Konrad Adenauer, 
89 Jahre alt geworden, 

(Beifall) 

und am 13. Januar 1965 ist der Herr Kollege Huf-
nagel 65 Jahre alt geworden. 

(Beifall.) 

Viertens. Meine Damen und Herren, Ihnen liegt 
eine Zusammenstellung von Vorlagen der Bundes-
regierung vor, die keiner Beschlußfassung bedürfen 
und gemäß § 76 Abs. 2 der Geschäftsordnung an die 
zuständigen Ausschüsse überwiesen werden sollen. 
Es handelt sich dabei um folgende Vorlagen: 

Vorlage des Bundeskanzlers betr. Übereinkom

-

men 118, 119 und Empfehlung 119 der Inter

-

nationalen Arbeitskonferenz; Bezug: Artikel 19 

Absätze 5 bis 7 der Verfassung der Internatio-
nalen Arbeitsorganisation (BGBl. II 1957 S. 317) 
— Drucksache IV/2860  — 

an  den Ausschuß für Arbeit, 

Vorlage des Bundesministers der Justiz betr. 
Bericht der Bundesregierung über eine Strei-
chung oder Neufassung des § 128 StGB; Bezug: 
Beschluß des Bundestages vom 4. Juni 1964 
— Drucksache IV/2862  — 

an  den Ausschuß für Inneres — federführend — und 
den Sonderausschuß „Strafrecht", 

Vorlage des Bundeskanzlers betr. Versiche-
rungstechnische Bilanzen für die knapp-
schaftliche Rentenversicherung; Bezug: § 129 
des Knappschaftsrentenversicherungs-Neurege-
lungsgesetzes vom 21. Mai 1957 (BGBl. I S. 533) 
- Drucksache IV/2870  — 

an  den Ausschuß für Sozialpolitik, 

Vorlage des Bundesministers des Innern betr. 
Besoldung der Techniker und vergleichbarer 
anderer Beamtengruppen; Bezug: Beschluß des 
Bundestages vom 24. Juni 1964 — Drucksache 
IV/2889 — 

an den Ausschuß für Inneres, 

Vorlage des Bundeskanzlers betr. Erstes Jah-
resgutachten des Sachverständigenrates zur Be-
gutachtung der gesamtwirtschaftlichen Entwick-
lung und Stellungnahme der Bundesregierung; 
Bezug: § 6 Abs. 4 des Gesetzes über die Bildung 
eines Sachverständigenrates zur Begutachtung 
der gesamtwirtschaftlichen Entwicklung vom 
14. August 1963 (Bundesgesetzblatt I S. 685) 
— Drucksache IV/2890  — 

an  den Wirtschaftsausschuß. 

Erhebt sich Widerspruch gegen die Überwei-
sung der Vorlagen? Das ist nicht der Fall. Dann ist 
so beschlossen. 

Fünftens. Nach einer interfraktionellen Vereinba-
rung wird die heutige Tagesordnung erweitert um 
dite 

Beratung des Antrags der Fraktionen der 
CDU/CSU, SPD, FDP betr. Ergänzung der Ge-
schäftsordnung (Drucksache IV/2958). 



7650 	Deutscher Bundestag - 4. Wahlperiode - 156. Sitzung. Bonn, Mittwoch, den 20. Januar 1965 

Präsident D. Dr. Gerstenmaier 

Hier handelt es sich um die politische Diskussions-
stunde. Der Geschäftsordnungsausschuß ist mit der 
Sache zu befassen. Ist das Haus mit der Überwei-
sung an den Ausschuß für Wahlprüfung, Immunität 
und Geschäftsordnung einverstanden? - Das ist der 
Fall; es ist so beschlossen. 

Sechstens. Die Fraktion der CDU/CSU hat mit 
Schreiben vom 15. Januar 1965 folgende Umbe-
setzungen ihrer Sitze in der Beratenden Versamm-
lung des Europarates vorgeschlagen: Der Herr Ab-
geordnete Dr. Kliesing, der bisher stellvertretendes 
Mitglied war, soll für die verstorbene Abgeordnete 
Frau Dr. Rehling künftig als ordentliches Mitglied 
der Beratenden Versammlung des Europarates an-
gehören, und der Herr Abgeordnete Dr. Freiherr 
von  Vittinghoff-Schell soll stellvertretendes Mit-
glied werden. Desgleichen soll die Frau Abgeordnete 
Pitz-Savelsberg für den verstorbenen Kollegen Höf-
ler stellvertretendes Mitglied der Beratenden Ver-
sammlung des Europarates werden. Das Hans ist 
damit einverstanden? - Kein Widerspruch; dann 
ist so beschlossen. 

Die folgenden amtlichen Mitteilungen werden 
ohne Verlesung in den Stenographischen Bericht 
aufgenommen: 

Der Bundesrat hat in seiner Sitzung am 18. Dezember 1964 
den nachstehenden Gesetzen zugestimmt bzw. einen Antrag ge-
mäß Artikel 77 Abs. 2 GG nicht gestellt: 

Zweites Gesetz zur Änderung des Jugendarbeitsschutzgesetzes. 

Gesetz über die Beteiligung der  Bundesrepublik  Deutschland 
an den Internationalen Übereinkommen vom 25. Februar 1961 
über den Eisenbahnfrachtverkehr und über den Eisenbahn-Per-
sonen- und Gepäckverkehr. 

Gesetz über das Zollkontingent für feste Brennstoffe 1965, 1966 
und 1967. 

Viertes Umstellungsergänzungsgesetz. 

Siebentes Gesetz über die Anpassung der Renten aus den 
gesetzlichen Rentenversicherungen sowie über die Anpassung 
der Geldleistungen aus der gesetzlichen Unfallversicherung 
(Siebentes Rentenanpassungsgesetz - 7. RAG). 

Gesetz über die Neuregelung des Finanzausgleichs zwischen 
der Rentenversicherung der Arbeiter und der Rentenversicherung 
der Angestellten (Rentenversicherungs-Finanzausgleichsgesetz - 
RFG) . 

Gesetz über die Feststellung eines Nachtrags zum Bundes-
haushaltsplan für das Rechnungsjahr 1964 (Nachtragshaushalts-
gesetz 1964). 

Gesetz zur Änderung des Personalvertretungsgesetzes. 

Zweites Gesetz zur Änderung des Gesetzes über Kapitalanlage-
gesellschaften. 

Gesetz zu dem Vertrag vom 30. August 1962 zwischen der 
Bundesrepublik Deutschland und dem Königreich der Nieder-
lande über die gegenseitige Anerkennung und Vollstreckung 
gerichtlicher Entscheidungen und anderer Schuldtitel in Zivil- 
und Handelssachen. 

Gesetz zur Ausführung des Vertrages vom 30. August 1962 
zwischen der Bundesrepublik Deutschland und dem Königreich 
der Niederlande über die gegenseitige Anerkennung und Voll-
streckung gerichtlicher Entscheidungen und anderer Schuldtitel 
in Zivil- und Handelssachen. 

Gesetz zu dem Abkommen vom 16. April 1964 zwischen der 
Bundesrepublik Deutschland und dem Königreich Griechenland 
über den Schutz von Herkunftsangaben, Ursprungsbezeichnungen 
und anderen geographischen Bezeichnungen. 

Gesetz zu den Übereinkommen vom 14. September 1961 über 
die Anerkennung der Vaterschaft und vom 12. September 1962 
über die Feststellung der mütterlichen Abstammung nichtehe-
licher Kinder. 

Gesetz zu dem Abkommen vom 7. Juni 1963 zwischen der 
Bundesrepublik Deutschland und dem Königreich Griechenland 
über den planmäßigen gewerblichen Luftverkehr. 

Gesetz zu dem Abkommen vom 30. März 1964 zwischen der 
Bundesrepublik Deutschland und der Republik Chile über den 
Luftverkehr. 

Gesetz zur Änderung des Zuckersteuergesetzes. 

Der Bundesrat hat in seiner Sitzung am 18. Dezember 1964 zum 
Gesetz zu dem Vertrag vom 29. Mai 1962 zwischen der Bundes-
republik Deutschland und dem Spanischen Staat über Kriegs-

opferversorgung und zu dem Notenwechsel vom 16. Mai 1963 
beschlossen, dem Gesetz gemäß Artikel 84 Abs. 1 des Grund-
gesetzes nicht zuzustimmen, und ferner beschlossen, die Ein-
berufung des Vermittlungsausschusses gemäß Artikel 77 Abs. 2 
des Grundgesetzes mit dem Ziel der Aufhebung des Gesetz-
beschlusses des Deutschen Bundestages zu verlangen. Sein 
Schreiben ist als Drucksache IV/2859 verteilt. 

Der Staatssekretär im Bundesministerium der Finanzen hat 
unter dem 23. Dezember 1964 die Kleine Anfrage der Fraktion 
der SPD betr. Wettbewerbsverfälschungen, die sich aus Sitzver-
lagerungen und aus dem zwischenstaatlichen Steuergefälle er-
geben (Steueroasen) - Drucksache IV/2821 - beantwortet. Sein 
Schreiben ist als Drucksache IV/2878 verteilt. 

Der Staatssekretär im Bundesministerium der Finanzen hat 
unter dem 22. Dezember 1964 die Kleine Anfrage der Abgeord-
neten Schmitt-Vockenhausen, Gscheidle und Fraktion der SPD 
betr. Harmonisierung von Stellenplänen - Drucksache IV/2820 - 
beantwortet. Sein Schreiben ist als Drucksache IV/2881 verteilt. 

Der Staatssekretär im Bundesministerium für Gesundheits-
wesen hat unter dem 22. Dezember 1964 die Kleine Anfrage der 
Abgeordneten Dr. Schmidt (Wuppertal), Bading, Dr. Imle, Jacobi 
(Köln)  und Genossen betr. Wasserwirtschaftliche Richtlinien 
(Rahmenpläne) - Drucksache IV/2818 - beantwortet. Sein 
Schreiben ist als Drucksache IV/2882 verteilt. 

Der Staatssekretär im Bundesministerium des Auswärtigen hat 
unter dem 28. Dezember 1964 die Kleine Anfrage der Abgeord-
neten Josten, Arndgen, Dr. Kliesing (Honnef), Leonhard und 
Genossen betr. Deutsche Kriegsgräberfürsorge in der sowjetisch 
besetzten Zone und im Ausland - Drucksache IV/2827 - beant-
wortet. Sein Schreiben ist als Drucksache IV/2885 verteilt. 

Die Frau Bundesministerin für Gesundheitswesen hat unter 
dem 30. Dezember 1964 die Kleine Anfrage der Abgeordneten 
Dr. Hamm (Kaiserslautern), Frau Dr. Heuser und Genossen betr. 
Jugendzahnpflege - Drucksache IV/2565 - beantwortet: Ihr 
Schreiben ist als Drucksache IV/2896 verteilt. 

Der Bundesminister des Innern hat unter dem 8. Januar 1965 
die Kleine Anfrage der Abgeordneten Wienand, Dr. Kliesing 
(Honnef), Dr. Achenbach und Genossen betr. Internationale Zu-
sammenarbeit auf dem Gebiet des Zivilschutzes - Drucksache 
IV/2629 - beantwortet. Sein Schreiben ist als Drucksache IV/2897 
verteilt. 

Der Staatssekretär des Presse- und Informationsamtes der 
Bundesregierung hat unter dem 18. Januar 1965 in Ergänzung 
seiner Antwort vom 12. Oktober 1964 - Drucksache IV/2602  --
die Kleine Anfrage der Abgeordneten Dr. Schäfer,  Schmitt

-Vockenhausen und Fraktion der SPD betr. Erhaltung der 
Amerika-Häuser - Drucksache IV/2573 - abschließend beant-
wortet. Sein Schreiben wird als Drucksache zu IV/2602 verteilt. 

Der Vorsitzende des Ausschusses für Ernährung, Landwirtschaft 
und Forsten hat am 3. Dezember 1964 mitgeteilt, daß der Aus-
schuß zur Verordnung Nr. 190/64/EWG des Rates über die Fest-
setzung der zur Erzeugung von einem Kilogramm Bruteier von 
Hausgeflügel erforderlichen Futtergetreidemenge und zur Ver-
längerung der Geltungsdauer der Verordnungen Nr. 45, 46 und 
116 - Drucksache IV/2786 - keine Bedenken erhebt, von einer 
Berichterstattung jedoch absieht, da die Verordnung zwischen-
zeitlich verkündet ist. 

Der Stellvertreter des Bundeskanzlers hat am 18. Januar 1965 
gemäß § 6 Abs. 5 Satz 2 des Zuckergesetzes in der Fassung vom 
3. Oktober 1951 (Bundesgesetzbl. I S. 852) und des Zweiten 
Gesetzes zur Ergänzung des Zuckergesetzes vom 9. August 1954 
(Bundesgesetzbl. I S. 255) die Verordnung Z Nr. 1/65 über Preise 
für Zuckerrüben der Ernte 1964 zur Kenntnisnahme übersandt. 
Sie liegt im Archiv zur Einsichtnahme aus. 

Der Ältestenrat hat in seiner Sitzung am 13. Januar 1965 den 
Entwurf eines Raumordnungsgesetzes - Drucksache IV/1204 - 
auch dem Ausschuß für Verkehr, Post- und Fernmeldewesen 
mitberatend überwiesen. 

Der Präsident des Bundestages hat entsprechend dem Beschluß 
des Bundestages vom 25. Juni 1959 die nachstehenden Vorlagen 
überwiesen: 

Verordnung des Rats über die Errichtung einer gemeinsamen 
Marktorganisation für Fette - Drucksache IV/2826  - 

an  den Ausschuß für Ernährung, Landwirtschaft und Forsten 
federführend, an den Außenhandelsausschuß und an den Wirt-
schaftsausschuß mitberatend, mit der Bitte um Vorlage des 
Berichts rechtzeitig vor dem Plenum am 22. Januar 1965. 

Verordnung des Rats über Sondervorschriften für in die 
Gemeinschaft eingeführte Ölsaaten und Saatenöle aus den 
assoziierten afrikanischen Staaten und Madagaskar und aus 
den überseeischen Ländern und Gebieten - Drucksache 
IV/2842  - 

an  den Außenhandelsausschuß federführend und an den Ausschuß 
für Ernährung, Landwirtschaft und Forsten mitberatend, mit der 
Bitte um Vorlage des Berichts rechtzeitig vor dem Plenum am 
22. Januar 1965. 

Verordnung des Rats über die Regelung für bestimmte Ver-
arbeitungserzeugnisse aus den assoziierten afrikanischen 
Staaten und Madagaskar sowie aus den überseeischen Län-
dern und Hoheitsgebieten - Drucksache IV/2848  - 

an  den Außenhandelsausschuß federführend und an den Aus-
schuß für Ernährung, Landwirtschaft und Forsten mitberatend, 
mit der Bitte um Vorlage des Berichts rechtzeitig vor dem Plenum 
am 22. Januar 1965. 

Bestimmungen über die Einführung einer Abgabe auf Fette 
(Artikel 201 des Vertrags) - Drucksache IV/2858 - 
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Präsident D. Dr. Gerstenmaier 
an den Ausschuß für Ernährung, Landwirtschaft und Forsten mit 
der Bitte um Vorlage des Berichts rechtzeitig vor dem Plenum 
am 12. Februar 1965. 

Verordnung des Rats zur Änderung der Verordnung Nr. 
114/64/EWG betreffend die Erhebung der Ausgleichsabgaben 
auf dem Gebiet der Milch und Milcherzeugnisse - Druck-
sache IV/2876. 

an den Ausschuß für Ernährung, Landwirtschaft und Forsten 
federführend und an den Außenhandelsausschuß mitberatend, mit 
der Bitte um Vorlage des Berichts rechtzeitig vor dem Plenum 
am 22. Januar 1965. 

Richtlinie des Rats betreffend die indirekten Steuern auf die 
Ansammlung von Kapital - Drucksache IV/2887  - 

an  den Finanzausschuß mit der Bitte um Vorlage des Berichts 
rechtzeitig vor dem Plenum am 24. Februar 1965. 

Verordnungen zur Regelung der Bezüge und der Sozialen 
Sicherheit der Atomanlagenbediensteten der Gemeinsamen 
Kernforschungsstelle der Europäischen Atomgemeinschaft - 
Drucksache IV/2854  - 

an  den Ausschuß für Inneres federführend und an den Ausschuß 
für Sozialpolitik mitberatend, mit der Bitte um Vorlage des 
Berichts rechtzeitig vor dem Plenum am 29. Januar 1965. 

Änderung der Bestimmungen des Zweiten Titels Kapitel VI 
des Vertrages zur Gründung der Europäischen Atomgemein-
schaft (Versorgung) - Drucksache IV/2886  - 

an  den Ausschuß für Atomkernenergie und Wasserwirtschaft mit 
der Bitte um Vorlage des Berichts rechtzeitig vor dem Plenum 
am 31. März 1965. 

Verordnung des Rats zur Ä nderung der Tabelle der Bezüge 
der in Belgien dienstlich verwendeten Atomanlagenbedien-
steten der Gemeinsamen Kernforschungsstelle der EAG 

-Drucksache IV/2898  - 

an  den Ausschuß für Inneres mit der Bitte um Vorlage des 
Berichts rechtzeitig vor dem Plenum am 22. Januar 1965. 

Verordnung Nr. 189/64/EWG des Rats vom 15. Dezember 1964 
zur Verlängerung der in der Verordnung Nr. 156 getroffenen 
Regelung für Mehl und Stärke von Manihot und anderen 
Wurzeln und Knollen, die aus den assoziierten afrikanischen 
Staaten und Madagaskar stammen (Amtsbl. 214/64) 

an den Ausschuß für Ernährung, Landwirtschaft und Forsten. 

Der Präsident des Bundestages hat entsprechend dem Beschluß 
des Bundestages vom 23. Februar 1962 die nachstehenden Vor-
lagen überwiesen: 

Fünfundneunzigste Verordnung zur Ä nderung des Deutschen 
Zolltarifs 1963 (Angleichungszoll für Vollmilchpulver) - 
Drucksache IV/2844  - 

an  den Außenhandelsausschuß federführend und an den Ausschuß 
für Ernährung, Landwirtschaft und Forsten mitberatend mit der 
Bitte um Vorlage des Berichts rechtzeitig vor dem Plenum am 
31. März 1965. 

Einhundertste Verordnung zur Ä nderung des Deutschen Zoll-
tarifs 1963 (Erhöhung der Türkei-Zollkontingente) - Druck-
sache IV/2845  - 

an  den Außenhandelsausschuß mit der Bitte um Vorlage des 
Berichts rechtzeitig vor dem Plenum am 31. März 1965. 

Einhundertunderste Verordnung zur Ä nderung des Deutschen 
Zolltarifs 1963 (Angleichungszölle für Fondantmasse usw.) 
- Drucksache IV/ 2846 - 

an  den Außenhandelsausschuß federführend und an den Ausschuß 
für Ernährung, Landwirtschaft und Forsten mitberatend mit der 
Bitte um Vorlage des Berichts rechtzeitig vor dem Plenum am 
31. März 1965. 

Zolltarif-Verordnung (Deutscher Zolltarif 1965) - Drucksache 
IV/2866  - 

an  den Außenhandelsausschuß mit der Bitte um Vorlage des 
Berichts rechtzeitig vor dem Plenum am 31. März 1965. 

Einhundertunddritte Verordnung zur Ä nderung des Deut-
schen Zolltarifs 1963 (Angleichungszölle für Dextrine)  - 
Drucksache IV/2867 - 

an den Außenhandelsausschuß mit der Bitte um Vorlage des 
Berichts rechtzeitig vor dem Plenum am 31. März 1965. 

Erste Verordnung zur Ä nderung des Deutschen Zolltarifs 1965 
(Änderung des Gemeinsamen Zolltarifs der EWG - I. Teil) 
- Drucksache IV/2892  - 

an  den Außenhandelsausschuß federführend und an den Ausschuß 
für Ernährung, Landwirtschaft und Forsten mitberatend mit der 
Bitte um Vorlage des Berichts rechtzeitig vor dem Plenum am 
31. März 1965. 

Zweite Verordnung zur Änderung des Deutschen Zolltarifs 
1965 (Änderung des Gemeinsamen Zolltarifs der EWG - 
II.  Teil) - Drucksache IV/2893 - 

an  den Außenhandelsausschuß mit der Bitte um fristgemäße Be-
handlung. 

Dritte Verordnung zur Ä nderung des Deutschen Zolltarifs 
1965 (Überleitungs-Verordnung) - Drucksache IV/2894  - 

an  den Außenhandelsausschuß mit der Bitte um Vorlage des 
Berichts rechtzeitig vor dem Plenum am 31. März 1965. 

Vierte Verordnung zur Änderung des Deutschen Zolltarifs 
1965 (Zollkontingente 1965 - Agrarwaren - I. Teil) - 
Drucksache IV/2895  - 

an  den Außenhandelsausschuß mit der Bitte tim Vorlage des 
Berichts rechtzeitig vor dem Plenum am 31. März 1965. 

Zwanzigste Verordnung zur Änderung der Einfuhrliste - 
Anlage zum Außenwirtschaftsgesetz - Drucksache IV/2899 - 

an den Außenhandelsausschuß mit der Bitte um Vorlage des 
Berichts rechtzeitig vor dem Plenum am 31. März 1965. 

Zu den in der Fragestunde der 154. Sitzung des 
Deutschen Bundestages am 16. Dezember 1964 ge-
stellten Fragen des Abgeordneten Dr. Dichgans 
Nrn. XI/6, XI/7 und XI/8 ist inzwischen die schrift-
liche Antwort des Staatssekretärs Dr. Cartellieri vom 
21. Dezember 1964 eingegangen. Sie  lautet: 

Frage Nr. XI/6 
Genaue Voraussagen sind zu dieser Frage zur Zeit nicht mög-

lich. Ausgangspunkt für eine Schätzung des Bedarfs an neuen 
Studienplätzen bildet u. a. die durchschnittliche Semesterzahl der 
Studienanfänger im Jahre 1963. Sie betrug: 

für Medizin 	 rd. 2 210 Studierende 
für Tiermedizin 	rd. 	190 Studierende 
für Pharmazie 	rd. 	510 Studierende. 

Für diese Studenten müßten bei einer Verlängerung um je ein 
Semester entsprechende Studienplätze neu geschaffen werden, 
wenn sie ihr Studium nach den vorgeschriebenen Pflichtsemestern 
abschließen würden. Im Jahre 1963 haben jedoch in der Medizin 
30,7 %, in der Tiermedizin 11,8 % und in der Pharmazie 51,2 % 
der Studierenden ihr Studium nicht innerhalb der in den Prü-
fungsordnungen vorgeschriebenen Semesterzahl abgeschlossen, 
sondern um ein oder mehr Semester verlängert. Da diese Stu-
denten ohnehin an den wissenschaftlichen Hochschulen verblei-
ben, ist die durchschnittliche Semesterzahl um diese Prozentzahl 
zu kürzen. Danach ergeben sich bei der Verlängerung des 
Studiums um ein Semester folgende Schätzwerte für den Bedarf 
an neuen Studienplätzen: 

für Medizin 	rd. 1 300 bis 1 606 Studienplätze 
für Tiermedizin 	rd. 140 bis 180 Studienplätze 
für Pharmazie 	rd. 350 bis 500 Studienplätze. 

Bei einer Durchschnittsberechnung für 6 Semester (Winter-
semester  1960/61 - einschließlich Sommersemester 1963): ergibt 
sich folgende Zahl abgelegter Prüfungen 

Allgemeine Medizin 	1.254 
Tiermedizin 	 140 
Pharmazie 	 564 

Auch diese Angaben sind ein Anhaltspunkt für die Zahl der neu 
zu schaffenden Studienplätze. 

Frage Nr. XI/7 

Forschung und Lehre an den wissenschaftlichen Hochschulen 
sind zwei engverbundene Funktionen; bei Neugründungen kön-
nen deshalb zur Zeit die auf beide Aufgaben entfallenden Kosten 
nicht getrennt ausgewiesen werden. Da eine isolierte Errichtung 
von neuen Studienplätzen nicht möglich ist, diese vielmehr auch 
stets die Errichtung von Forschungsinstituten bedingen, müssen 
bei der Schätzung der Kosten für die neuen Studienplätze die 
Gesamtkosten einer Neugründung berücksichtigt werden: Bei den 
Medizinischen Fakultäten und den Medizinischen Akademien sind 
darin noch die Kosten der Anstalten für die Krankenversorgung 
inbegriffen, ohne die eine medizinische Ausbildung nicht aus-
kommen kann. Die Kosten der neuen Studienplätze sind in den 
einzelnen Fächern höchst unterschiedlich. Für die Medizin bilden 
die Medizinischen Akademien einen gewissen Anhaltspunkt. Aber 
auch hier treten Unterschiede auf, da einzelne Medizinische Aka-
demien in bereits bestehenden Krankenanstalten errichtet wer-
den. Zur Zeit sind von den Ländern folgende neue Wissenschaft-
liche Hochschulen geplant: 

Wissenschaftliche 
Hochschule 

Voraussichtliche 
Zahl der Studenten 

Voraussichtliche 
Investitionskosten 

Universität Konstanz. 3 000 577.  Mio DM 

Medizinische Akademie 
Ulm 1 000 666 Mio DM 

Universität Regensburg 6 000 1.700 Mio DM 

Medizinische Akademie 
Augsburg 1 000 700 Mio DM 

Universität Bremen 6 000 850 Mio DM 

Medizinische Akademie 
Hannover 1 000 665 Mio DM 

Universität Bochum 10 000 2 070 Mio DM 

TH Dortmund 5 000 800 Mio DM 

Medizinische Akademie 
Lübeck 600 209 Mio  DM 
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Präsident D. Dr. Gerstenmaier 
Frage Nr. XI/8 

Es ist nicht möglich, jetzt schon für die neuen Hochschulen 
Angaben über ihre laufenden Kosten zu machen. Lediglich aus 
den Kosten für die bestehenden Hochschulen lassen sich gewisse 
Schlüsse ziehen. Ich darf Ihnen daher folgende Beispiele nennen: 

Die Medizinische Akademie Düsseldorf hatte im Sommer-
semester 1963 623 Studenten und im Jahre 1963 Gesamtausgaben 
in Höhe von 8,1 Mio DM. 

Die Tierärztliche Hochschule Hannover hatte im Sommer-
semester 1963 583 Studenten und im Jahre 1963 Gesamtausgaben 
in Höhe von 13,1 Mio DM. 

Nach einer Erhebung des Hessischen Kultusministeriums vom 
Jahre 1960 betrugen die jährlich für einen Studierenden aufge-
wendeten Mittel im Durchschnitt 

im Rechnungsjahr 1958 5 769 DM und 
im Rechnungsjahr 1959 6 141 DM. 

Erhebungen über die genauen Kosten eines Studienplatzes in 
bestimmten Hochschulen liegen nicht vor. Bei der Berechnung ist 
die verschiedene Höhe in medizinischen, naturwissenschaftlichen 
und geisteswissenschaftlichen Fächern zu beachten. 

Die Antwort ergeht im Einvernehmen mit dem Bundesminister 
des Innern und dem Bundesminister für Gesundheitswesen. 

Zu der in der Fragestunde der 155. Sitzung des 
Deutschen Bundestages am 17. Dezember 1964 .ge-
stellten Frage des Abgeordneten Riegel (Göppingen) 
Nr. VII/1 ist inzwischen die schriftliche Antwort 
des Staatssekretärs Dr. Claussen vom 17. Dezember 
1964 eingegangen. Sie lautet: 

Die Bundesregierung ist nicht ermächtigt, den Versicherungs-
trägern derartige Anweisungen zu geben. Die Anwendung und 
Auslegung gesetzlicher Vorschriften obliegt den zuständigen 
Versicherungsträgern. Im Streitfalle entscheiden die Gerichte der 
Sozialgerichtsbarkeit, wie es im vorliegenden Fall geschehen 
ist. Es ist davon auszugehen, daß die Versicherungsträger im 
allgemeinen gemäß der Rechtsauffassung des Bundessozial-
gerichts verfahren. Sollte dies im vorliegenden Zusammenhang 
nicht der Fall sein, hätte die zuständige Aufsichtsbehörde zu 
prüfen, ob ein Eingreifen erforderlich und möglich ist. 

Zu der in der Fragestunde der 155. Sitzung des 
Deutschen Bundestages am 17. Dezember 1964 ge-
stellten Frage des Abgeordneten Fritsch Nr. VII/3 
ist inzwischen die schriftliche Antwort des Bundes-
ministers Dr. Dahlgrün vom 18. Dezember 1964 ein-
gegangen. Sie lautet: 

Die Frage beantworte ich, da nach Ihrer fernmündlichen Aus-
kunft gegenüber Herrn Ministerialdirigent Dr. Zweng, Bundes-
ministerium für Arbeit und Sozialordnung, meine Zuständigkeit 
angesprochen ist, im Einvernehmen mit dem Herrn Bundes-
minister für Arbeit und Sozialordnung wie folgt: 

Durch die Rentenversicherungs-Neuregelungsgesetze sind den 
Privatbahnen keinerlei Pensionslasten auferlegt worden. Diese 
Gesetze haben auch die nach früherem Recht ausgesprochenen 
Freistellungen von der Versicherungspflicht unberührt gelassen 
(Artikel 2 ,§ 2 ArVNG — Bundesgesetzbl. 1957 I. S. 45 — Ar-
tikel 2 § 3 AnVNG — Bundesgesetzbl. 1957 I S. 88 —). Schon 
aus diesem Grunde sieht die Bundesregierung keinen Anlaß, 
Privatbahnen von ihren Pensionslasten zu befreien. 

Falls Ihre Frage darauf abzielen sollte, daß 
die Tegernsee-Bahn AG., Tegernsee, 
die Regentalbahn-AG, Viechtach, 
die AG Lokalbahn Lam-Kötzting, Lam, und 
die Merzig-Büschfelder Eisenbahn GmbH, Merzig, 

möglicherweise den Wunsch haben, der meiner Aufsicht unter-
stehenden Pensionskasse Deutscher Eisenbahnen und Straßen-
bahnen als Mitglied beizutreten, so habe ich dagegen nichts ein-
zuwenden, sofern die Träger dieser Bahnen die hierfür erforder-
lichen Mittel zur Verfügung stellen. Der Umstand allein, daß 
zwei dieser Bahnen von ihrer bisherigen Rückdeckungseinrich-
tung gekündigt worden ist, bietet jedenfalls keinen hinreichen-
den Anlaß dafür, die etwa anfallende Belastung auf den Bundes-
haushalt zu übernehmen. Die Sorge für die Aufbringung der 
Mittel obliegt vielmehr in erster Linie den Trägern der Privat

-

Eisenbahnen sowie in zweiter Linie gegebenenfalls den Län-
dern, in deren Bereich diese Privatbahnen tätig sind. 

Zu den in der Fragestunde der 155. Sitzung des 
Deutschen Bundestages am 17. Dezember 1964 ge-
stellten Fragen des Abgeordneten Frehsee Nrn. IX/7 
und IX/8 ist inzwischen die schriftliche Antwort des 
Bundesministers Dr.-Ing. Seebohm vom 17. Dezem-
ber 1964 eingegangen. Sie lautet: 

Zur Frage IX/7  - 

Die  Bauvorhaben sind im 2. Vierjahresplan, der 1966 endet. 
wie Ihnen, Herr Kollege, bekannt ist, nicht enthalten. Wie 
weit es die im 3. Vierjahresplan zu erwartenden Mittel gestat-
ten, außer den aus dem 2. in den 3. Vierjahresplan übergreifen-
den Vorhaben weitere neue Baumaßnahmen in Angriff zu neh-
men, ist erst bei der Vorlage des Planes 1965 zu übersehen. Ich 
hoffe, daß die zusammenhängende Ortsumgehung Emmern/ 
Kirchohsen/Grohnde im Zuge der B 85 mit Verbesserung des 
Anschlusses nach Bad Pyrmont eingeplant werden kann. 

Zur Frage IX/8 

Zur Vorbereitung der Bestimmung der Linienführung der Um-
gehung wurden in dem vom Niedersächsischen Minister des 
Innern durchzuführenden landesplanerischen Verfahren die ört-
lich zuständigen Behörden, die Gemeindeverwaltungen und die 
berufsständischen Körperschaften der Landwirtschafts-, der In-
dustrie- und Handels- und der Handwerkskammer gehört. Die 
erhobenen Einwendungen werden von der Niedersächsischen 
Auftragsverwaltung durch Vergleichsuntersuchungen zur Zeit 
sorgfältig geprüft. Sie sind dem Niedersächsischen Landesver-
waltungsamt und damit meiner Auftragsverwaltung erst im Ok-
tober 1964 zugegangen, obwohl der Niedersächsische Minister des 
Innern seine Erhebungen schon im Januar 1964 abgeschlossen 
und an den Niedersächsischen Minister für Wirtschaft und Ver-
kehr abgegeben hat. Die Wege innerhalb Hannovers erfordern 
also viel Zeit! Erst wenn die Niedersächsische Straßenbauver-
waltung nunmehr ihre Prüfungen abgeschlossen hat, vermag der 
Bundesminister für Verkehr die Linie nach § 16 Abs. 1 Bundes-
fernstraßengesetz endgültig zu bestimmen. 

Damit kommen wir zur Tagesordnung. Ich rufe 
auf Punkt 1 der Tagesordnung: 

Fragestunde (Drucksachen IV/2949, IV/2954). 

Die Fragen aus dem Geschäftsbereich des Bundes-
ministers für Ernährung, Landwirtschaft und Forsten 
sollen vorgezogen werden. Ich rufe auf die Frage 
VIII!! — des Abgeordneten Reichmann —: 

Wie beurteilt die Bundesregierung die Schlußfolgerung des 
französischen Staatspräsidenten am 16. Dezember 1964, daß durch 
die Brüsseler Beschlüsse „sich für die französische Landwirtschaft 
ein neuer erweiterter Markt in voller Expansion" eröffne? 

Zur Beantwortung hat das Wort der Herr Bundes-
minister für Ernährung, Landwirtschaft und Forsten. 

Schwarz, Bundesminister für Ernährung, Land-
wirtschaft und Forsten: Ich darf wie folgt antworten. 
Eine solche Beurteilung dürfte zutreffen. Allerdings 
erwarten auch die deutsche Landwirtschaft und die 
deutsche Ernährungswirtschaft eine Erweiterung 
ihrer Absatzmöglichkeiten auf dem Gemeinsamen 
Markt als Auswirkung der Brüsseler Beschlüsse. 

Präsident D. Dr. Gerstenmaier: Eine Zusatz-
frage! 

Reichmann (FDP) : Herr Minister, darf ich fra-
gen: Ging es bei den Brüsseler Beschlüssen mehr 
um den gemeinsamen Preis oder um den deutschen 
Agrarmarkt überhaupt? 

Schwarz, Bundesminister für Ernährung, Land-
wirtschaft und Forsten: Herr Kollege, das läßt sich 
im einzelnen nicht definieren. Die Brüsseler Be-
schlüsse sind die logische Folge des Vertrages von 
Rom, und insoweit hängt das eine mit dem anderen 
zusammen. 

Präsident D. Dr. Gerstenmaier: Zweite Zu-
satzfrage! 

Reichmann (FDP) : Herr Minister, wie beurteilt 
die Bundesregierung die Auswirkung der erheb- 
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Reichmann 

lichen Verminderung der Agrarimportlücke infolge 
der Brüsseler Beschlüsse auf den Drittlandhandel 
der deutschen Wirtschaft? 

Schwarz, Bundesminister für Ernährung, Land-
wirtschaft und Forsten: Das ist eine Angelegenheit, 
die im engsten Einvernehmen mit dem Auswärtigen 
Amt wiederholt behandelt wurde und die auch wei-
ter Gegenstand der Erörterung bleiben wird. 

Präsident D. Dr. Gerstenmaier: Ich rufe auf 
die  Frage VIII/2 — des Herrn Abgeordneten 
Wächter —. 

Was veranlaßte die Bundesregierung, den Interventionspreis 
für Butter auf 6,78 DM pro Kilo festzusetzen? 

Zur Beantwortung Herr Minister Schwarz. 

Schwarz, Bundesminister für Ernährung, Land-
wirtschaft und Forsten: Nach Artikel 21 der Ver-
ordnung Nr. 13/64/EWG entspricht der Interven-
tionspreis für das Milchwirtschaftsjahr 1964/65 dem 
für dieses Jahr festgesetzten Referenzpreis. Er 
konnte um höchstens 30 Pf je Kilo verringert wer-
den. Die Intervention soll ein unerwünschtes Ab-
sinken der Butterpreise verhindern. Dieses Ziel 
konnte in der Bundesrepublik nur erreicht werden, 
wenn der Interventionspreis nicht mehr als 5 Pf je 
Kilo unter dem Referenzpreis von 6,83 DM je Kilo 
festgesetzt wurde. Der Referenzpreis beruht auf der , 
Kölner Notierung, die das Hauptverbrauchsgebiet in 
der Bundesrepublik umfaßt. Interventionen kommen 
aber überwiegend in den Erzeugungsgebieten Süd- 
und Norddeutschlands in Betracht. In diesen Gebie-
ten liegen die Preisnotierungen um die durchschnitt-
lich 5 Pf je Kilo betragenden Frachtkosten bis zum 
Hauptverbrauchsgebiet niedriger. Durch einen Inter-
ventionspreis von je 5 Pf je Kilo unter dem Refe-
renzpreis wurde die bisher bewährte Praxis der 
Intervention zum Notierungspreis in diesen Gebie-
ten aufrechterhalten. Mit  dem festgesetzten Inter-
ventionspreis konnten auch die Preise wie bisher 
stabil gehalten werden. 

Präsident D. Dr. Gerstenmaier: Eine Zusatz-
frage. 

Wächter (FDP) : Welche Vorstellungen, Herr 
Minister, hat die Bundesregierung über die Höhe 
des neu festzusetzenden Interventionspreises unter 
Berücksichtigung des dann gültigen Richtpreises für 
1 Kilo Milch? 

Schwarz, Bundesminister für Ernährung, Land-
wirtschaft und Forsten: Wenn ich Sie recht verstan-
den habe, Herr Kollege, meinen Sie die Festsetzung 
des gemeinsamen Richtpreises und die Auswirkung 
dieses Richtpreises auf die künftigen Preisvorstel-
lungen. Wir sind der Auffassung, daß der Preis min-
destens gehalten werden kann für den Erzeuger, daß 
aber möglicherweise für den Verbraucher Erhöhun-
gen eintreten werden, wenn wir den gemeinsamen 
Richtpreis für Milch in der EWG festgesetzt haben. 

Präsident D. Dr. Gerstenmaier: Die nächste 
Frage, VIII/3, stellt der Herr Abgeordnete Wächter: 

Sieht die Bundesregierung in der nach Artikel 4 der Änderung 
der Butterverordnung vorgesehenen Angabe über das Datum der 
Ausformung der Butter nicht eine weitere Wettbewerbserschwer-
nis gegenüber konkurrierenden Nahrungsfetten? 

 Schwarz, Bundesminister für Ernährung, Land-
wirtschaft und Forsten: Nach der bisherigen Fassung 
der Butterverordnung ist der Ausformtag offen oder 
verschlüsselt anzugeben. Ab 1. April 1965 muß der 
Ausformtag ausschließlich offen angegeben werden. 
Die Angabe des Ausformtages hat bisher zu keiner 
Erschwerung des Wettbewerbs der Butter gegen-
über anderen Nahrungsfetten geführt. Das dürfte 
auch künftig bei offener Angabe des Ausformtages 
nicht der Fall sein, weil Butter im allgemeinen als-
bald nach der Ausformung abgesetzt wird. 

Präsident D. Dr. Gerstenmaier: Zusatzfrage! 

Wächter (FDP) : Welchen Erfolg haben die Ver-
handlungen der Bundesregierung — wie in der 
141. Sitzung des Bundestages angekündigt — mit 
dem Deutschen Margarine-Verband zwecks Minde-
rung des Wassergehalts der Margarine von 20 auf 
16 % gehabt? 

Schwarz, Bundesminister für Ernährung, Land-
wirtschaft und Forsten: Ich kann Ihnen darüber im 
Augenblick keine Auskunft geben. Ich bin aber gern 
bereit, sie Ihnen alsbald schriftlich zu geben. 

Präsident D. Dr. Gerstenmaier: Ich rufe die 
letzte Frage des Herrn Abgeordneten Wächter - 
Frage VIII/4 — auf: 

Besteht in den übrigen EWG-Ländern eine Pflicht zur offenen 
Angabe des Ausformungsdatums der von ihnen erzeugten Butter? 

Schwarz, Bundesminister für Ernährung, Land-
wirtschaft und Forsten: In den übrigen EWG-Län-
dern besteht keine Verpflichtung zur offenen An-
gabe des Ausformtages bei Butter. 

Präsident D. Dr. Gerstenmaier: Zusatzfrage! 

Wächter (FDP) : Welche Möglichkeiten einer ein-
wandfreien Kontrolle der Richtigkeit angegebener 
Ausformdaten bei Ausfuhren von Butter aus Mit-
gliedstaaten sind noch gegeben, wenn die übrigen 
Mitgliedstaaten die Pflicht zur offenen Angabe des 
Ausformdatums nicht haben? 

Schwarz, Bundesminister für Ernährung, Land-
wirtschaft und Forsten: Herr Kollege, warten wir ab, 
ob die anderen Länder Ausformdaten tatsächlich 
vermerken. In diesem Fall werden auch wir die ent-
sprechenden Anstrengungen machen, die Dinge zu 
kontrollieren, und sind dann auch gern bereit, über 
den Erfolg unserer Bemühungen Mitteilung zu 
machen. 

Präsident D. Dr. Gerstenmaier: Zweite Zu-
satzfrage! 
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Wächter (FDP) : Kann die Bundesregierung bis 
zur Vereinheitlichung der lebensmittelrechtlichen 
Vorschriften im EWG-Raum im Jahre 1966 die Ein-
fuhr von Butter aus Mitgliedstaaten untersagen, 
wenn diese nicht den innerstaatlichen Regelungen 
— Angabe des offenen Ausformdatums — ent-
spricht, .und wenn ja: wild die Bundesregierung 
davon Gebrauch machen? 

Schwarz, Bundesminister für Ernährung, Land-
wirtschaft und Forsten: Die Bundesregierung wird, 
das kann ich versichern, von allen Möglichkeiten 
Gebrauch machen, einwandfreie Lebensmittel nach 
Deutschland hereinkommen zu lassen, die den 
lebensmittelrechtlichen Vorschriften entsprechen. 
Wir sind auf das äußerste daran interessiert, daß 
unsere Vorschriften die Grundlage für die gemein-
samen Vorschriften bilden, die wir jetzt anstreben. 

Präsident D. Dr. Gerstenmaier: Wir kommen 
zu der Frage aus dem Geschäftsbereich des Bundes-
ministers für das Post- und Fernmeldewesen — 
Frage der Abgeordneten Frau Dr. Diemer-Nicolaus, 
Seite 1 der Drucksache —: 

Wie viele Sendungen werden von Bundespost und Bundesbahn 
durchschnittlich jährlich auf Grund von § 3 des Verbringungs-
gesetzes den Hauptzollämtern zur Nachprüfung vorgelegt, ob 
sie Gegenstände enthalten, die unter Verstoß gegen ein Straf-
gesetz, das ihre Einfuhr oder Verbreitung aus Gründen des 
Staatsschutzes verbietet, in die Bundesrepublik verbracht werden 

 sollen? 

Dr. Steinmetz, Staatssekretär im Bundesministe-
rium für das Post- und Fernmeldewesen: Die Bun-
desregierung ist der Auffassung, daß von einer Be-
kanntgabe der betreffenden Zahlen abgesehen wer-
den sollte, da diese Zahlen den Machthabern der 
sowjetischen Besatzungszone Aufschluß über den 
Erfolg oder den Mißerfolg ihrer gegen die freiheit-
liche demokratische Grundordnung der Bundesrepu-
blik gerichteten propagandistischen Agitationstätig-
keit geben würden. 

(Zustimmung bei der CDU/CSU.) 

Gleichzeitig weise ich darauf hin, daß die genauen 
Zahlen und andere mit dem gesamten Fragenkom-
plex in Zusammenhang stehende Einzelheiten dem 
Ausschuß für Inneres in seiner 111. Sitzung am 
12. November 1964 bekanntgegeben worden sind. 

Präsident D. Dr. Gerstenmaier: Zusatzfrage! 

Frau Dr. Diemer-Nicolaus (FDP) : Herr Staats-
sekretär, da ich dem Innenausschuß nicht angehöre, 
eine Frage: ist diese Sitzung — mit den Protokollen 
—.für vertraulich erklärt worden oder nicht? Und 
wenn sie vertraulich war: wären Sie bereit, mir die 
Zahlen noch einmal mitzuteilen? 

Dr: Steinmetz, Staatssekretär im Bundesministe-
rium für das  Post-  und Fernmeldewesen: Ich bin im 
Augenblick nicht unterrichtet, ob die Sitzung für 
vertraulich erklärt worden ist. Ich bin sicher, es  

könnte Ihnen aus dem Hohen Hause eine klare Aus-
kunft gegeben werden. Aber wenn dem nicht so ge-
wesen sein sollte, wäre ich dennoch nicht in der 

Lage, Ihnen an dieser Stelle solche Zahlen zu nen-
nen. 

(Abg. Frau Dr. Diemer-Nicolaus: Schriftlich!) 

— Das gern, gnädige Frau. 

Präsident D. Dr. Gerstenmaier: Zweite Zu-
satzfrage! 

Frau Dr. Diemer -Nicolaus (FDP) : Herr Staats-
sekretär — eine Frage, die nicht mit der Zahl zu-
sammenhängt —, wie stellt denn die Bundespost 
fest, daß es sich um verdächtige Sendungen handelt, 
und welche Personen bei der Bundespost nehmen 
diese Prüfung vor? 

Dr. Steinmetz, Staatssekretär im Bundesministe-
rium für das Post- und Fernmeldewesen: Gnädige 
Frau, ich darf Ihnen, ohne auf Einzelheiten einzu-
gehen, antworten, daß alle Dienstvorschriften, alle 
Einzelanweisungen betrieblicher und organisatori-
scher Art sich streng im Rahmen des Gesetzes zur 
Überwachung strafrechtlicher und anderer Verbrin-
gungsverbote vom 24. Mai 1961 bewegen. 

(Abg. Frau Dr. Diemer-Nicolaus: Das ist 
aber nicht die Antwort auf meine Frage!) 

— Ich bedaure, daß ich Ihnen aus den Gründen, die 
ich vorhin sagte, Einzelheiten nicht mitteilen kann. 

Präsident D. Dr. Gerstenmaier: Zusatzfrage 
des Herrn Abgeordneten Jahn. 

Jahn (SPD) : Herr Staatssekretär, soll man aus 
der  Tatsache, daß Sie keine Zahlen angeben wollen, 
und aus der von Ihnen gegebenen Begründung 
schließen, daß alle Beschlagnahmen in diesem Fall 
erfolgreich und begründet sind? 

Dr. Steinmetz, Staatssekretär im Bundesministe-
rium für das Post- und Fernmeldewesen: Herr Ab-
geordneter, auch zu dieser Frage kann meine Ant-
wort nur so lauten: keine Einzelheiten. 

Präsident D. Dr. Gerstenmaier: Frage des 
Herrn Abgeordneten' Schmitt -Vockenhausen! 

Schmitt-Vockenhausen (SPD) : Herr Staats-
sekretär, würden Sie mir zustimmen, wenn ich fest-
stelle, daß sich im Innenausschuß herausgestellt hat, 
daß doch manches an dem ganzen Verfahren ver-
besserungsbedürftig war? 

Präsident D. Dr. Gerstenmaier: Ist das eine 
Frage oder eine Feststellung? 

Schmitt-Vockenhausen (SPD) : Das ist eine 
Frage, ob der Herr Staatssekretär zustimmt, daß es 
verbesserungsbedürftig war. 

(Heiterkeit.) 

Dr. Steinmetz, Staatssekretär im Bundesministe-
rium für das Post- und Fernmeldewesen: Herr Ab-
geordneter Schmitt, 'da ich in der Sitzung dieses Aus- 
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Staatssekretär Dr. Steinmetz 
schusses nicht anwesend war, kann ich dazu nicht 
Stellung nehmen. 

Präsident D. Dr. Gerstenmaier: Noch eine 
Frage? 

Schmitt-Vockenhausen (SPD) : Herr Staats-
sekretär, darf ich fragen: Sind Sie also nicht über 
den Gesamtkomplex unterrichtet und können Sie 
uns keine Auskunft geben? 

Dr. Steinmetz, Staatssekretär im Bundesministe-
rium für das Post- und Fernmeldewesen: Herr Ab-
geordneter, darauf kann ich klar und deutlich ant-
worten: Doch! 

(Lachen bei der SPD.) 

Präsident D. Dr. Gerstenmaier: Eine Zusatz-
frage des Herrn Abgeordneten Börner! 

Börner (SPD) : Herr Staatssekretär, da sich das 
Hohe Haus schon mehrfach mit diesem Komplex be-
schäftigt und ähnlich unbefriedigende Antworten er-
halten hat wie heute, darf ich Sie fragen: Ist denn 
die im Innenausschuß geäußerte Kritik mittlerweile 
durch organisatorische Maßnahmen der Bundes-
regierung abgestellt worden? 

Dr. Steinmetz, Staatssekretär im Bundesministe-
rium für das Post- und Fernmeldewesen: Herr Abge-
ordneter, zur Antwort: Mir ist von einer Kritik 
nichts bekannt. Das mag an mir liegen. 

(Abg. Dr. Schäfer [SPD] : Aber Sie sind doch 
informiert!) 

Aber sofern Anlaß dazu gewesen sein sollte, darf 
ich Ihnen sagen, daß solche Dinge abgestellt worden 
sind bzw. werden. 

(Lachen bei der SPD.) 

Präsident D. Dr. Gerstenmaier: Noch eine 
Zusatzfrage, Herr Abgeordneter Börner. 

Börner (SPD) : Herr Staatssekretär, können Sie 
mit mir darin übereinstimmen, daß die Wichtigkeit 
dieses Fragenkomplexes und die Härte der Kritik 
zu diesem Fragenkomplex, die sich immer wieder 
gegen Postdienststellen gerichtet hat, Sie veranlas-
sen sollte, meiner ersten Frage schnellstens nachzu-
gehen. 

Dr. Steinmetz, Staatssekretär im Bundesministe-
rium für das Post- und Fernmeldewesen: Herr Ab-
geordneter, zunächst ist es selbstverständlich, daß 
all das, wozu uns dieses Hohe Haus Veranlassung 
gibt, sofort nachgeprüft wird. Das ist unsere Pflicht. 

Zum Speziellen kann ich nur immer wieder ant-
worten: Die Maßnahmen bewegen sich eng im Rah-
men des Gesetzes, und da, wo aus betrieblichen und 
organisatorischen Gründen Verbesserungsmöglich-
keiten gegeben sind, werden sie wahrgenommen. 

Präsident D. Dr. Gerstenmaier: Zusatzfrage 
des Herrn Abgeordneten Dr. Kohut! 

Dr. Kohut (FDP) : Herr Staatssekretär, darf ich 
nach Ihren Auskünften feststellen, daß das Post-
geheimnis in der Bundesrepublik nicht mehr ge-
wahrt ist? 

Dr. Steinmetz, Staatssekretär im Bundesministe-
rium für das Post- und Fernmeldewesen: Herr Ab-
geordneter, ich bedauere, diese Erklärung zurück-
weisen und klar zum Ausdruck bringen zu müssen, 
daß das verfassungsrechtlich garantierte Briefge-
heimnis von der Deutschen Bundespost in jeder Hin-
sicht gewahrt wird. 

(Abg. Dr. Schäfer [SPD] : Warum bedauern 
Sie das?) 

Präsident D. Dr. Gerstenmaier: Frage des 
Herrn Abgeordneten Dr. Kaffka. 

(Zuruf: Langebeck!) 

— Entschuldigen Sie, jetzt habe ich es schriftlich ge-
habt, aber ich bedauere, daß ich mir über das Ge-
sicht nicht klargeworden bin. Seit fünf Minuten 
bemühen wir uns zu zweit um den richtigen Namen, 
und nun ist er doch noch falsch. 

Bitte sehr, Herr Kollege. 

Langebeck (SPD) : Herr Staatssekretär, billigt 
Ihr Ministerium, daß die zuständigen Stellen, die 
für die Prüfung der Briefe zuständig sind, ein Bitt-
gesuch des Betreffenden nicht beantworten, in dem 
dieser Auskunft haben will, warum und weshalb 
der Brief geöffnet worden ist? 

Dr. Steinmetz, Staatssekretär im Bundesministe-
rium für das Post- und ,Fernmeldewesen: Wenn ich 
Ihre Frage richtig dahin verstanden habe, daß Bitt-
gesuche von Antragstellern nicht beantwortet wor-
den sind und ob wir dem zustimmen, dann darf ich 
sagen: Nein, soweit sie sich im Rahmen der  gesetz-
lichen Gegebenheiten halten. 

Langebeck (SPD) : Sie würden auch nicht der 
Auffassung sein, Herr Staatssekretär, daß es der 
Tätigkeit eines Bundestagsabgeordneten bedarf, be-
vor sich diese Stellen damit befassen? 

Dr. Steinmetz, Staatssekretär im Bundesministe-
rium für das Post- und Fernmeldewesen: Wir fühlen 
auch von uns aus die Verpflichtung, uns damit zu 
befassen. 

Präsident D. Dr. Gerstenmaier: Zu einer Zu-
satzfrage Frau Abgeordnete Kleinert. 

Frau Kleinert  (SPD) : Herr Staatssekretär, kön-
nen Sie wenigstens sagen, ob in .der Praxis die in 
der zweiten Lesung des  Verbringungsverbotsgeset-
zes am 8. Februar 1961 u. a. vom Herrn Staatssekre-
tär des Innenministeriums vertretene Auffassung 
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Frau Kleinert 
beachtet wird, daß die hier in Betracht kommenden 
Vorschriften Massensendungen erfassen sollen und 
daß andere Sendungen nur bei ernsthaften Anhalts-
punkten über deren Verbotscharakter erfaßt wer-
den sollen? 

Dr. Steinmetz, Staatssekretär im Bundesministe-
rium für das Post- und Fernmeldewesen: Gnädige 
Frau, ich bitte  Sie  um Verständnis dafür, wenn mir 
im Augenblick die Erklärungen meines Kollegen 
aus dieser Sitzung nicht parat sind. Ich kann Ihnen 
nur immer wieder versichern, daß unsere Auslegung 
des von dem Hohen Hause verabschiedeten Gesetzes 
sehr eng ist und sich stets nur in dessen Rahmen 
bewegt. 

Präsident D. Dr. Gerstenmaier: Zweite Zu-
satzfrage! 

Frau Kleinert (SPD) : Heißt das auch, daß die 
zuständigen Behörden seitens der Regierung darauf 
aufmerksam gemacht worden sind, daß die in Be-
tracht kommenden Vorschriften restriktiv ausgelegt 
werden müssen? 

Dr. Steinmetz, Staatssekretär im Bundesministe-
rium für 'das Post- und Fernmeldewesen: Ich kann 
Ihnen sagen:  sie werden nicht extensiv ausgelegt. 

Präsident D. Dr. Gerstenmaier: Wir kommen 
zu den Fragen aus dem Geschäftsbereich des Aus-
wärtigen Amts. Die Frage III/1 ist vom Fragesteller 
zurückgestellt. 

Ich rufe auf die Fragen III/2 und III/3 — des Ab-
geordneten Moersch —: 

Ist damit zu rechnen, daß Großbritannien in Kürze die 15%ige 
Erhöhung der Einfuhrzölle wieder rückgängig macht? 

Sieht die Bundesregierung Möglichkeiten, auf die britische 
Regierung im Sinne einer Rückgängigmachung der Zollmaßnah-
men einzuwirken? 

Der Fragesteller hat sich mit schriftlicher Beant-
wortung einverstanden erklärt. Die Antwort des 
Bundesministers Dr. Schröder vom 14. Januar 1965 
lautet: 

Zu Frage III/2: 

Es ist kaum damit zu rechnen, daß Großbritannien die 15%ige 
„Einfuhrabgabe" (diese Bezeichnung ist auch von der EWG und 
vom GATT akzeptiert worden) bereits in Kürze wieder rück-
gängig macht. 

Selbst dem heftigen Drängen ihrer EFTA-Vertragspartner, den 
15%igen Zollzuschlag sofort auf 10 % zu reduzieren und ihn 
innerhalb weniger Monate ganz aufzuheben, hat die britische 
Regierung nicht nachgegeben. Hierbei hat sie zwar den vor-
übergehenden Charakter der Maßnahme betont, jedoch keine 
Terminangabe für deren Zurücknahme gemacht und erklärt, eine 
Aufhebung käme erst nach entscheidender Besserung der briti-
schen Zahlungsbilanz in Frage. 

Auch auf der Jahrestagung des OECD-Ministerrats Anfang De-
zember 1964 in Paris haben die Vertreter Großbritanniens zuge-
sichert, den Sonderzoll in naher Zukunft (vielleicht auf 10 oder 
12 %) zu ermäßigen und später — je nach Entwicklung  der 

 britischen Handels- und Zahlungsbilanz — ganz abzuschaffen, 
ohne sich allerdings auf einen Zeitpunkt festzulegen. 

Nach den letzten Außenhandelszahlen für November 1964 hat 
sich aber das Außenhandelsdefizit von 90 Mio Pfd.St. im Oktober 
weiter auf 103 Mio Pfd.St. im November 1964 vergrößert. Nach-
dem die Importe im Oktober um 17 Mio Pfd.St. auf 455 Mio 
Pfd.St. geschrumpft waren, sind sie im November wieder um 
19 Mio Pfd.St. gestiegen, während die Exporte im November 
nur um 6 Mio Pfd.St. (auf 357 Mio Pfd.St.) zunahmen. Das 
Zahlungsbilanzdefizit für 1964 wird nach amtlicher britischer 
Schätzung auf 800 Mio Pfd.St. (= ca. 9 Mrd DM) anwachsen. 
Das Außenhandelsdefizit 1964 wird 1,1 Mrd Pfd.St. (= ca. 
12 Mrd DM) überschreiten. Aussichten auf eine wesentliche Ver-
änderung der Zahlungsbilanzlage im Jahre 1965 bestehen kaum. 

 

Zu Frage III/3: 

a) Die deutsche Regierung hat unmittelbar nach Bekanntwerden 
der Außenhandelsmaßnahmen der britischen Regierung — 
zunächst bilateral — Vorstellungen durch die deutsche Bot-
schaft in London erheben lassen, desgleichen den britischen 
Botschafter in Bonn um dringende Einschaltung bei seiner 
Regierung gebeten mit dem Ziele, eine baldige Wiederauf-
hebung des Sonderzolls, vor allem aber sofort eine Aus-
nahmebehandlung für die vor dem Stichtag bereits abgeschlos-
senen Ausfuhrgeschäfte und für zu diesem Zeitpunkt schwim-
mende Ware zu erreichen. Diese Bemühungen sind leider 
ohne Erfolg geblieben. 

Gleichzeitig hat die deutsche Regierung auch Initiative auf 
multilateraler Ebene entwickelt, um die Briten zu einer — die 
Interessen seiner Handelspartner respektierenden — Über-
prüfung ihrer Maßnahmen zu veranlassen. In einer unter Mit-
wirkung der Bundesregierung ausgearbeiteten und im Rahmen 
des GATT (Genf) abgegebenen Stellungnahme der EWG 
wurde die Revision der britischen Maßnahmen als gemeinsame 
EWG-Forderung vorgetragen. Dabei wurde mit Nachdruck 
festgestellt, daß die von Großbritannien ergriffenen Maß-
nahmen den GATT-Bestimmungen zuwiderlaufen. Aber auch 
die Kritik der britischen Maßnahmen im GATT ist erfolglos 
gewesen, ebenso wie die der EFTA-Partner Großbritanniens. 

Auch im WEU-Ministerrat wurden die britischen Maßnahmen 
von den Vertretern aller EWG-Staaten und der Kommission 
einer deutlichen Kritik unterzogen. Der britische Handels-
minister sagte zu, daß die Maßnahmen möglichst schnell und 
mit Sicherheit abgebaut würden, ehe Entscheidungen über 
Zollsenkungen in der Kennedy-Runde getroffen würden. Einen 
Termin für die Aufhebung konnte er trotz Drängens dei 
übrigen Delegationen allerdings nicht nennen. 

b) Bisher konnte nur eine Erweiterung der Ausnahmeliste von 
Nahrungsmitteln und Grundrohstoffen erreicht werden. In der 
Ausnahmeliste wurden auch Zeitungen und Zeitschriften auf-
genommen, für deren Befreiung sich die deutsche Botschaft in 
London auf Weisung des Auswärtigen Amts eingesetzt hatte. 

Durchgesetzt werden konnte schließlich auch die Forderung 
von EWG und GATT, daß jede diskriminierende Anwendung 
der Maßnahmen zugunsten der EFTA-Länder — entweder 
durch eine allgemeine Vorverlegung der nächstfälligen EFTA-
Zollreduktion oder durch einseitige britische Vorausnahme 
einer Zolltarifreduzierung zugunsten der EFTA-Mitglieder — 
unterbleiben müßte. 

c) Die deutsche Regierung ist lautend bemüht, auf die britische 
Regierung dahin einzuwirken, daß sie die „Einfuhrabgabe" 
ehestens herabsetzt und so früh wie irgend möglich wieder 
rückgängig macht. Retorsionsmaßnahrnen zu ergreifen, wird 
sowohl von der EWG als auch vom GATT abgelehnt. Ein 
deutscher Alleingang wäre weder möglich (EWG-Vertrag) 
noch sinnvoll. 

d) Zu den Auswirkungen der britischen „Einfuhrabgabe" auf den 
deutschen Export nach Großbritannien wäre kurz folgendes zu 
sagen: 

Zweifellos hat die relativ hohe Einfuhrabgabe (15 %) etwa 
84-90 % des deutschen Exports nach Großbritannien in Mit-
leidenschaft gezogen. Dennoch ergibt sich aus Auskünften des 
Bundesverbandes der Deutschen Industrie (sowie des BMWi), 
daß es den meisten deutschen England-Exporteuren gelungen 
ist, sich auf irgendeine Weise (Preisnachlässe etc.) mit ihren 
britischen Abnehmern zu „arrangieren"; immer allerdings in 
der Hoffnung, daß 'die Einfuhrabgabe in naher Zukunft redu-
ziert und im Laufe des Jahres 1965 wieder völlig abgeschafft 
wird. Den deutschen Exporteuren schien ein solches vorüber 
gehendes Opfer tragbar, weil es ihnen darauf ankommt, sich 
den britischen Markt zu erhalten und die Verbindung bis zur 
Wiederaufhebung der Abgabe nicht abreißen zu lassen. 

Eine Bezifferung des eingetretenen Schadens ist nicht möglich. 
Weder beim Bundesverband der Deutschen Industrie noch beim 
Deutschen Industrie- und Handelstag liegen Unterlagen darüber 
vor. Allgemein scheint im Monat Dezember in der deutschen 
Exportindustrie eine wesentliche Beruhigung wegen der Aus-
wirkungen der britischen „Einfuhrabgabe" eingetreten zu sein. 

Ich rufe Frage III/4 — der  Abgeordneten Frau 
Dr. Hubert — auf: 

Sind die Schwierigkeiten rechtsförmlicher Art, die nach Aus-
kunft von Staatssekretär Carstens vom 14. März 1963 der Hinter-
legung der Ratifikationsurkunde für das  Europäische Überein-
kommen über die vorübergehende zollfreie Einfuhr von medizi-
nischem, chirurgischem und Laboratoriumsmaterial entgegen-
stehen, inzwischen ausgeräumt worden? 

Bitte sehr. 

Lahr, Staatssekretär des Auswärtigen Amts: 
 Die Frage ist zu bejahen. Die Vorlage an den Herrn 

Bundespräsidenten zur Vollziehung der Ratifika-
tionsurkunde ist bereits in Vorbereitung. 

Präsident D. Dr. Gerstenmaier: Eine Zusatz-
frage! 
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Frau Dr. Hubert (SPD) : Kann man also damit 
rechnen, daß jetzt hinterlegt wird? 

Lahr, Staatssekretär des Auswärtigen Amts: 
Ja. 

Präsident D. Dr. Gerstenmaier: Zweite Zu-
satzfrage! 

Frau Dr. Hubert (SPD) : Sind Sie nicht der Mei-
nung, daß es mit diesen Rätifikationsurkunden 
immer etwas lange dauert? 

Lahr, Staatssekretär des Auswärtigen Amts: 
Gnädige Frau, zwischen den Bundesressorts waren 
schwierige rechtliche Fragen zu klären. Darauf 
beruht auch die Verzögerung, die aber als unge-
wöhnlich und als Ausnahme anzusehen ist. 

Präsident D. Dr. Gerstenmaier: Ich rufe die 
Frage III/5 — des Herrn Abgeordneten Rollmann — 
auf: 

Treffen Pressemeldungen zu, wonach nach einer Entscheidung 
des Auswärtigen Amts Studenten aus Entwicklungsländern, die 
ihr Studium im Ostblock abgebrochen haben und in der Bundes-
republik fortsetzen wollen, künftig ihren Botschaften zum Zwecke 
der Heimschaffung überstellt und, soweit dieser Weg nicht zum 
Erfolg führt, abgeschoben werden sollen? 

Lahr, Staatssekretär des Auswärtigen Amts: 
In dieser Form treffen die Pressemeldungen nicht 
zu. Unter den Zuwanderern aus dem Ostblock be-
finden sich nur sehr wenige echte Studenten, d. h. 
Ausbildungsbewerber mit Hochschulreife in unse-
rem Sinne. Nach der Berechnung so sachverständi-
ger Institutionen wie der Westdeutschen Rektoren-
konferenz und des Deutschen Akademischen Aus-
tauschdienstes sind es nur etwa 10%. Die Vorbil-
dung der übrigen Zuwanderer ist so unzureichend, 
daß sie weder in der Bundesrepublik Deutschland 
noch in einem anderen westlichen Land und viel-
fach wohl auch nicht in ihrem eigenen Heimatland 
zu einem Hochschulstudium zugelassen werden kön-
nen. 

Soweit die Zuwanderer die Zulassungsbedingun-
gen der deutschen Hochschulen erfüllen, ihre Sti-
pendienwürdigkeit vor einem fachkundigen Prü-
fungsgremium nachweisen können und ihre Heimat-
regierungen keine Bedenken erheben, ist das Aus-
wärtige Amt auch weiterhin bereit, nach Maßgabe 
der verfügbaren Haushaltsmittel Studienbeihilfen 
für sie bereitzustellen. 

Es ist vorgesehen, daß die übrigen durch andere 
zuständige Stellen daraufhin geprüft werden, ob sie 
für eine Ausbildung an Ingenieur-, Fach- oder Ge-
werbeschulen geeignet sind. Auf diesen verschiede-
nen Wegen ist ein guter Teil der Zuwanderer 
untergebracht worden oder wird untergebracht wer-
den. 

Präsident D. Dr. Gerstenmaier: Zusatzfrage! 

Rollmann (CDU/CSU) : Ist es nicht so, Herr 
Staatssekretär, daß es möglich ist, Studienbewerber, 
die aus den Ostblockländern kommen und im 
Augenblick noch nicht in vollem Umfang die  An

-

forderungen an die Qualität erfüllen, die an den 
deutschen Hochschulen gestellt werden, durch Stu-
dienkollegs vorzubereiten? 

Lahr, Staatssekretär des Auswärtigen Amts: 
 Diejenigen, die noch nicht in der Lage sind, ein 

Hochschulstudium zu beginnen, werden akademisch 
in anderer Weise erfaßt. Ausgenommen werden 
nur diejenigen, denen zu helfen von vornherein 
aussichtslos erscheint. 

Präsident D. Dr. Gerstenmaier: Ich rufe die 
Frage III/6 — des Herrn Abgeordneten Rollmann — 
auf : 

Ist es nicht begrüßens - und unterstützenswert, wenn Studenten 
aus Entwicklungsländern, die im Ostblock studieren, nach Ein-
sicht in das dortige System sich dazu entschließen, den Ostblock 
zu verlassen, um ihr Studium in der freien Welt und auch in der 
Bundesrepublik fortzusetzen? 

Lahr, Staatssekretär des Auswärtigen Amts: 
Ob ein solcher Entschluß begrüßens- und unterstüt-
zenswert ist, hängt vor allem von der Qualifikation, 
den Abwanderungsmotiven und der Stellungnahme 
der betreffenden afrikanischen Regierung ab. So-
weit sich Fälle in der idealen Form präsentieren, 
die dem Herrn Abgeordneten bei der Formulierung 
seiner Frage vorgeschwebt zu haben scheint, be-
jahe ich die Frage. So präsentiert sie sich jedoch in 
der Regel nicht. Die Abwanderungsmotive sind sehr 
unterschiedlicher, oft recht persönlicher Natur und 
keineswegs nur so beschaffen, daß für uns ein An-
reiz bestünde, auf sie einzugehen. Die Qualifikation 
ist — wie schon erwähnt — in der weit überwiegen-
den Anzahl der Fälle ungenügend, und schließlich 
ist an den Standpunkt der Regierung des Heimat-
landes zu denken. 

Präsident D. Dr. Gerstenmaier: Keine Zu-
satzfrage. — Ich rufe auf die  Frage III/7 — des 
Herrn Abgeordneten Rollmann —: 

Ist die Bundesregierung gegebenenfalls bereit, die in Frage 
III/5 genannte Entscheidung des Auswärtigen Amts zu revidie-
ren? 

Lahr, Staatssekretär des Auswärtigen Amts 
Es besteht gegenwärtig kein Anlaß, den soeben ge-
schilderten Standpunkt zu revidieren. 

Präsident D. Dr. Gerstenmaier: Ich rufe die 
Frage III/8 — des Herrn Abgeordneten Bading — 
auf : 

Ist der Bundesregierung bekannt, daß die einzige in Kairo 
bestehende deutschsprachige Buchhandlung von der Stillegung 
bedroht ist, da die ägyptische Staatsbank die von der Buch-
handlung eingezahlten Rechnungsbeträge nicht an die Verleger 
transferiert und diese infolgedessen nicht mehr bereit sind, die 
Buchhandlung zu beliefern? 

 

Lahr, Staatssekretär des Auswärtigen Amts: 
 Der Tatbestand — — 

Präsident D. Dr. Gerstenmaier: Einen Mo-
ment! Ist Herr Abgeordneter Bading hier? — Er ist 
nicht hier; dann wird die Frage nicht beantwortet. 

(Zuruf: Doch) 

— Er ist hier! So? Eine Minute früher, Herr Kollege 
Kahn-Ackermann, sonst retten Sie den Freund nicht 
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Präsident D. Dr. Gerstenmaier 
mehr. Die Frage wird beantwortet; sie ist von dem 
Herrn Abgeordneten Kahn-Ackermann übernommen. 

Lahr, Staatssekretär des Auswärtigen Amts: 
Der Tatbestand ist der Bundesregierung bekannt. 
Durch die auf allen Sektoren zutage tretenden 
Transferschwierigkeiten der VAR wird der Vertrieb 
deutschsprachiger — wie überhaupt ausländischer — 
Literatur erheblich behindert. 

Präsident D. Dr. Gerstenmaier: Ich rufe auf 
die Frage III/9 — des Herrn Abgeordneten Ba-
ding —: 

Was hat die Bundesregierung bisher getan und was gedenkt 
sie in Zukunft zu tun, um die Existenz der deutschsprachigen 
Buchhandlung in Kairo als einer für die deutsche Kulturpolitik in 
Ägypten außerordentlich wertvollen Einrichtung zu sichern? 

Sie wird von Herrn Kahn-Ackermann übernommen. 

Lahr, Staatssekretär des Auswärtigen Amts: 
Die  deutsche Botschaft ist bereits im Jahre 1963 von 
den deutschen Verlegern und im Jahre 1964 erst-
malig von dem Besitzer der Buchhandlung Lehnert 
& Landrock, Herrn Lambelet, um Unterstützung für 
den Transfer für Bücher und Zeitschriften gebeten 
worden. Sie hat wiederholt bei den zuständigen 
ägyptischen Dienststellen mit Nachdruck auf Er-
ledigung des rückständigen Transfers gedrängt. Eine 
zufriedenstellende Regelung wurde ihr kurzfristig 
in Aussicht gestellt. Nachdem sich der Transfer je-
doch weiter durch eine erhebliche Verschärfung der 
Devisensituation verzögerte, ist im zweiten Halb-
jahr 1964 die Botschaft erneut zu wiederholten 
Malen bei den zuständigen Behörden vorstellig 
geworden. Vor kurzem hat die Ägyptische Zentral-
bank der Botschaft versichert, daß als Folge einer 
leichten Entlastung des Devisenhaushalts die ver-
hältnismäßig geringfügigen Beträge für den Transfer 
von Büchern und Zeitschriften nunmehr kurzfristig 
abgewickelt werden sollen. 

Die deutsche Regierung wird darüber hinaus bei 
den bevorstehenden deutsch-ägyptischen Wirt-
schaftsverhandlungen die VAR-Behörden mit Nach-
druck auf diese Angelegenheit ansprechen und ver-
suchen, eine befriedigende Regelung für die Bereit-
stellung von Fremdwährungsbeträgen für den Trans-
fer fälliger Zahlungen bei Einfuhr deutscher Bücher 
und Zeitschriften zu erzielen. 

Präsident D. Dr. Gerstenmaier: Zu einer Zu-
satzfrage Herr Abgeorneter Kahn-Ackermann. 

Kahn-Ackermann (SPD) : Herr Staatssekretär, 
ist es nicht so, daß Fälle dieser und ähnlicher Art 
in zunehmendem Maße auftreten, nicht (bloß in 
Ägypten, und ist die Bundesregierung bereit, ein 
grundsätzliches Programm zu entwerfen und Mittel 
bereitzustellen, um den wachsenden Schwierigkeiten 
auf diesem Gebiet zu begegnen und dadurch die 
Verbreitung von deutschen Büchern sicherzustellen? 

Lahr, Staatssekretär des Auswärtigen Amts: 
Herr Abgeordneter, die Schwierigkeiten in der VAR 
sind — wie Sie eben sagten — auf Devisenschwie

-

rigkeiten zurückzuführen. Ich glaube, man kann nicht 
sagen, daß das Schwierigkeiten sind, die sich über-
all in der Welt zeigen. Erfreulicherweise bleiben das 
doch Einzelerscheinungen. Diesen Schwierigkeiten 
von deutscher Seite beizukommen, ist außerordent-
lich schwierig; denn sie sind in dem anderen Land 
begründet. Esbliebe nur übrig, Bücher und Zeit-
schriften zu schenken. Aber Sie wissen, welche 
Grenzen uns da von der finanziellen Seite her ge-
zogen sind. 

Präsident D. Dr. Gerstenmaier: Zu einer 
zweiten Zusatzfrage Herr Abgeordneter Kahn

-

Ackermann. 

Kahn-Ackermann (SPD) : Ist es nicht so, daß — 
wenn ich recht unterrichtet bin — im Schoße der 
Bundesregierung seit Jahren Beratungen darüber 
gepflogen werden, wie man den Buchvertrieb in 
devisenschwache Länder von unserer Seite einiger-
maßen aufrechterhalten kann? Wann ist damit zu 
rechnen, daß diese Überlegungen zu einem positiven 
Ergebnis führen? 

Lahr, Staatssekretär des Auswärtigen Amts: 
Die Buchhandlungen sind nicht das einzige Mittel, 
das ,deutsche Buch zu vertreiben und es dem auslän-
dischen Publikum zur Verfügung zu stellen. Wir 
haben die Goethe-Institute, und wir haben andere 
Mittel; da geschieht eine ganze Menge. Im übrigen 
werden wir allerdings, wenn sich die Situation in 
der VAR verhärten sollte, an weitere Maßnahmen 
denken müssen. 

Präsident D. Dr. Gerstenmaier: Zum gleichen 
Komplex die von dem Herrn Abgeordneten Dr. 
Schmidt (Wuppertal) gestellte Frage III/10! 

Dr. Schmidt (Wuppertal) (CDU/CSU) : Ich hatte 
zunächst eine Zusatzfrage. 

Präsident D. Dr. Gerstenmaier: Sie sind jetzt 
aber sowieso dran. 

Dr. Schmidt (Wuppertal) (CDU/CSU) : Ja, dann 
habe ich noch zwei Zusatzfragen, 

Präsident D. Dr. Gerstenmaier: Ich verstehe 
ja den Fragekapitalismus, der sich in diesem Hause 
einbürgert. Jeder rechnet mir vor, wenn er drei 
Fragen gestellt habe, stünden ihm sechs Zusatzfra-
gen zu. Wenn er sich dann noch an den Vorfrager 
anhängt, kann er auf sieben oder acht Fragen kom-
men. 

Dr. Schmidt (Wuppertal) (CDU/CSU) : Ich bin 
bereit — — 

Präsident D. Dr. Gerstenmaier: Das wäre 
sehr nett. Sie sind ja sowieso dran, und die Kunst 
und Wissenschaft des Herrn Staatssekretärs des 
Auswärtigen Amts in dieser Sache ist ja ohnehin 
beinahe erschöpft. 
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Präsident D. Dr. Gerstenmaier 
Ich rufe also die von dem Abgeordneten Dr. 

Schmidt (Wuppertal) gestellte Frage III/10 auf: 
Was hat die Bundesregierung unternommen, um die Still-

legung der deutschen Buchhandlung in Kairo zu verhindern 
(siehe Bericht „Die deutsche Buchhandlung in Kairo von der 
Stillegung bedroht" in der FAZ vom 5. Januar 1965, S. 5)? 

Lahr, Staatssekretär des Auswärtigen Amts: 
Die Frage geht von der Voraussetzung aus, daß es 
sich bei der 'durch die Transferschwierigkeiten be-
troffenen Buchhandlung um ein .deutsches Unter-
nehmen handle. Tatsächlich ist die ehemals deutsche 
Buchhandlung Lehnert & Landrock, die sich seit 
etwa zwanzig Jahren im Besitz des schweizerischen 
Staatsangehörigen Kurt Lambelet befindet, betrof-
fen. 

Präsident D. Dr. Gerstenmaier: Zusatzfrage! 

Dr. Schmidt (Wuppertal) (CDU/CSU) : Herr 
Staatssekretär, ist nicht im Februar des vergangenen 
Jahres durch eine innerägyptische Regelung ein 
Planungsamt eingerichtet worden, das sicherstellen 
soll, daß bei der Genehmigung der Einfuhr gleich-
zeitig für den Devisentransfer Sorge getragen wird? 

Lahr, Staatssekretär des Auswärtigen Amts: 
Herr Abgeordneter, ich habe vorhin schon ausge-
führt, daß wir verschiedentlich bei den ägyptischen 
Behörden vorstellig geworden sind und auch ge-
wisse Tröstungen von dieser Seite erfahren haben. 
Nur hat sich das leider nicht in dem gewünschten 
Maße ausgewirkt. Aber Sie können versichert sein, 
daß wir diese Frage sehr energisch weiterverfolgen. 

Präsident D. Dr. Gerstenmaier: Zweite Zu-
satzfrage! 

Dr. Schmidt (Wuppertal) . (CDU/CSU) : Herr 
Staatssekretär, liegen ähnliche Verhältnisse inzwi-
schen nicht auch in Jugoslawien und in einigen 
südamerikanischen Staaten vor, und haben wir nicht 
ein ausgesprochenes Interesse ,daran, daß — nicht 
deutsche Buchhandlungen, sondern: — deutsch-
sprachige Buchhandlungen des Westens in  der  Lage 
sind, Presseerzeugnisse, Zeitschriften und Bücher 
in einer geordneten Weise, insbesondere im Wett-
bewerb 'mit der Sowjetunion, einzuführen? 

Lahr, Staatssekretär des Auswärtigen Amts: 
Ganz gewiß sind wir daran lebhaft interessiert, und 
soweit es sich um die Förderung des deutschen 
Buchexports handelt, tun wir auch alles, was wir 
können. Schwieriger ist es, für ein spezielles Unter-
nehmen einzutreten wie diese Buchhandlung in 
Kairo, die sich eben nicht in deutschem, sondern in 
schweizerischem Besitz befindet. 

Präsident D. Dr. Gerstenmaier: Frage III/11, 
gestellt vom Herrn Abgeordneten Dr. Schmidt (Wup-
pertal) : 

Welche deutschen Leistungen gegenüber Ägypten könnten in 
Frage gestellt werden, um die ägyptische Staatsbank zu veran-
lassen, ihre auf Grund der Zahlungen der deutschen Buchhand-
lung rückständigen Devisenverpflichtungen zu erfüllen? 

Lahr, Staatssekretär des Auswärtigen Amts: 
Durch die Beantwortung der vorigen Frage ist auch 
diese Frage beantwortet. Ich darf hier erneut auf das 
Bezug nehmen, was ich auf die Fragen ,des Abge-
ordneten Bading geantwortet habe. 

Dr. Schmidt (Wuppertal) (CDU/CSU) : Meinen 
Sie nicht, daß wir angesichts der Gewährung erheb-
licher deutscher Leistungen darauf bestehen müssen, 
daß so 'bescheidene Lieferungen von Ägypten auch 
bezahlt werden? 

Lahr, Staatssekretär des Auswärtigen Amts: 
Sicherlich 'sollten wir darauf bestehen, Herr Abge-
ordneter. 

Präsident D. Dr. Gerstenmaier: Ich rufe die 
von dem Herrn Abgeordneten Paul gestellte Frage 
III/12 auf: 

Was gedenkt die Bundesregierung zu tun, um herbeizuführen, 
daß bei den in der Bundesrepublik in großer Auflage verkauften 
Karten zugunsten des Weltkinderhilfswerks der Vereinten Na-
tionen (UNICEF), das nach dem Haushaltsplan für das Rech-
nungsjahr 1965 außerdem - was unbestritten ist — wiederum 
mit 6 000 000 DM bedacht werden soll, auch ein Text in deutscher 
Sprache eingeführt wird? 

Lahr, Staatssekretär des Auswärtigen Amts: 
Die UNICEF-Grußkarten werden in zwei Formen 
ausgegeben: die erste enthält einen kurzen Wunsch-
text in den fünf Amtssprachen der Vereinten Natio-
nen, d. h. Englisch, Französisch, Russisch, Spanisch 
und Chinesisch; die zweite enthält überhaupt keinen 
Text. 

Es ist nicht damit zu rechnen, daß Deutschland, das 
nicht Mitglied der Vereinten Nationen ist, bei die-
sen die Aufnahme eines Textes in deutscher Sprache 
erreichen wird. Völker, deren Sprache nicht zu den 
Amtssprachen der Vereinten Nationen gehört, wer-
den sich daher meist der UNICEF-Grußkarten ohne 
Text bedienen — für diese sind sie nämlich vorge-
sehen — und die gewünschten Grußworte in ihrer 
Sprache handschriftlich eintragen. 

Präsident D. Dr. Gerstenmaier: Zusatzfrage! 

Dr. Rinderspacher (SPD) : Herr Staatssekretär, 
Sie sagten, daß Nationen, deren Sprache in der 
UNESCO nicht Amtssprache ist, kein Recht auf Auf-
nahme ihrer Sprache hätten. Wie ist es denn mit 
der jiddischen Sprache? Hinter der jiddischen Sprache 
steht doch überhaupt keine Nation. Ist es nicht so, 
daß Jiddisch auf diesen Karten als UNESCO-Sprache 
erscheint? 

Lahr, Staatssekretär des Auswärtigen Amts: 
Es ist mir nicht bekannt, welche Behandlung das 
Jiddische bei den Vereinten Nationen erfährt. 

Präsident D. Dr. Gerstenmaier: Ich rufe auf 
die Fragen III/13, III/14 und III/15 — des Abgeord-
neten Faller —: 

Sind der Bundesregierung die Vorwürfe bekanntgeworden, die 
gegen das vor allem von deutschen Spenden getragene Ama-
zonas-Hospital in Pucallpa (Peru) bzw. gegen dessen Leiter, 
Dr. med. Theodor Binder, in der deutschen bzw. in der peruani-
schen Öffentlichkeit erhoben wurden? 
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Hat die Bundesregierung auf diplomatischem Wege Berichte 

über die Stichhaltigkeit der in Frage III/13 erwähnten vor allem 
gegen Dr. Binder erhobenen Vorwürfe erhalten oder angefordert? 

Was vermag die Bundesregierung zu tun, um die in Frage 
1A/13 bezeichnete Angelegenheit in der deutschen und peruani-
schen Öffentlichkeit eindeutig zu klären? 

Ist Herr Abgeordneter Faller anwesend? — Er mei-
det sich nicht; die Fragen werden schriftlich beant-
wortet. 

Wir kommen zu den Fragen aus dem Geschäftsbe-
reich des Innenministers. Ich rufe die von der Ab-
geordneten Frau Dr. Hubert gestellte Frage IV/1 auf: 

Bezugnehmend auf die Antwort der Bundesregierung vorn 
25. Juni 1964 (Stenographischer Bericht der 135. Sitzung 
S. 6716 D) frage ich die Bundesregierung, welche Erkenntnisse 
inzwischen aus dem sechstätigen Bunkertest im Juni 1964 mit 
einer ausgewählten Personengruppe gewonnen worden sind. 

Höcherl, Bundesminister des Innern: Der sehr 
umfangreiche Bericht ist in der Zwischenzeit fertig-
gestellt und wird demnächst veröffentlicht werden, 
so daß es sich vielleicht empfiehlt, diese kurze Frist 
noch zu warten. Aus dem Bericht sind alle Einzel-
heiten zu entnehmen, die im Rahmen einer Frage-
stunde ja nicht dargelegt werden könnten. 

Präsident D. Dr. Gerstenmaier: Zusatzfrage! 

Frau Dr. Hubert (SPD) : Hat die Bundesregie-
rung bezüglich des zivilen Bevölkerungsschutzes 
dann auch schon aus diesen Erkenntnissen Schluß-
folgerungen gezogen, oder bekommen wir die Er-
gebnisse aus den Erkenntnissen, die da gewonnen 
worden 'sind? 

Höcherl, Bundesminister des Innern: Ich darf 
ganz allgemein dazu sagen, daß die Ergebnisse tat-
sächlich recht positiv sind, so daß ich glaube, daß 
die Bundesregierung bei ihrer diesjährigen Baukon-
zeption verbleiben kann. 

Präsident D. Dr. Gerstenmaier: Zweite Zu-
satzfrage! 

Frau Dr. Hubert (SPD) : Wann werden wir hier 
im Hause den Bericht bekommen? 

Höcherl, Bundesminister des Innern: In den 
nächsten Wochen. 

Präsident D. Dr. Gerstenmaier: Frage IV/2 
— des Abgeordneten Schmitt-Vockenhausen — ist 
von dem Herrn Fragesteller zurückgezogen. 

Frage IV/3 — des Herrn Abgeordneten Hübner —: 

Ist der Bundesinnenminister bereit, Maßnahmen zu treffen, um 
denjenigen noch in der Eingangsgruppe des hoheren Dienstes der 
Länderverwaltungen stehenden ehemaligen Richtern eine Beförde-
rungsmoglichkeit zu verschaffen, die sich im Zuge der Unter-
bringung nach dem Gesetz zu Artikel 131 GG seinerzeit mangels 
freier Richterstellen bereit erklärt hatten, in den Verwaltungs-
dienst überzutreten, und die damit von der automatischen Be-
förderung der Richter nach Erreichen der 9. Altersstufe ausge-
schlossen worden sind? 

Zur Beantwortung der Herr Bundesminister des 
Innern. 

Höcherl, Bundesminister des Innern: Die  Rich-
ter, die hier angesprochen worden sind, sind nach 
§ 19 des Gesetzes zu Art. 131 untergebracht. Ent-
scheidend für alle weiteren Entwicklungen ist der 
neue Dienstherr, auf den der Bund keinen Einfluß 
hat. 

Präsident D. Dr. Gerstenmaier: Zusatzfrage! 

Hübner (CDU/CSU): Herr Minister, würden Sie 
es im Hinblick darauf, daß es sich in diesen Fällen 
um die Auswirkungen einer bundesgesetzlichen Re-
gelung handelt, nicht für richtig halten, mit den 
Innenministern der Länder in Verbindung zu treten, 
um diese anomale Entwicklung zu regulieren? Denn 
es handelt sich ganz offensichtlich um eine anomale 
Entwicklung, wenn man erwartet, daß ein Beamter 
seinen Lebensberuf in der Eingangsbesoldungs-
gruppe seiner Laufbahn beenden soll. 

Höcherl, Bundesminister des Innern: Ich stimme 
Ihnen zu, Herr Kollege. 

Präsident D. Dr. Gerstenmaier: Frage IV/4 
— des Abgeordneten Schmitt-Vockenhausen —: 

Ist der Bundesinnenminister bereit, über den Umfang und über 
das Ziel des „einer amerikanisch geleiteten Gesellschaft erteilten 
Forschungsauftrages zur Feststellung der mutmaßlichen Kosten 
der deutschen Zivilverteidigung" („Die demokratische Gemeinde", 
Bonn) sowie über den Zeitpunkt der Vorlage des Ergebnisses 
Näheres mitzuteilen? 

Höcherl, Bundesminister des Innern: Ein solcher 
Auftrag ist nicht erteilt worden. 

Präsident D. Dr. Gerstenmaier: Zusatzfrage! 

Schmitt-Vockenhausen (SPD) : Hatten Sie die 
Absicht, Herr Minister, einen solchen Auftrag zu er-
teilen? 

Höcherl, Bundesminister des Innern: Es wurden 
Erwägungen angestellt, die nicht zu einem solchen 
Ergebnis geführt haben. 

Präsident D. Dr. Gerstenmaier: Zweite Zu-
satzfrage! 

Schmitt -Vockenhausen (SPD) : Haben Sie nach 
anderen Möglichkeiten gesucht, um die gesamten 
Fragen der eventuellen Kosten noch einmal von 
einer dritten Stelle überprüfen zu lassen? 

Höcherl, Bundesminister des Innern: Ja, ich 
möchte mich vor allem der privaten Wirtschaft be-
dienen, die hier die meisten Erfahrungen hat. Ich 
bin der Meinung, Herr Kollege Schmitt-Vockenhau-
sen, daß ein Architekt und ein Bauunternehmer mit 
großen Erfahrungen mehr und Gültigeres aussagen 
können als jeder Theoretiker vom grünen Tisch aus. 

Präsident D. Dr. Gerstenmaier: Frage IV/5 
- des Abgeordneten Jahn —: 

Trifft es zu, daß die Bitte des Doktoranden Dieter Wischer

-

mann an das Bundeskriminalamt, ihm Zahlenmaterial für eine 
wissenschaftliche Arbeit zur Verfügung zu stellen, zu einer 
polizeilichen Überprüfung des Doktoranden geführt hat? 
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HÖCherl, Bundesminister des Innern: Es trifft zu, 
daß durch das Bundeskriminalamt Nachforschungen 
angestellt worden sind. Ich darf Ihnen dazu mittei-
len, daß ich diese Praxis beanstandet habe. Es wird 
sich nicht wiederholen. 

Präsident D. Dr. Gerstenmaier: Zusatzfrage! 

Jahn .(SPD) : Herr Minister, halten Sie es — wenn 
Sie diese Anweisung schon erteilt haben — für er-
klärbar, daß zwar polizeiliche Ermittlungen ange-
stellt worden sind, die erbetenen Auskünfte aber 
nicht erteilt wurden, und zwar mit der Begründung, 
diese Zahlen seien geheim? 

Höcherl, Bundesminister des Innern: Ich bin mir 
des Widerspruchs bewußt, und ich habe Ihnen schon 
gesagt, es wird sich nicht wiederholen. 

Präsident D. Dr. Gerstenmaier: Zweite Zu-
satzfrage! 

Jahn (SPD) : Glauben Sie aber, Herr Minister, 
daß unabhängig davon die Auffassung des Bundes-
kriminalamts haltbar ist, daß man die rein statisti-
schen Zahlen über politische Strafverfahren nicht be-
kanntgeben könne? 

Höcherl, Bundesminister des Innern: Es gibt 
Zahlen, die trotzdem für ausländische Nachrichten-
dienste auswertbar sind; wir sollten daher alles 
vermeiden, was auch nur die geringste Unterstüt-
zung für solche Auswertungen bedeuten könnte. 

Präsident D. Dr. Gerstenmaier: Frage IV/6 
— des Abgeordneten Jahn —: 

Beabsichtigt die Bundesregierung, den Entwurf eines Gesetzes 
über die Einführung eines amtlichen Personenkennzeichens vor-
zulegen? 

Höcherl, Bundesminister des Innern: Die Bun-
desregierung ist im Begriff, diese Frage wohlwol-
lend zu prüfen. Es geht zunächst darum, ob eine 
gesetzliche oder — mit den Ländern — eine ver-
waltungsmäßige Lösung gefunden wird. Auf jeden 
Fall steht ,die Bundesregierung diesem Komplex 
sehr positiv gegenüber. 

Präsident D. Dr. Gerstenmaier: Zusatzfrage! 

Jahn (SPD) : Welchen Sinn soll eine solche Nume-
rierung jedes einzelnen Menschen haben? 

Höcherl, Bundesminister des Innern: Es gibt be-
reits zwei große Bereiche, einmal den Rentenbereich, 
in dem rund 30 Millionen solcher Zahlen angefer-
tigt worden sind, zum anderen einen Bereich in der 
Erfassung zur Wehrpflicht. Ich bin der Meinung, 
daß sehr viele Vorgänge verwaltungsmäßiger Art 
durch solche Zahlen — so abstrakt und ungefährlich 
sie auch sein mögen — erleichtert werden können. 

Präsident D. Dr. Gerstenmaier: Eine zweite 
Zusatzfrage! 

Jahn (SPD) : 1st der Glaube der Bundesregierung 
an die Möglichkeit der Automation schon so groß, 
daß sie es wirklich für sinnvoll hält, jeden einzelnen 
Bürger unseres Landes mit einer Nummer zu etiket-
tieren? 

Höcherl, Bundesminister des Innern: Die Bun-
desregierung ist sehr modern eingestellt und möchte 
mit der Zeitentwicklung Schritt 'halten. 

Präsident D. Dr. Gerstenmaier: Eine Zusatz-
frage des Herrn Abgeordneten Ritzel! 

Ritzel (SPD) : Herr Minister! Wie soll denn dieses 
amtliche Personenkennzeichen in etwa aussehen? 

Höcherl, Bundesminister des Innern: Ungefähr 
so, wie 'bei den beiden Bereichen, die ich schon 
zitiert habe. 

(Abg. Ritzel: Können Sie das nicht etwas 
näher kennzeichnen?) 

— Ja, ich greife einmal den Fall der Rentenver-
sicherung heraus, bei 'der 'bereits — wie schon ge-
sagt — 30 Millionen solcher Zahlen angefertigt wor-
den sind, um den Ablauf dieses sehr umfangreichen 
Verwaltungswerkes der  Rentenversicherung zu er-
leichtern. In einer solchen Zahl sind das Geburts-
datum, Anfangsbuchstabe des Familiennamens — 
aber eben in Zahlen ausgedrückt —, Vergabebuch

-

nummer und Zählnummer enthalten. Das hat sich 
außerordentlich bewährt und vor allen Dingen dazu 
geführt, daß die Rentenumrechnungen und die Aus-
zahlung der Beträge an die Berechtigten viel schnel-
ler bewältigt werden konnten. Das allein rechtfertigt 
schon eine solche Zahl. 

Präsident D. Dr. Gerstenmaier: Herr Abge-
ordneter Schmitt-Vockenhausen zu einer Zusatz-
frage! 

Schmitt-Vockenhausen (SPD) : Herr Minister! 
Könnten Sie, um Mißverständnisse, die offensichtlich 
in der Öffentlichkeit und vielleicht auch bei den 
Fragestellern aufgetreten sind, zu vermeiden, deut-
lich machen, daß es 'sich dabei natürlich nicht um 
ein Kennzeichen im üblichen Sinne, sondern viel-
mehr um eine Kennziffer handelt, wie Sie es hier 
ja auch schon dargelegt haben, und daß sich die  Er-
fahrungen vor allem auf dem Gebiet der Sozial-
versicherung gut ausgewirkt haben? 

Höcherl, Bundesminister des Innern: Herr Kol-
lege! Vielleicht wären Sie damit einverstanden, 
wenn ich im Bulletin dazu Ausführungen machen 
würde; obwohl dies ein halbes Geheimblatt ist, 
könnten diese Ausführungen doch darin aufgenom-
men werden. 

(Abg. Schmitt-Vockenhausen: Ich wäre 
natürlich froh, wenn einmal auch Vernünf

-

tiges im Bulletin stünde!) .  

Präsident D. Dr. Gerstenmaier: Eine Zusatz-
frage! 
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Dürr (FDP) : Herr Minister! Teilen Sie meine 
Skepsis, ob eine solche Kennziffer für so verschie-
dene Bereiche wie die Rentenversicherung und die 
Erfassung der Wehrpflichtigen verwendbar ist, nach-
dem es nicht einmal gelungen ist, gleiche Kenn-
ziffern für Postleitzahlen und Vorwählnummern im 
Fernsprechverkehr zu schaffen. 

Höcherl, Bundesminister des Innern: Ich bin der 
Meinung, daß es keine verschiedenen Systeme ge-
ben darf und daß die Systeme harmonisiert werden 
müssen, soweit sie sich unterscheiden. 

Präsident D. Dr. Gerstenmaier: Herr Kollege 
Kohut! Sie haben sich vorhin zu einer Zusatzfrage 
gemeldet. Habe ich das übersehen? 

(Abg. Dr. Kohut: Ich verzichte, da dieser 
Punkt erledigt ist.) 

Ich rufe jetzt aus dem Geschäftsbereich des  Bun-
desministers der  Justiz die Frage V/1 — des Herrn 
Abgeordneten Dr. Arndt — auf: 

Trifft die Behauptung des Defence Committee for victims of 
Nazi persecution (London) zu, daß der Wiedergutmachungs-Senat 
des Bundesgerichtshofs seit 3 Jahren Verfahren, in denen Rechts-
anwalt Dr. R. Weyl (Düsseldorf/London) Prozeßbevollmächtigter 
des Verfolgten ist, unbearbeitet läßt? 

Herr Minister! 

Dr. Bucher, Bundesminister der Justiz: Die von 
Ihnen, Herr Kollege Arndt zitierte Behauptung 
trifft insoweit zu, als die Verfahren beim Bundes-
gerichtshof, an denen der Rechtsanwalt Dr. Weyl 
beteiligt ist, tatsächlich nicht vorankommen. Das 
liegt aber ausschließlich in der Person des Herrn 
Rechtsanwalt Dr. Weyl begründet. Der Bundesge-
richtshof hat zur Zeit keine Möglichkeit, die Ver-
fahren zu fördern, weil sie kraft Gesetzes unter-
brochen sind, denn gegen Rechtsanwalt Dr. Weyl ist 
im ehrengerichtlichen Verfahren ein Vertretungsver-
bot ergangen und sein derzeitiger bestellter Ver-
treter hat das Verfahren nicht aufgenommen. Auf 
Anfrage des Bundesgerichtshofs hat er erklärt, daß 
er sich zur Aufnahme des Verfahrens außer Stande 
sehe, weil sich Rechtsanwalt Dr. Weyl weigere, ihm 
die Akten in den anhängigen Sachen auszuhändigen. 

Präsident D. Dr. Gerstenmaier: Frage 2 — 
des  Herrn Abgeordneten Dr. Arndt —: 

Wird die Bundesregierung im Einvernehmen mit den Ländern 
dafür sorgen, daß alle Gerichtsakten der Strafverfahren wegen 
nationalsozialistischer Verbrechen — jeweils nach Eintritt der 
Rechtskraft — an zentraler Stelle, wie z. B. einem Archiv oder 
einem wissenschaftlichen Institut, so gesammelt werden, daß sie 
der Auswertung durch die Forschung als Quelle zugänglich sind? 

Dr. Bucher, Bundesminister der- Justiz: Durch 
landesrechtliche Verwaltungsvorschriften ist bereits 
jetzt sichergestellt, daß geschichtlich wertvolle 
Strafakten nicht vernichtet werden. Die Vorgänge 
über die Verfolgung nationalsozialistischer Straf-
taten gehören selbstverständlich zu diesen geschicht-
lich wertvollen Akten. 

Eine andere Frage ist, wo die Akten zum Zwecke 
der wissenschaftlichen Forschung aufbewahrt wer-
den sollen. Es bedarf noch der Prüfung, ob es mög-
lich sein wird, eine zentrale Stelle für. das ganze 

Bundesgebiet hierfür zu bestimmen — zum Beispiel 
das Bundesarchiv —, oder ob die Akten, da es sich 
ausschließlich um Akten der Ländergerichte handelt, 
bei jeweils zentralen Stellen in den Ländern aufbe-
wahrt werden sollen. Die Akten der Zentralen 
Stelle in Ludwigsburg jedenfalls sollen nach Ab-
schluß der Verfahren an das Bundesarchiv in Kob-
lenz geleitet werden. 

 

Präsident D. Dr. Gerstenmaier: Wir kommen 
zur Frage V/3 — des Herrn Abgeordneten Jahn —: 

Wie beurteilt die Bundesregierung den Vorschlag des Deut-
schen Richterbundes und des Senators für Justiz in Berlin, ein 
zentralen Institut zur Fortbildung der Richter und Staatsanwälte 
(Richterakademie) zu errichten? 

Dr. Bucher, Bundesminister der Justiz: Die Bun-
desregierung hält es in Übereinstimmung mit den 
Landesjustizministern und Senatoren für erwünscht, 
den Richtern in größerem Umfang als bisher die 
Möglichkeit zu geben, sich über die Fortentwick-
lung des Rechts und der Rechtswissenschaft zu infor-
mieren. Die Justizministerkonferenz hat am 14. die-
ses Monats in Trier einen besonderen Ausschuß ein-
gesetzt, der die damit zusammenhängenden Fragen 
prüfen soll. Das Bundesjustizministerium, das dem 
Vorschlag einer Richterakademie durchaus sympa-
thisch gegenübersteht, will die Länder bei der Prü-
fung dieser Frage unterstützen. 

Präsident D. Dr. Gerstenmaier: Ich rufe auf 
die Frage V/4 — der Frau Abgeordneten Dr. Diemer

-

Nicolaus —:  
In welchem Umfang halten die Staatsanwaltschaften Beschlag-

nahmen aufrecht, die auf Grund von § 3 des Verbringungs-
gesetzes durch die Hauptzollämter erfolgten? 

Dr. Bucher, Bundesminister der Justiz: Darf ich 
die Fragen 4 und 5 im Zusammenhang beantworten? 

Präsident D. Dr. Gerstenmaier: Einverstan-
den. Ich rufe dann ferner auf die Frage V/5 — der 
Abgeordneten Frau Dr. Diemer-Nicolaus — : 

Wieviele strafrechtliche Verfahren werden auf Grund der in 
Frage V/4 genannten Beschlagnahmen durchschnittlich jährlich 
durchgeführt? 

Dr. Bucher, Bundesminister der Justiz: Leider 
habe ich darüber kein Zahlenmaterial zur Verfü-
gung. Es gibt über diese objektiven Verfahren 
keine Statistik. Ich könnte vielleicht nach Rückfrage 
bei den Landesjustizverwaltungen eine Auskunft 
geben, bin aber nicht sicher, ob sie nachträglich noch 
in der Lage sind, die gewünschten Zahlen zusammen-
zustellen. Jedenfalls wäre das mit einer sehr großen 
Arbeit verbunden. 

Ich glaube aber, verehrte Frau Kollegin, Sie kön-
nen davon ausgehen, daß die Zahlen, die Sie vom 
Bundespostministerium über die Verfahren bekom-
men,  die  überhaupt von  den  Hauptzollämtern ein-
geleitet werden, die also dort nicht bereits ausge-
schieden werden, sich im wesentlichen mit der An-
zahl der  Fälle decken, die dann zu einem staats-
anwaltschaftlichen und gerichtlichen Verfahren füh-
ren. 
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Präsident D. Dr. Gerstenmaier: Eine Zusatz-
frage. 

Frau Dr. Diemer -NiColaus (FDP) : Herr Mini-
ster, könnte ich Auskunft darüber erhalten, wie 
groß ,der Umfang der objektiven Strafverfahren, der 

 Einziehungsverfahren und ,der subjektiven Straf-
verfahren ist? Sind Sie der Auffassung, daß bei den 
objektiven Strafverfahren berücksichtigt werden 
muß, daß § 4 des Verbringungsgesetzes nur das 
Post- und Briefgeheimnis nach Art. 10 .des Grund-
gesetzes einschränkt, nicht jedoch die Presse- und 
Informationsfreiheit? 

Dr. Bucher, Bundesminister der Justiz: Zur 
ersten Frage muß ich wiederholen, daß bis jetzt 
keine Statistik vorliegt. Wenn der Wunsch dieses 
Hohen Hauses dahin geht, müßte dieser Zustand 
naturgemäß geändert werden. 

Zur zweiten Frage: Es ist richtig, daß § 4 des 
Verbringungsgesetzes nur das Post- und Briefge-
heimnis einschränkt; aber ,das beruht darauf, daß 
das Post- und Briefgeheimnis unter dem ausdrück-
lichen speziellen Gesetzesvorbehalt im Sinne des 
Art. 19 des Grundgesetzes steht, während das 

 Grundrecht der Meinungsfreiheit ja die immanente 
Schranke hat, daß es nur im Rahmen der geltenden 
Gesetze ausgeübt werden darf. Anders gesagt, es 
ist nicht möglich, bei jedem den Art. 5 des Grund-
gesetzes einschränkenden Gesetz zu vermerken, 
daß es den Art. 5 einschränkt. Das müßte ja dann 
z. B. bei dem Beleidigungsparagraphen auch ge-
schehen. 

Präsident D. Dr. Gerstenmaier: Eine zweite 
Zusatzfrage. 

Frau Dr. Diemer-Nicolaus (FDP) : Herr Bun-
desminister, nachdem auch Sie mit Recht  die  Auf-
fassung vertreten, daß das Grundrecht, das in Art. 5 
verankert ist, als solches jederzeit beachtet werden 
muß, möchte ich Sie fragen: Teilen Sie meine Auf-
fassung, daß im Zusammenhang mit dem Verbrin-
gungsgesetz, wenn es sich darum handelt, wie § 93 
des  Strafgesetzbuches auszulegen ist, enge Aus-
legungsgrundsätze angewandt werden müssen, da-
mit der Art. 5 nicht verletzt wird? 

Dr. Bucher, Bundesminister der Justiz: Ich teile 
diese Auffassung. Sie entspricht auch der ständigen 
Rechtsprechung des Bundesverfassungsgerichts. 

Präsident D. Dr. Gerstenmaier: Eine dritte 
Zusatzfrage. 

Frau Dr. Diemer -Nicolaus (FDP) : Herr Bun-
desminister, wären Sie in der Lage, durch Rückfrage 
bei den Ländern einmal festzustellen, welche Grund-
sätze bei der Auslegung des § 93 bei objektiven 
Verfahren angewandt werden? Es ergehen ja keine 
Urteile, die veröffentlicht werden. 

Dr. Bucher, Bundesminister der Justiz: Ich bin 
gern bereit, das festzustellen. 

(Abg. Frau Dr. Diemer-Nicolaus meldet sich 
zu einer weiteren Zusatzfrage.) 

Präsident D. Dr. Gerstenmaier: Bis zur Er-
schöpfung. Vierte und letzte der geballten Zusatz-
fragen! 

Frau Dr. Diemer -Nicolaus (FDP) : Herr Bun-
desminister, könnten Sie dann entweder im Rechts-
ausschuß oder im Sonderausschuß „Strafrecht" über 
das Ergebnis dieser Erkundigungen berichten? 

Dr. Bucher, Bundesminister der Justiz: Ja, gern. 

Präsident D. Dr. Gerstenmaier: Ich rufe auf 
die Frage V/6 — des Herrn Abgeordneten Busse —: 

Trifft es zu, daß sich der Leiter der Zentralen Stelle der 
Landesjustizverwaltungen zur Verfolgung nationalsozialistischer 
Gewaltverbrechen seit Jahren vergeblich um die Abstellung 
eines Beamten des Presse- und Informationsamtes der Bundes-
regierung für die Offentlichkeitsarbeit der Zentralen Stelle 
bemüht hat? 

Dr. Bucher, Bundesminister der Justiz: Der Lei-
ter der Zentralen Stelle der Landesjustizverwaltun-
gen zur Aufklärung nationalsozialistischer Ver-
brechen in Ludwigsburg hat weder bei dem für ihn 
zuständigen Justizministerium des Landes Baden

-

Württemberg noch beim Presse- und Informations-
amt der Bundesregierung jemals die Zuweisung 
eines Pressereferenten beantragt. Er hat gegenüber 
einem Referenten des Bundespresseamtes geäußert, 
seine jetzige Überlastung könne vermindert werden, 
wenn das Presseamt einen ständigen Vertreter in 
Ludwigsburg habe 'oder einen ständigen Kontakt-
mann für diesen Zweck im Bundespresseamt be-
stelle. Daraufhin wurde ein Referent des Bundes-
presse- und Informationsamtes zum ständigen Kon-
taktmann mit Ludwigsburg bestellt. 

Präsident D. Dr. Gerstenmaier: Damit ist 
Frage V/7 — des Abgeordneten Busse  — 

Falls  Frage V/6 bejaht wird: Welche Gründe waren dafür 
maßgebend, daß dem Wunsch des Leiters der Zentralen Stelle 
sucht stattgegeben wurde? 

wohl mitbeantwortet. 

Ich rufe auf die Frage V/8 — des Abgeordneten 
Busse —:  

Teilt die Bundesregierung die Auffassung, daß eine ausrei-
chende Aufklärung der deutschen und der Weltöffentlichkeit 
über die umfangreiche Ermittlungstätigkeit der Zentralen Stelle 
eine Fehlbeurteilung der Verfolgung nationalsozialistischer Ge-
waltverbrechen in Deutschland und im Ausland vermieden hätte? 

Dr. Bucher, Bundesminister der Justiz: Das 
Presse- und Informationsamt der Bundesregierung 
hat, wie ich eben sagte, seit Jahren ständigen Kon-
takt mit Ludwigsburg gehalten. Zahlreiche in- und 
ausländische Journalisten wurden nach Ludwigsburg 
verwiesen. Nicht zuletzt daher rührt auch die von 
Herrn Oberstaatsanwalt Schüle mit Recht beklagte 
Überlastung mit Öffentlichkeitsarbeit. Auch bei sei-
ner eigenen Tätigkeit hat das Presse- und Informa-
tionsamt sich darum bemüht, die Leistungen der 
Zentralen Stelle hervorzuheben. Es hat z. B. im 
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Bundesminister Dr. Bucher 

November 1963 eine Broschüre über die Verfolgung 
dieser Straftaten herausgegeben, in der die Zentrale 
Stelle mit zwei Beiträgen vertreten ist. 

Ferner liegt mir eine Übersicht über das vom 
Bundespresseamt in der Auslandsarbeit Geleistete 
vor, die ich wegen ihres Umfangs hier nicht voll-
ständig wiedergeben kann. Ich möchte nur stich-
wortartig folgendes erwähnen: 

1. Eine größere Anzahl ausländischer Publizisten 
und Politiker wurden bei der Zentralen Stelle infor-
miert. 

2. „Inter Nationes" veröffentlicht Artikel und Bil-
derdienste, darin auch Berichte über die Zentrale 
Stelle, in mehreren Sprachen. 

3. Einschlägiges Material wurde in mehr als 30 Spra-
chen publiziert. 

4. Auch die fremdsprachigen Bulletins des Presse- 
und Informationsamtes mit einer Auflage von mehr 
als 150 000 Exemplaren — also nicht halb geheim — 
brachten mehrfach Meldungen und Berichte zu die-
sem Thema. 

5. Auf dem Gebiet des Rundfunks wurde laufend 
über die Prozesse Bericht erstattet und auf die Tä-
tigkeit der Zentralen Stelle hingewiesen. . 

Die Aufklärungsarbeit im Inland ist nicht gerin-
ger. Auch das Deutsche Fernsehen hat sich öfters 
mit der Zentralen Stelle befaßt, so daß die Bundes-
regierung insgesamt feststellen kann, daß das Be-
stehen und die Leistungen dieser Stelle im In- und 
Ausland allgemein bekannt sind. 

Präsident D. Dr. Gerstenmaier: Eine Zusatz-
frage. 

Busse (FDP) : Herr Minister, würde sich nicht 
trotzdem aus gewissen Erscheinungen und Tatsachen 
in der letzten Zeit die Frage ergeben, ob es nicht 
angebracht ist, diese bereits begonnene Aufklä-
rungsarbeit noch intensiver fortzusetzen? 

Dr. Bucher, Bundesminister der Justiz: Ich 
stimme Ihnen darin zu, daß auf diesem Wege nicht 
genug Aufklärung in dieser Sache betrieben werden 
kann. 

Präsident D. Dr. Gerstenmaier: Ich rufe auf 
die Frage V/9 — des Abgeordneten Dr. Kohut —: 

Wie viele Ermittlungsverfahren in politischen Strafsachen sind 
in der Bundesrepublik Deutschland anhängig? 

Dr. Bucher, Bundesminister der Justiz: Zur Be-
antwortung dieser Frage muß ich leider eine ganze 
Anzahl von Zahlen hier verlesen. Ich werde mich 
bemühen, das möglichst übersichtlich zu tun. Als 
Zeitpunkt kann ich nur den 30. September 1964 neh-
men; das ist der neueste Zeitpunkt, für den Sta-
tistiken vorliegen. 

Danach waren 2515 staatsanwaltschaftliche Ermitt-
lungsverfahren anhängig, davon wegen Hochver-
rats 10, wegen Landesverrats 1762, wegen Staats

-

gefährdung 743. 380 gerichtliche Verfahren waren 
anhängig, wieder nach den gleichen Gruppen geglie-
dert: 21, 235, 124. Zusammen waren also 2895 Ver-
fahren anhängig. 

Dabei ist aber zu bemerken, daß ein erheblicher 
Teil dieser Verfahren seit Jahren vorläufig einge-
stellt ist. Die vorläufige Einstellung erfolgt meistens 
deshalb, weil der Täter über die Grenzen hinaus 
geflüchtet ist. Praktisch sind diese Verfahren erle-
digt; die Täter werden nicht mehr zurückkommen. 
Vorläufig eingestellt sind zusammen — ich darf hier 
wohl auf die Aufgliederung verzichten — 1368 Ver-
fahren, also etwa die Hälfte der vorher von mir 
genannten Verfahren. 

Präsident D. Dr. Gerstenmaier: Eine Zusatz-
frage! 

Dr. Kohut (FDP) : Herr Minister, wie kommt es, 
daß die in der Öffentlichkeit — Fernsehen, Presse, 
Rundfunk — genannten Zahlen wesentlich höher 
sind als die, die Sie bekanntgegeben haben? Beruht 
das vielleicht darauf, daß Vorermittlungen oder der-
gleichen, die auf Denunziationen beruhen, in größe-
rem Umfang eingeleitet worden waren? 

Dr. Bucher, Bundesminister der Justiz: Es kann 
sein, daß diese  fälschlich genannten höheren Zahlen 
darauf beruhen, daß Verfahren einbezogen worden 
sind, die schon von den Staatsanwaltschaften sofort 
erledigt worden sind,  weil sie z. B . offensichtlich 
auf Denunziation 'beruhten und keine sachliche 
Grundlage hatten. Ich kann nur betonen, daß dies 
hier die richtigen Zahlen 'sind. Wir erleben es ja 
leider öfter, daß in der Öffentlichkeit falsche Zahlen 
verbreitet werden. 

Präsident D. Dr. Gerstenmaier: Eine weitere 
Zusatzfrage? — Bitte, Herr Dr. Kohut! 

Dr. Kohut (FDP) : Wie kam es eigentlich, daß 
schon in dem vorhin behandelten Fall  Dr.  Wiech-
mann die Kriminalpolizei eingeschaltet wurde, als 
er sich nach den auch von mir erfragten Zahlen 
erkundigen wollte? 

Dr. Bucher, Bundesminister der Justiz: Das liegt 
außerhalb meines Geschäftsbereichs, Herr Kollege. 

Präsident D. Dr. Gerstenmaier: Eine Zusatz-
frage des  Herrn Abgeordneten Dröscher! 

Dröscher (SPD) : Herr Bundesminister, wie ist 
sichergestellt, daß Menschen, gegen die solche 
staatsanwaltschaftlichen Ermittlungsverfahren einge-
leitet werden, die dann vernommen, zum Teil auch 
in Unruhe versetzt werden, überhaupt von dem 
Ende dieser Ermittlungen erfahren? 

Dr. Bucher, Bundesminister der Justiz: Von dem 
Ende eines Ermittlungsverfahrens erfährt derjenige, 
gegen den es eingeleitet wird, in jedem Falle. 
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Präsident D. Dr. Gerstenmaier: Eine weitere 
Zusatzfrage des Herrn Abgeordneten Dröscher! 

Dröscher (SPD) : Herr Bundesminister, ist sicher-
gestellt, daß sich diese Versfahren nicht über eine 
vor allem bei Unschuldigen unzumutbar erschei-
nende Zeit hinweg ausdehnen? 

Dr. Bucher, Bundesminister der Justiz: Ich 
glaube, daß das im Rahmen des Möglichen sicher-
gestellt ist. Unter den Verfahren, von denen 'ich 
vorher sprach, gibt es ja 'eine 'große Anzahl, wo ein 
Verfahren eingeleitet, aber schon nach sehr kurzer 
Zeit wegen offensichtlicher Unbegründetheit von 
der Staatsanwaltschaft eingestellt wird. 

Präsident D. Dr. Gerstenmaier: Eine Zusatz-
frage des Herrn Abgeordneten Dr. Willeke. 

Dr. Willeke (CDU/CSU) : Ist die Bundesregie-
rung bereit, 'den  zweifellos in der Öffentlichkeit, 
namentlich auch tim Fernsehen verbreiteten falschen 
Zahlen wirksam entgegenzuwirken? 

Dr. Bucher, Bundesminister der Justiz: Die Bun-
desregierung ist dazu bereit, wie es schon heute 
geschieht. 

Präsident D. Dr. Gerstenmaier: Eine Zusatz-
frage des Herrn Abgeordneten Matthöfer! 

Matthöfer (SPD) : Herr Minister, sind in Ihren 
Zahlen auch die Ermittlungsverfahren enthalten, die 
wegen Beleidigung fremder Staatsoberhäupter in 
Gang gesetzt wurden? 

Dr. Bucher, Bundesminister der Justiz: Nein, 
dieser Tatbestand ist hierin nicht enthalten. 

Matthöfer (SPD) : Würden Sie solche Verfahren 
als politische Strafverfahren dann bezeichnen, wenn 
das Staatsoberhaupt, das angeblich beleidigt wor-
den sein soll, ein faschistischer Diktator ist?  

Dr. Bucher, Bundesminister der Justiz: Die Be-
leidigungen ausländischer Staatsoberhäupter gehö-
ren generell nicht zu dem Komplex, den man als 
politische Straftaten bezeichnet, sondern dazu ge-
hören nur die drei Gruppen Hochverrat, Landesver-
rat und Staatsgefährdung. 

Präsident D. Dr. Gerstenmaier: Wir kommen 
dann zu der Frage V/10 — des Abgeordneten Dr. 
Müller-Emmert —: 

Ist der Bundesjustizminister bereit, auf' der nächsten Justiz-
ministerkonferenz dafür einzutreten, daß zukünftig die Justiz-
minister und -senatoren der Bundesländer in ihren Voraus-
setzungen und Auswirkungen möglichst einheitliche Weihnachts-
gnadenerlasse erarbeiten, damit Härtefälle zum Nachteil von 
Strafgefangenen, die ihre Ursache in der inhaltlichen Verschie-
denheit der Gnadenerlasse der Bundesländer haben, vermieden 
werden? 

Dr. Bucher, Bundesminister der Justiz: Ich 
stimme Ihnen zu, Herr Kollege, daß allgemeine 
Gnadenerlasse der Länder zu Weihnachten im In

-

teresse der Gleichheit und damit der Gerechtigkeit 
möglichst einheitlich sein sollten. Die Länder haben 
das durchaus erkannt. Auf Initiative des Bayerischen 
Staatsministeriums der Justiz ist erreicht worden, 
daß Gnadenerweise zu Weihnachten nach im wesent-
lichen gleichen Grundsätzen gewährt werden. Die 
Länder haben im letzten Jahr — mit einer Aus-
nahme — als Entlassungstag den 21. Dezember ver-
einbart bei den Strafen, deren Verbüßung zwischen 
dem 22. Dezember 1964 und dem 3. Januar 1965 ge-
endet hätte. 

Die Voraussetzungen im einzelnen festzulegen 
muß natürlich den Ländern, denen die Gnadenhoheit 
zusteht, überlassen bleiben. Aber ich will Ihre An-
regung gern aufgreifen und darauf hinwirken, daß 
Härten infolge ungleicher Bestimmungen nicht vor-
kommen. 

Präsident D. Dr. Gerstenmaier Eine Zusatz-
frage? - Bitte, Herr Abgeordneter Dr. Müller-Em-
mert! 

Dr. Müller -Emmert (SPD) : Herr Minister, ist 
Ihnen bekannt, daß die Voraussetzungen z. B. in 
dem hessischen Weihnachtsgnadenerlaß viel günsti-
ger waren als in dem rheinland-pfälzischen, so daß 
diejenigen Personen, die in Hessen verurteilt wor-
den waren, ihre Strafe aber in Rheinland-Pfalz ver-
büßten, viel früher entlassen wurden als ihre Zellen-
kameraden, die von rheinland-pfälzischen Gerichten 
verurteilt waren? 

Dr. Bucher, Bundesminister der Justiz: Mir ist 
nur bekannt, daß die hessische Regelung insoweit 
abweicht, als nicht der 3. Januar, sondern der 
6. Januar als Tag des Strafendes gewählt worden 
ist, also ein etwas größerer Kreis von — um mit 
Ihnen zu sprechen — „Kameraden" von dem Gna-
denerlaß betroffen wird. Degegen ist mir nichts da-
von bekannt, daß auch der Entlassungstermin in 
Hessen früher gelegen hat, jedenfalls nicht zu Weih-
nachten letzten Jahres. 

Dr. Müller -Emmert (SPD): Eine weitere Zusatz-
frage, Herr Minister! Da Sie diesem meinem Anlie-
gen, wenn ich so sagen darf, aufgeschlossen gegen-
überstehen, darf ich noch fragen: Wann wird diese 
Frage entschieden werden können? Auf der nächsten 
Justizministerkonferenz?  

Dr. Bucher, Bundesminister der Justiz: Ich bin 
gerne bereit, mich dafür einzusetzen, daß das Thema 
auf der  nächsten Justizministerkonferenz nochmals 
behandelt wird. Ich kann Ihnen im Augenblick nicht 
sagen, welcher Termin dafür in Aussicht genommen 
worden ist; aber ich nehme an,  daß es so etwa im 
Mai  sein  wird.  

Präsident D. Dr. Gerstenmaier: Eine Zusatz-
frage, Herr Abgeordneter Dr. Rutschke. 

Dr.  Rutschke (FDP) : Herr Bundesminister, sind 
Sie der Meinung, daß man Mithäftlinge oder -insas-
sen eines Gefängnisses als „Kameraden" bezeichnen 
sollte? 
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Dr. Bucher, Bundesminister der Justiz: Ich 

glaube, man sollte es den Häftlingen überlassen, 
inwieweit sie sich kameradschaftlich verbunden 
fühlen. 

Präsident D. Dr. Gerstenmaier: Wir kommen 
zu den Fragen aus dem Geschäftsbereich des Bun-
desministers der Finanzen. Ich rufe auf die Fragen 
VI/1, VI/2 und VI/3 — des Abgeordneten Richarts —: 

Ist der Bundesregierung bekannt, in wieviel Fällen das Haupt-
zollamt Prüm in den letzten Jahren wegen Vor- bzw. Über-
lieferung von Heizöl Steuerbescheide erlassen und Strafverfahren 
anhängig gemacht hat? 

Sind — bei Bejahung der Frage VI/1 — der Bundesregierung 
der gesamte Betrag der in diesem Zusammenhang erlassenen 
Steuerbescheide und die Zahl der im gleichen Zusammenhang 
anhängigen und abgewickelten Strafverfahren bekannt? 

Ist die Bundesregierung — bei Bejahung der Fragen VI/1, 2 — 
bereit, dem Parlament diese Zahlen zu nennen? 

Ist der Herr Abgeordnete Richarts im Saal? — Er 
ist nicht anwesend. Seine Fragen werden schriftlich 
beantwortet. 

Ich rufe auf die Fragen VI/4, VI/5 und VI/6 — des 
Abgeordneten Holkenbrink — : 

Ist die Bundesregierung bereit, die einzelnen in Frage VI/1 
genannten Fälle zu überprüfen, um festzustellen, inwieweit im 
Rahmen des Ermessensspielraums und im Rahmen der Möglich-
keit des Steuererlasses aus Billigkeitsgründen vom Hauptzollamt 
Prüm in diesem Zusammenhang Gebrauch gemacht wurde? 

Billigt die Bundesregierung das Verfahren des Hauptzollamtes 
Prüm, besonders in Fällen, in denen keine Steuerverkürzungen 
eingetreten sind? 

Welche Maßnahmen gedenkt die Bundesregierung zu ergreifen, 
um solche Aktionen eines Hauptzollamtes wie die in Frage VI/1 
genannten in Zukunft zu verhindern? 

Ist der Abgeordnete Holkenbrink im Saal? — Nein. 
Dann werden auch seine Fragen schriftlich beant-
wortet. 

Wir kommen zu den Fragen aus dem Geschäfts-
bereich des Bundesministers für Wirtschaft. Ich rufe 
auf die Frage VII/1 — des Abgeordneten Fritsch —: 

Ist die Bundesregierung bereit, durch die Errichtung bundes-
eigener Einrichtungen im Zonenrand- und Grenzgebiet und durch 
'die  .Vergabe von Aufträgen des Bundes, z. B. auf dem Sektor 
künstlerischer Arbeiten, der bisherigen Benachteiligung dieser 
Gebiete entgegenzuwirken? 

Zur Beantwortung hat das  Wort  Herr Staatssekre-
tär Dr. Langer. 

Dr. Langer, Staatssekretär im Bundesministe-
rium für Wirtschaft: Herr Abgeordneter, abgesehen 
von der Standortgebundenheit vieler bundeseigener 
Einrichtungen ist ihr Sitz vielfach in Gesetzen fest-
gelegt oder auf andere Weise ,der Einflußnahme der 

 Bundesregierung entzogen. Die Bundesregierung 
prüft jedoch bei der Errichtung jeder neuen bundes-
eigenen Einrichtung, ob ihr Standort im Zonenrand-
gebiet gewählt werden kann. 

Präsident D. Dr. Gerstenmaier: Eine Zusatz-
frage, Herr Abgeordneter Fritsch!  

Fritsch (SPD) : Herr Staatssekretär, würden Sie 
dabei an die verschiedensten Einrichtungen der ein-
zelnen Ministerien denken, wie z. B. an Ingenieur-
schulen ,der Bundespost oder auch an Schulen der 

Bundeswehr, an Archive oder vergleichbare Institu-
tionen der  Ministerien? 

Dr. Langer, Staatssekretär im Bundesministe-
rium für Wirtschaft: Ja, Herr Abgeordneter, ich 
würde diese Zusatzfrage bejahen. Der beim Bundes-
wohnungsbauministerium ressortierende Intermini-
sterielle Ausschuß für Raumordnung hat sicherge-
stellt, daß alle neuen Bundeseinrichtungen in diesem 
Ausschuß erörtert werden und man diese Gedanken 
mit in  die Überlegungen einbezieht. 

Präsident D. Dr. Gerstenmaier: Zweite Zu-
satzfrage! 

Fritsch (SPD) : Herr Staatssekretär, darf ich fra-
gen, welche Kontakte bisher z. B. mit der  bayeri-
schen Landesvertretung in der Frage der Vergabe 
von Arbeiten künstlerischer Art — die ich in dieser 
Frage meinte — an Künstler des Grenzlandes be-
stehen und  ob auf Grund dieser Kontakte zu erwar-
ten ist, daß künftig in vermehrtem Maße derartige 

 Aufträge in das Zonenrandgebiet vergeben werden? 

Dr. Langer, Staatssekretär im Bundesministe-
rium für Wirtschaft: Herr Abgeordneter, ich muß 
darum bitten, diese Frage schriftlich beantworten zu 
dürfen. Ich verweise darauf, daß in der Frage des 
Herrn Abgeordneten Lautenschlager die Frage der 
Vergabe von Aufträgen im Zonenrandgebiet auch 
unter 'dem Aspekt künstlerischer Aufträge ange-
sprochen worden ist. 

Präsident D. Dr. Gerstenmaier: Ich rufe auf 
die Fragen VII/2 und VII/3 — des Herrn Abgeord-
neten Lautenschlager —: 

Ist die Bundesregierung bereit, die im Bundeshaushalt ein-
gestellten Mittel für Frachthilfen, z. B. für die bayerischen 
Zonenrandgebiete, zu erhöhen? 

Teilt die Bundesregierung die Auffassung, daß die Frachthilfe 
in der Weise verbessert wird, daß Unternehmen, die Frachthilfe 
erhalten, davon gleich wieder einen Teil in Form von Steuern 
abführen müssen? 

Bitte, Herr Staatssekretär! 

Dr. Langer, Staatssekretär im Bundesministe-
rium für Wirtschaft: Im Jahre 1963 — für das  die 

 Rechnung abgeschlossen ist — standen für das Re-
gionale Förderungsprogramm 142 Millionen DM zur 
Verfügung, von denen 29,2 Millionen DM für 
Frachthilfen an die Wirtschaft im Zonenrandgebiet 
ausgezahlt wurden. Auch im Jahre 1965 ist im Re-
gionalen Förderungsprogramm etwa der gleiche Be-
trag für Frachthilfen vorgesehen. 

Solange eine Aufstockung des Regionalen Förde-
rungsprogramms insgesamt nicht möglich ist, kann 
auch die Frachthilfe nicht erweitert werden, ohne daß 
andere wichtige Hilfen für das Zonenrandgebiet oder 
für die Bundesausbaugebiete und -orte verringert 
werden. Das Bundeswirtschaftsministerium wird in 
allernächster Zeit Besprechungen mit den Ländern 
darüber führen, ob eventuell andere Hilfen inner-
halb des Regionalen Förderungsprogramms noch 
weiter eingeschränkt werden können, um die Fracht-
hilfe dem ständig steigenden Transportvolumen des 
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Zonenrandgebietes auch  in  Zukunft anpassen zu 
können. 

Präsident D. Dr. Gerstenmaier: Keine Zu-
satzfrage mehr. 

Damit sind wir für heute am Ende der Frage-
stunde. Die Fragestunde wird morgen fortgesetzt 
mit dem Geschäftsbereich des Bundesministers für 
Arbeit und Sozialordnung. 

Ich rufe auf Punkt 2 der Tagesordnung: 

a) Fortsetzung der Beratung der Großen An-
, frage der Fraktion der FDP betr. die Lage in 
der Bundeswehr (Drucksache IV/2426) 

b) Fortsetzung der Beratung des Schriftlichen 
Berichts des Ausschusses für Verteidigung 
(5. Ausschuß) über den Jahresbericht 1963 des 
Wehrbeauftragten des Bundestages (Druck-
sachen IV/2305, IV/2795) 

c) Beratung des Schriftlichen Berichts des Aus-
schusses für Verteidigung (5. Ausschuß) über. 
den Entschließungsantrag der Fraktion der 
FDP zur dritten Beratung des Entwurfs des 
Haushaltsgesetzes 1964 

hier: Einzelplan 14 
Geschäftsbereich des Bundesministers 
der Verteidigung (Drucksachen IV/2940, 
zu IV/2940, Umdruck 429). 

Ich frage den Herrn Abgeordneten Adorno als 
Berichterstatter, ob er das Wort wünscht. — Das 
Wort hat der Herr Berichterstatter. 

Adorno (CDU/CSU) : Herr Präsident! Meine sehr 
verehrten Damen und Herren! Den Ihnen vorlie-
genden Schriftlichen Bericht des Ausschusses für 
Verteidigung über den Entschließungsantrag der 
Fraktion der FDP auf Umdruck 429 darf ich hiermit 
durch weitere Ausführungen ergänzen. 

Zunächst möchte ich einleitend wiederholen, daß 
sich der Ausschuß sehr eingehend mit diesem um-
fangreichen Entschließungsantrag in vier Sitzungen 
befaßt hat. Ebenso will ich noch einmal betonen, 
daß bei der Erörterung der verteidigungspolitischen . 
Probleme des Antrags innerhalb des Ausschusses 
Einigkeit darüber bestand, daß alle Maßnahmen, 
die den Erfolg der Konsolidierung der Bundeswehr 
sicherstellen sollen, mit den von der Bundesrepublik 
übernommenen Verpflichtungen aus dem Nordatlan-
tischen Verteidigungspakt übereinstimmen müssen. 
Auch sei noch einmal vermerkt, daß in dem Antrag 
das Bestreben zum Ausdruck kommt, die Bemühun-
gen und Maßnahmen, die der Konsolidierung unse-
rer Bundeswehr dienen, zu unterstützen und durch 
eigene Vorschläge zu ergänzen. 

Im einzelnen ist dazu noch folgendes auszufüh-
ren. Zu Ziffer 1 des Antrags haben die Beratungen 
des Ausschusses ergeben, daß die bestimmenden 
Elemente des Erlasses des Bundesministers der Ver-
teidigung vom 28. Februar 1964 dem hier angespro-
chenen Anliegen der Antragsteller entsprechen. 
Hervorzuheben sind insbesondere die befohlene 
Verbesserung und Vervollständigung der Ausbil

-

dung in der Truppe als Schwerpunktaufgabe für die 
Phase der Konsolidierung. Dem dient auch die 
Streckung des Zeitplanes für den organisatorischen 
Aufbau zugunsten der Auffüllung begonnener Vor-
haben an Stelle weiterer Neuaufstellungen, die vor-
läufig nur noch .zum Schließen schwerwiegender 
Lücken geplant sind. So wurden die Neuaufstellun-
gen, die ursprünglich für das Jahr 1964 im Umfang 
von rund 30 000 Soldaten vorgesehen waren, auf-
geschoben. Das bedeutet allein beim Heer eine Ver-
schiebung der Aufstellung von 19 Bataillonen bzw. 
64 Kompanien und 30 selbständigen Einheiten in 
einer Stärke von insgesamt 16 700 Soldaten. Der Per-
sonalzuwachs dient in der Phase der Konsolidierung 
vor allem der Auffüllung bestehender Verbände. 

Insgesamt gesehen wurde aus den Beratungen 
deutlich, daß alle Anstrengungen unternommen 
worden sind und weiterhin unternommen werden, 
um die Ausbildung nach modernen Grundsätzen auf 
den bestmöglichen Stand zu bringen. Es  wird alles 
darangesetzt, durch geeignete Maßnahmen den Be-
rufssinn der Soldaten zu intensivieren und gleich-
zeitig über unser Wehrsystem der Allgemeinen 
Wehrpflicht die Verbindung zwischen Bevölkerung 
und Bundeswehr immer enger und verständnisvol-
ler zu gestalten. 

Zu Ziffer 2 'des Antrags ist auszuführen, daß der 
Gedanke einer vorübergehenden Reduzierung der 
Stärke der Bundeswehreinheiten vom Bundesmini-
ster der Verteidigung sorgfältig erwogen worden 
ist. Einerseits muß der Sinn der Konsolidierung 
darin gesehen werden, das bereits Bestehende zu 
erhalten und zu. festigen. Andererseits haben alle 
Maßnahmen zu garantieren, daß die Chancen für 
eine erfolgreiche Vorwärtsverteidigung ständig er-
höht werden. 

Daher stimmte der Ausschuß mit dem Bundesmini-
ster der Verteidigung darin überein,' nur äußersten-
falls von ,der Maßnahme einer vorübergehenden 
Reduzierung Gebrauch zu machen, um  das  Fehl an 
Führern und Unterführern zu überbrücken. Der Aus-
schuß ließ sich dabei auch von der Überlegung lei-
ten, daß die Auflösung ganzer Einheiten zwangs-
läufig Versetzungen auslösen würde, was wiederum 
Unruhe und damit vermehrte Abgänge langdienen-
der Soldaten zur Folge hätte. Darüber hinaus würde 
eine Kürzung der Personalstärken der Einheiten die 
Basis für die Gewinnung langdienender Soldaten 
nur schmälern und dadurch das Personalproblem 
weiter verschärfen. Denn schließlich können länger

-

dienende Freiwillige, die  zusammen mit den Berufs-
soldaten das Gerüst einer 'modernen Armee bilden, 
am besten aus dem großen Reservoir der wehrpflich-
tigen Soldaten gewonnen werden. 

Der Bundesminister der Verteidigung hat sich 
trotzdem bereit erklärt, die Kommandierenden Ge-
nerale zu ermächtigen, von Fall zu Fall innerhalb 
von Einheiten vorübergehend Personalausgleich 
durch Kommandierungen 'bis zur Stärke eines 
Zuges zu befehlen, um 'geeignete Rationalisierungs-
maßnahmen auf dieser Ebene rasch durchführen zu 
können. 

Die Auflösung ganzer Einheiten kann jedoch schon 
infolge unserer NATO-Verpflichtungen nur als letz- 
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ter Schritt in Betracht gezogen werden. Sie würde 
außerdem eine Reihe zusätzlicher Schwierigkeiten 
mit sich 'bringen, von denen z. B. die psychologischen 
Folgen einer Auflösung der Einheit als „Heimat des 
Soldaten" besonders ins Gewicht fielen. Der Aus-
schuß konnte sich daher der Erkenntnis nicht ver-
schließen, daß dem Bundesminister der Verteidi-
gung selbst die Entscheidung über die Auflösung 
einer Einheit, :sollte sie im Einzelfall notwendig 
werden, vorbehalten sein muß. 

Auch die Beratung zu ,Ziffer 3 des Antrags ergab 
eine Übereinstimmung ,der Auffassungen des Aus-
schusses mit den Erklärungen der Bundesregierung. 
Eine Verlängerung der Ausbildungszeit bis zur Be-
förderung zum Leutnant ist im Sinne der Anfrage 
vorbereitet. Sie wird für alle ab 1. Oktober 1965 
eintretenden Berufsoffiziersanwärter einheitlich 36 
Monate, für Zeitoffiziersanwärter 30 Monate betra-
gen. Seit 1. Oktober .1964 beträgt die Ausbildungs-
zeit für Berufsoffiziersanwärter bereits 32 Monate 
und für Zeitoffiziersanwärter 24 Monate. 

Ebenso wird eine Verlängerung der Ausbildung 
bis zur Beförderung zum Unteroffizier schrittweise 
verwirklicht. Vorausseitzung ist, daß die eingeleite-
ten Maßnahmen zur Verbesserung der Situation des 
Unteroffizierstandes zu einer Verlängerung der 
Dienstzeitverpflichtungen führen. In der Übergangs-
zeit wird dem Umstand, daß eine kürzere Zeit zur 
Ausbildung vor der Beförderung zur Verfügung 
steht, durch Intensivierung der Ausbildung Rech-
nung getragen. Dem dient zum Beispiel der vor-
übergehende Verzicht auf Übungen in Großver

-

bänden, um die Ausbildung durch die Truppe selbst 
in der Kompanie und im Bataillon schwerpunkt-
mäßig durchführen zu können. Außerdem hat An-
fang 1964 das Heer bei allen Waffenschulen sofort 
Unteroffizierlehrinspektionen zur Ausbildung des 
Nachwuchses eingerichtet. Hierher gehört auch die 
Einrichtung von neuen Unteroffiziersschulen. Die 
Teilstreitkraft Marine verfügt bereits seit längerer 
Zeit über eine Unteroffiziersschule, ebenfalls die 
Luftwaffe und das Heer seit Oktober 1964; weitere 
zwei Unteroffiziersschulen sind für das Heer vorge-
sehen. Im übrigen wird die Ausbildung über den 
Zeitpunkt der  Beförderung hinaus fortgesetzt. 

Die Stabsoffiziersausbildung wird ab 1966, sobald 
die ersten nicht kriegsgedienten Offiziere heran

-

stehen, einheitlich auf sechs Monate ausgedehnt 
und intensiviert. Etwa 40% der Stabsoffiziere die-
nen nicht mehr in ihrer Teilstreitkraft. Sie werden in 
gemischten und integrierten Stäben im Bundesmini-
sterium der Verteidigung oder bei der TV verwen-
det. Deshalb wir auch ein neuer Lehrstoff erarbeitet, 
um den künftigen Stabsoffizier neben seiner Ver-
wendung in der eigenen Teilstreitkraft insbesondere 
auch auf eine Tätigkeit im Bundeswehrrahmen und 
im integrierten Rahmen vorbereiten. 

Bei der Beratung von Ziffer 4 dies Antrages konnte 
sich der Auschuß zunächst einen Überblick über die 
getroffenen, eingeleiteten und vorgesehenen Maß-
nahmen zur Verbesserung der Infrastruktur ver-
schaffen. Art und Umfang des Kasernenbaus sind 
überprüft und werden laufend der Umfangs- und 
Unterbringungsplanung der Bundeswehr angepaßt. 

Planung und Ausführung erfolgen unter Berücksich-
tigung moderner technischer Erkenntnisse nach Nor-
men. Der Schwerpunkt der allgemeinen Infrastruktur 
liegt jetzt und in den folgenden Jahren eindeutig 
auf der Deckung dies Nachholbedarfs an Ausbil-
dungs- und vor allem auch an Betreuungseinrich-
tungen. Das geht schon eindeutig aus der Mittel-
verteilung des Jahres 1964 hervor. Von insgesamt 
1442 Millionen DM entfielen im vergangenen Haus-
haltsjahr 1397 Millionen DM auf sogenannte Kon-
solidierungsbauten und 45 Millionen DM — man 
beachte den Unterschied! — auf den Baubeginn für 
Neubauten. Der Betrag von rund 1397 Millionen DM 
für Konsolidierungsbauten gliedert sich wieder auf 
in 1247,3 Millionen DM  für Kasernen, darunter ins-
besondere Ausbildungs- und Betreuungseinrichtun-
gen, sowie Sportanlagen und technische Bereiche, 
und in 149,7 Millionen DM für Depotbauten. 

Während also in der Konsolidierungsphase Neu-
bauten im wesentlichen zum Abbau von Überbele-
gungen und zur Abdeckung von Belegungsspitzen 
errichtet werden, hat zweifellos die Vervollkomm-
nung der vorhandenen Unterkünfte — und hier 
wiederum insbesondere die Erstellung des Nachhol-
bedarfs an Betreuungsbauten — eindeutigen Vor-
rang. So werden z. B. in den Jahren 1964 bis 1966 zu 
den ,bereits vorhandenen 284 Sportplätzen zusätzlich 
145 Sportplätze und zu den schon vorhandenen 
229 Sporthallen weitere 168 Sporthallen zur Ver-
fügung gestellt werden. Zu den vorhandenen 19 
Soldatenheimen kommen in diesem Zeitraum weitere 
28 hinzu. 

In den Wirtschaftsgebäuden vorhandene Unter-
offiziersheime können mit der Errichtung von Offi-
ziersheimen vergrößert werden, indem die bisheri-
gen Offiziersversammlungsräume den Unteroffi-
ziersheimen zugeschlagen werden. 18 Offiziers-
heime sind im Bau oder werden in diesen Monaten 
begonnen. Der Bau weiterer Offiziersheime ist in 
der  Planung. Hierbei ist noch besonders zu erwäh-
nen, daß jetzt beim Neubau von Kasernen die Be-
treuungseinrichtungen gleichzeitig erstellt werden. 

Der Wohnungsbau für die Bundeswehr wird im 
Rahmen der vorhandenen Mittel und Baukapazitä-
ten mit Vorrang betrieben. Es wird die Erstellung 
von jährlich 15 000 Wohnungen angestrebt, um den 
Nachholbedarf beschleunigt auffangen zu können. 
Doch darf nicht übersehen werden, daß durch Neu-
einstellungen, Heiraten und Pensionierungen nur 
ein Bruchteil der Neubauten den Nachholbedarf ver-
ringert. Für 1965 ist der Bau von 12 000 Wohnungen 
durch rechtzeitig erteilte Bindungsermächtigungen 
gesichert. 

Der Verwaltungsgang konnte teilweise bereits 
verkürzt werden durch die Hereinnahme der für die 
Bundeswehr tätigen Teile der Bauabteilung des Bun-
desministeriums für wirtschaftlichen Besitz des Bun-
des in das Bundesministerium der Verteidigung und 
durch die Delegierung der abschließenden Genehmi-
gung bestimmter Bauvorhaben in die Kompetenz 
der Mittelinstanz. Bei letzteren handelt es sich maß-
geblich um neu zu beginnende Teilbereiche von 
Truppenunterkünften, z. B. technische Bereiche, Heiz-
oder Wirtschaftsgebäude, ferner um Standortschieß- 
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anlagen und um Munitionsniederlagen, deren Pla-
nungsvorbereitungen sich verzögert hatten, bei 
denen aber auf diese Weise die Möglichkeit be-
stand, den vorgesehenen Baubeginn in etwa einzu-
halten. 

Bei der Erörterung dieses Fragenkomplexes wies 
der Bundesminister der Verteidigung aber auch auf 
die großen Schwierigkeiten hin, die als Folge der 
Bestimmungen des § 14 und des § 30 a der Reichs

-

haushaltsordnung das Ministerium außerordentlich 
belasten. Diese hemmenden Bestimmungen und ent-
sprechende Verfahrensschwierigkeiten behindern 
die zügige Durchführung des Infrastrukturpro-
gramms einschließlich des Wohnungsbaus außer-
ordentlich. 

Um diesen Schwierigkeiten zu begegnen und um 
die Maßnahmen, die der Verbesserung des Infra-
strukturprogramms gelten, zu beschleunigen, unter-
stützt der Ausschuß unter Hintansetzung von haus-
haltsrechtlichen und konjunkturpolitischen Bedenken 
alle Schritte, die zur Erleichterung der Verwaltungs-
führung auf dem Gebiet der Verteidigungsbauten 
beitragen. 

In seinem Antrag fordert daher der Ausschuß die 
Übertragung des Prüfungs- und Genehmigungsrechts 
für einmalige Bauausgaben auf die Mittelinstanz, die 
Erhöhung der Kostengrenze des § 30 a der Reichs-
haushaltsordnung für kleinere Neu-, Um- und Er-
weiterungsbauten von zur Zeit 80 000 DM auf 
250 000 DM, die frühzeitige Freigabe der geplanten 
Hochbaumaßnahmen gemäß § 9 des Entwurfs des 
Haushaltsgesetzes 1965 und die Ausnahme der Bau-
vorhaben des Verteidigungsbereichs von der in § 9 
Abs. 2 des Haushaltsgesetzes 1965 vorgesehenen 
20-%-Sperre. 

Bei der Beratung von Ziffer 5 des vorliegenden 
Antrags wurde zunächst daran erinnert, daß der 
Atlantikrat im Februar 1952 in Lissabon ein Stärke

-

Soll von 90 Divisionen zur Verteidigung West-
europas beschlossen hatte. Schon ein Jahr später 
wurde die Forderung von Lissabon aufgegeben. 
Von der ursprünglichen Planung blieben 30 Divi-
sionen übrig. Mit Hilfe taktischer Kernwaffen sollte 
jedoch die Feuerkraft von 90 Divisionen erhalten 
bleiben. 

Die NATO -Streitkräfte -Forderungen liegen fest. 
Sie enthalten auch Angaben über nukleare Waffen-
systeme, die aufzustellen notwendig ist, um ausge-
wogene präsente Streitkräfte zu haben, auf daß die 
Abschreckung auf allen Stufen möglicher Konflikte 
glaubhaft und unkalkulierbar bleibt, angefangen 
von der lokal begrenzten feindlichen Aktion bis hin 
zum großen Atomschlag. 

Auf Grund dieser anerkannten NATO-Forderun-
gen hält die Bundeswehr Trägermittel für Atom-
waffen bereit, die im Rahmen der atlantischen Ver-
teidigung von  den USA  zur Verfügung gestellt wer-
den. Art und Umfang dieser Atomträgersysteme 
sind mit der NATO nach den der Bundesrepublik 
zufallenden Aufgaben im Rahmen des Bündnisses 
abgestimmt. 

Der Ausschuß war sich aber darin einig, sicher-
zustellen, daß unsere Truppen nicht weniger gut 

ausgerüstet werden, als die amerikanischen Ver

-

bände. Es muß in jedem Fall gewährleistet sein, daß 
die gemeinsame Verteidigungsfront von gleichwer-
tig ausgerüsteten Streitkräften besetzt gehalten 
wird, gleichgültig welcher Nationalität die einzelnen 
Kontingente auch angehören. Ansonsten würden die 
schwächeren Sektoren den Angriff des Gegners in 
konzentrierter Form auf sich ziehen, ganz abge-
sehen davon, daß es keinem Soldaten zugemutet 
werden kann, weniger gut ausgerüstet und bewaff-
net zu sein als die Soldaten benachbarter Verbände 
derselben Streitmacht. Dem Gegner darf keine 
Chance bleiben, größere Einbrüche in das Gebiet 
der Bundesrepublik zu erzielen; denn trotz — oder 
gerade wegen — der atemberaubenden Wandlung 
des Kriegsbildes ist für die Moral des Soldaten 
nach wie vor entscheidend, daß er von der Über-
zeugung getragen wird, den Feind von den Grenzen 
seiner Heimat fernhalten zu können. 

Es wurde jedoch ausdrücklich festgestellt, daß die 
Bundeswehr von sich aus nach Erreichen des der-
zeitigen Aufstellungssolls keine weitere Vermeh-
rung der Atomträgersysteme plant. Im übrigen 
wurde in diesem Zusammenhang erneut darauf hin-
gewiesen, daß die Bundeswehr über keine eigenen 
Atomwaffen verfügt und dies auch nicht anstrebt. 

Zu Ziffer 6 des Antrages habe ich in meinem 
Schriftlichen Bericht darauf hingewiesen, daß dem 
Anliegen des Antrages auf Überprüfung der Vor-
ratshaltung und des Depotwesens laufend ent-
sprochen wird. Hierzu muß allerdings ergänzend 
gesagt werden, daß zur Zeit noch ein erheblicher 
ungedeckter Bedarf an Depotkapazität besteht, vor 
allem in taktisch richtiger Lage. Vordringlich ist 
die Schaffung von neuem Depotraum im vorderen 
Teil der Kampfzone, da das Depotwesen mit den 
Erfordernissen der Vorwärtsverteidigung in Ein-
klang gebracht werden muß. Das ist jedoch lang-
wierig und kostspielig; denn die taktisch richtige 
Einlagerung von Depotkapazität ist mit Landerwerb, 
Bauten usw., also mit erheblichen Schwierigkeiten 
und Kosten verknüpft. 

Es kommt erschwerend hinzu, daß wir darüber 
hinaus unseren Verbündeten — soweit sie auf 
deutschem Boden stationiert sind — auch die Mög-
lichkeit einräumen müssen, ihre Depots ebenfalls 
nach vorn zu verlegen. Als Beispiel hierzu sei ver-
merkt, daß es nicht genügt, wenn neuerdings das 
Konzept . der Vorwärtsverteidigung die Verlegung 
einer französischen Panzerdivision nach vorne vor-
sieht, wenn nicht vorher die komplizierten Fragen 
der Dislozierung Ilseits befriedigend gelöst worden 
sind. 

Zu Ziffer 7 des Antrags wurde zunächst ausge-
führt, daß sich die Bundesrepublik verpflichtet hat, 
die NATO-Forderung nach zwölf Divisionen und 
anteiligen Luft- und Seestreitkräften mit einem Ge-
samtumfang von etwa 500 000 Mann zu erfüllen. 
Besonders betont wurde, daß die von uns in langen 
Jahren angestrebte und seit 1963 nun auch befoh-
lene Vorwärtsverteidigung nur zu realisieren ist, 
wenn wir den einmal übernommenen Bündnisver-
pflichtungen nachkommen. Dabei ist die 18monatige 
Grundausbildung ,als Mindestforderung für die Aus- 
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bildung des modernen Soldaten bei uns unbestrit-
ten. Die Beratungen bestätigten erneut, daß der Sol-
dat heute als Spezialist einem Facharbeiter gleich-
zusetzen ist. Aber nicht allein. der Einzelkämpfer ist 
das Ziel der Ausbildung, sondern die Kampfgemein-
schaft der Einzelkämpfer. Die heutigen Kampfbedin-
gungen erfordern . kategorisch eine schlagkräftige, 
stets abwehrbereite Truppe. Nur sie kann einem 
Überraschungsangriff standhalten. 

Diesem Ziel dient die von der NATO geforderte 
Aufstellung der Großverbände des Heeres. Da sie 
jetzt aber im wesentlichen abgeschlossen ist, wird 
— ungeachtet der Konsolidierungsphase — dem 
anderen Schwerpunkt der militärischen Verteidi-
gung, nämlich dem Aufbau der territorialen Vertei-
digung im Sinne des Grundgedankens des Antrags 
besondere Bedeutung beigemessen. Dem dient auch 
der seit einem Jahr beschleunigte Aufbau der Ter-
ritorialreserve. 

Der Ausschuß war sich mit den Antragstellern 
auch darin einig, daß die Möglichkeiten einer Be-
schleunigung der Einsatzbereitschaft von Reserve-
verbänden immer mehr zu verbessern sind. Aller-
dings läßt sich dieses Ziel nicht ohne weiteres errei-
chen, da mechanisierte und hoch technisierte reine 
Reservistenverbände wegen der schwierigen Tech-
nik und der gegebenen Einschränkungen des Grund-
gesetzes — ich denke hier an das Grundrecht der 
Freizügigkeit — ohne Bereitschaftsstufen nicht zu 
mobilisieren sind. 

Doch soll in diesem Zusammenhang nicht uner-
wähnt bleiben, daß die überwiegende Mehrheit der 
inzwischen zur Verfügung stehenden Reservisten 
im Besitz ihrer Mob-Order ist. Der Mobilisations-
befehl verfügt die einzelnen entweder zur Auffül-
lung der präsenten Streitkräfte oder zur Aufstel-
lung von Mob-Verbänden. In jedem Fall wird für 
die Reserverbände ein möglichst hoher Bereitschafts-
stand angestrebt. 

Zur Zeit laufen Untersuchungen darüber, ob das 
bisher geübte Prinzip der Freiwilligkeit dem geplan-
ten Aufbau der Territorialreserve genügt oder ob 
auch hier der Grundsatz der Verpflichtung ange-
wandt werden muß. Der Ausschuß für Verteidigung 
hat beschlossen, in seinem Antrag die Bundesregie-
rung zu ersuchen, über die gemachten Erfahrungen 
bis zum 1. April dieses Jahres zu berichten. 

Zu Ziffer 8 des Antrages ist noch besonders zu ver-
merken, daß durch enge Zusammenarbeit ,der Ab-
teilung „Wehrtechnik" mit den militärischen Füh-
rungsstäben sichergestellt ist, daß die aus dem be-
sonderen Auftrag für die deutschen Streitkräfte im 
Rahmen der NATO und aus der besonderen geo-
graphischen Lage  der  Bundesrepublik sich ergeben-
den Forderungen in ständiger Anpassung an die 
technische Entwicklung verwirklicht werden. Gerech-
terweise konnte auch nicht unerwähnt bleiben, daß 
wir bei Beginn der Aufstellung der Bundeswehr zu-
nächst ganz auf die Waffen und Geräte angewiesen 
waren,  die  uns damals von unseren Verbündeten 
zur Verfügung gestellt wurden. 

Trotz der Schwierigkeiten aber, die bei der Über-
windung des Punktes Null naturgemäß aufgetreten 

sind, wurde auch bei uns sofort mit  'der  Planung und 
der Entwicklung im eigenen Bereich begonnen. Zur 
Zeit wird im Sinne des Antrags bei der Entwick-
lung von Waffen- und Elektronensystemen der 
Unterstützung der Landstreitkräfte besondere Auf-
merksamkeit gewidmet. Als Beispiel möchte ich hier 
die Aufgabenstellung für Senkrechtstarter, die Ent-
wicklung von Aufklärungssensoren und die Tief-
fliegerabwehr erwähnen. Ebenso werden die Ein-
satzmöglichkeiten aller Waffensysteme bei Nacht 
und Schlechtwetter vordringlich gefordert. 

Auch bei internationalen Entwicklungsvorhaben 
werden bei Festlegung militärischer Forderungen die 
Besonderheiten, die sich für die deutschen Streit-
kräfte aus Auftrag und wehrgeographischer Lage 
ergeben, mit Nachdruck vertreten. 

Hier muß allerdings noch besonders vermerkt wer-
den, 'daß sich der Ausschuß in diesem Zusammen-
hang sehr eingehend mit den rechtlichen und tat-
sächlichen Möglichkeiten auseinandersetzte, dem 
Bundesminister der Verteidigung das Recht zur 
Preisprüfung für Rüstungsaufträge zu übertragen. 

Zwar hat sich der Ausschuß schon bei früherer 
Gelegenheit aus Anlaß der Behandlung des Falles 
„Henschel" mit dieser Frage befaßt; bei der Fülle 
des anstehenden Beratungsstoffes jedoch, dem sich 
der Ausschuß stets 'gegenübersieht, hat erst die Er-
örterung des vorliegenden Antrags die Möglichkeit 
einer eingehenden Beratung dieses wichtigen Anlie-
gens ergeben. 

Die Preisprüfung fällt bekanntlich in  die Zustän-
digkeit des Bundeswirtschaftsministeriums bzw. in 
die der Wirtschaftsministerien der Länder. Im Aus-
schuß für Verteidigung hat zu dieser Frage nicht 
nur das Bundesministerium der Verteidigung, son-
dern auch das Bundeswirtschaftsministerium aus-
führlich Stellung genommen. Dabei traten vielfäl-
tige Probleme — vor allem rechtlicher Natur — zu-
tage. Es wurde insbesondere darauf hingewiesen, 
daß eine Übertragung des Prüfungsrechts wegen 
Art. 87 b des Grundgesetzes auf größte Bedenken 
stoßen würde. Es hat aber auch gerade der Bericht 
des Bundesministeriums ,der Verteidigung im Falle 
„Henschel" deutlich gezeigt, wie schwierig es bei 
der Handhabung der zur Zeit gültigen Bestimmun-
gen sein kann, den Methoden auf die Spur zu kom-
men, die überhöhte Preise verschleiern. 

Obwohl sich also der Ausschuß davon überzeugen 
konnte, 'daß 'diese Frage unter verfassungsrechtlich 
verschiedenen Versionen gesehen werden kann, hat 
er sich trotzdem für die politische sinnvolle 'ent-
schieden, indem er in seinem Antrag die Bundesre-
gierung ersucht, 

dem Bundesminister der Verteidigung das Recht 
zur Preisprüfung für Rüstungsaufträge in eige-
ner Zuständigkeit zu erteilen. 

Die Beratung der Ziffer 9 des Entschließungsantra-
ges hat dazu geführt, daß der Ausschuß in dem vor-
liegenden Antrag auf Drucksache IV/2940 die Bun-
desregierung ersucht, bis  zum 1. April 1965 einen 
Gesetzentwurf über die Spitzengliederung, wie in 
§ 66 des Soldatengesetzes vorgesehen, vorzulegen. 
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Abschließend darf ich noch berichten, daß die Ent-
scheidung des Ausschusses einstimmig gefällt wurde. 
Ich bitte daher das Hohe Haus, dem Antrag des 
Ausschusses für Verteidigung auf Drucksache IV/ 
2940 zuzustimmen. 

(Beifall bei den Regierungsparteien.) 

Präsident D.  Dr.  Gerstenmaier: Ich danke 
dem Herrn Berichterstatter. Wir verbinden die Aus-
sprache über die Tagesordnungspunkte 2 a bis c. 
Hiermit 'eröffne ich die Aussprache. Das Wort hat 
der Herr Abgeordnete Wienand. 

(Abg. Rasner: Unsere Sternschnuppe!) 

Wienand (SPD) : Herr Präsident, meine Damen 
und Herren! Ich möchte zunächst auch im Namen 
meiner Parteifreunde dem Herrn Berichterstatter 
Dr. Seffrin, dem Mitberichterstatter, dem Kollegen 
Paul, und ebenfalls dem Kollegen Adorno, der so-
eben den Bericht vorgetragen hat, unseren Dank 
aussprechen. Ich möchte sie zu ihren Berichten be-
glückwünschen, in denen sie in einer ausgezeichnet 
übersichtlichen Form eine sehr schwierige und 
spröde Materie bewältigt haben, so daß wir in der 
Lage sind, an Hand dieser Berichte konkreter zu 
diesen Fragen Stellung zu nehmen, als es vorher 
der Fall war und als es auch in der Öffentlichkeit 
möglich war. 

Ich möchte mir, bevor ich zu meinen sachlichen 
Ausführungen komme, eine Vorbemerkung erlau-
ben und auf den Stenographischen Bericht des Bun-
destages über die 153. Sitzung am 11. Dezember 
1964 bezug nehmen, in der Herr Verteidigungs-
minister von Hassel von seinem Kriegstagebuch 
sprach und anführte, daß er nicht alles aufzeigen 
könne, was er an Äußerungen von mir  in  diesem 
Kriegstagebuch festgehalten habe. Um einmal diese 
Debatte etwas zu beleben und den Herrn Verteidi-
gungsminister nicht noch mehr bei seiner ohnehin 
schon schwierigen und auch viel Zeit beanspruchen-
den Arbeit zu binden, habe ich mir erlaubt, in etwa 
eine Zusammenstellung dessen, was ich im Laufe 
der Zeit gesagt habe,  in Form eines Artikels zu-
stande zu bringen. Ich nehme an, das wird die 
Debatte etwas erleichtern, und ich bitte um Ver-
ständnis dafür, wenn ich das alles nicht im einzelnen 
wiederhole, da ich nicht möchte, daß sich das Parla-
ment langweilt. Wenn von „Sternschnuppe" die 
Rede ist — ich befinde mich in angenehmer Gesell-
schaft mit Herrn Strauß und habe mich in dem Fall 
zumindest wohlgefühlt. 

Ich bin vor eine relativ schwierige Situation 'ge-
stellt, weil einmal die vorhin 'erwähnte Bundestags-
sitzung abgebrochen wurde und zum anderen noch 
ein Wort von uns zu 'dem Bericht über die Große 
Anfrage der FDP-Fraktion aussteht. Die Berichter-
statter Dr. Seffrin und Paul 'haben sich ja mit dem 
Jahresbericht des Wehrbeauftragten auseinanderzu-
setzen. Darüber hinaus ist heute durch den Bericht 
des Herrn Adorno ein anderes Thema abgehandelt 
worden, mit 'dem wir uns im Verteidigungsausschuß 
befaßt haben, nämlich der Antrag der FDP-Fraktion 
auf Umdruck 429. Ich möchte einige grundsätzliche 

Ausführungen zu der hoffentlich hinter uns liegen

-

den Debatte über ,die ADM machen. 

Bevor ich jedoch mit meinen Ausführungen be-
ginne, möchte ich mir eine weitere Vorbemerkung 
erlauben und 'erwähne, daß es mir darauf ankommt, 
meinen Beitrag hier unter den Gesichtspunkten zu 
leisten, unter die ich auch meine Ausführungen in 
der WEU gestellt habe, als ich dort über die zivile 
Verteidigung zu berichten hatte. 

Ich möchte mit dem Wort von Clausewitz begin-
nen, der gesagt hat: „Die beste Strategie ist immer, 
recht stark zu sein, erstens überhaupt und zweitens 
auf dem entscheidenden Punkt. Daher gibt es kein 
höheres und kein einfacheres Gesetz für die Stra-
tegie, als seine Kräfte zusammenzuhalten." Ohne 
Frage besitzt dieses Wort von Clausewitz auch 
heute noch seine tiefe Bedeutung. Strategie beschäf-
tigt sich nicht nur damit, einen Krieg zu gewinnen. 
Strategie hat die vornehme Aufgabe, darüber hinaus-
zusehen und den nachfolgenden Frieden als gleich-
rangig zu behandeln. Vorrangig ist die Verhinde-
rung des Krieges überhaupt und die ständige Ver-
besserung des Friedens. Hier liegt nach meinem 
Dafürhalten die Aufgabe des Politikers schlechthin. 
So haben sie die militärisch Verantwortlichen zu 
verstehen und auszuführen. Gut durchdachte, der 
Leistungsfähigkeit aller Vertragspartner angepaßte 
Anstrengungen und Vorbereitung auf militärischem 
und zivilem Gebiet stellen eine wesentliche Voraus-
setzung zur Erhaltung und Bewahrung des Friedens 
dar. 

Ich betone noch einmal: ich möchte meine Ausfüh-
rungen und alles das, was ich getan habe, unter 
diese Gedanken gestellt wissen. 

Zunächst will ich — um das von mir aus aus der 
Diskussion zu bringen — noch kurz auf den Bericht 
des Wehrbeauftragten und die damit zusammen-
hängenden Fragen und Diskussionen eingehen. Man 
braucht heute wohl nicht mehr zu dem Wort vom 
„Trend zu einem Staat im Staate", soweit es poli-
tisch verstanden oder fehlinterpretiert worden ist, 
Stellung zu nehmen. Das ist schon von meinem Par-
teivorsitzenden Erler und auch von den Sprechern 
unserer Fraktion in der Sommersitzung getan wor-
den. 

(Abg. Dr. Stoltenberg: Ihr Parteivorsitzen

-

der ist doch Herr Brand! — Weitere Zurufe 
von der Mitte.) 

- Ich glaube, von meinem Fraktionsvorsitzenden 
und dem Parteivorsitzenden — —

(Abg. Rasner: Das wird öfter verwech

-

selt!) 

– Bei uns ist es so: auch wenn wir einen ersten und 
einen zweiten Vorsitzenden haben, sind das die 
Parteivorsitzenden, weil sie im Gegensatz zu den 
Schwierigkeiten Ihrer Partei wirklich eine Einheit 
bilden, was die politische Einheit angeht. 

(Beifall bei der SPD. — Zuruf von der 
Mitte: Sehr interessant! — Abg. Rasner: 

Da haben wir etwas hinzugelernt!) 

Wenn trotz oder auf Grund der Klarstellungen des 
ehemaligen Wehrbeauftragten und des ehemaligen 
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Kollegen Heye nachher noch Fehlinterpretationen 
vorgekommen sind, so haben nicht wir sie zu ver-
treten. Sofern allerdings soziologisch gesehen ein 
Trend zur Isolierung der Armee in der Gesellschaft 
gegeben sein mag, liegt nach meinem Dafürhalten 
die Schuld auf beiden Seiten. 

Die öffentliche Meinung, ja alle Bürger müssen 
wissen, daß der Bundeswehr nicht mit Schlagwort-
diskussionen geholfen werden kann. 

(Sehr gut! in der Mitte.) 

Wir stehen zur Bundeswehr. So ist das oft gesagt 
worden, und wir müssen auch dafür sorgen - das 
ist jedenfalls unser Anliegen —, daß die Bundes-
wehr ihre Aufgabe, die wir ihr gestellt haben, er-
füllen kann, wenn das erforderlich ist. Wir haben 
dem Soldaten Vertrauen entgegenzubringen, und 
wir Sozialdemokraten bringen ihm dieses Vertrauen 
entgegen. 

(Lachen in der Mitte.) 

Wir haben den Soldaten beim Aufsuchen besserer 
Wege zur Erfüllung ihrer Aufgaben Hilfe zu geben. 

Aber auch die Bürger müssen wissen, daß eine in 
ihrer Grundgesinnung demokratische Armee auf die 
Dauer gesehen nur möglich ist, wenn sie von einem 
in seiner Grundgesinnung demokratischen Volk 
akzeptiert wird. Hierzu ist erforderlich, daß die Bür-
ger den Auftrag der Bundeswehr kennen und ver-
stehen. Eine sich unverstanden fühlende Armee 
neigt zwangsläufig zur Selbstisolierung. Um zu ver-
stehen und zu akzeptieren, bedarf es eines konti-
nuierlichen und aufrichtigen Gesprächs der politi-
schen Führung über alle Probleme der Streitkräfte 
vor und mit dem gesamten Volke. Der oft unter-
nommene Versuch der Regierung, erkennbare 
Schwächen und unausbleibliche Pannen — ich sage: 
unausbleibliche Pannen — abzuleugnen oder zu 
vertuschen, stört oder verhindert gar das notwen-
dige Gespräch. Das Verhalten der Bundesregierung 
und  maßgebender Sprecher der CDU/CSU hat z. B. 
bei der Diskussion des Heye-Berichts die in Ziffer 1 
der FDP-Anfrage angesprochenen unberechtigten 
Vorwürfe und Fehlinterpretationen eher provoziert 
als ausgeräumt. Im übrigen waren Verdächtigungen 
sowohl in der deutschen wie auch in der ausländi-
schen Öffentlichkeit und Presse nach meinem Dafür-
halten Einzelerscheinungen und nicht allgemeiner 
Bestandteil der öffentlichen Meinung. Ebenso muß 
die unter Ziffer 2 der Anfrage behauptete Unruhe in 
der Truppe gesehen und demnach auch beurteilt 
werden. 

Es ist, meine Damen und Herren, nicht zu bestrei-
ten, daß der amtliche Bericht des Wehrbeauftragten 
des Deutschen Bundestages eine Reihe von Schwä-
chen der Bundeswehr offengelegt hat. Diese Schwä-
chen zu beseitigen erscheint uns dringend nötig. 
Jedoch sollte niemand solche Schwächen als isolierte 
oder auch nur auf die Bundeswehr beschränkte 
Erscheinungen unseres gegenwärtigen staatlichen 
oder gesellschaftlichen Entwicklungsstandes anse-
hen. Es gilt zu erkennen, daß die Situation der Bun-
deswehr der allgemeinen Lage in der Bundesrepu-
blik entspricht, sie also widerspiegelt. 

Die Lage der Bundeswehr ist allerdings verschärft 
durch die Auswirkungen einer wegen eines ver-
meintlichen außenpolitischen Druckes seit vielen 
Jahren in Ausmaß und Tempo übertrieben forcier-
ten und in der Summe der Vernachlässigung wich-
tiger Einzelfragen insgesamt leichtfertigen Politik 
der Bundesregierung. Die Bundesregierung hat den 
Grundsatz „Qualität vor Quantität" keineswegs 
immer eingehalten. Es kann aber kaum daran ge-
zweifelt werden, daß neben der Bundeswehr auch 
andere große Bereiche unserer staatlichen Institu-
tionen zur Zeit keineswegs allen legitimen Ansprü-
chen genügen. Die Bundeswehr befindet sich also 
nicht in einer grundsätzlichen Sondersituation. 

Daß Öffentlichkeit und Bundeswehr dies erkannt 
haben, beweist die nachfolgende, breit angelegte 
Diskussion. Die Diskussion wurde mit großer Inten-
sität und Sachlichkeit geführt. Sie hob sich wohl-
tuend von den voreiligen und überspitzten Äuße-
rungen einiger CDU/CSU-Sprecher ab. Bundesregie-
rung und CDU/CSU haben allerdings bis heute ver-
säumt, in den Streitkräften das rechte Verständnis 
für die in einer Demokratie selbstverständliche 
Wechselbeziehung zwischen öffentlicher Meinung, 
d. h. auch einer kritischen öffentlichen Meinung, und 
allen Gruppen und Institutionen der Gesellschaft, 
also auch der Exekutive, auch der Armee, herzu-
stellen. 

(Sehr wahr! bei der SPD.) 

Ich nehme allein eine Reaktion auf Grund des 
vorhin erwähnten von mir geschriebenen Artikels, 
nämlich eine dpa-Meldung vom 16. Januar. Es heißt 
dort: 

In scharfer Form wies .am Sonnabend in Bonn 
der Sprecher der CDU/CSU-Bundestagsfraktion 
Vorwürfe des SPD-Wehrexperten Karl Wie-
nand zurück, das Bundeverteidigungsministe-
rium habe ... 

Es heißt dann weiter: 

Die beschämende Art, in der vom Sprecher der 
Sozialdemokraten mit der Bundeswehr umge-
gangen wird, indem falsche Behauptungen 
unter großen Überschriften verbreitet werden, 
beweist, daß die SPD immer noch nicht mit 
ihrem Verhältnis zum Soldaten . ins reine ge-
kommen ist. 

(Lebhafte Zustimmung bei der CDU/CSU.) 

Allein eine solche Stellungnahme des hier nicht ge-
nannten Sprechers der CDU/CSU beweist, daß die 
CDU/CSU in all den Jahren wenig, um nicht zu sa-
gen: nichts gelernt hat, 

(Beifall bei der SPD. — Abg. Rasner: Wir 
haben die Bundeswehr gebaut, und ihr 

wart dagegen!) 

nämlich daß die Bundeswehr nicht die Bundeswehr 
der CDU/CSU-Fraktion, sondern die Bundeswehr 
des gesamten deutschen Volkes ist 

(Beifall bei .der SPD) 

und daß eine faire und legitime Kritik eines Abge

-

ordneten an- dem Minister und der politischen Füh- 
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rung nicht in beschämender Weise die Bundeswehr 
trifft. Das muß auch einmal festgestellt werden. 

(Beifall bei ,der SPD.) 

Diese Identifizierung und die Abwehr einer jeden 
Kritik, die dann bewußt von Ihnen in einer solchen 
Art vorgenommen wird, sind genau das, was  die 

 Bundeswehr und die Öffentlichkeit nur schwer er-
tragen können, nämlich eine Identifizierung, um Kri-
tik von sich selbst abzuwenden, wenn es um ,die po-
litische Spitze und nicht um die Bundeswehr geht. 

(Beifall bei der SPD.) 

Die Pflicht zur Fairneß im Rahmen dieser Diskus-
sion muß hier nicht besonders betont werden. Die 
gegenwärtigen Probleme der Bundeswehr sind lös-
bar. Die gegenwärtigen Schwächen sind zu reparie-
ren. Es muß allerdings vieles zusammenwirken. Par-
lament und Regierung müssen den Entschluß fassen, 
der Bundeswehr wirklich helfen zu wollen. Soldaten, 
Beamte, Angestellte und Arbeiter der Bundeswehr 
dürfen weder wegen der uns allen bekannten gro

-ßen Schwierigkeiten, mit denen sie zu kämpfen ha
-ben, noch wegen der erheblichen öffentlichen Kri-

tik resignieren. Sie müssen vielmehr wissen, daß in 
einem demokratischen Gesellschaftsgefüge, anders 
als früher in Deutschland, auch die Streitkräfte Ge-
genstand öffentlicher und zum Teil auch harter Dis-
kussion sein müssen. Den Soldaten und Beamten 
der Bundeswehr ist Treue zur übernommenen Auf-
gabe kein bloßes Schlagwort. Ihre Loyalität darf 
aber nicht mißbraucht werden. Sie muß vielmehr so 
erschöpfend wie möglich zum öffentlichen Wohl ge-
nutzt werden. Uns scheint, daß ,die öffentliche Mei-
nung und alle Bürger davon auszugehen haben, daß 
der Bundeswehr mit Schlagwortdiskussionen nicht 
geholfen werden kann. 

(Abg. Rasner: Sehr .gut!) 

Vor allem aber kommt es darauf an — ich sage es 
noch einmal —, den Soldaten Vertrauen entgegen-
zubringen und ihnen dort, wo es nötig ist, zu hel-
fen. Die Bürger müssen wissen, daß eine in ihrer 
Grundgesinnung demokratische Armee nur von 
einem in seiner Grundgesinnung demokratischen 
Volk akzeptiert werden kann. Jede Diskussion, die 
von diesen Voraussetzungen ausgeht, dient der Ver-
teidigungsbereitschaft unseres Volkes und ist damit 
ein Beitrag zur Erhaltung des Friedens. 

Die heute erkennbaren Schwächen unserer Streit-
kräfte liegen vornehmlich auf drei Gebieten: in der 
militärischen Organisation, im inneren Gefüge und 
in der Auswahl und Beschaffung der Waffensysteme. 

Die Probleme . der .Auswahl und Beschaffung sind 
nur zum Teil aus eigener Erkenntnis und eigener 
Kraft zu lösen. Sie sind zum anderen Teil strategi-
scher und bündnispolitischer Natur und insoweit nur 
im Zusammenwirken mit allen NATO-Partnern in-
nerhalb der NATO lösbar. 

Die militärische Organisation unserer Streitkräfte 
ist zu kompliziert, in der personellen Besetzung im 
Verhältnis von Stäben und Truppe kopflastig und 
insgesamt zu schwerfällig. Eine der Ursachen dieser 
Umstände liegt im Verteidigungsministerium selbst. 

Das Fehlen eines — von Bundesregierung und Koali-
tion leider bis heute verhinderten — Organisations-
gesetzes, das vorhin von dem Berichterstatter selbst 
gefordert worden ist, hat im Ministerium zum orga-
nisatorischen Wildwuchs geführt. Dieser ist auch 
durch die organisatorischen Änderungen des Jahres 
1964 nicht beseitigt worden. 

Ein Organisationsgesetz muß u. a. das Ministe-
rium als Spitzenorganisation der Streitkräfte in vier 
klar voneinander geschiedene Hauptabteilungen 
gliedern: In den Bundeswehrführungsstab; darunter 
sollten fallen: militärische Führungsorganisationen 
einschließlich Sanitätsinspektion unter dem General-
inspekteur. In die zweite Hauptabteilung Technik, 
Rüstung; darunter sollten fallen: Forschung, Ent-
wicklung und Erprobung. In die dritte Hauptabtei-
lung Grundsatzplanung; darunter verstehen wir Ge-
samtverteidigung, langfristige Strategie, Rüstungs-
kontrolle, Bündnispolitik und militärische Technik. 
Schließlich in  die  vierte Hauptabteilung ministerielle 
Verwaltung; darunter würden fallen: Haushalt, 
Haushalts- und Beschaffungskontrolle, Personal, 
Recht, Liegenschaften usw. 

Erlauben Sie mir hier eine kurze Anmerkung, weil 
in der jüngst abgebrochenen Debatte sowohl von 
dem Herrn Verteidigungsminister als auch von dem 
Sprecher der FDP, dem Herrn Kollegen Schultz, ge-
zielt auf die Besetzung der Hauptabteilung P etwas 
gesagt wurde. 

Nach sorgfältiger Beratung in den zuständigen 
Gremien meiner Partei sah ich mich in der Lage, 
bevor diese Abteilung besetzt wurde, dem neuen 
Staatssekretär mit dem Wunsche, es dem Herrn 
Minister mitzuteilen, zu sagen, daß wir bereit seien, 
unter ganz bestimmten Voraussetzungen — die 
ich hier nicht zu erörtern brauche — einer Auswei-
sung dieser Stelle als Wechselstelle zuzustimmen. 
Wenn davon kein Gebrauch gemacht worden ist, 
darf man das nicht der Opposition anlasten, son-
dern dann ist die Schuld dafür bei der Regierung 
oder in  den  Reihen der die Regierung tragenden 
Koalitionsparteien zu suchen, und man sollte es 
dann tunlichst in dem Zusammenhang, in dem es 
hier angesprochen worden ist, aus der Diskussion 
heraushalten. So viel möchte ich zunächst nur zu 
dieser Frage sagen. 

Der Bundeswehrführungsstab ist entgegen bis-
heriger Praxis nicht ministeriell, sondern vielmehr 
nach den international anerkannten Grundsätzen 
militärischer Führung zu organisieren. Die ebenfalls 
militärisch zu organisierenden Führungsstäbe von 
Heer, Marine, Luftwaffe und Territorialverteidi-
gungsorganisation sind ihm zu unterstellen. Jede 
Doppelarbeit in den Führungsstäben der Teilstreit-
kräfte ist zugunsten einer Konzentration im Bundes-
wehrführungsstab aufzuheben. 

Ich brauche nicht im einzelnen anzuführen — dazu 
ist schon viel gesagt worden —, daß die Truppe 
von überflüssigem Papierkrieg zu befreien ist. Ich 
brauche auch nicht besonders darauf einzugehen, 
wie wir weit vorausschauende Haushaltsdispositio-
nen sehen. Auch dazu sind hier und an anderem 
Orte von uns schon Ausführungen gemacht worden. 
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Mir scheint, daß das Schlüsselproblem für alle 

Fragen des inneren Gefüges in dem katastrophalen 
Mangel an vollausgebildeten Führern und Unterfüh-
rern in der Truppe liegt. Gewiß ist in letzter Zeit 
sehr viel darüber geredet worden. Im Rahmen der 
Konsolidierungsphase, die von Herrn Minister von 
Hassel sehr früh angekündigt wurde, sollten Maß-
nahmen eingeleitet werden, sind Maßnahmen ein-
geleitet worden; wir müssen aber feststellen, daß 
der gewünschte Erfolg leider noch nicht eingetreten 
ist — ich sage: leider noch nicht eingetreten ist —, 
und deshalb werden wir uns mit diesem Problem im 
Sinne meiner Ausführungen zu Beginn weiter zu 
befassen haben. 

Wir legen deshalb Wert darauf, daß die vollstän-
dige Ausbildung der vorhandenen Truppen und die 
Besetzung ihrer Fehlstellen absoluten Vorrang vor 
Neuaufstellungen 'haben, sofern nicht wirklich ver-
tragliche Verpflichtungen tangiert werden; denn für 
uns ist idas lateinische Wort „pacta sunt servanda" 
ein selbstverständliches Wort, und wir pflegen auch 
danach zu handeln. 

Wenn die Truppe endlich zur Ruhe kommen soll, 
brauchen wir mehr als bisher qualifizierte Männer, 
die den Beruf des Unteroffiziers ergreifen wollen. 
Ich will hier nicht im einzelnen aufführen — weil 
das, nicht zuletzt wegen ,des Zeitmangels, unter dem 
wir alle stehen, von uns schon im Frühsommer auch 
im Rahmen einer Pressekonferenz geschehen ist —, 
was wir im Rahmen von 15 Punkten erarbeitet ha-
ben, um diesem Unteroffiziersproblem gerecht zu 
werden oder dieses große Problem zu verkleinern 
und diese Schwierigkeiten abzubauen. Für uns ist 
es, weil das Unteroffizierskorps mit das Rückgrat 
der Bundeswehr darstellt, wenn nicht d a s Rückgrat 
schlechthin, selbstverständlich, daß wir uns gerade 
mit diesen Fragen und  in  diesem Zusammenhang 
auch mit Fragen der Wohnungs- und Familienfür-
sorge und all den Fragen, die den Soldaten unmit-
telbar angehen und berühren, auseinandersetzen. So 
haben wir uns — teils hat es etwas Gelächter her-
vorgerufen; trotzdem möchte ich es noch einmal 
sagen — stets für eine Verbesserung dieser sozialen 
und materiellen Bedingungen ausgesprochen. 

Wir wünschen eine solche Verbesserung auch für 
den Offiziersnachwuchs. Hier fordern wir vor allem 
bessere Bildungs- und Ausbildungsmöglichkeiten. 
Die vom Bundestag schon bei Beginn des Aufbaus 
der Bundeswehr einmütig aufgestellte Forderung 
nach einer akademischen Bildung muß endlich lauf-
bahnrechtlich vorgeschrieben und  verwirklicht wer-
den. Eine einseitig nur auf das Waffenhandwerk 
abgestellte Ausbildung. ist zwar zeitlich schneller zu 
erreichen, auf die Dauer des Berufsweges jedoch 
voll innerer Gefahren. Ich will hier nicht auf die 
Einzelheiten eingehen; das wird Aufgabe der Bera-
tung im Ausschuß sein. Gewiß müssen da noch sehr 
viele fachliche Detailfragen sorgfältig geprüft wer-
den. Aber ich wollte bei dieser Gelegenheit nach-
drücklichst darauf aufmerksam gemacht haben. 

Die formulierten Leitgedanken für die  Menschen-
führung in der Bundeswehr und  die  allgemeinen 
Grundsätze der inneren Führung bedürfen keiner 
grundlegenden Reform. Notwendig ist jedoch 

a) eine nüchterne Auswertung der Truppenerfah-
rung und der Zustandsberichte der militärischen 
Kommandobehörden durch in der Menschen- und 
Truppenführung erfahrene Offiziere, um  die  Postu-
late mit den tatsächlichen Möglichkeiten in Über-
einstimmung zu bringen, und 

b) eine allgemeine Fortentwicklung der auf ge-
stellten Grundsätze, 'weil 'gerade auf diesem Gebiet 
Stillstand Rückschritt bedeutet. Wer fortgesetzt die 
Truppe überfordert oder zu seiner eigenen Absiche-
rung Befehle erläßt, welche die Truppe nicht voll 
erfüllen kann, erscheint uns als Vorgesetzter nicht 
geeignet, weil er den Gehorsam seiner Untergebe-
nen damit untergräbt. Wer als Truppenführer solche 
Befehle ohne Gegenvorstellungen hinnimmt, er-
scheint uns gleicherweise nicht geeignet. Der Soldat 
ist nicht nur zum Gehorsam, sondern auch zur Zivil-
courage  in Uniform und zur selbständigen Entschei-
dung zu erziehen. Auch im Bereich der Menschen-
führung ist Auftragstaktik b'e'sser als Befehlstaktik. 

(Sehr richtig! bei der SPD.) 

Wo allerdings einzelne Vorgesetzte in der Bundes-
wehr das in sie gesetzte Vertrauen enttäuschen oder 
gar die ihnen übertragene Befehlsgewalt mißbrau-
chen, muß mit entschlossener Beseitigung solcher 
Mängel durchgegriffen werden. Es darf nicht wieder 
vorkommen — und wir werden unsererseits alles 
Erforderliche tun, `damit nicht 'die Truppe dann mit 
solchen Vorgängen, die einzelne betreffen, 'im ge-
samten identifiziert und in Mißkredit gebracht wird. 

(Abg. Eschmann: Sehr richtig!) 

Das Klima in der Bundeswehr ist nicht nur abhän-
gig von der Menschenführung durch die Vorgesetz-
ten und von dem zwischenmenschlichen Verhalten 
aller Soldaten, 'sondern auch wesentlich das Resultat 
der Personalwirtschaft und  des  Beförderungswesens. 
Auf diesem Gebiet liegen entscheidende Verbesse-
rungsmöglichkeiten. Unterschiedliche oder gar durch 
persönliche Beziehungen herbeigeführte Stellenbe-
setzungen und Beförderungen schädigen 'den kame-
radschaftlichen Zusammenhalt. Die Einzelbearbei-
tung und Entscheidung von Stellenbesetzungen und 
Beförderung im Unteroffizierskorps muß weitest-
gehend dezentralisiert und in die Verbände dele-
giert werden. Offiziersbeförderungen bis  zum 
Hauptmann einschließlich erfolgen in der Regel nach 
der jedem Offizier zugänglichen Rangliste, 'die nach 
Abschluß von Ausbildung und Studium des Leut-
nants festzusetzen ist. Erst nach dem Stabsoffiziers-
lehrgang ist auf Grund seiner Gesamtleistung die 
Ranglistenstelle des Offiziers neu festzusetzen. Sie 
bleibt bis zur Beförderung zum Oberstleutnant ein-
schließlich maßgebend. 

Ich will nun nicht auf besoldungs-, familien- und 
personalpolitische Entscheidungen eingehen, son-
dern hier in diesem Zusammenhang, gerade was die 
Beförderungen und die Gesamtsituation im Unter-
führerkorps angeht, hinweisen auf die  Eingabe des 
Deutschen Bundeswehrverbandes. Er hat in dieser 
Eingabe zur Änderungsnovelle zur Soldatenlauf-
bahnverordnung vorgeschlagen, zur Verbesserung 
der Aufstiegsmöglichkeiten .der Unteroffiziere eine 
Laufbahngruppe der Wehrinspektoren zu schaffen, 
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in die die Stabs- und Oberstabsfeldwebel überge-
führt werden sollen. Das  böte die Möglichkeit des 
Aufstiegs bis  in die Besoldungsgruppe A 11. Wir 
sollten diesen Vorschlag sorgfältig prüfen und nicht 
von vornherein nein zu solchen Überlegungen sagen, 
weil es, wie ich vorher schon ausgeführt habe, im 
wesentlichen darauf ankommt, gerade hier eine 
Lockerung des Systems zustande zu bringen. 

Ich möchte aber, meine sehr verehrten Damen 
und Herren, noch auf die Frage des Sanitätswesens 
und des ärztlichen Personals im besonderen ein-
gehen, weil sie gerade in letzter Zeit, wie mir 
scheint, mit Recht in der Öffentlichkeit diskutiert 
worden  ist.  Wir fordern, daß die Familien der ver-
heirateten Soldaten mit in die Heilfürsorge einzu-
beziehen sind, und wir sagen deshalb auch, daß ge-
rade aus diesem Grunde die Lazarette der Bundes-
wehr in Krankenhäuser umgewandelt und auch für 
die Heilung ziviler Kranker verfügbar gemacht wer-
den sollen. Den Sanitätsoffizieren müssen gleiche 
Aufstiegschancen eingeräumt werden, wie sie all-
gemein für das Offizierskorps gegeben sind. Diese 
Maßnahme dient vor allem auch der Besetzung der 
erschreckend vielen Fehlstellen für Sanitätsoffiziere. 

Ich sagte schon, daß gerade in jüngster Zeit viel 
über den Ärztemangel im Sanitätsdienst der Bun

-

deswehr diskutiert worden ist. Die Gründe des 
Ärztemangels sind mannigfaltig. Nicht zuletzt spie-
len die im Vergleich mit den niedergelassenen Ärz-
ten erheblichen Einkommensunterschiede, die noch 
durch einen ungünstigen Stellenkegel bei den Sani-
tätsoffizieren unterstrichen werden, eine Rolle. Ich 
möchte deshalb noch einige zusätzliche Fragen stel-
len und Vorschläge machen. 

Zunächst möchte ich die Frage aufwerfen: Trifft 
es zu, daß bisher mehr als 100 Sanitätsoffiziere 
unter Verzicht auf alle Ansprüche freiwillig aus der 
Bundeswehr ausgeschieden sind? Weshalb werden 
die Aufstiegs- und Beförderungsmöglichkeiten für 
Sanitätsoffiziere, die wesentlich schlechter als die 
der Truppenoffiziere sind, nicht erheblich verbes-
sert? Welche Schritte hat die Bundesregierung bis-
her unternommen, um den aktiven Sanitätsoffizie-
ren bessere Beförderungs- und Aufstiegsmöglichkei-
ten zu schaffen? 

Ich möchte weiter fragen: ist es zutreffend, daß 
die Ausgaben für Vertragsärzte und Vertragszahn-
ärzte im Jahre 1964 auf 28 Millionen DM angestie-
gen sind, und werden diese Ausgaben für 1965 
wirklich mit 33 Millionen DM angesetzt? Ist die 
Bundesregierung mit uns der Überzeugung, daß die 
Kosten für die Vertragsärzte und Vertragszahnärzte 
wesentlich gesenkt werden könnten, wenn mehr 
aktive Sanitätsoffiziere im Dienste stünden? Glau-
ben Sie nicht, daß eine verbesserte Besoldung für 
Sanitätsoffiziere ein Anreiz für junge Ärzte und 
Zahnärzte wäre, der sich in wesentlichen Zugängen 
zur Sanitätsoffiziersaufbahn niederschlüge? 

Nach Mitteilung des Herrn Bundesministers der 
Verteidigung fehlen zur Zeit in der .  Bundeswehr 
550 Ärzte und 110 Zahnärzte. Der entscheidende 
Grund für diesen Mangel an aktiven Sanitätsoffi-
zieren liegt unbestritten darin, daß die Besoldung 

der Sanitätsoffiziere nur etwa ein Drittel der Durch-
schnittseinnahmen eines niedergelassenen Arztes 
beträgt. Weshalb werden zur Behebung des Man-
gels an aktiven Sanitätsoffizieren nicht besondere 
Zulagen für Ärzte und Zahnärzte gewährt, wie sie 
aus den  gleichen Gründen — ich begrüße das und 
halte es für richtig — bei Militärpfarrern gewährt 
werden? 

Die Länder gewähren jungen Ärzten in Kranken-
häusern und Kliniken bereits eine Besoldung ent-
sprechend der Besoldungsstufe A 14 des Bundes-
besoldungsgesetzes, um ihren Ärztemangel zu be-
heben. Weshalb versuchen wir nicht von seiten der 
Bundeswehr, mit dem gleichen Anreiz an junge 
Ärzte heranzukommen? Weshalb gewährt die Bun-
deswehr nicht wie die zivilen Krankenanstalten für 
Ärzte besondere Bereitschaftsdienst- und Nacht-
dienstzulagen? Ich will in diesem Zusammenhang 
auf Großbritannien hinweisen, auf das, was dort 
geschehen ist, um den Ärztemangel in den Streit-
kräften zu beheben, speziell im Jahre 1962 und dann 
noch einmal im Jahre 1964. Ich möchte gerade mit 
diesem Beitrag sehr nachdrücklich darauf hingewie-
sen haben, daß auch hier ein wichtiges Gebiet zur 
Konsolidierung und zur Verstärkung des Ansehens 
der Streitkräfte liegt. 

Lassen Sie mich nun noch einmal ganz kurz etwas 
zu der Frage der Personalpolitik sagen, nachdem ich 
schon die auch von uns mit zu schaffende Wechsel-
stelle angesprochen habe. Die Personalabteilung des 
Bundesverteidigungsministeriums soll sich nach 
unseren Vorstellungen auf die allgemeine Personal-
wirtschaft und auf das Soldaten- und das Laufbahn-
recht konzentrieren. Offiziersstellenbesetzungen sol-
len im allgemeinen Sache des Bundeswehrführungs-
stabes und  der  ihm nachgeordneten Führungsstäbe 
sein. Die Verwirklichung der Vorschläge setzt Um-
schichtungen im Verteidigungshaushalt voraus. Wir 
sind bereit, solche Umschichtungen mit herbeizufüh-
ren und die Verantwortung dafür mit zu überneh-
men. 

Die Bundeswehr — auch das sollte nicht über-
sehen werden — braucht Wehrpflichtige. Wir haben 
uns in Kürze mit der Fünften Novelle zum Wehr-
pflichtgesetz zu befassen, und es kommt mit darauf 
an, wie Sie sich und wie wir uns im gesamten 
gegenüber diesen Wehrpflichtigen repräsentieren. 
Vor allen Dingen darf die Bundeswehr erwarten, 
daß die jungen Soldaten eine elementare Vorstel-
lung von den Rechten und Pflichten des Bürgers 
besitzen. Staatsbürger in Uniform sind nur möglich, 
wenn die jungen Männer auch schon vor ihrer 
Dienstzeit zu bewußten Staatsbürgern erzogen wor-
den sind. 

Nun lassen Sie mich noch einige Bemerkungen 
zu dem machen, was gerade in jüngster Zeit sehr oft 
im Vordergrund der Debatte gestanden hat und im 
Zusammenhang mit dem Bericht unseres Bericht-
erstatters, des Herrn Kollegen Adorno, als er von 
der strategischen Konzeption sprach, angesprochen 
worden ist. Ich meine die Diskussion um die Atom-
minen, korrekt gesagt, um die Atomic Demolition 
Munition, also um diese atomare Zerstörungsmuni- 
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tion, um es im Deutschen zu sagen. In letzter Zeit ist 
viel darüber gesagt und viel darüber geschrieben 
worden. Wir betreiben hier Wehr- und Verteidi-
gungspolitik. Das bedeutet aber auch, daß wir uns 
zu wehren haben gegenüber Unterstellungen und 
Verdächtigungen, wie sie zum Beispiel in jüngster 
Zeit von der Sowjetunion und einigen Satelliten-
ländern uns gegenüber erhoben worden  sind. Ge-
rade die Sowjetunion scheint mir wenig legitimiert 
zu sein, solche Kritik oder solche Unterstellungen 
anzubringen, solange Hunderte von Mittelstrecken-
raketen auf ihrem Territorium stehen und auf unser 
Land und andere demokratische Länder unseres 
Bündnisses gerichtet sind. 

(Sehr richtig! bei der SPD.) 

Die Behauptungen, die sie aufgestellt hat, stim-
men so wenig, wie die Behauptung, wir wollten 
Mörder amnestieren. Noch weniger hat Ulbricht ein 
Recht, in ,diese Diskussion einzugreifen. Er hat 
einen Minengürtel gegen die Bürger seines eigenen 
Landes gelegt und sollte deshalb nicht über nicht 
vorhandene Minengürtel anderer Länder disku-
tieren. 

(Beifall bei der SPD.) 

Die Bundesregierung hat mit Recht diese Ein-
mischung zurückgewiesen. Leider ist eine unglück-
liche Diskussion zustande gekommen über Pläne, 
die hier ein Rolle gespielt haben. Nun, es wurde 
später gesagt, es seien keine Pläne gewesen. Man 
kann aber sagen, daß zumindest soviel sichtbar 
geworden ist: diese ADM, um bei dem korrekten 
Ausdruck zu bleiben, wird, wenn überhaupt, auf dem 
eigenen Gebiet verwandt; es sind also die eigenen 
Bürger bedroht. Damit ist klar, daß diese Waffen 
keine Angriffswaffen sind; sie sind Verteidigungs-
waffen. Die amerikanische Regierung hat erklärt, 
daß derartige Pläne nicht bestehen, und ich sage 
es noch einmal, daß diese Waffen unter amerika-
nischem Verschluß und unter amerikanischer Kon-
trolle bleiben. Es sind also keine Minengürtel vor-
handen, aber wir mußten leider der Diskussion ent-
nehmen, daß hier und da Planungsüberlegungen an-
gestellt worden sind. 

Die Bundesregierung hat eine Reihe von Erklä-
rungen ,abgegeben, allerdings sehr zögernd. Den-
noch bleibt einiges unklar: 

Erstens: Wie konnte es zu dieser Diskussion kom-
men? 

Zweitens: Ist etwas an  den gewiß aufgebauschten 
und gewiß lancierten Meldungen, ,der deutsche Ge-
neralinspekteur habe Anteil an  dieser Diskussion, 
und an den Meldungen, die dazu geführt haben? In 
wessen Auftrag geschah es dann, sofern es zutref-
fend ist? 

Drittens: Es ist die Rede von Ermittlungen. Ist 
sichergestellt, daß alle in Frage kommenden Mög

-

lichkeiten in diese Ermittlungen einbezogen wer-
den? 

Die Bundesregierung sollte die Gelegenheit hier 
nochmals benutzen, um eine weitere unmißverständ-
liche Klarstellung vorzunehmen. Vor allem muß das 
gesamtpolitische Interesse gesehen und berücksich-

tigt werden, müssen die Zweiteilung Deutschlands 
und der Wille zur Wiedervereinigung immer wie-
der mit gewertet und politisch ins Kalkül gezogen 
werden. 

(Sehr richtig! bei der SPD.) 

Eigene Überlegungen und Planungen, auch wenn sie 
nur gedankliche Beiträge darstellen, haben von die-
sen gesamtpolitischen und wiedervereinigungspoli-
tischen Gesichtspunkten auszugehen. Wir können, 
dürfen, wollen nicht die Stacheldraht- und Sperr-
zonenpolitik Ulbrichts kopieren. 

Um allen weiteren Mißverständnissen vorzubeu-
gen, sollte hier noch einmal festgestellt werden: 

Für alle nuklearen Waffen, auch für Verteidi-
gungswaffen, muß die Kontrolle und Aufsicht bei 
den Amerikanern liegen. Der Einsatz dieser Waffen 
darf nur vom amerikanischen Präsidenten freigege-
ben werden. 

Ein Gürtel aus Atomminen — richtiger: aus ADMs 
— ist grundsätzlich abzulehnen und indiskutabel. 

Verteidigungswaffen dieser Art können und dür-
fen, sofern Verteidigungsmaßnahmen dies zwin-
gend erfordern, nur selektiv, von Fall zu Fall unter 
Berücksichtigung des 'hier schon Gesagten einge-
setzt werden. 

Alle Waffen dieser Art gehören unter aller-
schärfste politische Kontrolle. 

Die Bundesregierung muß die strategischen Prin-
zipien der abgestuften Abschreckung und der be-
weglichen Erwiderung anerkennen. Daraus folgt, 
daß die Verantwortung für die Steigerung eines 
jeden Konflikts in jedem denkbaren Fall dem an-
greifenden Störer des Friedens zugeschrieben und 
aufgebürdet werden muß. 

Für die Zukunft muß sichergestellt sein, daß die 
Bundesregierung ihre Auffassung in Fragen von 
solch weittragender Bedeutung klar und ohne Zö-
gern deutlich macht und in der Öffentlichkeit das 
Gesamtengagement im Rahmen der Verteidigungs-
bereitschaft zur Diskussion stellt. 

Erlauben Sie mir abschließend, um auch dem 
Herrn Verteidigungsminister Gelegenheit zu geben, 
auf einige Detailfragen einzugehen, noch eine Reihe 
von Fragen im Hinblick auf das, was ich hier und 
da angesprochen. habe. 

So interessiert uns und mich z. B.: Wieviel junge 
Offiziere und Offiziersanwärter, die Abiturienten 
waren und technisches Interesse zeigten, sind für 
ein halbes Jahr zu einer technischen Befehlsausbil-
dung auf eine technische Schule geschickt worden? 
Welchen Charakter hatten diese Schulen? Wieviel 
von diesen Absolventen sind unmittelbar danach vor 
die Truppe gestellt worden? Welche Erfahrungen hat 
man dann mit solchen Absolventen und jungen Offi-
zieren gemacht? Wieviel haben sich auf Grund die-
ser Erfahrungen, weil sie sich mit einem solchen 
Ausbildungsgang zufrieden und den Anforderungen 
gewachsen fühlten, verpflichtet? Liegen Unterlagen 
vor, nach denen zu urteilen sich wertvolle junge 
Kräfte auf Grund dieser falschen Maßnahmen ent-
täuscht abgewandt und andere durch dieses Bei- 
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spiel, welches sie dann bekundeten, abgeschreckt 
haben, sich überhaupt länger zu verpflichten oder 
sich freiwillig zu melden? 

Nun, wir wissen, daß wir die technische Schule 
des Heeres in Darmstadt haben. Unsere Fragen: 
Welche Voraussetzungen müssen Zugewiesene er-
füllen? Wieviel Schüler sind bisher zugewiesen 
worden? Wieviel erwiesen sich als geeignet, wie-
viel als ungeeignet? Ist entsprechend berücksichtigt 
worden, was der Verein Deutscher Ingenieure in 
seiner Denkschrift 1956, der Herr Generalinspek-
teur Foertsch in seiner Rede am 29. November 1962, 
Herr Generalmajor Tilo und der jetzige Inspekteur 
des Heeres, Generalleutnant de Maizière, gerade im 
Hinblick auf die Technik gesagt haben, als sie von 
der bis in die jüngste Zeit vorgenommenen Fehlein-
schätzung der Technik gesprochen haben? Was ist 
vorgenommen worden, und welche Konsequenzen 
hat man gezogen? Was gedenkt das Ministerium 
gerade auf diesem Gebiet zusätzlich zu tun? 

Wir dürften uns doch alle darüber einig sein, daß 
das, was im Frühjahr letzten Jahres mit der kleinen 
Umorganisation geschehen ist, nicht ausreichend 
war. Die jüngste Entscheidung des Ministeriums 
und damit die der Regierung, die Führung der Tech-
nik nicht neben der militärischen Führung und der 
Verwaltungsführung sich unmittelbar zu unterstel-
len, wie es grundsätzlich bei allen modernen Streit-
kräften der Fall ist und wobei außerdem der füh-
rungsmäßige Schwerpunkt auf der militärischen und 
technischen Seite liegt, erscheint mir schwer ver-
ständlich, und ich kann sie einfach nicht mit sach-
lichen Gründen erklären. Ich darf in diesem Zusam-
menhang auch auf unsere Entschließung zur Lage 
der Bundeswehr in Karlsruhe besonders hinweisen. 

Ich will hier vor Ihnen jetzt nicht noch einmal 
das Organisationsschema aufzeigen, mich aber noch 
einmal einem zweiten Sachgebiet zuwenden, näm-
lich dem Problem der gemeinsamen Rüstungsproduk-
tion und der Standardisierung. Ich darf auf den Be-
richt des Berichterstatters des Verteidigungsaus-
schusses der WEU, de la Vallee Poussin, hinwei-
sen, der in Rom gerade in einer dankenswerten 
Klarheit und Präzision diese Probleme abgehandelt, 
eine Reihe sehr sachdienlicher Ausführungen ge-
macht und auch darauf hingewiesen hat, welche 
Lasten z. B. auftreten, wenn man solche Entschei-
dungen im Rahmen der NATO trifft, wie sie im Hin-
blick auf die beiden Panzer getroffen worden sind, 
die zunächst gemeinsam entwickelt werden sollten. 
Die Zahlen sind dem Hohen Hause und dem Ver-
teidigungsministerium gewiß bekannt. 

Die Standardisierung des Wehrmaterials als dem 
bedeutungsvollsten Gebiet der Rationalisierung ist 
sowohl vom rein Logistischen her wie auch im wirt-
schaftlichen Sinne ebenso unbefriedigend wie unter-
bewertet. Wer von den Fachleuten das Ausmaß des 
unausgenutzten Spielraums erkennt, ahnt, was auf 
diesem wichtigen Gebiet bisher versäumt worden 
ist. Die Typenbereinigung und die Normung bei 
Waffen, Waffensystemen und Munition in der Viel-
schichtigkeit des militärischen Großgerätes haben 
nicht nur einen bedeutenden finanziellen, allgemein 
volkswirtschaftlichen Nutzeffekt, sondern liegen 

ebenso im Sinne der militärischen Kampf- und Ver

-

sorgungsführung. Hier hätten sich erhebliche Be-
träge — ich betone: erhebliche Beträge — ohne Be-
einträchtigung militärischer Interessen zusätzlich 
einsparen lassen. 

Nach den gemachten Erfahrung ist auch die Orga-
nisation für die Fragen der Standardisierung des 
Materials mangelhaft. Vereinzelte lobenswerte Ab-
sichten und Vorhaben sind in den Anfängen stek-
kengeblieben. Inwieweit hier persönliches Ver-
sagen im Spiel ist, sollte einmal sorgfältig geprüft 
werden, und dann sollten die entsprechenden Kon-
sequenzen gezogen werden. 

Warum wird — so möchte ich fragen — auch der 
weite Bereich einer Koordinierung zwischen allen 
Organen und Trägern für den Mob- und Notstands-
fall, wie etwa Grenzschutz, Bundesbahn, Bundes-
post, DRK, Technisches Hilfswerk und anderen, 
nicht ausgenutzt? Wo ist hier die Initiative der 
Bundesregierung? Es ist wiederholt darauf hinge-
wiesen worden. Auch hier ließen sich zusätzlich — 
und an einzelnen Beispielen läßt sich das immer 
wieder erhärten — große Summen zugunsten ande-
rer Gemeinschaftsaufgaben einsparen. 

(Sehr richtig! bei der SPD.) 

Diese hochtechnisierten Einrichtungen, die heute 
moderne Industriestaaten unterhalten, in ihren 
Funktionen und in der materiellen Ausstattung im 
optimalen Maße zu harmonisieren; ist dringendstes 
Gebot, und wir haben wiederholt unsere Mitarbeit 
auf diesem Gebiet angeboten. 

Das gilt in gleicher Weise für die Bemühungen 
der Standardisierung im internationalen Raum. Ich 
darf in diesem Zusammenhang auch auf die Berichte 
des Herrn Kollegen Dr. Kliesing hinweisen. Ob das 
hier Versäumte bald nachgeholt wird, ist eine Frage 
für uns alle. 

Lassen Sie mich an Hand der vorhin erwähnten 
Berichte des Herrn Kollegen Dr. Kliesing nur noch 
wenige Sätze zur Standardisierung im Rahmen der 
NATO und zur nationalen Standardisierung des 
Wehrmaterials sagen. 

Erstens. Wer ist für diese erstrangige Rationali-
sierungsaufgabe im Bundesverteidigungsministe-
rium verantwortlich und federführend? 

Zweitens. Wieviel Planstellen — und in welcher 
Dotierung — sind bei den nachstehenden Führungs-
stäben und Dienststellen dafür vorgesehen, damit 
die Standardisierung auch an den Erfahrungen der 
Truppe im gesamten partizipiert? 

Wie viele Planstellen sind im Führungsstab der 
 Bundeswehr und  in  der Abteilung Technik vorge-

sehen? Ich hatte schon nach den Planstellen in den 
Teilstreitkräften gefragt. Dann müßte noch die 
Frage aufgeworfen werden, wie das im Bundesamt 
für Wehrtechnik und Beschaffung in Koblenz ist. 
Welcher Art ist die Aufgabenabgrenzung zwischen 
den militärischen und logistischen Führungsstäben 
und dem Bundesamt für Wehrtechnik und Beschaf-
fung? 
Gewiß, Sie können mir entgegenhalten: eine 

Fülle von Einzelfragen! Ich erwarte nicht, daß der 
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Herr Minister oder irgendein anderer in der Lage 
ist, sie ad hoc aus dem Handgelenk zu beantworten. 
Aber ich wollte mit diesen Fragen auch vor dein 
Hohen Hause dokumentieren und demonstrieren, wo 
Möglichkeiten von Einsparungen gegeben sind, wo 
Möglichkeiten im Interesse der Steuerzahler wahr-
genommen werden müssen, und ich bitte um Nach-
sicht, wenn ich noch einmal das alles anführe, was 
ich zusammenfassend dargelegt habe. 

Ich habe — so will ich abschließend sagen — gar 
nicht erschöpfend aufgezählt, was mir an Verlaut-
barungen des Verteidigungsministeriums und an 
unwidersprochenen Pressemeldungen zugänglich 
war. Ich möchte auch nicht auf das eingehen, was 
nach mir gemachten Mitteilungen gestern im Rah-
men einer Pressekonferenz vor ausgesuchten Bonner 
Journalisten gesagt worden sein soll, weil es sich 
auf Meldungen Dritter stützt. Ich bin gern bereit, 
darauf einzugehen, wenn mir die Unterlagen zur 
Verfügung stehen oder wenn der Herr Minister 
oder ein anderer Sprecher der CDU/CSU das, was 
mir über Dritte mitgeteilt worden ist, hier vor dem 
Hohen Hause oder bei anderer Gelegenheit als die 
wirkliche Meinung des Verteidigungsministeriums 
zur Kenntnis gibt. 

(Beifall bei der SPD. — Zuruf von der CDU/ 
CSU: Sie gehören ins Schattenkabinett!) 

Vizepräsident Dr. Schmid: Das Wort hat der 
Herr Bundesminister für Verteidigung. 

 

von Hassel, Bundesminister der Verteidigung: 
Herr Präsident! Meine Damen und Herren! Die 
heutige Tagung ist eine Fortsetzung ,der Dezember-
Diskussion zu Fragen der Bundeswehr und steht 
unter dem Oberbegriff „die Lage in  der Bundes-
wehr". Diese hatte uns damals im Dezember 'be-
schäftigt, und heute in der Fortsetzung der Diskus-
sion ist sie der Hauptpunkt.' 

Bevor ich mich mit dieser Frage und insonderheit 
mit dem auseinandersetze, was der Sprecher der 
Sozialdemokratischen Partei dazu gesagt hat, möchte 
ich auf einen Punkt eingehen, der  nicht unmittelbar 
dazugehört; aber einige Fragen in dieser Richtung 
veranlassen mich dazu, das vorwegzunehmen: 

Der Sprecher der SPD hat das Thema der ADM, 
der Atomic Demolition Munition, gestreift und hat 
sich, so scheint mir, auch. auf den Standpunkt der 
Bundeswehrführung, der Bundeswehr und der Bun-
desregierung gestellt. Ich möchte ihm danken, daß 
er mitgewirkt hat, den Nebel, der draußen entstan-
den ist, zu beseitigen. Die Fragen, die Sie in dem 
Zusammenhang an  den  Bundesminister für Verteidi-
gung stellen, formuliert in sechs oder sieben Punk-
ten, könnten genauso von mir formuliert worden 
sein. Ich glaube, daß dazu wenig hinzuzufügen ist. 

Sie werfen aber  der  Bundesregierung vor, sie 
habe nach dem ersten Erscheinen der  Meldung in 
einer Zeitung nicht sofort reagiert. Ich habe diese 
Meldung in Paris während der NATO-Rats-Tagung 
Mitte Dezember, an einem Mittwoch, gelesen. Sie 
wissen selbst, daß derartige Tagungen mit  außer-
ordentlich vielen Sitzungen und Gesprächen dazwi-

schen ausgefüllt sind, so daß man gar nicht die Zeit 
hat, eine solche Meldung in Ruhe zu studieren und 
eine Antwort zu erteilen. Ich habe unverzüglich nach 
meiner Rückkehr aus Paris Stellung dazu bezogen 
und bereits einen Tag später dem Ausschuß für 
Verteidigung des Bundestages und nachmittags 
dem des Bundesrats die gesamte Situation dargelegt. 
Sowohl der Verteidigungsausschuß des Bundestags 
als auch der  des Bundesrats haben von meinen Er-
klärungen mit Befriedigung Kenntnis genommen: 
Über Fernsehsendungen und Informationen, die 
über die Nachrichtendienste ausgestrahlt wurden, 
haben wir festgestellt: Es gibt keine einzige ADM 
im Einsatz, es gibt kein Atomminenfeld, es gibt 
keinen Atomminengürtel, es  gab keinen Plan für 
ein Feld, einen Gürtel oder einensonstigen Einsatz. 
Es gibt keinen Plan, und die Bundesregierung hat 
nicht die Absicht, einen solchen Plan aufzustellen. 

Diese Erklärung, die auch von den Vertretern 
der deutschen Länder im Verteidigungsausschuß 
des Bundesrats gehört worden ist, ist durch eine 
Presseerklärung des Bundesrats verbreitet worden 
mit dem Zusatz, daß die Ministerpräsidenten und 
die Innenminister der Länder von die ser Erklärung 
mit Befriedigung Kenntnis genommen 'haben. Leider 
sind diese Worte „mit Befriedigung"draußen von 
gewissen Organen nicht verbreitet worden. 

(Beifall in der Mitte. — Zuruf: Welche?) 

— Welche? Das will ich Ihnen genau sagen. Über 
die Nachrichtendienste des Nord- und des West-
deutschen Rundfunks ist dieses Wort „mit Befrie-
digung" nicht mit verbreitet worden. 

(Hört! Hört! in der Mitte.) 

Ich glaube, daß es für das Zonenrandgebiet ganz 
interessant ist, zu wissen, daß die Ministerpräsiden-
ten unter dem Vorsitz des niedersächsischen Mini-
sterpräsidenten die Erklärung des Bundesministers 
der Verteidigung „mit Befriedigung" zur Kenntnis 
nehmen. Das hätte nämlich zur Beruhigung der  Be-
völkerung in den Zonenrandgebieten dienen kön-
nen. 

(Zurufe von der Mitte: Sehr gut!) 

Im übrigen darf ich hinzufügen, daß es bedauer-
lich ist, daß einige Organe draußen, beispielsweise 
Kuratorien oder Ortsverbände politischer oder an-
derer Organisationen von einer solchen Nachrich-
tenverbreitung über beide Fernsehanstalten und 
über die Nachrichtendienste gar keine Kenntnis ge-
nommen haben, sondern noch Tage später die 
gleiche Meldung verbreiteten und dagegen polemi-
sierten. 

Ich meine, es ist gut, wenn heute der Deutsche 
Bundestag feststellt, daß es derartige Pläne nicht 
gegeben hat, nicht gibt und nicht geben wird. 

(Beifall bei den Regierungsparteien.) 

Meine Damen und Herren, die Sprecher des heu-
tigen Nachmittags — Berichterstatter und auch, wie 
ich glaube, der sozialdemokratische Sprecher — 
haben hier zum Ausdruck gebracht, daß sich in den 
Ausschüssen die Mitglieder des Verteidigungsaus-
schusses sehr sorgfältig mit der Lage in der Bun-
deswehr beschäftigt haben. Die Tatsache, daß der 
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Sprecher der SPD den Berichterstattern damals im 
Dezember und heute zu ihrer sachlichen und um-
fassenden Berichterstattung gratuliert hat, spricht, 
glaube ich, für diesen Ausschuß, der vier Tage den 
Komplex „Heye" untersucht und sich zwei Tage auf 
der Grundlage des Antrags der Freien Demokraten 
mit der Lage in der Bundeswehr beschäftigt hat. 
Dann hat der Sprecher der SPD aber hinzugefügt, 
man könne jetzt, nachdem man diesen umfassenden 
und sorgfältigen Bericht gehört habe, auch in der 
Öffentlichkeit oder im Parlament konkreter Stellung 
nehmen. Dazu möchte ich Ihnen, Herr Wienand, 
sagen, daß all das, was die Berichterstatter im 
Dezember oder heute gesagt haben, Gegenstand der 
Erörterungen im Verteidigungsausschuß gewesen 
ist, dessen stellvertretender Vorsitzender Sie sind. 
Das, was heute im Extrakt vorgetragen worden ist, 
war das Untersuchungs- und das Besprechungser-
gebnis des  Verteidigungsausschusses. Schon damals 
bestand eigentlich in allen Fragen, die die Bundes-
wehr angehen, eine ausreichende Klarheit. 

(Beifall bei der CDU/CSU.) 

Deshalb verstehe ich es persönlich nicht, wie Sie 
nach Abschluß dieser Sitzungen in einem Artikel in 
einer deutschen Illustrierten Dinge darstellen, 
Dinge, die man übrigens heute in Ihrer friedlichen 
und freundlichen Ansprache vor dem deutschen Par-
lament nicht wiederfindet. 

(Beifall und Zurufe bei der CDU/CSU.) 

Sie erklären in der Einleitung, die Sie sinnvoller

-

weise unter Clausewitz stellen, daß Sie nicht wie-
derholen wollten, was Sie in dieser Zeitung ge-
schrieben hätten. Zum Schluß sagten Sie noch ein-
mal, Sie bäten um Nachsicht, wenn Sie das alles 
nicht noch einmal anführten. Das, was Sie in dieser 
Zeitung geschrieben haben, und das, was Sie heute 
gesagt haben, ist so unterschiedlich, daß ich mich 
jedenfalls veranlaßt sehe, das, was in der Zeitung 
verbreitet worden ist, hier zurechtzurücken. 

(Beifall bei der CDU/CSU. — Zuruf von 
der Mitte: Doppelter Boden! — Weitere 

Zurufe von der CDU/CSU.) 

Das erste ist ein Wort, Herr Abgeordneter Wie-
nand, das Sie uns ganz zum Schluß sehr pathetisch 
mit auf den Weg geben, nämlich, daß wir uns mehr 
um die Standardisierung kümmern müßten, und Sie 
fragen, wie viele Verantwortliche im Bundesmi-
nisterium der Verteidigung sich darum kümmerten. 
Dazu möchte ich Ihnen eines sagen: Es gibt ein 
erstklassiges Beispiel für die Standardisierung; das 
ist der Starfighter F 104 G. Er wird nämlich geflogen 
in Kanada und in Europa, vom Nordkap bis in die 
Türkei. Ungefähr zehn Nationen haben sich zu die-
sem Starfighter F 104 G bekannt, den Sie in der 
Zeitungsveröffentlichung vom vergangenen Montag, 
also vor zwei Tagen, derartig zerreißen. 

(Beifall bei der CDU/CSU. — Zuruf von der 
Mitte: Das wird er nie begreifen! — Wei

-

tere Zurufe von der CDU/CSU und Gegen

-

rufe von der SPD.) 

— Wo der zerrissen wird? — Das will ich Ihnen 
sagen. 

(Lebhafte Zurufe von der SPD.) 

Es steht darin, die Maschinen seien allenfalls be-
dingt einsatzfähig. Meinen Sie nicht, daß das eine 
Abwertung der Waffen ist, auf die wir unsere 
besten Piloten setzen? 

(Abg. Rasner: Natürlich! — Abg. Eschmann: 
Aber die Feststellung über den Zustand der 
Waffen lautet doch: „bedingt einsatz-) 

fähig".) 

— Was heißt „bedingt einsatzfähig"! 

(Unruhe) 

-- Meine Herren, meine Herren! 

(Zurufe von der SPD: Das haben doch Ihre 
Leute gesagt!) 

— Ich werde Ihnen einmal sagen, was Sie in dem 
Zeitungsartikel schreiben. Sie sagen, der Vertrag 
darüber unterliege der höchsten Geheimhaltungs-
stufe — das ist falsch! —, die Lieferverträge seien 
streng geheim — das ist falsch! —, der Verteidi-
gungsausschuß dürfe die Verträge nicht einsehen — 
das ist falsch! 

(Widerspruch bei der SPD und Unruhe im 
ganzen Hause. — Abg. Rasner: Ach du 

liebe Güte!) 

— eine Zwischenfrage? 

Vizepräsident Dr. Schmid: Herr Abgeordneter 
Wienand! 

Wienand (SPD) : Herr Verteidigungsminister, 
sollte es Ihrer Aufmerksamkeit entgangen sein, daß 
in den vergangenen Jahren mein Kollege Berkhan 
wiederholt im Verteidigungsausschuß konkret um 
Einsichtnahme in diese Verträge gebeten hat und 
daß dann von Herren Ihres Hauses — auch vorher 
von Staatssekretär Hopf, wenn ich mich recht er-
innere erklärt worden ist: Darin wird keine Ein-
sicht gewährt; das ist vertraulich oder geheim. 
Diese Erklärung ist aus den Protokollen des Ver-
teidigungsausschusses zu ersehen. 

von Hassel, Bundesminister der Verteidigung: 
Darauf darf ich Ihnen folgendes antworten: Am 
17. Dezember haben Sie sich zusammen mit dem 
Herrn Abgeordneten Berkhan und einigen anderen 
Herren im Führungsstab der Bundeswehr genau 
nach all dem erkundigt und — so ist mir berichtet 
worden — in allen Fällen einen genauen Einblick 
bekommen. Am Ende haben Sie gesagt — und zwar 
durch Herrn Berkhan —: „Nachdem wir das so 
sehen, kann ich nur sagen: Warum ist uns das nicht 
schon vorher so dargelegt worden?" 

(Hört! Hört! bei der CDU/CSU.) 

Meine Damen und Herren, das war am 17. Dezember 
1964, acht Tage nach dem Zeitpunkt, zu dem Herr 
Bierkhan zum erstenmal wieder dem Ausschuß bei-
getreten ist. 

(Zurufe von der CDU: Stimmt!) 
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Außerdem war das etwa vier Wochen vor der Ver-
öffentlichung Ihres Artikels. 

Vizepräsident Dr. Schmid: Herr Berkhan zu 
einer Zwischenfrage! 

Berkhan (SPD) : Herr Minister! Haben Ihre Her-
ren Ihnen nicht berichtet, daß sie uns in dieser Be-
sprechung die Mängel der Elektronik des Starfigh-
ters dargelegt und uns berichtet haben, daß der Star-
fighter eben nicht in dem Sinne einsatzbereit ist, 
wie Sie es jetzt dem Parlament klarmachen wollen? 

von Hassel, Bundesminister der Verteidigung: 
Auf diese Frage werde ich gleich eingehen. 

(Hört! Hört! bei der SPD.) 

— Meine Herren! Den Zwischenruf „Hört! Hört!" 
sollten sie sich aufheben; Sie werden nachher noch 
einige Gelegenheit haben, über das „Hört! Hört" ; 
nachzudenken. 

(Abg. Berkhan: Gestatten Sie eine weitere 
Zwischenfrage?) 

— Bitte! 

Berkhan (SPD) : Herr Minister! Sind Sie bereit, 
mir — nachdem Sie meinen Namen genannt haben — 
den Namen desjenigen Herrn Ihres Hauses zu nen-
nen, der erklärt hat, ich hätte am Ende des Ge-
sprächs gesagt, wir seien jetzt völlig zufriedenge-
stellt? 

(Abg. Rasner: Das hat er gar nicht gesagt!) 

von Hassel, Bundesminister der Verteidigung: 
Ich bin bereit, sämtliche Partner aus dem Führungs-
stab der Bundeswehr und die, die dazugehört haben, 
mit dem Ausschuß zu konfrontieren, dem Sie ange-
hören, nämlich mit dem Ausschuß für Verteidigung. 

(Abg. Berkhan: Darum hatte ich gebeten! — 
Weitere Zurufe von der SPD. — Abg. Berk

-

han: Das ist damals leider nicht der Fall 
gewesen!) 

— Wann? 
(Abg. Berkhan: Am 17. Dezember!) 

— Am 17. Dezember war eine Aussprache bei uns 
im Haus, in der diese Fragen im einzelnen erörtert 
wurden. 

(Abg. Berkhan: Gestatten Sie eine Zwischen

-

frage?) 

— Ich lasse die Zwischenfrage zu. 

Berkhan (SPD) : Danke schön, Herr Minister! Ich 
darf Sie fragen, woher Sie die Information haben, 
daß die Besprechung in Ihrem Hause war?  Sie war 
in diesem Hause, und zwar im Geschäftszimmer des 
Herrn Wienand! 

von Hassel, Bundesminister der Verteidigung: 
Bitte, die Frage war doch, ob eine Unterrichtung im 
Verteidigungsausschuß stattgefunden hat oder nicht. 

(Unruhe bei der SPD. — Zuruf von der SPD: 
Peinlich, peinlich!) 

Meine Damen und Herren! Es ist Ihnen damals vor-
getragen worden, welche Schwierigkeiten mit einem 
Navigationssystem bestehen. Ich darf hier folgen-
des wiederholen. Es handelt sich um das berühmte 
Litton LM 3, mit dem wir auf eine Reihe von Schwie-
rigkeiten gestoßen sind. Ich darf dabei auf folgen-
des aufmerksam machen. „Wir haben" — so heißt 
es in dem Bericht, der mir von den Herren vorgelegt 
worden ist — „dem Abgeordneten Wienand das 
Zusammenarbeiten dieser Navigationssysteme — 
eines wird kritisiert — erklärt und haben dargelegt, 
daß 'die noch bestehenden Ungenauigkeiten in  die-
sem System z. B. durch das Bordradar ausgeglichen 
werden können. Wir haben darauf hingewiesen, daß 
die inertial navigation" — so  heißt sie — „bestimm-
ten Einschränkungen unterworfen ist, die bei dem 
derzeitigen Stand der Technik noch nicht überwun-
den werden können. Selbst modernste Flugzeuge, 
wie z. B. die Phantom oder die TSR 2, bringen als 
Navigationssystem die inertial navigation ein, wo-
bei das Gerät der Phantom und das der F 104 nach 
Abschluß aller vorgesehenen Verbesserungen ein-
ander entsprechen." 

Nun heißt es, die Entscheidung und die Beschaf-
fung damals seien dort unter merkwürdigen Um-
ständen geschehen. Ich möchte darauf aufmerksam 
machen, daß sowohl der Bundeskanzler als auch der 
Bundesminister der Verteidigung auf Grund der da-
maligen politischen Situation der militärischen Seite 
empfohlen haben, eine Entscheidung zugunsten der 
französischen Mirage zu fällen, wenn nicht schwer-
wiegende Gründe dagegen sprächen. 

Da dieses Thema, Auswahl des Systems, eine 
Rolle spielt, muß darauf hingewiesen werden, daß 
bei der Auswahl 8 amerikanische Typen, 3 eng-
lische Typen, 2 französische Typen und eine schwe-
dische Type, insgesamt also 14 Typen, untersucht 
worden sind. Ich will sie Ihnen hier aus verständ-
lichen Gründen nicht nennen. Von diesen Typen 
sind die F 104 G, der  Grumman Super Tiger und die 
Mirage in die engere Wahl gezogen worden. Nach 
eingehender Überprüfung und Untersuchung sind 
dann sowohl die Mirage als auch der Grumman 
Super Tiger ausgeschieden — die  Mirage aus einer 
Reihe von Gründen; sie gibt zu wenig Raum für 
das Navigationssystem, sie hat keine Unterbrin-
gungsmöglichkeit für das geforderte Radar, und sie 
hat eine viel zu geringe Reichweite. Das andere 
System wurde ausgesondert, weil es ebenfalls 
Schwierigkeiten bereitet, die uns zu dieser negativen 
Entscheidung veranlaßten. 

Die F 104 entsprach in der damaligen Leistung am 
meisten den Vorstellungen der deutschen Luftwaffe 
und wurde entgegen politischer Empfehlung ausge-
sucht. Die Entscheidung wurde nach Abschluß der 
taktischen und technischen Bewertung aller zur 
Wahl stehenden Flugzeuge getroffen. 

Bei allen Flugzeugen, die zur Auswahl standen, 
war es von vornherein klar, daß, um  die  militä-
rischen Forderungen auf Grund des NATO-Konzepts 
auf deutscher Seite zu erfüllen, eine ganz erhebliche 
Umrüstung vorgenommen werden mußte. Diese wird 
jetzt hier kritisiert. 
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Keines dieser Flugzeuge verfügt über ein boden-

unabhängiges Navigationssystem, das als unab-
dingbare militärische Voraussetzung von uns ver-
langt wird. Die F 105 bildet die einzige Ausnahme. 
Sie hat ein Doppler-Navigationssystem, über ,das 
jedoch damals noch keinerlei Erfahrungen vorlagen. 
Außerdem ist dieses System sehr leicht störbar. 

Es ist dann behauptet worden, daß man habe um-
bauen müssen, weil die Auswahl unter seltsamen 
Umständen erfolgt sei, und daß dieses Navigations-
system nicht funktioniere. Ich wiederhole: es 
stimmt, daß das Trägheitsnavigationssystem nach 
den Erfahrungen der deutschen Luftwaffe in seiner 
Navigationsgenauigkeit noch nicht den  militärischen 
Forderungen entspricht. Aus diesem Grunde stützt 
sich das Waffensystem der  F 104 nicht nur auf ein 
Navigationssystem, sondern auf vier unabhängige 
Systeme: einmal das schon genannte, dann das PHI, 
das Radar-System NASARR und das Tac an  ARN 
52. 

Eine wesentliche Aufgabe des hier kritisierten 
Geräts ist im übrigen die Funktion, die anderen 
Funktionen mit zu unterstützen, nämlich die Flug-
richtung, die  Fluglage und die Waffenstabilisierung 
sowie auch, das optische Visier des Radar sicherzu-
stellen. 

Ferner wird behauptet, daß die Lizenzgebühren 
den Forderungen gemäß nicht etwa, wie üblich, bei 
2 % lägen, sondern daß Lockheed sie auf 10 % her-
aufgesetzt habe. Tatsache ist — ich könnte es Ihnen 
darlegen, aber die Zeit reicht dazu nicht aus —, daß 
die Lizenzgebühr von Lockheed genau 3 % beträgt. 
Die Angabe von 10 % ist falsch. Die Lizenzgebühr 
für die Triebwerke beträgt 3,3 %. Das Triebwerk ge-
hört dazu. Im Schnitt ist also eine Lizenzgebühr ge-
zahlt worden, die, zwischen 3 und 3,3 % liegt. Das 
sind zusammen einige 50 Millionen und nicht einige 
500 Millionen, wie der Berichterstatter in der Zei-
tung dargelegt hat. 

(Zurufe von der Mitte. — Abg. Rasner: 
Alles System!) 

Vizepräsident Dr. Schmid: Gestatten Sie eine 
Zwischenfrage? 

von Hassel, Bundesminister der Verteidigung: 
Bitte. 

Wienand (SPD) : Herr Minister, sind Sie bereit, 
uns die Verträge zu zeigen? Sind Sie bereit, dann in 
diese Berechnung mit den 3,3 %, die Sie jetzt ange-
stellt haben, auch die eingekauften Düsentrainer 
und die Lizenzgebühren an andere Firmen, die z. B. 
in Belgien und in anderen Ländern am Nachbau be-
teiligt waren, mit einzubeziehen? 

von Hassel, Bundesminister der Verteidigung: 
Ich bin erstens bereit, Ihnen die Verträge zu zeigen. 
Ich bin zweitens bereit, Ihnen anzubieten, daß Sie 
oder einer Ihrer Freunde mit einem Flugzeug 
F 104 G an einem von Ihnen zu bestimmenden Tag 
zu einem von Ihnen festzulegenden, vorher nicht be-
stimmten Ziel mit einer von Ihnen zu bestimmenden  

und vorher nicht bekannten Flugroute fliegen, mög-
lichst bei Schlechtwetter, um Ihnen zu zeigen, daß 
das Flugzeug F 104 ausgezeichnet ist. 

(Lebhafter Beifall bei den Regierungspar

-

teien.) 

Ich rege drittens an, Herr Abgeordneter Wienand, 
daß Sie einmal eine Fernsehdiskussion mit einem 
Mann der Wehrtechnik, einem vom Führungsstab 
der Bundeswehr und vielleicht einem Piloten der 
F 104 gemeinsam machen, damit Sie dann mit denen 
en face darüber diskutieren können, was denn bei 
diesem von Ihnen so angegriffenen Waffensystem 
wirklich schlecht ist. 

(Beifall bei den Regierungsparteien.) 

Vizepräsident Dr. Schmid: Gestatten Sie eine 
Zwischenfrage des Abgeordneten Dr. Schmidt (Wup-
pertal)? 

von Hassel, Bundesminister der Verteidigung: 
Bitte! 

Dr. Schmidt (Wuppertal) (CDU/CSU) : Herr Mini-
ster, pflegen die Parlamente unserer potentiellen 
Gegner ihre Rüstung in ähnlicher Weise zu disku-
tieren, wie das hier, erzwungen von der SPD, ge-
schieht? 

(Beifall bei der CDU/CSU.) 

von Hassel, Bundesminister der Verteidigung: 
Meine Damen und Herren, der zweite Punkt, der in 
der Veröffentlichung am vorigen Montag kritisiert 
wird, besagt, daß die Fiat G 91 —das ist das zweite 
moderne Flugzeug, das wir haben — nicht herunter-
fallen könne, weil es gar nicht starten könne. Die 
Luftwaffe sei dabei, wieder auf das ältere Muster 
F 86 zurückzugehen. 

Meine Damen und Herren, diese Behauptung ist 
falsch. Die G 91 bei der deutschen Luftwaffe hat be-
reits 60 000 Flugstunden geflogen. Die Behauptung, 
daß die Luftwaffe auf das Muster F 86 zurückgehe, 
ist — um im Bild zu bleiben — aus der Luft gegrif-
fen. 

Die dritte Kritik an Flugzeugen — da wir gerade 
bei Flugzeugen sind — geht gegen die Transall, 
jenen mittleren Transporter. Darin kommen ein paar 
Bemerkungen vor, die ich hier behandeln möchte. 

Es wird uns zunächst vorgeworfen, daß die Trans-
all gar nicht in der Lage sei, den Standardpanzer 
„Leopard" zu transportieren. Meine Damen und Her-
ren, der Standardpanzer „Leopard" wiegt 40 t. Es ist 
bei uns niemals die Forderung erhoben worden, 
weder vom Führungsstab des Heeres noch sonst 
irgendwo, daß ein Flugzeug konstruiert werde, das 
einen Panzer transportieren kann. Es wäre mili-
tärisch eine völlig unsinnige Forderung, einen ein-
zelnen Panzer auf dem mitteleuropäischen Kriegs-
schauplatz mit so aufwendigem Transport von A 
nach B zu transportieren. Eine kriegsentscheidende 
Verstärkung an einem Frontabschnitt in Mittel-
europa ist damit nicht zu erreichen. Im übrigen sei 
festgestellt, daß auch die amerikanische Hercules, 
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die von Ihnen damals ins Gespräch gebracht wurde, 
den Standardpanzer nicht transportieren kann. 

Es wird dann die Reichweite kritisiert. Meine 
Damen und Herren, die Reichweite der Transall be-
trägt bei einer Beladung mit 6 t 4500 km und ist nach 
unserer gesamten militärischen Vorstellung von 
einem Transporter in Europa ausreichend. Man 
braucht ihn nicht zwischenlanden zu lassen. 

(Zuruf von der SPD: Bei 6 t!) 

— Bei einer größeren Belastung, einer Belastung 
von 8 t, ist die Reichweite 2400 km und bei einer 
Belastung von 15 t ist die Reichweite 1200 km. Es 
wird Sie interessieren, daß in der gleichen Zeitung, 
in der der Herr Abgeordnete Wienand seine Dar-
stellung gegeben hat, bei der  Transall, deren kurze 
Reichweite jetzt kritisiert wird, damals die lange 
Reichweite kritisiert worden ist, also genau die um-
gekehrte Formulierung in der gleichen Zeitung ge-
standen hat. 

(Abg. Rasner: Immer wie es paßt!) 

Dann wird dargelegt, daß dieses Flugzeug das 
Opfer für die deutsch-französische Freundschaft sei 
und Stück für Stück 22 Millionen DM koste. Bei 
Preisvergleichen, scheint mir, meine Damen und 
Herren, muß man, wenn man dann behauptet, daß 
die amerikanischen Angebote billiger gewesen seien, 
von gleichen Voraussetzungen ausgehen. Der Fly-
away-Pre is für .die Transall, also  der  Preis ohne die 
übliche Ersatzteilausstattung und ohne die Kosten 
für die Entwicklung, beträgt 10,8 Millionen DM. 
Mit der Erstausstattung der Ersatzteile und dem 
Teil, den wir Deutschen für die Entwicklung zu zah-
len haben, beträgt der Preis 16 Millionen DM und 
nicht 22 Millionen DM. Der Preis für das amerika-
nische Flugzeug C 130, die H ercules, die uns dann 
dagegen angeboten wurde, beläuft sich auf 17,8 Mil-
lionen DM. 

Ich möchte Ihnen also sagen: Die Behauptung, 
man müsse ein Flugzeug haben, das einen P anzer 
transportiert, ist falsch; das ist keine militärische 
Forderung. Falsch ist weiter die Behauptung, das 
Flugzeug koste 22 Millionen DM; es kostet mit 
allem Drum und Dran nur 16 Millionen DM. Falsch 
ist außerdem eine Behauptung, die von Ihnen vor 
einiger Zeit aufgestellt wurde, daß die Franzosen 
das eigene deutsch-französische Flugzeug Transall 
nicht weiter verfolgten, sondern amerikanische Flug-
zeuge gekauft hätten. 

(Abg. Wienand: Das habe ich doch nie 
behauptet!) 

— Sie haben damals in einer Presseerklärung be-
hauptet, daß die Franzosen von der Beschaffung der 
Transall abgerückt seien und statt dessen die Her-
cules nähmen. Wir haben es zurechtgerückt und ge-
sagt, sie haben nicht zehn Hercules gekauft, sondern 
zehn Düsentanker der Art, von der neulich einer 
abgestürzt ist. 

Vizepräsident Dr. Schmid: Herr Minister, ge-
statten Sie eine Zwischenfrage des Herrn Abgeord-
neten Berkhan? 

von Hassel, Bundesminister der Verteidigung: 
Bitte sehr! 

Berkhan (SPD) : Herr Minister, darf ich nach 
Ihren Ausführungen annehmen, daß .die Auskünfte 
der Herren Ihres Hauses, die mit einer Unterkom-
mission des Verteidigungsausschusses nach Frank-
reich gereist sind, bevor wir endgültig das Projekt 
Transall verabschiedeten, falsch waren, die uns aus-
drücklich sagten, dieses Flugzeug müßte bei seinem 
Flug zu den Versorgungsbasen auf dem Hin- oder 
Rückflug in Frankreich zwischenlanden und auf-
tanken? Diese Aussage wurde gemacht mit dem 
Hinweis, daß darüber mit den Franzosen Verein-
barungen erzielt seien. 

(Abg. Lemmrich: Hier geht es doch um 
etwas ganz anderes!) 

— Sie waren doch dabei, Herr Lemmrich. 

von Hassel, Bundesminister der Verteidigung: 
Die Frage, die damals gestellt wurde, lautete fol-
gendermaßen. Zwischen Deutschland und Frankreich 
muß eine gemeinsame militärische Ausgangsbasis 
für die gemeinsame militärische Forderung ge-
schaffen werden: Wie groß muß das Flugzeug 
sein? Was muß es tragen können? Welche Reich-
weite hat es? Wie sind seine Start- und seine Lande

-

längen? Die deutsche Seite war an einem Kurz-
streckenflugzeug, das nicht sehr weit zu fliegen 
braucht, interessiert. Die französische Seite war an 
einer längeren Reichweite interessiert. Wir haben 
einen erstklassigen Kompromiß gefunden zwischen 
einer kürzeren Reichweite mit einer hohen Last und 
einer langen Reichweite mit einer niedrigen Last —
4500 km die längste Reichweite und eine Normallast 
von 15 t auf eine Entfernung von 1200 km. Auf 
dieser gemeinsamen Basis haben wir uns damals 
gefunden. 

Vizepräsident Dr. Schmid: Herr Minister, ge-
statten Sie eine Zwischenfrage des Herrn Abgeord-
neten Eschmann? 

von Hassel, Bundesminister der Verteidigung: 
Bitte sehr! 

Eschmann (SPD) : Herr Minister, ist Ihnen be-
kannt, daß die Besatzungen, die die Transportflug-
zeuge zu fliegen haben, nach ihrer Meinung ihre 
Kampfaufträge besser erfüllen können mit einer 
viermotorigen Maschine, von der sie wissen, daß 
sie bei voller Belastung mit drei Motoren noch ans 
Ziel kommen, was bei der zweimotorigen Transall 
von den Besatzungen selbst sehr in Frage gestellt 
wird? 

von Hassel, Bundesminister der Verteidigung: 
Darauf kann ich Ihnen nur antworten: Die Do X 
z. B. hatte zehn Motore. Vielleicht kann man dann 
auch in dieser Richtung — — 

(Heiterkeit und Beifall bei den Regierungs

-

parteien. — Abg. Berkhahn: Da kann man 
nur sagen, Sommersprossen sind auch 

Gesichtspunkte!) 
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Vizepräsident Dr. Schmid: Herr Minister, ge-
statten Sie eine Zwischenfrage des Herrn Abgeord-
neten Lemmrich? 

von Hassel, Bundesminister der Verteidigung: 
Bitte sehr! 

Lemmrich (CDU/CSU) : Herr Minister, ist Ihnen 
bekannt, daß Herr Kollege Berkhan im Zusammen-
hang mit der Transall geäußert hat, daß es besser 
sei, die deutsche Flugzeugindustrie schrumpfe sich 
jetzt gesund als später? 

von Hassel, Bundesminister der Verteidigung: 
Diese Meldung ist mir nicht bekannt. Ich kann die 
Frage von mir aus nicht beantworten. Aber viel-
leicht ist es mir gestattet, daß ich nun zunächst in 
meinen Betrachtungen fortfahre. 

(Sehr richtig! und Beifall bei den Regie

-

rungsparteien. — Abg. Berkhan meldet 
sich zu einer Zwischenfrage.) 

— Nun, wir wollen uns nicht nachher den Vorwurf 
einhandeln, daß wir die SPD nicht hätten fragen 
lassen. 

Berkhan (SPD) : Ich bedanke mich, Herr Minister. 
Darf ich Sie aber fragen: Wissen Sie wirklich nicht, 
daß diese Äußerung von dem damaligen Staats-
sekretär Hopf im Verteidigungsausschuß des Deut-
schen Bundestages gemacht wurde? 

 
von Hassel,  Bundesminister der Verteidigung: 

Das kann ich Ihnen nicht sagen. Aber Sie können 
jederzeit Herrn Staatssekretär Hopf zitieren. 

(Abg. Eschmann meldet sich zu einer Zwi

-

schenfrage.) 

— Noch eine Zwischenfrage gestatte ich gern. 

Eschmann (SPD) : Herr Minister, ist Ihnen be-
kannt, daß Herr Staatssekretär Hopf mir persönlich 
einmal gesagt hat — — 

(Lachen und Zurufe von der CDU/CSU.) 

— Ich nehme doch an, daß über eine so wichtige 
Frage zwischen Minister und Staatssekretär hin und 
wieder gesprochen wird. Herr Hopf hat mir seiner-
zeit erklärt: Wir haben so viel Ärger mit den Fran-
zosen in bezug auf die Mirage usw. gehabt; auch 
wenn die Transall schlechter ist — jetzt müssen wir 
sie nehmen. 

von Hassel, Bundesminister der Verteidigung: 
Auf Grund meiner Kenntnis der Auffassung des 
Herrn Staatssekretär Hopf, der dieses heutige Wort-
protokoll wird lesen können und der Ihnen dann 
dazu persönlich schriftlich antworten kann, darf ich 
hier erklären, daß er sich zu seinem Teil bemüht 
hat, zwischen Deutschland und Frankreich ein erst-
klassiges Zusammenarbeitsverhältnis herzustellen. 

(Lebhafter Beifall bei der CDU/CSU. — Zu

-

rufe von der Mitte: Unfair und unwürdig! 
— Aus lauter Angst vor Wienands Pleite!) 

Dr. Kliesing (Honnef) (CDU/CSU) : Herr Mini-
ster, ist Ihnen bekannt, daß die Transall bereits vor 
mehr als zwei Jahren dem Verteidigungsausschuß 
der Westeuropäischen Union in Anwesenheit des 
Herrn Kollegen Berkhan und, wie ich mich zu erin-
nern glaube, auch des Kollegen Wienand vorgeführt 
wurde und daß bei dieser Gelegenheit Kurvenflüge 
und andere fliegerische Schwierigkeiten unter Ab-
stellung eines Motors bei voller Belastung durchge-
führt wurden? 

(Hört! Hört! bei der CDU/CSU.) 

von Hassel, Bundesminister der Verteidigung: 
Ich bin bei der Vorführung vor dem Verteidigungs-
ausschuß der WEU nicht dabeigewesen. Aber bei 
einer anderen Vorführung, die ich — in Anwesen-
heit eines großen Stabes von Sachverständigen — 
bekommen habe, ist genau das gleiche praktiziert 
worden, und jeder hatte den Eindruck, daß dieses 
Flugzeug ein erstklassiges Flugzeug ist.  Ich glaube, 
daß eines Tages auch die Sozialdemokraten zugeben 
werden, daß dieses erste wirklich gute Beispiel einer 
Standardisierung in der Zusammenarbeit zwischen 
Deutschland und Frankreich ein großer Wurf gewe-
sen ist. 

(Beifall bei den Regierungsparteien.) 

Aber es ist ja außerordentlich interessant: Sie ha-
ben kritisiert, daß wir die  F 104 nehmen. Und in 
diesem Zeitungsartikel steht: „In der Konkurrenz 
war gleichzeitig die schnittige Mirage", woraus her-
vorgeht, daß Sie uns offenbar die Mirage vorge-
schlagen hätten. Da kann ich nur sagen: Lesen Sie 
einmal nach, was mit dem Nachbau der Mirage in 
der  Schweiz  passiert ist! Daraus könnten Sie einmal 
lernen, wie es an anderen Orten ist, und dann wür-
den Sie vielleicht nicht immer nur an dem Kritik 
üben, was bei uns in Deutschland geschieht. Dann 
würden Sie einmal sehen, wie es insgesamt aussieht. 

(Beifall bei den Regierungsparteien.) 

Und wenn wir jetzt nicht die Mirage, sondern auf 
Grund der Zusammenarbeit zwischen Deutschland 
und Frankreich die Transall wählen, dann plädieren 
Sie für die Hercules von der Lockheed, die Sie vor-
her bei uns schlechtgemacht  haben,  weil die Lock-
heed-Werke angeblich 10 %, gleich über eine halbe 
Milliarde DM, Lizenzgebühren verlangt haben. 

(Beifall bei den Regierungsparteien.) 

Meine Damen und Herren, da der Zeitungsartikel 
sehr lang ist und noch eine Falle von Einzelheiten 
enthält, meine ich, daß ich jetzt versuchen sollte, 
etwas rascher von der Stelle zu kommen. Ich möchte 
mich daher den Vorwürfen hinsichtlich der Marine 
zuwenden. In dem Artikel wird behauptet, die neuen 
U-Boote seien unbrauchbar, die Köln-Klasse habe 
bedenkliche Materialschäden, und die Hamburg-
Klasse habe technische Fehler, die eine Neukon-
struktion notwendig machten. 

Ich möchte hier zunächst einmal sagen, daß das 
eine sehr starke Irreführung der Öffentlichkeit ist. 

(Sehr gut! bei der CDU/CSU.) 

Das Verteidigungsministerium hatte den Mut, ent

-

sprechend den Bedingungen moderner Seekriegfüh- 
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I  rung U-Boote aus einem Material bauen zu lassen, 
auf das Minen nicht ansprechen. Das betrifft nur die 
Hülle der Boote. Völlig neu und revolutionierend ist 
ebenfalls die Gesamtkonstruktion dieser Boote. Sie 
ist so, daß einige andere NATO-Staaten sie ent-
weder schon in Auftrag gegeben haben oder sich 
jedenfalls ernstlich dafür interessieren und daß sie 
von den ausländischen Fachleuten, insonderheit der 
NATO,  in  großem Umfang anerkannt wird. 

Bei der Entwicklung einer derartigen modernen 
Konstruktion gibt es theoretisch zwei Möglichkeiten. 
Entweder man entwickelt einen Prototyp bis zur 
Serienreife. Das dauert zwischen sieben und zehn 
Jahren. Man kann also gewiß sein, daß die Schiffe 
nach Beendigung dieser Entwicklung des Prototyps 
und der sich anschließenden Bauzeit für die andere 
Serie beim Stapellauf bereits unmodern wären. Der 
andere Weg, den wir im Interesse unserer Sicherheit 
gegangen sind, ist der, daß man auf den Bau eines 
Prototyps bewußt verzichtet und sofort eine Kleinst

-
serie auflegt. Beim Betreten technischen Neulandes 
muß immer mit gewissen Rückschlägen gerechnet 
werden. Das ist das Risiko, das in jeder Marine, in 
jeder Streitkraft der Welt einkalkuliert werden muß, 
wenn man zu modernen Schiffen oder zu modernen 
Waffen gelangen will. Es steht deshalb, so scheint 
mir, der Opposition schlecht an, mit hämischer 
Freude darauf zu verweisen, daß der für die ersten 
Boote verwendete amagnetische Stahl sich nachträg-
lich als korrosionsanfällig erwiesen habe. Wir sind 
inzwischen, scheint mir, vorangeschritten und haben 
das zunächst einmal offenbar ausräumen können. 
Wir verstehen es jetzt, die Materialfehler zu be-
herrschen. Das kostet Geld, wenn auch nicht in der 
Höhe von 30 Millionen DM, wie es die Sozialdemo-
kraten angegeben haben. 

Ich habe meinerseits in Zusammenhang mit dem 
Bau der U-Boot-Flotte eine menschliche Enttäuschung 
dadurch erlebt, daß mir der verantwortliche Mann 
nicht sofort den Tatbestand gemeldet hat. Ich habe 
die entsprechende personelle Konsequenz gezogen. 
Ich kann nicht verstehen, daß der sogenannte Wehr-
experte der SPD sich ausgerechnet auf diesen Herrn 
als Kronzeugen beruft. 

(Sehr gut! bei den Regierungsparteien.) 

Ebenfalls mit der Freude derjenigen, die nicht 
die Verantwortung zu tragen haben, konstatieren 
Sie, Herr Wienand, an anderen Schiffstypen immer 
wieder und überall die kleinen und großen Repa-
raturen. Hart beanspruchtes Gerät, so scheint mir, 
wird solche Reparaturen immer erfordern, nicht nur 
bei der Bundeswehr, und die Einsatzbereitschaft 
dieser Schiffe — das wissen Sie auch — gerade von 
der Köln-Klasse ist nicht in Frage gestellt. 

Ich darf hier noch einmal die Frage aufnehmen, 
die vorhin Herr Dr. Schmidt gestellt hat, die Frage 
nämlich, ob Sie beabsichtigen, auch in Zukunft den 
Gegner durch Veröffentlichung in einem Massen-
blatt darauf aufmerksam zu machen, daß bei uns 
irgendein Schiff in Reparatur gehen muß. 

(Beifall bei den Regierungsparteien.) 

In dem Zusammenhang kommt von Ihnen eine Er

-

klärung zu den DDGs, den Raketenzerstörern, und 

Sie sagen, wenn sie in deutschen Werften gebaut 
worden wären, hätte man bei drei Zerstörern und 
600 Millionen DM Gesamtbaukosten 150 Millionen 
DM, je Stück 50 Millionen DM, sparen können. Ich 
will auf dieses ganze Thema nicht eingehen, weil wir 
es so sehr lange im Ausschuß behandelt haben und 
Sie im Ausschuß sämtliche Fragen haben stellen kön-
nen. Mir werfen Sie aber vor, daß der Ausschuß zum 
Beispiel nicht jenen Mann der Technik habe hören 
können, den ich vorhin mit ein paar Sätzen schon 
erwähnt habe. Zunächst einmal ist es allein Sache 
des Ministers, wen er als Sachverständigen in den 
Ausschuß mitnimmt. Es kann also nicht der Ausschuß 
verlangen, daß der und der Sachverständige gehört 
wird, es sei denn, er ist Untersuchungsausschuß. Wir 
haben dort, so scheint mir, innerhalb des Ausschus-
ses sehr genau dargelegt, was los ist. 

(Zustimmung bei der CDU/CSU.) 

Zu dieser Behauptung, man hätte sparen können, 
wenn man es in einer deutschen Werft gemacht 
hätte, möchte ich Ihnen sagen: Es gibt keine ver-
bindlichen Preisangebote deutscher Werften, aus 
denen hervorgeht, was sie endgültig als Preis an-
setzen werden. Man hat mit den Werften darüber 
gesprochen. Sie haben eine Preisidee von etwa 170 
bis 180 Millionen DM genannt. Statt der 200 Millio-
nen DM in Amerika 170 bis 180 Millionen DM. 
Meine Herren des Haushaltsausschusses, Sie wissen, 
daß es kein einziges Schiffsbauprogramm gegeben 
hat, bei dem die ursprünglichen Preisideen der deut-
schen Werften nachher auch eingehalten worden 
sind. Das lag nicht an den Werften nur, das lag auch 
an unendlich vielen Nachüberlegungen, zusätzlichen 
Erkenntnissen und neuen Wünschen aus dem mili-
tärischen Bereich. Die deutschen Schiffswerften, die 
ich als früherer Ministerpräsident eines schiffbau-
treibenden Landes sehr genau kenne und deren hohe 
Qualität ich sehr genau kenne, sind aber aus der 
Zeit zwischen den Kriegen noch nicht in der Lage, 
das anders zu handhaben, als wir es bisher gehabt 
haben. Um diese ganzen Schwierigkeiten, die Sie 
uns vorwerfen, nicht zu haben, um das zu verhin-
dern, habe ich gesagt: Wir nehmen die Schiffe, die 
in der Welt erprobt sind — 26 bestehen bereits, sie 
sind in der Erprobung gewesen und haben sich be-
währt —, wir nehmen sie zum festen Preis und wis-
sen dann, 49 Monate nach Auftragsvergabe haben 
wir sie ohne all die Schwierigkeiten, die uns heute 
zum Vorwurf gemacht werden. Diese Entscheidung 
habe ich getroffen. Zu dieser Entscheidung stehe 
ich, und ich glaube, Sie werden einsehen, auch in 
Zukunft, daß diese Entscheidung richtig gewesen 
ist. Die deutschen Werften haben es sehr wohl ver-
standen. 

Nun sagt man durch den Sprecher der SPD, daß 
die Beamten im Bundesverteidigungsministerium die 
Kalkulation der Lieferfirmen nicht überprüfen dür-
fen und können; sie seien ein kleines Häuflein von 
8 oder 9 Offizieren, 36 Verwaltungsbeamten, 122 
Ingenieuren, und dieses kleine Häuflein verteile 
jährlich Aufträge für 8 Milliarden DM. Es komme 
dann ein Prozentsatz von Führungskräften bei uns 
heraus von nur 17%, im Finanzministerium dagegen 
von 38,2 %. Ich sehe hier  einen Hoffnungsschimmer, 
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daß man uns bei der besseren Dotierung jener Stel-
len in Zukunft helfen wird. Aber diese Behauptung, 
ein kleines Häuflein tue ,das nur — 8 Milliarden —, 
ist falsch. 

(Abg. Rommerskirchen: Was ist denn 
eigentlich richtig?) 

— Diese Behauptung ist falsch. 

Meine Herren von ,der SPD, ich habe nichts da-
gegen, wenn Sie den Verteidigungsminister verun-
glimpfen; das gehört zum Geschäft, dafür habe ich In 
der Politik Verständnis. Es ist mir im übrigen 
gleichgültig. Es ist mir aber nicht gleichgültig, wenn 
Sie meine Mitarbeiter verunglimpfen. Es gibt im 
öffentlichen Recht den Grundsatz, daß über den ein-
zelnen öffentlichen Bediensteten nichts Nachteiliges 
niedergelegt werden darf, ohne daß der Betreffende 
Gelegenheit gehabt hat, sich zu rechtfertigen. Die-
sen fundamentalen Grundsatz des öffentlichen 
Rechts mißachten Sie mit Ihrer pauschalen Abwer-
tung der Bediensteten des Verteidigungsministe-
riums auf dem Gebiete der Rüstung. 

Ebenso falsch wie komisch wirkt die Behauptung, 
daß für Beschaffung im Wert von 8 Milliarden nur 
dieses kleine Häuflein da sei. In Wirklichkeit sind 
es ungefähr 1000 qualifizierte Kräfte, Techniker, 
Volkswirte, Betrieb swirte, Juristen, Kaufleute, 
Spezialisten aller Art, die sich mit großem Verant-
wortungsbewußtsein Tag für Tag ihrer Pflicht hin-
geben. 

(Beifall bei den Regierungsparteien.) 

Glauben Sie, daß die Arbeitsfreude meiner Mitarbei-
ter erhöht wird, wenn man aus dem Munde Ihres 
Sprechers diesen Männern dauernd unterstellt, sie 
gingen leichtfertig mit den Milliarden der Steuer-
zahler um? 

(Zurufe von der CDU/CSU und von der 
SPD.) 

— Herr Wienand, bitte! 

Wienand (SPD) : Herr Minister, das scheint in 
der Tat der Kern zu sein, wie Herr Rasner sagt. 

(Zurufe: Frage!) 

Sind  Sie  bereit, Herr Minister, das zu zitieren, was 
ich geschrieben halbe, und mir zu bestätigen, daß ich 
nicht einen einzelnen und nicht pauschal Ihre Mit-
arbeiter belastet oder diffamiert habe, sondern sie 
sogar noch gelobt habe, nur gesagt habe, daß sie, 
diese geringe Anzahl von Mitarbeitern, den gewal-
tigen Aufgaben nicht gewachsen sein können, allein 
von der Quantität her? Sie bringen es genau anders. 

von Hassel, Bundesminister der Verteidigung: 
Darf ich Ihnen, Herr Abgeordneter Wienand, eine 
Gegenfrage stellen: Wo eigentlich ist in Ihrem gan-
zen Artikel ein einziges Lob auf die Bundeswehr 
und ihrer Mitarbeiter enthalten, wo in Ihrem ganzen 
Artikel?  

(Beifall bei der CDU/CSU.) 

Wenn Sie dem Bundesverteidigungsminister vor-
werfen, er. vergeude Milliardenbeträge, er ver-
schwende Milliardenbeträge, 

(Rufe von der CDU/CSU: Unerhört!) 

dann wird niemand sagen, daß der Minister es 
allein sei,  der das tue, sondern: der Minister und 
seine Mannschaft und die Mitarbeiter aller Dienst-
grade. 

(Beifall bei der CDU/CSU. — Zurufe von 
der SPD.) 

— Herr Wienand, Sie können nachher zusammen-
fassend antworten. 

Dann behaupten Sie z. B., ,daß diese Beschaffung 
aus außenpolitischen Gründen zum Teil aus Ent

-

wicklungshilfe, zum Teil aus Wiedergutmachung 
vorgenommen werde, daß wir im Ausland aus die-
sen eben genannten Gründen kauften. Diese Be-
hauptung ist falsch. Sie ist eine Irreführung der 
Öffentlichkeit. Auch der  Opposition ist bekannt, daß 
unsere Verteidigung auf der zusammengefaßten 
Kraft des Westens beruht. Das bezieht sich nicht 
nur auf das strategische Konzept, sondern ebenso 
auf die Fragen der Produktion, der Waffen, des  Ge-
räts. Es ist aber aus militärischen Gründen notwen-
dig, Aufträge im Ausland zu placieren. In keinem 
einzigen Fall ist vom Verteidigungsminister eine 
Beschaffung im Ausland gegen das  Votum der zu-
ständigen Führungsstäbe der Bundeswehr gebilligt 
worden; keine Beschaffung im Ausland ist getätigt 
worden, die nicht das Votum der Führung der  Bun-
deswehr gefunden hat. 

Es ist im übrigen eine durch nichts gerechtfertigte 
Unterstellung, daß Beschaffungen im Ausland vor-
genommen würden, ohne die Qualität und den Preis 
sorgfältig zu prüfen. Sie haben als Beispiel dafür 
den Ankauf von Maschinenpistolen in einem nah-
östlichen Land genannt. Diese Beschaffung — es ist 
eine Maschinenpistole, die aus Israel bezogen wor-
den ist — erfolgte zu einem Preis, der unter denen 
aller vergleichbaren Modelle liegt. Die Qualität ist 
so hervorragend, daß inzwischen eine ganze Reihe 
von NATO-Staaten zu dem gleichen Modell wie wir 
übergegangen sind. 

Sie behaupten in Ihren Spalten, und  zwar drei 
Spalten lang, daß es ein geheimes Waffensystem 
gebe, ein Zweimilliardenobjekt, um zu beweisen, 
daß durch falsche Preisprüfung und mangelnde Ver-
tragskontrolle Millionenbeträge versickern. Sie sa-
gen wörtlich, Sie dürften über dieses Waffensystem 
nicht öffentlich berichten, wollten Sie sich nicht des 
Landesverrats schuldig machen. Das ist einfach 
falsch. 

(Abg. Rasner [CDU/CSU] : Das Stichwort ist 
gegeben!) 

Zunächst einmal kann ich Ihnen, Herr Wienand, die 
 Sorge abnehmen, daß es sich um ein neuartiges Waf-

fensystem handelt. Sie sind übrigens selber Zeuge 
im Verteidigungsausschuß gewesen, als dort über 
den gesamten Komplex berichtet wurde, und zwar 
nicht etwa über ein neues Waffensystem, Größen-
ordnung zwei Milliarden, vielmehr 'hat der Bericht-
erstatter eines Teiles meines Ministeriums dort an 
Hand von 300 einzelnen Verträgen dargelegt, und 
zwar für das Jahr 1963 und im Gesamtbetrag von 
2 Milliarden DM, wie man dadurch, daß man das 
Preisprüfungsrecht vertraglich vereinbart habe, 
durch die Tüchtigkeit unserer eigenen Preisprüfer in 
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einer Größenordnung von 240 Millionen DM Ein-
sparungen erzielt habe. Dieses Geheimnis ist keine 
neue Wunderwaffe, nichts. 
Dann sagen Sie: Jede Marktfrau weiß, daß man am 
besten einen Kohlkopf dort kauft, wo er am preis-
wertesten ist; ganz anders sieht es aus, wenn ein 
deutscher Verteidigungsminister auf dem internatio-
nalen Waffenmarkt einkauft. Meine Damen und Her-
ren, leider ist die Rüstung kein so einfaches Ge-
schäft wie ein Gang zum Wochenmarkt. Sie sollten 
wissen, daß es einen derartigen Markt für Waffen 
nicht gibt. Glauben Sie, meine Herren, ernstlich, 
daß man z. B. Überschalljäger, moderne Panzer, Pan-
zerabwehrraketen irgendwo in einem Rüstungsge-
schäft, auf dem Markt kaufen könnte? 

(Zuruf aus der Mitte: Nach Wienands Vor

-

stellung!) 

Dort, wo es Konkurrenz gibt, wird ausgeschrieben. 
Die Behauptung also, die hier aufgestellt wird, ist 
falsch. 

Dann heißt es, der Verteidigungsausschuß werde 
eher zum Parteigänger des Ministers als zu einer 
wirklichen Kontrollinstanz. Sie sagen an anderer 
Stelle, im Bundesverteidigungsministerium könne 
man viel Geld ausgeben, ohne viel Rechenschaft ab-
legen zu müssen. Diese Behauptung, Herr Wienand, 
ist falsch. Das Bundesverteidigungsministerium kann 
keinen Pfennig ausgeben, ohne Rechenschaft ab-
legen zu müssen. Der SPD sollte bekannt sein, daß 
der Bundesrechnungshof laufend und ohne Be-
schränkung durch Geheimhaltung alle Fragenkom-
plexe überprüft, die Finanzführung, die Zweckmäßig-
keit der Organisation, die Beachtung des Grund-
satzes der Sparsamkeit, Wirtschaftlichkeit usw. 
Wenn dann hinzugefügt wird, das geschehe nicht, 
denn der Präsident sei ja Staatssekretär Hopf, so 
möchte ich Ihnen nur sagen, daß der Bundesrech-
nungshof ein kollegiales Organ ist, in dem der 
Präsident des Bundesrechnungshofs keinen größeren 
Einfluß hat. 

(Abg. Rasner [CDU/CSU] : Das hat Herr 
Hopf außerdem nicht verdient! — Weiterer 
Zuruf aus der Mitte: Sowas darf einer 
schreiben! — Abg. Wienand: Das habe ich 

überhaupt nicht gesagt!) 

— Bitte lesen Sie nach, im Schlußabsatz Ihres Arti-
kels können Sie es gar nicht anders ablesen als so, 
wie ich es eben gesagt habe. 

(Widerspruch bei der SPD.) 

— Wenn Sie es nicht so gesagt haben, dann erklä-
ren Sie es hier, dann freue ich mich des Präsidenten 
Hopf willen, daß ein solcher Verdacht von Ihnen 
nicht erhoben wird. 

(Sehr richtig! in der Mitte.) 

Dann sagen Sie, um das Ganze nun besonders 
griffig zu machen — der ganze Artikel liest sich wie 
ein Kriminalroman —, 

(Zuruf aus der Mitte: Ist er auch!) 

seit über einem Jahrzehnt kaufen wir Waffen und 
Material für unsere Bundeswehr zusammen; sie 
haben bis heute 100  Milliarden DM gekostet. Meine 

verehrten Damen und Herren, ich habe am Freitag-
abend einen Vorabdruck bekommen. In der Aus-
gabe ist eine ganz interessante Änderung voll-
zogen. Am Freitagabend stand noch drin, die Bun-
deswehr habe uns 100 Milliarden DM gekostet. Das 
sei viel Geld; für die gleiche Summe hätte die Bun-
desregierung jeder westdeutschen Familie einen 
Mercedes kaufen können. 

(Zurufe aus der Mitte: Die alte Hetze ist 
das! — Die alte Masche bei der SPD! Leb

-

hafter Widerspruch und Pfui-Rufe bei der 
CDU/CSU.) 

In dem nachher zum Verkauf erschienenen Exem-
plar ist dieser Satz ausgelassen. Ich möchte dazu 
sagen: Die Bundeswehr — in der Zusammenfassung 
in diesem Artikel zielen die 100 Milliarden auf 
Rüstung und Beschaffung ab — hat für Rüstung und 
Beschaffung insgesamt seit ihrem Bestehen etwas 
unter 50 Milliarden DM und nicht 100 Milliarden 
DM ausgegeben. 

Da die Zeit wegläuft, beschränke ich mich darauf, 
nur dies einmal zu dem Artikel zu sagen, den Sie 
alle und den ich gelesen habe. 

Ich möchte noch ein paar Bemerkungen zur Frage 
des Haushalts machen. Es ist interessant, daß heute 
bisher kein einziger Vorwurf erhoben worden ist, 
daß etwa im Jahre 1964 mit unsorgfältigen Über-
legungen, ohne Planung, ohne Ziel, ohne klare 
Grundlagen im Verteidigungsministerium gewirt-
schaftet worden wäre; so etwa lauteten früher die 
Sätze. Sollte das nachher noch einmal aufkommen, 
dann bin ich bereit, noch einmal das Wort zu neh-
men, um im einzelnen längere Ausführungen zu 
machen. 

(Abg. Rasner: Es genügt auch so!) 

Herr Wienand hat dann eine Darstellung über 
seine Gedanken zur Organisation gegeben. Meine 
Damen und Herren, wir haben uns daran gewöhnt, 
daß Kritik an der Spitzenorganisation des Verteidi-
gungsministeriums seit seinem Bestehen sozusagen 
zum täglichen Brot der  Opposition gehört. Ich habe 
Verständnis für den Hang der Opposition, die Arbeit 
der Regierung zu verteufeln und die eigenen Ab-
sichten als der Weisheit letzten Schluß hinzustellen. 
Aber wer als Laie unbefangen  die  Auslassungen 
liest, die Sie eben gemacht haben und die der Ham-
burger Senator beispielsweise im Zusammenhang 
mit Karlsruhe gesagt hat, muß den Eindruck gewin-
nen, daß die  Bundeswehr von einem wirren Haufen 
unfähiger Bürokraten, von einer desorganisierten 
Spitze wilder Verwaltungsmänner geführt wird, 
deren Hauptanliegen es ist,  den  Papierkrieg anzu-
heizen. 

Lassen Sie mich dazu folgendes sagen. Die Bun-
desweh einschließlich ihrer Führung, jeder Bedien-
stete, jeder Soldat, jeder Arbeiter, jeder Wehr-
pflichtige, jeder Rekrut bis zum höchsten Offizier 
und Beamten haben mit -dieser „offenbar miserablen 
Organisationsapparatur" — so die SPD — bis heute 
eine Aufbauleistung vollbracht, die  nicht nur bei 
unseren Bündnispartnern volle Anerkennung fand 
und findet, sondern die auch als eine wahrhaft 
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respektable Leistung den Dank und die Anerken-
nung unseres ganzen Volkes finden sollte. 

(Beifall in der Mitte.) 

Ich will hier nicht untersuchen, welche Motive je-
weils hinter dieser Kritik in  der  jahrelangen Aus-
einandersetzung um die Spitzengliederung gestan-
den haben. Aber es ist doch interessant, daß eine der 
wesentlichsten Begründungen ,der sozialdemokrati-
schen Kritik an der Spitzenorganisation von Anfang 
an die Sorge beinhaltete, daß die militärische Füh-
rung zu weitgehende Zugeständnisse bekommen 
könnte. 

(Zuruf von der CDU/CSU: Ganz genau!) 

Das gilt bis in die letzte Zeit. Ich verweise z. B. auf 
die Ihnen nahestehende Hamburger Zeitung „Ham-
burger Echo". Dort hat der Abgeordnete Sänger, als 
ich vor 12 Monaten mein neues Konzept zu dieser 
Umorganisation veröffentlichte, gesagt: Die Gene-
rale wollen mehr Macht. Damals hat Herr Sänger 
vor antidemokratischen Tendenzen in  der Bundes-
wehr gewarnt. 

(Hört! Hört! bei der CDU/CSU.) 

Sie wollen nun, Herr Wienand, genauso wie Sena-
tor Schmidt, daß endlich innerhalb des Ministeriums 
klare Verantwortungsbereiche geschaffen werden, 
damit man, wie Sie sagen, endlich weiß, an wen man 
sich halten kann, wenn etwas nicht funktioniert. 

Was schlagen Sie eigentlich vor? Die Unterstel-
lung der Teilstreitkräfte unter den Generalinspek-
teur! Das haben Sie gerade heute noch einmal ge

-

sagt. Sie haben offenbar meinen Erlaß vom 
7. Februar des Jahres 1964 nicht gelesen, mit dem 
dieses Unterstellungsverhältnis befohlen worden 
ist. Ich habe diesen Erlaß dem Verteidigungsaus-
schuß erläutert und ihn der Presse vorgetragen. Ich 
darf heute erklären, daß dieses Unterstellungsver-
hältnis funktioniert, seitdem ich es angeordnet habe, 
seit fast einem Jahr; mindestens seit drei Viertel-
jahren ist es in Kraft. Es ist müßig, es zu fordern. 

Dann verlangen Sie, daß das Ministerium so ge-
gliedert wird, wie man es nach militärischen, inter-
national anerkannten Gesichtspunkten verlangen 
müsse, und nicht ministeriell. Meine Damen und 
Herren, tatsächlich entsprechen die Unterabteilun-
gen des militärischen Führungsstabes voll und ganz 
der militärischen Gliederung. Es ist gleichgültig, ob 
Sie bei einer Unterabteilung sagen FüB I oder G I 
oder ob Sie sagen FüB 2 oder G 2 oder ob Sie sagen 
FaB IV oder G 4. 

Jeder, der etwas davon versteht, kennt diese Tat-
sache bei uns und bei den NATO-Partnern. Es ist 
zwar eine gute und ins Ohr gehende Formulierung, 
zu behaupten, die ministerielle Bürokratie unter-
drücke unter Mißbrauch des Begriffes „Civil Con-
trol" die Militärs. Es kommt beim Laien an,  wenn 
man behauptet, die zivilen Abteilungen regieren 
selbstherrlich durch Erlasse, Richtlinien und derglei-
chen ohne Mitwirkung der militärischen Führungs-
stäbe in die Truppe hinein. 

Meine Herren von der SPD, nennen Sie mir ein 
einziges Beispiel, bei dem nicht der Führungsstab  

der Bundeswehr diese Erlasse, soweit sie militä

-

rische Belange angehen, mitgezeichnet hat! Man 
muß sich zunächst einmal wirklich mit den unge-
heuer komplizierten Vorgängen einer modernen 
Armee vertraut machen, bevor man solche Behaup-
tungen aufstellt, 

(Beifall in der Mitte) 

die geeignet sind, die Arbeit des einzelnen in der 
Bundeswehr herabzusetzen. Sicherlich gibt es 
Schwierigkeiten, gibt es Reibungen, gibt es Papier-
krieg und Kompetenzfragen. Aber sie werden nicht 
durch rhetorische Zauberkunststücke Außenstehen-
der, sondern nur durch das ständige Bemühen aller 
Abteilungen dieses Ministeriums auf ein Mindest-
maß beschränkt. 

(Beifall 'bei der CDU/CSU.) 

Dann haben wir im vergangenen Jahr — die Aus-
schüsse wissen darüber Bescheid — das Ministerium 
umgegliedert. Es ist sehr interessant, was mir alles 
vorgeschlagen wurde. Man schlug vor, ich müßte 
statt eines Staatssekretärs zwei Staatssekretäre 
haben. Von anderer Seite wurden drei Staatssekre-
täre vorgeschlagen. Wieder andere waren für einen 
Staatssekretär und drei Unterstaatssekretäre. Ein 
anderer Vorschlag ging dahin: ein ziviler und ein 
militärischer Staatssekretär. Andere sagten: unter 
gar keinen Umständen einen Soldaten als Staats-
sekretär; das sagte z. B. die SPD. Dann kam ein 
Vorschlag, und zwar von der SPD: zwei Staatssekre-
täre, davon ein parlamentarischer Staatssekretär, 
der Angehöriger des Deutschen Bundestages sein 
muß.  

Wie sehen denn eigentlich Ihre Vorschläge, ver-
ehrter Herr Wienand, aus? 

(Zurufe von der SPD: Wo steht das? Wo 
steht das?) 

— In Ihrer Vorlage! Ich schicke Ihnen eine Foto-
kopie zu, sofern Sie es nicht selbst haben. 

(Zuruf von der SPD: Da steht es nicht drin!) 

— Verzeihung, Verzeihung — — 

(Zuruf von der SPD: Jetzt sagen Sie etwas 
Falsches!) 

— Entschuldigen Sie, soll ich Ihnen aus meinen 
Dokumenten den Vorschlag der SPD aus dem Jahre 
1957 vortragen? Da steht es genau drin. 

(Zurufe von der SPD. — Gegenrufe von der 
CDU/CSU.) 

— Das ist sehr interessant. 

Heute ist mir hier von diesem Podium aus vor-
gehalten worden — der Regierung und mir —, ich 
hätte kein Organisationsgesetz vorgelegt. Was habe 
ich den Ausschüssen und dem Parlament gesagt? Ich 
habe gesagt, daß ich die Zeit dafür für noch nicht 
reif hielte. Ich gebe aber eines zu, daß mich das 
viele nebelhafte Gerede bei Ihnen dazu veranlas-
sen wird, ernstlich darüber nachzudenken, ob es 
jetzt nicht doch — —  

(Abg. Erler: Es steht doch im Gesetz! 
Im Soldatengesetz!) 
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— Verzeihung, Herr Abgeordneter Erler, wir haben 
uns mehrfach darüber unterhalten. Ich habe Ihnen 
im Ausschuß dargelegt, warum ich es für verfrüht 
halte, dieses Gesetz schon heute vorzulegen. Ich 
bin nämlich der Meinung, daß noch viel im Fluß 
ist,  daß noch viele Überlegungen angestellt und 
Erfahrungen gesammelt werden müssen. Die Tat-
sache, daß Ihr Vorschlag von 1957 sich gegenüber 
dem Vorschlag von heute um 180 Gra d  gedreht hat, 
zeigt, daß wir damit recht gehabt haben, daß man 
sich Zeit nehmen muß. 

(Beifall bei der CDU/CSU.) 

Was habe ich denn getan? Ich habe eine Gliede-
rung des Ministeriums in zwei große Bereiche vor-
genommen. Der eine Bereich untersteht einem stell-
vertretenden Staatssekretär: ziviler Bereich. Die 
andere große Säule untersteht einem Generalinspek-
teur mit unterstellten Führungsstäben. Er ist wei-
sungsbefugt. Das sind zwei ganz klare Gliederun-
gen. Im Vertretungsfalle — wenn also der Staats-
sekretär nicht da ist — vertritt der Generalinspek-
teur den Staatssekretär in allen militärischen Fragen. 
Was wollen Sie denn noch für ein klares Unter-
stellungsverhältnis? In Ihren damaligen Überlegun-
gen ist übrigens kein Wort von Planung enthalten 
gewesen. Das Wort Planung haben Sie jetzt erst in 
die Diskussion gebracht, und eine Abteilung Pla-
nung steht in ihrem damaligen Organigramm, bei 
der Wehrtechnik. Und da steht die Planung nur in 
einem ganz kleinen Kasten bei Wehrtechnik. Wir 
haben — so  scheint mir — in diesem Ministerium 
eine Organisation geschaffen, die in Ordnung ist 
und die nicht dauernd durch Ihr Kritisierten nachher 
erneut zur Diskussion gestellt werden muß. 

(Abg. Wehner: Hacken zusammenschlagen!) 

— Herr Wehner, das ist der Weisheit letzter Schluß: 
wenn die SPD mir gegenüber nicht mehr weiter 
weiß, dann sagt sie: „Sehr forsch ist ,er!", und damit 
hat es sich dann. 

(Heiterkeit.) 

Wir setzen uns mit den Vorwürfen auseinander, 
von denen wir heute von Herrn Wienand fast nichts 
gehört haben. Diese besagen, daß bei uns keine 
Techniker und keine Nationalökonomen vorhanden 
sind, die etwas von der Sache verstehen. Die Abtei-
lung Wehrtechnik und Wehrwirtschaft umfaßt 62 
Soldaten, 107 Verwaltungsbeamte, 11 Wirtschafts-
wissenschaftler, hat 44 Naturwissenschaftler und 
105 Ingenieure — allein bei uns oben in der Spitze! 
Ich meine also, daß wir damit wohl gezeigt haben, 
daß wir ein arbeitsfähiges und ordentliches Mini-
sterium haben, bei dem es aber — das gebe ich zu — 
zuweilen infolge Personalenge durchaus Erschwer-
nisse in  der Arbeit gibt. Aber über Personalenge 
und über Stellenpläne zu sprechen, ist sicherlich 
nicht ganz einfach; denn dann kommen alle Ressorts 
mit ähnlichen Wünschen. 

Dann sprachen Sie hier öffentlich über die Fragen 
Verwaltung, Beamte und Soldaten. Das ist ein dan-
kenswertes Thema. Ich persönlich bemühe mich, 
eine Kluft zwischen den Beamten und den Soldaten, 
die vielleicht irgendwo einmal sein könnte, auszu-
gleichen, einen Graben, der vorhanden sein könnte, 

zuzuschütten. Es ist aber doch eine sehr grundsätz-
liche Frage. Ich wäre bereit, die Gedanken, die wir 
zu diesem Thema haben, noch einmal im Verteidi-
gungsausschuß darzulegen. Dann müßten Sie mir 
im Verteidigungsausschuß einmal ein einziges Bei-
spiel nennen, wo z. B. die zivile Seite ohne die 
Anhörung der militärischen Seite eine Anordnung 
erlassen hätte. All das, meine Damen und Herren, 
was Sie in diesem Zusammenhang je formuliert 
haben, ist, wie Sie nachher feststellen werden, nicht 
richtig. 

Wenn Sie über dieses Thema sprechen: man 
müsse den Papierkrieg beseitigen, man müsse die 
Verwaltung vereinfachen, dann müssen Sie uns 
auch einmal klar sagen, wo die Verwaltungstätig-
keit beschränkt werden könnte, was Sie verlagern 
würden, was Sie z. B. auch unten zwischen Truppe 
und Truppenverwaltung vielleicht neu ordnen wol-
len. 

Tatsache ist, meine Herren von der SPD, daß ich 
mich seit Antritt meines Amtes um eine Entlastung 
der Truppe von diesem vielfältigen Verwaltungs-
kram bemüht habe, daß wir dazu eine Reihe von 
Kommissionen eingesetzt haben, eine die diese Fra-
gen unmittelbar draußen prüft, und eine in der 
Ebene des Ministeriums selber. Wir haben in die-
sen Jahren über 100 größere Verwaltungsverein-
fachungsmaßnahmen durchgeführt. Wir haben z. B. 
die Zahl der Dauerterminmeldungen um 50% ge-
senkt. Wir haben die Richtlinien über besondere 
Vorkommnisse vereinfacht und neu gefaßt. Wir 
haben in rund 130 einzelnen Fällen die Personal-
stärkemeldungen geändert, — alles, was Papier-
krieg macht! Wir haben neue Anweisungen über 
Bekleidungs- und Ausrüstungs-Anderungsmeldun-
gen gegeben. Wir haben in etwa 60 Fällen Unter-
schriftsbefugnisse vom Kompaniechef nach unten 
auf seine Funktionsunteroffiziere verlagert. In einer 
anderthalbjährigen Arbeit haben wir das gesamte 
Verwaltungsblatt des Ministeriums durchgesehen; 
der Neudruck ist im Gange. Ihnen nur zur Kennt-
nis sei gesagt, daß wir statt 9 Bänden mit 6300 Sei-
ten, mit denen der Kompaniechef bisher zu arbeiten 
hatte, in Zukunft eine Erlaßsammlung von nur etwa 
1000 Blatt haben. 

(Abg. Eschmann: Dann war also doch 
vorher etwas nicht in Ordnung!) 

— Ich habe zu sprechen über die Zeit, für die ich 
verantwortlich bin, und da habe ich Ihnen dargelegt, 
was ist. Sie kritisieren ja nicht die frühere Zeit, 
sondern Sie kritisieren mich. 

Das Thema Personal ist kurz abgehandelt. Herr 
Abgeordneter Wienand, ich möchte Ihnen nur eines 
vorweg antworten. Sie sagen, Sie hätten dem Staats-
sekretär erklärt, man könne die Stelle des Chefs der 
Personalabteilung zu einer Wechselstelle umändern, 
und wenn das nicht geschehen sei, sei es Schuld der 
Regierungskoalition und der Regierung. Seit die-
sem Gespräch hat bekanntlich der Haushaltsausschuß 
keine einzige Stellenplanüberlegung des Bundes-
verteidigungsministeriums behandeln können, weil 
alles, was den Stellenplan angeht, an das Ende der 
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Bundesminister von Hassel 
Beratungen geschoben wird. Diese Antwort, die Sie 
uns gegeben haben, ist also außerordentlich dünn. 

Sie haben in Ihrer Schrift im „Stern" gesagt — — 

(Abg. Rasner: „Schrift im ,Stern' ist gut! 
„Sternchen hat ein jeder gern, Sternchen 

ist das Kind vom Stern!") 

— Ich weiß nicht genau, ob es drinsteht; aber in 
einem Interview, das gestern oder vorgestern Sena-
tor Schmidt UPI gegeben hat, steht folgendes: 

Senator Schmidt teilte die reservierte Skepsis 
mancher Bundeswehroffiziere gegenüber der 
bisherigen Praxis bei der Beförderung und der 
Besetzung höherer Kommandostäbe. Konfes-
sionelles Proporzdenken wie auch politische 
Gesinnungsschnüffelei würde eine intakte poli-
tische Leitung der Bundeswehr nicht dulden. 

Ich weiß nicht, ob das auch im „Stern" gestanden 
hat. Jedenfalls hat das in der UPI-Meldung von vor-
gestern gestanden, die ich eben im Wortlaut zitiert 
habe. 

Nun möchte ich erstens einmal sagen, daß ich mich 
bisher in den zwei Jahren, seit ich Minister bin, nie 
darum gekümmert habe, welcher General, Oberst 
oder Oberstleutnant evangelisch oder katholisch ist. 
Ich habe auf diese Meldung hin meinen Personal-
chef zu mir gebeten und ihm gesagt, ich erbäte zu 
dieser Sitzung heute eine Übersicht darüber, wie es 
denn mit diesem konfessionellen Proporzdenken und 
der Skepsis draußen — er teile die Skepsis, sagt 
Herr Schmidt — steht. 

Wir haben 78 Generäle, die den Rang von Drei

-

Sterne- oder Zwei-Sterne-Generälen haben und in 
irgendeiner Funktion sind, die vielleicht mit Perso-
nalfragen zu tun hat, in entsprechenden Stellen beim 
Heer, bei der Marine, in der Luftwaffe und bei uns 
im Ministerium. Dieses „konfessionelle Proporz-
denken" sieht folgendermaßen aus — ein solches 
Wort kann nämlich immer nur als ein Angriff gegen 
die Bundeswehrführung, gegen den Minister, gegen 
„die ganze Richtung" gelten —: Unter 78 Drei

-

Sterne- und Zwei-Sterne-Generälen sind drei, die 
keine Angaben über die Konfession gemacht haben. 
14 dieser Herren sind katholisch und 61 sind evan-
gelisch. Ich hoffe, daß mit dieser Veröffentlichung 
die Vorstellung von einem Proporzdenken aus 
Ihrem Sprachschatz herauskommt. 

(Beifall bei den Regierungsparteien. — Abg. 
Rasner: Sternstunde!) 

Worin unterscheiden wir uns von der SPD? Da-
durch, daß die SPD nur kritisiert, daß sie kein gutes 
Haar an uns läßt, daß sie uns der riesengroßen 
Schlamperei bezichtigt. 

(Abg. Hilbert: Den Haushalt ablehnt!) 

Über mich erklärt sie, man wüßte ja, wie der Ver-
teidigungsminister mit dem Geld umgehe, und sie 
fügt hinzu, im Verteidigungsministerium versicker-
ten Millionen. 

Ich finde, daß diese oberflächlichen Unterstellun-
gen Schlamperei sind. Dieses Wort „Schlamperei",  
Herr Wienand, ist von Ihnen in einer Pressekonfe-

renz gefallen und von Ihnen neulich begründet wor

-

den. Ich will nicht darauf eingehen, daß die Begrün-
dung, die Sie gegeben haben, nicht ganz den Tat-
sachen entspricht. Sie haben auszuweichen versucht 
und haben gesagt, es sei Schlamperei, daß man falsch 
geplant habe, daß man statt der 1,6 Milliarden DM 
mehr Stellen für Wehrpflichtige hätte einplanen 
können und ähnliches. Tatsache ist, daß in der 
Pressekonferenz ,das Wort „Schlamperei mit den 
nicht ausgegebenen 1,6 Milliarden DM" im Zusam-
menhang mit „Beschaffung" und „Infrastruktur" 
fiel. Schlamperei, Herr Wienand, ist, wenn Sie leicht-
fertige Behauptungen aufstellen 

(Beifall bei den Regierungsparteien) 

und erklären, wir brauchten keine Rechenschaft ab-
zulegen; wenn Sie Zahlen veröffentlichen, die fast 
alle unrichtig oder falsch sind.  

Sie erheben haltlose Vorwürfe über die Unzuläng-
lichkeit unserer Waffen. Ich verweise Sie darauf, 
daß gerade Herr Schmidt in einer UPI-Meldung ge-
sagt hat, es wäre gut, wenn man die Waffen nicht 
kritisierte, um den Soldaten nicht das Gefühl zu 
geben, daß sie schlechte Waffen hätten. Sie machen 
dunkle Andeutungen, daß niemand erfahren dürfe, 
wer sich beim Waffengeschäft die Hände gewaschen 
habe. Es ist Schlamperei, wenn Sie erklären, daß die 
Franzosen die Transall nicht einführten, wenn Sie 
erklären, daß die  Kosten der  Transall falsch ange-
geben worden seien. Es ist fahrlässig, wenn Sie er-
klären, daß die Bürokratie Forderungen an mili-
tärische Personen stellt, die von den Praktikern der 
Bundeswehr nicht erhoben werden. Es ist fahrlässig, 
zu behaupten, daß der  Verteidigungsausschuß sich 
aus politischen Gründen ständig deckend vor seinen 
Minister stelle. Wenn Sie das alles zusammenneh-
men, dann haben Sie einen Eindruck davon, daß ich 
Ihnen hier im Plenum einmal erklären muß, was wir 
von dieser Art halten. 

Sie haben in der Diskussion heute kritisiert — 
den  genauen Wortlaut sehe ich mir nachher im 
Protokoll an —, die Diskussion um Heye unter-
scheide sich wohltuend und sachlich von dem, was 
einige führende Kräfte der CDU gesagt haben. 

Meine Damen und Herren, wie war eigentlich 
der Weg? Es kam eine unhaltbare Behauptung Heyes 
in den Illustrierten, von Ihnen begierig kolportiert, 

(Lebhafte Zurufe von der SPD — Zustim

-

mung bei der CDU/CSU) 

von uns von Anfang an 

(Abg. Wehner: Wie können Sie das sagen? 
Abg. Rasner: Weil es stimmt, Herr 

Wehner!) 

als falsch bezeichnet und widerlegt, von mir zurück-
gewiesen. 

(Abg. Wienand: Das ist falsch, was Sie 
sagen, wie so vieles! — Abg. Rasner: 

Seien Sie doch ruhig!) 

Meine Damen und Herren, der Präsident wird 
gestatten, daß ich also die vorher von Ihnen ge- 
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Bundesminister von Hassel 
meinte Äußerung führender CDU-Leute — damit 
können Sie nur mich gemeint haben —, — — 

(Lachen bei der SPD. — Abg. Wehner: 
Passten Sie auf, daß Sie nicht platzen!) 

— Herr Wienand, zum stellvertretenden Bundes-
vorsitzenden Ihrer Partei haben Sie  es noch nicht 
gebracht. Das darf ich in aller Bescheidenheit be-
merken. 

(Heiterkeit und Beifall bei der CDU/CSU.) 

Herr Wienand, Ihre Presseorgane haben an ,dem 
nach dem 16. Juni nächstmöglichen Erscheinungs-
termin die Rede, die ich in der Öffentlichkeit gehal-
ten habe, zerrissen und kritisiert, daß ich mich als 
Parteipolitiker vor die Soldaten hinstellte. Diese 
erste Erklärung zu den Vorwürfen in der  Quick-
Serie des Herrn Heye habe ich am 16. Juni nach-
mittags in Kiel und abends in Neumünster abgege-
ben; sie ist von Ihnen kritisiert worden. Ich habe 
damals folgendes gesagt und darf es jetzt im Wort-
laut zitieren, weil es sich dabei um die Rede handelt, 
die Sie meinen: 

Sehr viele werden gestern abend oder heute in 
den Zeitungen gelesen haben, daß sich der 
Wehrbeauftragte des Bundestages dazu ge-
drängt fühlt, in spektakulärer Form  seiner  pri-
vaten Sorge um die innere Entwicklung der 
Bundeswehr Ausdruck zu geben. Es ist weder 
Sache des Bundesverteidigungsministeriums 
noch der Armee, sondern allein Sache des Deut-
schen Bundestages, über diese Form der Mei-
nungsäußerung seines Wehrbeauftragten zu be-
finden. Dem politisch verantwortlichen Verteidi-
gungsminister bleibt lediglich die Feststellung, 
daß eine derartige Verfahrensweise der Bundes-
republik und ihrer Bundeswehr schweren Scha-
den zufügt und daß eine derartige Methode 
offiziöser Meinungsäußerung der vertretenen 
Sache selbst nicht dienlich sein kann. Die Bun-
deswehr kann nur hoffen, daß der Bundestag im 
Bewußtsein seiner politischen Verantwortung 
für die Armee die Verhaltensweise ihres 
Wehrbeauftragten überprüft. Es geht hier aber 
nicht um Formfragen; von weit schwerwiegen-
derer Bedeutung ist der Vorwurf in der Sache, 
der sich dahin versteigt, das Gespenst einer 
reaktionären Armee an die Wand zu malen. 
Hier sind wir, Ministerium und Armee, gefor-
dert, eindeutig Stellung zu beziehen. Die In-
stitution des Wehrbeauftragten ist uns nicht nur 
durch Gesetz gegeben; sie entspricht der Grund-
idee unseres Staates. Gäbe es diese Institution 
heute nicht, so müßte sie schnellstens geschaf-
fen werden. Die Grundsätze der Inneren Füh-
rung sind nicht nur befohlene Grundlage für die 
Praxis der Truppe. Sie sind ein unabdingbares 
Erfordernis in unserer heutigen veränderten 
Welt. Mit Beteuerungen im Grundsatz ist aber 
genausowenig getan wie mit prinzipiellen An-
schuldigungen. Es geht doch letztlich um die 
bestmögliche Verwirklichung dieser Grundsätze, 
und dieses Bemühen sehe ich Tag für Tag, ein 
Bemühen, welches nicht einfaches Ausführen 
eines simplen Befehls, sondern ständiges Ringen 

in einem geistigen Prozeß ist. Wer wie ich seine 
tägliche Arbeit der Landesverteidigung widmet 
und an 100 Tagen im Jahr mit der Truppe zu-
sammen ist, über deren Auffassung der Wehr-
beauftragte so schwerwiegende Urteile gefällt 
hat, der kann nur aus innerster Überzeugung 
heraus in schärfster Form derartige Verallge-
meinerungen zurückweisen. Es ist klar und je-
dermann verständlich, daß das Problem moder-
ner Menschenführung in einer gewandelten Ge-
sellschaft nicht von heute auf morgen gelöst 
werden kann. In einer anhaltenden lebhaften 
Diskussion werden diese Wurzeln der Bundes-
wehr aber immer wieder gefestigt. Sie sind, wie 
ich immer wieder erkläre, bindende Norm. Wohl 
gibt es manchen — und nicht nur unter den An-
gehörigen der Bundeswehr —, der mangels bes-
seren Wissens oder Könnens falsche Folgerun-
gen aus richtigen Grundsätzen zieht. Aus diesen 
Erkenntnissen von Fehlleistungen, wie sie in 
jedem menschlichen Bereich auftreten, auf den 
Gesamtzustand der Bundeswehr zu schließen, 
heißt aber, das Maß der Dinge überschreiten. 
Die Bundesregierung hat gestern in einer Er-
klärung der Bundeswehr ihr Vertrauen ausge-
sprochen. Daß ich persönlich dieses Vertrauen 
habe, ist nicht nur selbstverständlich, sondern 
das Ergebnis meines täglichen Einblicks in die 
Verhältnisse. Ich wiederhole noch einmal, was 
ich schon vor dem Bundestag sagte: unsere 
Armee verdient das Vertrauen des Volkes; sie 
wird uns nicht enttäuschen! 

Das war meine Erklärung. Von Ihnen ist der Mann, 
der das gesagt hat, damals zerrissen worden. Ich 
glaube, diese Rede könnte man heute noch halten, 
und Sie würden sagen: Wort für Wort bestätigt! 

(Beifall bei der CDU/CSU.) 

Der Vorwurf wurde also von mir zurückgewiesen, 
die Zurückweisung von Ihnen in Ihrer ewigen Bes-
serwisserei kritisiert. Im Verteidigungsausschuß 
wurde das Ganze ausgeräumt. Von Ihnen wurde 
bestritten, daß es im Verteidigungsausschuß ausge-
räumt worden sei. Das ist der Weg dieses spekta-
kulären Vorwurfs gegen eine Bundeswehr, die nach 
bestem Wissen, Gewissen und Können sich bemüht, 
die bereits Großes geleistet und aufgebaut hat und 
die sich bemüht, die Widerstände zu überwinden, 
die sich uns im wesentlichen auf Grund Ihres Ver-
haltens, meine Damen und Herren, entgegengestellt 
haben. 

(Zuruf von der CDU/CSU: Sehr richtig! — 
Abg. Wehner: Wer hat denn den spekta

-

kulären Vorwurf erhoben?) 

Vizepräsident Dr. Schmid: Gestatten Sie eine 
Zwischenfrage? 

von Hassel, Bundesminister der Verteidigung: 
Bitte. 

Erler (SPD) : Herr Minister, darf ich Sie fragen — 
da es hier ja einen direkten Zusammenhang zwi-
schen diesem Vorwurf und dem vorangegangenen 
Kapitel über den Bericht des Wehrbeauftragten 
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Erler 
I  gibt —, ob Ihnen bekannt ist, daß der frühere Wehr-
beauftragte des Deutschen Bundestages nicht der 
SPD, sondern der CDU angehört? 

(Zurufe von der Mitte.) 

von Hassel, Bundesminister der Verteidigung: 
Ich halte diese Frage für ziemlich uninteressant; 

(Lachen bei der SPD) 

denn keiner in der CDU — — 

(Abg. Wehner: Aber uns hängen Sie den 
Vorwurf an!) 

— Ich hänge Ihnen den Vorwurf an, daß Sie ganz 
offenbar daran interessiert waren, 

(Abg. Wehner: Das hat Herr Heye geschrie

-

ben und nicht wir!) 

daß die Vorwürfe des Herrn Heye zu Recht bestan-
den. Weil Sie damit der ganzen Richtung hier, der 
Bundesregierung, dem Verteidigungsminister, der 
Führung der Bundeswehr eins auswischen könnten, 
deshalb haben Sie das aufgenommen. 

(Beifall bei der CDU/CSU.) 

Ich würde gern hier schließen. Wissen Sie, darin 
unterscheiden wir uns: Sie kritisieren nur, Sie mä-
keln an allem etwas herum, und Sie verstehen es 
nicht, dann und wann auch einmal zu sagen, was 
hier alle geleistet haben. Das ist ein Großartiges, 
und dazu dürften auch Sie von der SPD der Führung 
der Bundeswehr einmal ein gutes Wort mit auf den 
Weg geben, und nicht nur Ihre Obergefreiten, die 
Sie gern — — 

(Zuruf von der SPD: Das tun wir schon von 
selbst; dazu brauchen wir Ihre Aufforde

-

rung nicht! — Anhaltende Unruhe.) 

— Bisher, Herr Abgeordneter, habe ich das von 
Ihnen nicht gehört. 

(Zuruf von der SPD: Dann hören Sie besser 
hin! — Weitere Zurufe.) 

Sie brauchen mich gar nicht zu loben, aber Sie sol-
len bei Ihrer Kritik — — 

(Zuruf von der SPD: Sie loben sich aus

-

reichend selbst!) 

Also es wäre interessant, hier einen Katalog der 
Leistungen aufzuführen, die diese Bundeswehr zu-
wege gebracht hat. 

(Zuruf von der SPD: Die wissen wir!) 

— Nein, die wissen Sie nicht; denn Sie negieren sie 
ständig. Sie reden nur über das, was hinter dem 
Komma noch nicht in Ordnung ist. 

(Abg. Eschmann: Sie verdrehen es schon 
wieder! Das ist Polemik, aber nicht zur 

Sache gesprochen!) 

— Aber genau! Das, was wir in der Zeitung von 
Herrn Wienand gelesen haben, reicht uns, um uns 

Gedanken darüber zu machen, was man eigentlich 
sein muß, um Experte zu werden. 

(Beifall bei den Regierungsparteien. — 
Abg. Haase [Kassel] : Das Ende einer Lauf

-

bahn — Abg. Wehner: Hochmut kommt 
vor dem Fall!) 

Herr Wienand, Sie haben heute am Schluß Ihrer 
Rede gesagt, man solle sich nicht mit Schlagworten 
abgeben, man solle sie verhindern. Heißt das, daß 
Sie künftig keine Schlagworte mehr gebrauchen 
werden? Heißt das, daß Sie von heute an sachlich 
mit uns diskutieren wollen? Heißt das, daß z. B. das 
Schlagwort, die Truppe werde verwaltet und nicht 
geführt, von Ihnen nunmehr zu den Akten gelegt 
wird? Heißt das, daß Sie sich von all den Pauschal-
vorwürfen distanzieren, die gemacht worden sind 
und die uns soviel Schwierigkeiten und Ärger ein-
gebracht haben? Herr Wienand, es würde mich 
reizen, auf die Bemerkung von Ihnen einzugehen, 
man solle sich nicht hinter angeblichen weltpoliti-
schen Spannungen und Gefahren verschanzen, die 
zu dem überraschen Aufbau der Bundeswehr beige-
tragen hätten. 

Ich möchte mit zwei Bemerkungen schließen. Die 
Bundeswehr, so wie sie heute ist, ist nicht die 
Frucht leichtfertiger Verteidigungspolitik der Bun-
desregierung, wie Sie soeben noch einmal behaup-
tet haben, sondern sie ist die Frucht zielstrebiger, 
beharrlicher, weitschauender Planung dieser Regie-
rung und die Frucht massiver Kritik und einengen-
der Manipulationen der Opposition. 

(Beifall bei der CDU/CSU.) 

Hätte die Opposition in den vergangenen zwölf bis 
13 Jahren einer deutschen Verteidigungspolitik 
jenen Eifer an den Tag gelegt, den sie heute zeigt, 

(Zuruf des Abg. Wehner) 

— Herr Wehner, Ihre Freunde haben sich jahre-
lang sogar gerühmt, daß sie den Aufbau der Bun-
deswehr verzögert hätten — 

(Beifall in der Mitte) 

dann stünde es um unsere Soldaten, um die einzel-
nen Truppenteile, um die Unterkünfte, um die Be-
waffnung, um die technische Ausrüstung weit besser 
als jetzt, und viele der jetzt heraufbeschworenen 
Diskussionen wären gegenstandslos. 

Ich darf schließen mit einer Bemerkung, die vor 
vier Wochen im englischen Parlament gefallen ist. 
Dort hat der Abgeordnete des Unterhauses für 
Pembroke — und dort liegt der Truppenübungs-
platz Castle Martin, auf dem, wie Sie wissen, im 
kommenden Jahr wieder sieben Panzerbataillone 
üben werden —, Mr. Donnelly, der Labour Party 
angehörend, am 16. Dezember in der außenpoliti-
schen Debatte folgendes gesagt: 

Die vielen Tausende von jungen Deutschen, die 
jährlich in meinen Wahlkreis kommen, sind un-
übertrefflich als Staatsbürger, und ich wünschte 
nur, daß alle Truppen so gut wären wie sie. 
(Abg. Wehner: Sehr gut! Der Mann hat 
recht! — Lebhafter anhaltender Beifall bei 

den Regierungsparteien. — Zurufe.) 
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Vizepräsident Dr. Schmid: Das Wort hat der 
Abgeordnete Kreitmeyer. 

(Fortgesetzte Zurufe.) 

Kreitmeyer (FDP) : Herr Präsident! Meine sehr 
verehrten Damen und Herren! Ich darf Sie zunächst 
einmal wieder zu dem Schriftlichen Bericht Druck-
sache IV/2940 zurückführen, und zwar vorweg zu 
Buchstabe b Nr. 3 des Ausschußantrages betreffend 
das Recht zur Preisprüfung. Für die FDP-Bundes-
tagsfraktion darf ich hierzu bemerken, daß es uns 
nach eingehender Diskussion besser erschiene, die-
sen Punkt jetzt nicht zu entscheiden, sondern die 
beiden Häuser, die er speziell angeht, das Bundes-
wirtschaftsministerium und das Bundesverteidi-
gungsministerium, noch einmal zu beauftragen, nach 
Möglichkeit gemeinsam eine Lösung zu finden. Da-
bei setzen wir allerdings voraus, daß die bisherige 
Delegation von Prüfungsrechten zurückgezogen 
wird; denn wir möchten einesteils die in der uns 
doch ausführlich zuteil gewordenen Aufklärung in 
verfassungsrechtlicher Hinsicht geschilderten Gefah-
ren nach Möglichkeit nicht heraufbeschwören, son-
dern eine praktikable Lösung finden — — 

(Anhaltende Unruhe.) 

Vizepräsident Dr. Schmid: Darf ich Sie einen 
Moment unterbrechen, Herr Abgeordneter, und um 
Ruhe bitten. Meine Damen und Herren, ich bitte, 
die privaten Gespräche draußen im Vorraum zu 
führen. 

Kreitmeyer (FDP) :— — und uns zum anderen 
des Sachverstandes, der im Bundeswehrbeschaf-
fungsamt zweifellos vorhanden ist, so umfassend 
bedienen können, daß das angestrebte Ziel im Inter-
esse des ganzen Hohen Hauses garantiert erreicht 
wird: eine Preisprüfung in der Form zu erstellen, 
wie wir sie alle zusammen für richtig halten. 

Nun darf ich aber zu unserem Antrag und seiner 
bisherigen Erledigung zurückkehren. Die FDP-Bun-
destagsfraktion nimmt mit Genugtuung zur Kennt-
nis, daß in einer eingehenden Beratung unser grund-
legender Reformantrag — und hierbei möchte ich 
nicht verschweigen, daß erst unser Koalitionspart-
ner den Namen „Reformantrag" geprägt hat — eine 
Berücksichtigung gefunden hat, von der wir sagen 
können, daß sie in angemessener Form geschehen 
ist. Wir waren uns bei der Antragstellung im kla-
ren, daß ein hundertprozentiger Erfolg nicht von 
vornherein zu erzielen war. Aber auf der anderen 
Seite glauben wir doch mit Genugtuung darauf hin-
weisen zu können, daß einiges verwirklicht wird, 
was uns vorschwebt. 

Das Ziel dieses Antrags war es, die deutsche Ver-
teidigungskonzeption zu überprüfen und notwen-
dige Folgerungen zu ziehen. Dabei wird es nicht 
ausbleiben, festzustellen, daß man sich hier und da 
getäuscht hat, wenn man von dem Kenntnis nimmt, 
was in den letzten 19 Jahren auf 40 verschiedenen 
Plätzen dieser Erde an kriegerischen Handlungen 
stattgefunden hat. Und schließlich sind wir in finan-
zieller Hinsicht an Grenzen angelangt, die es uns 

zwingend gebieten, die Landesverteidigung nach 
Möglichkeit ebenso wirksam wie mit weniger Geld-
mitteln zu erstellen. 

Seit der Konzipierung des deutschen Verteidi-
gungsbeitrages sind mehr als zwölf Jahre vergan-
gen, und einige Voraussetzungen, unter denen da-
mals der deutsche Beitrag geplant und in die Wirk-
lichkeit umgesetzt wurde, haben sich grundlegend 
geändert. Das atomare Patt ist eingetreten. Die Um-
kehrung der Schwert-und-Schild-Theorie hat statt-
gefunden. Die massive Vergeltung ist in eine 
„flexible response", d. h. in eine den Umständen 
angemessene Antwort, umgewandelt worden. Die 
Vorwärtsverteidigung ist beschlossen. Um ihre 
Durchführung geht es uns jetzt mit in erster Linie. 
Man hat eben erkennen und zugeben müssen, daß 
die massive Vergeltung kein Mittel der Kriegsver-
hinderung gegenüber drastischen konventionellen 
Übergriffen ist. Man muß zugeben — und es ist 
in den Vorschriften ausdrücklich festgelegt —, daß 
atomares Feuer keine fehlende Infanterie ersetzen 
kann, und in Europa kann es trotz allem 'begrenzte 
Aggressionen geben. Diese Erkenntnis steht klar im 
Gegensatz zu dem, was wir vor sechs, acht Jahren 
geglaubt haben. 

Die neue Konzeption der „flexible response" er-
fordert eine weitgehende Überprüfung aller unse-
rer Bemühungen, und diese weitgehende Überprü-
fung muß bis in militärische Details hinein gehen. 
Sie beginnt mit der Feststellung, daß wir um eine 
Ausschöpfung der Wehrkraft durch Einführung einer 
allgemeinen Dienstpflicht nicht herumkommen und 
daß unser Ziel sein muß, so, wie man ein atomares 
Patt herbeigeführt hat, mit vereinten Anstrengun-
gen auch ein konventionelles Patt herbeizuführen. 
Ausgangspunkt aller dieser Überlegungen aber muß 
die Forderung sein, die Erhaltung der Substanz bei-
derseits der Demarkationslinie im Auge zu behal-
ten. 

Schließlich verbinden wir mit unserer Forderung 
nach der allgemeinen Dienstpflicht, die wir seit 1957 
in unserem Grundsatzprogramm verankert haben, 
gleichzeitig aber auch den entscheidenden Gedan-
ken, der uns immer wieder aus den Reihen der 
Bundeswehr vorgetragen wird: Das ist die Frage 
nach der Wehrgerechtigkeit. Wir wollen das Haus 
und die Bundeswehr, die politische wie die militä-
rische Führung, in dem Bestreben unterstützen, zu 
mehr Wehrgerechtigkeit zu kommen als bisher. Es 
soll nicht derjenige als der Dumme hingestellt wer-
den, der seiner Dienstpflicht genügt, und es dürfte 
keinem Zweifel unterliegen: ob wir das Auswahl-
system oder das Lossystem haben, immer werden 
nicht alle gleichzeitig ihren militärischen Verpflich-
tungen dem Staat gegenüber nochkommen können. 
Hier einen Ausgleich in der allgemeinen Dienst-
pflicht zu suchen, ist unser Anliegen. 

Ein entscheidender Faktor in der Herstellung 
einer umfassenden Abwehrbereitschaft und damit 
der Kriegsverhinderung scheint uns ferner der zu 
sein, daß man die Spannungszeit besser als bisher 
zu nutzen versteht. Die FDP-Bundestagsfraktion ver-
zeichnet mit Genugtuung, daß einer der höchsten 
derzeitigen Führer der Bundeswehr in einer sehr 
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aufschlußreichen Denkschrift die Forderung gestellt 
hat, die Spannungszeit in ihrem Verlauf als politi-
sches Führungsmittel zur Wirkung zu bringen. 

Von den militärischen Detailfragen möchte ich 
nur eine einzige kurz aufgreifen. Zeitungsmeldungen 
zufolge soll ein amerikanischer General uns ,die 
Frage vorgelegt haben, wie wir mit unseren der-
zeitigen gepanzerten und mechanisierten Divisionen 
den Auftrag der Vorwärtsverteidigung, also einen 
reinen Defensivauftrag, erfüllen wollten. Diese Divi-
sionen haben vom Ursprung her eine ganz andere 
Bestimmung; sie liegt in  einer operativen Richtung: 
die Entscheidung in einer Gefechtshandlung abschlie-
ßend herbeizuführen, also weitaus mehr im Angriff 
als in der Defensive. 

(Abg. Rommerskirchen: Aber es gibt doch 
die angriffsweise Verteidigung, Herr Kol

-

lege! Die haben wir doch beide kennen

-

gelernt!) 

— Ich werde nachher noch bei dem Punkt 7, wenn 
ich die Dinge im einzelnen behandle, darauf zurück-
kommen. Aber die angriffsweise Verteidigung ist 
mindestens ebenso zweischneidig wie eine gewisse 
Studie, die nur auf dem Papier existiert. Diese 
Frage hat uns, wie gesagt, dazu bewogen, der Terri-
torialverteidigung eine andere Gewichtung als bis-
her zuzumessen. 

Wenn ich mich jetzt noch einmal im einzelnen 
verschiedenen Punkten unseres Antrages zuwende, 
so nur, um dort, wo eine gewisse Terminierung 
stattgefunden hat, hier das, worauf es uns ankommt, 
und in anderen Fragen den Kern des Anliegens her-
auszustellen, der in dem, was bisher als entschie-
den angesehen worden  ist,  nicht immer berücksich-
tigt worden ist. 

Die ersten drei Punkte des Antrages der Freien 
Demokraten beziehen sich auf die Frage der bes-
seren Ausnützung der Phase der Konsolidierung, 
die Stärken der Bundeswehreinheiten und  den  Aus-
bildungsgang der Offiziere und der Unteroffiziere. 
Wir haben hierzu schon in der Debatte, die wir 
ursprünglich in Zusammenhang mit unserer Großen 
Anfrage über die Innere Führung und die Lage der 
Bundeswehr geführt haben, Ausführungen gemacht. 
Gerade diese drei Anträge zielten darauf ab, über-
haupt einmal die Voraussetzungen dafür zu schaffen, 
daß die Führer und Unterführer tatsächlich in der 
Handhabung des  Dienstes das Leitbild vom Staats-
bürger in Uniform so verwirklichen können, daß es 
dem entspricht, was uns als dem Gesetzgeber vor-
schwebte. Hier können wir nur feststellen: unsere 
Bemühungen werden es nicht verhindern, daß die 
12. NATO-Division  — um der magischen Zahl 12 
willen — aufgestellt wird, auch wenn sie einige 
Lücken aufweisen wird. Ich wiederhole, was wir in 
unserer ersten Begründung gesagt haben: uns er-
scheint weniger, aber qualitativ besser als wert-
voller. 

Das zweite isst: wir begrüßen es, daß den Kom-
mandierenden Generalen eine Ermächtigung zum 
Ausgleich der Stärken gegeben wird. Wir wollen 
darüber — das behalten wir .uns vor — jetzt nicht 
vorschnell urteilen. Aber wir möchten ganz deutlich 

den Wunsch aussprechen, daß, wenn die militärische 
Seite im Interesse der Erhöhung der Schlagkraft, 'im 
Interesse der Förderung des inneren Zusammen-
halts Wünsche nach mehr hat, die Erfüllung dieser 
Wünsche nicht verwohnt wird. Dabei betone ich noch 
einmal: an eine Auflösung von Verbänden ist un-
sererseits nie gedacht worden; wir wollten vorüber-
gehend stillegen. 

Wir sind auch der Meinung, daß man dem Offizier 
und dem Unteroffizier endlich die nötige Zeit geben 
muß, die er braucht, um zu sich zu kommen. Denn 
nur so ist eine innere Führung in gesunder Form 
zu erreichen. Wir haben die Sorge, daß, wenn es 
uns nicht gelingt, die Ausbildung entsprechend un-
seren Vorstellungen auf drei Jahre auszudehnen, 
unter den gegebenen Umständen — dieser Passus, 
Herr Minister, findet sich schon in einem Protokoll 
über die Heye-Diskussion vom letzten Sommer — 
wie bisher schlecht und recht weitergemacht wird. 
Das wollten wir eben vermeiden, und deshalb er-
scheint es uns hier zweckmäßiger, in der Qualität 
das Mehr und das Bessere zu sehen. Ich möchte der 
Vollständigkeit halber nicht unerwähnt lassen, daß 
es selbstverständlich dazu gehört, daß Organisa-
tionen außerhalb der Bundeswehr — Schule, Eltern-
haus, Hochschule und weitere Organisationen — in 
dieser Richtung mitzuwirken haben. 

Und nun, Herr Minister, erlauben Sie mir, daß ich 
gleich aus der Diskussion aufgreife, was Sie vor 
kurzer Zeit bedauert hatten. Sie bezogen sich auf 
das ausgelassene Wort der Massenkommunika-
tionsmittel: „Mit Befriedigung" nimmt man zur 
Kenntnis, daß es also keinen Atomminengürtel gibt. 
Sehen Sie, uns wird aus der Bundeswehr immer 
wieder als direkte Klage vorgebracht — und ich 
bin sicher, daß das alle Abgeordneten mit mir teilen, 
die die Kasernen aufsuchen —, daß die verzerrte 
Darstellung, die mitunter von der Bundeswehr 
gegeben wird, nicht die entsprechende Korrektur er-
fährt. Ich verweise darauf, daß es einer der Kollegen 
war,  der  aus einem anderen Anlaß die Frage an den 
Herrn Innenminister gestellt hatte, ob es möglich ist, 
daß man sofort eine solch verzerrte Darstellung be-
richtigen könnte. Die Frage wurde von dem Herrn 
Innenminister für die Regierung uneingeschränkt 
bejaht. Wir Freien Demokraten sind weit davon 
entfernt, zu fordern, daß irgendwelche Verbote aus-
gesprochen werden, aber wir .halten es besonders 
im Interesse der Bundeswehr für entscheidend, daß 
solche in einer negativen Tendenz und Absicht sich 
gefallenden Berichte nachher durch die Wahrheit der 
Gegendarstellung sich selber schlagen und der Bun-
deswehr die Resonanz geben, die sie in ihrer Arbeit 
verdient hat, wobei es doch nur darum geht, sach-
lich das wiederzugeben, was der Wahrheit ent-
spricht. 

Zur Frage der Gebäude ist eine Bemerkung in der 
Begründung bisher untergegangen, die ich noch ein-
mal aufgreifen möchte. Es  gibt eine Denkschrift in 
Ihrem Haus, die ausdrücklich feststellt, daß die 
festen Bundeswehrbauten — Kasernen usw. — sich 
nur dann rentieren, wenn die Organisationen und 
Institutionen mindestens 50 Jahre bestehen. Ich bin 
sicher, daß die neue Konzeption der Vorwärtsver- 
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teidigung eine gewisse Umdisposition erfordert, und 
hier erinnere ich nochmals daran, daß es uns darauf 
ankommt, Kasernen nicht wieder dorthin zu stellen, 
die dann mehr als 100 Jahre stehen, und in 15 oder 
20 Jahren garantiert am verkehrten Platz, weil nie-
mand voraussagen kann, wie die Entwicklung wei-
tergeht. Allein rückschauend hätte sich niemand vor-
gestellt, wie sich die NATO in den letzten 15 Jahren 
entwickelt hat. 

Nun ein Wort zur Territorialverteidigung. Ein 
Zwischenruf hat mich auf eine uralte militärische 
Weisheit aufmerksam gemacht: daß man auch an-
griffsweise verteidigen könne. Ja, das kann man. 
Aber der Auftrag, den die NATO sich selbst gege-
ben hat und den wir auch bekommen haben, lautet 
ja, es überhaupt nicht zum Angriff kommen zu las-
sen, sondern von vornherein den Angriff nicht als 
lohnenswert erscheinen zu lassen, und in dieser 
Richtung bewegen sich unsere Überlegungen, die 

 darauf hinzielen, die Territorialverteidigung, wie 
sie vor 12 Jahren — im Grundsatz richtig — kon-
zipiert worden ist,  den der NATO unterstellten Ver-
bänden, nicht nur den deutschen, sondern auch den 
Bundesgenossen, die ebenso auf unserem Territo-
rium uns in der Abwehr behilflich sein sollen, die 
operative Handlungsfreiheit zu ermöglichen. Die-
ser Auftrag muß nunmehr, nachdem die Vorwärts-
verteidigung verwirklicht werden soll, bis an die 
Demarkationslinie vorverlegt werden, und diese 
Änderung läßt uns zu der Schlußfolgerung kommen, 
daß der TV mehr als bisher eine Schlüsselstellung 
zukommen muß. Dabei erwähne ich noch einmal, 
daß es ja darauf ankommt, die gesamte zivile Po-
tenz in ein abschreckendes militärisches Potential im 
Bedarfsfall umwandeln zu können. Das ist um so not-
wendiger, da die NATO uns landläufig so darge-
stellt wird, als wenn auf überstaatlicher Ebene alles 
in bester Ordnung wäre, was leider den Tatsachen 
nicht entspricht, weil zu 90% alles noch in natio-
naler Verantwortung ist. 

Aus diesem Grunde möchten wir — nicht zuletzt 
auch, um den Effekt der  Koordination zwischen zivi-
ler und militärischer Seite besser als bisher zu er-
zielen — diese Schlüsselstellung der TV anstreben. 
Wir wissen, daß das nicht von heute auf morgen 
geht. Es genügt uns, wenn uns in der Ausschußbe-
gründung gesagt wurde, der Grundgedanke 'solle 
weiter verfolgt werden. 

Dabei darf ich noch einmal betonen: der  zweite 
Grundgedanke, der uns bewegt, ist der des Alarm-
starts der Territorialverteidigungsverbände, die 
heute unter dem Namen „territoriale Reserve" zu-
sammengestellt werden. Es lag uns nicht daran, 
etwa die Bundeswehr in eine Feuerwehr zu ver-
wandeln, sondern es kam uns nur 'darauf an, das 
Prinzip des Alarmstarts in dieser Form militärisch 
zum Tragen zu bringen. 

Es scheint uns ein Gebot der Stunde zu sein, sich 
dafür stark zu machen, auch dem gewachsen zu sein, 
was man landläufig als „Salami-Taktik" bezeichnet, 
nämlich dem begrenzten Krieg in vorsichtig dosier-
tem Umfang. Man muß unserem potentiellen Geg-
ner, ob man ihn achtet oder nicht, bescheinigen, daß 

er in dieser Form in den letzten 50 Jahren auf der 
ganzen Erde einige Meisterstücke vollbracht hat. 
Wir müssen in der Lage sein, diese Aufgabe zu er-
füllen, ohne Zuflucht zu irgendwelchen atomaren 
Waffen nehmen zu müssen. 

Wir wollen den Grundsatz keineswegs verwer-
fen, daß der eine wie der andere gleichwertig aus-
gerüstet sein muß. Aber wir weisen darauf hin  — 
in  voller Übereinstimmung mit all dem, was heute 
in unseren Vorschriften über die atomare Kriegsfüh-
rung niedergelegt ist —, daß die Doppelgesichtig-
keit dieser Waffen uns die nötige Vorsicht an-
empfiehlt, sie nicht dem Soldaten als Allheilmittel 
oder als ausschließliche und letzte große Hilfe anzu-
bieten. 

In dem Kapitel der Wehrtechnik und der For-
schung geht es uns in erster Linie darum, daß wir 
uns in der Vielzahl der Möglichkeiten nur auf jene 
beschränken, die es uns erlauben, eine Vorwärts-
verteidigung mit Hilfe konventioneller Mittel zu 
führen, wie sie uns die Partner seit 1960 fortlaufend 
empfehlen, also die konventionelle Verstärkung 
durchzuführen. Dabei kommt man nicht um die Er-
kenntnis herum, daß die Technik den Wettlauf zwi-
schen Panzer und Panzerabwehr — abgesehen von 
dem Mangel an Vielseitigkeit beim Einsatz gepan-
zerter Verbände — zugunsten der Abwehr ent-
schieden hat. Ich möchte es so ausdrücken: wenn 
man bisher versucht hat, uns mit den sowjetischen 
Massenpanzerverbänden Panik und Furcht einzu-
jagen, kann man diese Furcht nun wohl als beseitigt 
bezeichnen. Dazu ist es nicht erforderlich, daß in der 
mathematischen Ausrechnung, wenn soundso viel 
Panzer drüben sind, soundso viel Panzer hier 
stehen müssen, sondern es ist erforderlich, daß man 
auf dem Gebiet der Forschung, Entwicklung, Aus-
rüstung und Ausstattung der  Truppe eine entspre-
chende Schwerpunktbildung betreibt. Damit trägt 
man sicher zu ihrer Schlagkraft ganz erheblich bei. 

Herr Minister, ich möchte mir zum Schluß noch 
eine kurze Bemerkung zu der Frage erlauben: wie 
steht es eigentlich um die Schlagkraft der Truppe? 
Ich halte es für nicht weise, wenn man immer nur 
versucht, alles zu verteidigen -und alles als wunder-
bar hinzustellen. 

(Zustimmung bei der SPD.) 

Man soll auch den Mut besitzen, da, wo eine Lücke 
vorhanden ist, eine solche zuzugeben. 

(Sehr richtig! bei der SPD.) 

Ich halte es taktisch — um es mal so auszudrücken 
— für nicht sehr glücklich, zu sagen, die Schlagkraft 
unserer Bundeswehr habe von Jahr zu Jahr zuge-
nommen. Denn alle Zustandsberichte, die uns aus 
Fontainebleau oder von SHAPE oder wem immer 
zukommen, zeigen: wir stehen immer an zweiter 
Stelle, um es sportlich zu sagen: Man kann zwar an 
zweiter Stelle sein, aber der Abstand vom ersten 
kann Kilometer betragen; es kommt immer auf die 
Länge der Strecke an, die man im Wettbewerb zu-
rückgelegt hat. Wenn man sich aber die Mitbe-
werber ansieht, sind wir mit unseren 11, demnächst 
vielleicht 12 nicht vollständigen Divisionen doch 
klar im Wettbewerb rein zahlen-, ausstattungs- 
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mäßig uneingeschränkt die zweiten Sieger. Worauf 
es mir mit meiner Bemerkung ankommt, ist folgen-
des: Es geht im inneren Gefüge darum — und die 
Diskussion nahm ihren Ausgang von dem Bericht 
des Wehrbeauftragten und der Anfrage zur Lage 
in der Bundeswehr —, daß die Schlagkraft der 
Truppe nach vielen Merkmalen zu beurteilen ist. 
Es beginnt mit dem körperlichen und seelischen Zu-
stand, der Gliederung und Stärke, der Güte und 
dem Zustand der Waffen und der Ausrüstung. Aber 
der entscheidende Punkt ist der: Überlegenen 
Kampfwert kann zahlenmäßige Unterlegenheit da-
durch ausgleichen, daß letzten Endes die Persönlich-
keit der Führenden an Ort und Stelle den Aus-
schlag gibt. So ausdrücklich gibt es die Vorschrift 
der Truppenführung wieder. Wenn wir hier für 
etwas besonders eintreten, dann geht es uns darum, 
diese Führenden, vom kleinen Trupp- und Späh-
truppführer an, vom Gefreiten an, in jene Situation 
zu versetzen, die es uns ermöglicht, mit einer guten, 
soliden und uneingeschränkt brauchbaren Bewaff-
nung und  im Verhältnis zu dem, was wir bisher hin-
eingesteckt haben, einen höheren und wirksameren 
Effekt der Abschreckung zu erzielen. 

Alles in allem gesehen sind wir der Auffassung, 
daß die Bundeswehr, die man ursprünglich einmal 
als notwendiges Übel bezeichnet hat — ein Aus-
druck, den wir nie geteilt haben — für uns von 
jenem Grundsatzprogramm vom Januar 1957 aus-
gehend immer ein unerläßliches Instrument unserer 
Politik war. Wir haben diese Politik niemals im Zu-
sammenhang mit einer kriegerischen Auseinander-
setzung gesehen, sondern immer nur in dem Zusam-
menhang der Entspannung nach allen Seiten unter 
Vermeidung eines militärischen Vakuums. Wir glau-
ben, daß es einer Industrienation von 55 Millionen 
Menschen bei der Qualität unserer Mitbürger durch-
aus möglich ist, für dieselben Aufwendungen unter 
Ausschöpfung des vorhandenen personellen wie 
materiellen Wehrpotentials eine Abschreckungskraft 
zu entwickeln, die uns den Frieden besser garantie-
ren kann als das, was wir vorher in dieser Rich-
tung mit viel Liebe und Mühe versucht haben, aber 
wo uns die Erfahrung der letzten 19 Jahre gelehrt 
hat, daß die konventionelle Stärke im atomaren 
Patt den Ausschlag für Frieden und Sicherheit gibt. 
In diesem Sinne war unser Antrag gedacht. Wir 
werden ihn nicht als erledigt betrachten, sondern zu 
gegebener Zeit mit neuen Anträgen und nicht mit 
Deklamationen versuchen, unsere Vorstellungen 
von Wehrpolitik zu verwirklichen. 

(Beifall bei der FDP.) 

Vizepräsident Schoettle: Das Wort hat der 
Herr Abgeordnete Wienand. 

(Abg. Rasner: Mönchlein, Mönchlein!) 

Wienand (SPD) : Meine Damen und Herren! Zu-
nächst eine Bemerkung zu dem, was Herr Minister 
von Hassel zu der Verlautbarung über die Sitzung 
des Verteidigungsausschusses gesagt hat! Mir wird 
von der Redaktion des Westdeutschen Rundfunks 
in Bonn mitgeteilt: Die Verlautbarung über die Sit-
zung des Verteidigungsausschusses des Bundesrats 

ist der Bonner Redaktion des Westdeutschen Rund-
funks durch das Bundesverteidigungsministerium 
fernmündlich übermittelt worden. In dieser Über-
mittlung sind die Worte „mit Befriedigung" nicht 
enthalten gewesen. 

(Hört! Hört! bei der SPD.) 

Ich habe dem nichts hinzuzufügen. 

(Abg. Dr. Kliesing [Honnef] : Glauben Sie 
das dem Westdeutschen Rundfunk?) 

— Ich habe nur vorgelesen, was mir mitgeteilt wor-
den ist, und ich lehne es ab, auf solche Fragen zu 
antworten. 

(Abg. Rasner: Wer hat es denn mitgeteilt, 
Herr Wienand? — Gegenrufe von der SPD: 
Die Redaktion des Westdeutschen Rund

-

funks! — Weitere Zurufe von der Mitte: 
Wer? Wer? — Unruhe.) 

— Ich habe es doch gesagt: die Redaktion des West-
deutschen Rundfunks. 

(Abg. Rasner: Irgendein anonymer Freund 
oder wer? — Weitere Zurufe von der CDU/ 
CSU und Gegenrufe von der SPD. — An

-

haltende Unruhe.) 

Ich habe dann einige Fragen im Zusammenhang 
mit der Diskussion über die ADMs oder den Atom-
minengürtel gestellt. Der Herr Minister hat recht 
summarisch darauf geantwortet. Ich möchte hier 
auch eine so summarische Antwort geben und sa-
gen: Meine Fragen sind zum Teil nicht beantwortet 
worden. Ich möchte hoffen und im Interesse der 
Sache wünschen, daß sich das heutige Protokoll mit 
dem deckt, was im Verteidigungsausschuß zu diesen 
Dingen gesagt worden ist. Mehr möchte ich zur 
Stunde über diese Dinge nicht sagen. 

Ich habe Verständnis für den Elan und auch für 
die Art, wie der Herr Minister hier agiert hat; denn 
er konnte heute einmal einen Sack prügeln, was er 
damals bei dem Esel, der diesen Artikel geschrieben 
hat, nicht konnte; denn er war ja von der Koalition. 

(Heiterkeit.) 

Nun will ich den Herrn Kollegen Kreitmeyer nicht 
als Esel bezeichnen. Er kennt mich viel zu gut. Ich 
möchte das nur als Einleitung, und ohne die Person 
zu meinen, als Sprichwort gesagt haben. 

(Abg. Erler: Wie heißt denn der Artikel?) 

— Ich komme darauf. 

Kreitmayer (FDP) : Herr Kollege, darf ich Sie so 
verstehen, daß Sie die Ergänzung brauchten, um 
mit dem Sprichwort zurechtzukommen? 

Wienand (SPD) : Ja. — Hier heißt es: „Milliar-
den falsch ausgegeben". 

(Hört! Hört! bei der SPD.) 

Damit hat sich der Herr Minister heute nicht ausein-
andergesetzt. Ich habe dafür Verständnis, weil es 
den Koalitionsfrieden mal wieder stören könnte. 

(Beifall bei der SPD.) 
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Der Herr Minister hat sich heute bemüht, so etwas 

wie eine Wahlkampfstimmung zustande zu bringen. 

(Abg. Rasner: Nein, die Wahrheit zu sagen!) 

Ich habe mit viel Vergnügen 

(Abg. Rasner: Das war kein Vergnügen!) 

erstmals den Herrn Minister als Wahlkampfredner 
erlebt. Sie dürfen versichert sein: Ich vermag mich 
nicht im Parlament, weil ich es nicht will, wohl aber 
draußen im Wahlkampf darauf einzustellen. 

Ich nehme auch gern das Angebot des Ministers 
zu Fernsehdiskussionen mit ihm selbst an; sie müs-
sen aber im sachlichen Stil geführt werden. 

(Zurufe von der CDU/CSU.) 

Ich stelle mich zur Verfügung, mit ihm selbst jede 
Fernsehdiskussion zu machen. Man braucht mir 
nicht „Feigling" vorzuwerfen. Eine Diskussion aber 
nur mit dem Minister! 

(Abg. Rasner: Da müssen Sie aber sagen, 
was Sie unter „sachlich" verstehen!) 

Der Herr Minister, dem ich gewiß den gebotenen 
Respekt entgegenzubringen bereit bin, hat ja bei 
anderen Gelegenheiten — ich habe das gar nicht zi-
tiert, ich habe mich noch nicht einmal darüber ge-
ärgert — von dem sogenannten jungen Mann, von 
dem sogenannten Wehrexperten der SPD gespro-
chen. Ich vermag den Herrn Minister zu beruhigen: 
Daß ich jung bin, ändert sich jeden Tag um 24 Stun-
den. 

(Heiterkeit.) 

Ich habe mich selber noch nie als Experten bezeich-
net. Wenn das in den Sprachgebrauch gekommen ist, 
will ich darauf hinweisen, daß ich dieses Geschäft 
immerhin — nicht mit dem Erfolg des Ministers; 
das hat mir die Rede heute bewiesen — seit 1953 
betrieben habe; bei ihm sind es zwei oder zweiein-
halb Jahre. Wir haben ihm lange Schonzeit gegeben. 
Diese Schonzeit ist ihm anscheinend nicht bekom-
men. Das wird sich heute ändern. 

(Heiterkeit und Beifall bei der SPD. — 
Lachen bei der CDU/CSU.) 

Ich möchte dem Kollegen Kreitmeyer die 
Ehre geben, etwas von dem, was er nach meinem 
Dafürhalten, auch wenn ich mich mit der Überschrift 
hier nicht befassen will, geschrieben hat, zu zitieren, 
weil es dazugehört und weil ich es gern einmal er-
leben möchte, daß der Herr Minister mit derselben 
forschen und bravourösen Art hier im Parlament auf 
die FDP losgeht. Das ehrt einen Minister und erhöht 
Herrn von Hassel. Hier heißt es also: 

Wir müssen es auch einmal offen aussprechen. 
Wir haben uns bisher in die Tasche gelogen 
und unseren NATO-Verbündeten einen Trick 
vorgeführt. 

(Hört! Hört! bei der SPD.) 

Auf die Fehlkäufe für die Bundeswehr will ich hier 
nicht näher eingehen. Ich nenne nur den Schützen-
panzer. 

Herr Minister von Hassel hat dazu nichts gesagt, 
obwohl ich ihn in meinem Artikel auch zitiert habe. 

Aber ich hatte gehört, daß Herr Strauß nach mir 
spricht, und er wird gewiß dara u f eingehen. Es ist 
doch ein Appetithäppchen! 

Es heißt weiter im Zusammenhang mit der Frage 
der Waffensysteme: 

Wir haben in der Vergangenheit zugunsten 
fragwürdiger Waffensysteme den  Menschen 
vernachlässigt. 

Ich habe nichts anderes gesagt. Dann wird fortge-
fahren: 

Ich will, daß endlich Nägel mit Köpfen gemacht 
werden. Es ist schon zuviel gewurschtelt wor-
den. 

(Hört! Hört! bei der SPD.) 

Dieses Wort „gewurschtelt" habe ich noch nicht ein-
mal gebraucht. Ich habe mich bemüht, vornehmer zu 
reden, und habe hier (den ganzen Zorn des Herrn 
Ministers auf mein Haupt laden müssen. 

(Heiterkeit bei der  SPD.) 

Ich glaube aber, der Koalition damit einen Gefallen 
getan zu haben. Man .sagt: Schimpfen ist der Stuhl-
gang der Seele. Nachdem der  Herr Minister so ge-
schimpft hat, wird es für die große Aufgabe, die  be-
vorsteht, leichter sein. Ich bin gern bereit, meinen 
Kopf hinzuhalten. 

(Erneute Heiterkeit bei .der SPD.) 

Was der Herr Minister u. a. angeführt hat, kann 
nicht so beiseite gelassen werden. Er hat z. B.  so 

 global gesagt, daß ich von bestimmten Dingen ge-
sprochen hätte. Er zitierte Dinge — was ich beson-
ders bemerkenswert fand —, die ich nicht gesagt 
hatte, er zog Schlußfolgerungen, an die ich nicht 
gedacht hatte, und er hat dann mit Bravour und mit 
Elan alles niedergeritten, was keiner gesagt, sondern 
er sich vorgestellt hat, damit er hier diese wunder-
bare Rode halten konnte. 

(Beifall bei der SPD. — Widerspruch bei 
der CDU/CSU.) 

Nun ist es mir nicht gegeben, so schnell zu regagie-
ren wie der Herr Minister; 

(Zuruf von der CDU/CSU: Das kann man 
sagen! 

denn er hat auf den  „Stern"-Artikel reagiert, nicht 
aber auf meine Rede. 

(Zuruf von der CDU/CSU: Das lohnt auch 
nicht!) 

Ich möchte mir auch Dispens erbitten, wenn ich nicht 
auf alles eingehe. Aber Sie dürfen versichert sein, 
Herr Rasner: ich werde die Worte wägen und auf 
alles eingehen, was Herr Minister von Hassel in 
dieser Rede gesagt hat.  Ich fürchte, daß Sie dann 
nicht mehr so strahlend zu uns sehen werden, son-
dern Sie werden nachdenklich werden; denn ich 
halte Sie für einen intelligenten Mann. 

(Heiterkeit.) 

Was habe ich vorhin von der ganzen Lage der 
Bundeswehr und dem leichtfertigen Aufbau gesagt? 
Ich habe gesagt, die Lage der Bundeswehr ist aller

-

dingst verschärft durch die Auswirkung einer wegen 
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eines vermeintlichen außenpolitischen Drucks seit 
vielen Jahren in Ausmaß und Tempo übertrieben 
forcierten und in 'der Summe der Vernachlässigung 
wichtiger Einzelfragen insgesamt leichtfertigen Ver-
teidigungspolitik der Bundesregierung. Man mag 
nachlesen, daß das etwas ganz anderes ist, als Herr 
von Hassel zitiert und dann mit Bravour nieder-
geritten hat. Ich befinde mich immerhin in enger 
Gesellschaft mit meinem verehrten Kollegen Kreit-
meyer, der Ähnliches gesagt hat. Ich fühle mich in 
Ihrer Gesellschaft direkt wohl, verehrter Herr Kol-
lege. 

Der Herr Minister hat — und in diese Ecke möchte 
ich mich nicht manövrieren lassen — eine Zwischen-
frage — wenn ich nicht irre — des Herrn Kollegen 
Schmidt zunächst übergangen und die Frage aufge-
griffen, ob in anderen Parlamenten so offen disku-
tiert wird. Ich habe meine Ausführungen in all dem, 
was ich bisher gesagt habe, sorgfältig abgewogen, 
inwieweit so etwas den Gesichtspunkten dient, die 
ich an den Eingang meiner Ausführungen gestellt 
habe. 

(Abg. Rasner: Hier oder im „Stern"?) 

— In beiden! 
(Abg. Rasner: Und  was gilt?)  

— Ich habe hier nichts anderes gesagt, und ich kann 
nur sagen, daß der Herr Minister mich nicht wider-
legt hat. Sie müssen nicht immer Wunschträumen 
nachhängen, Herr Rasner! Ich komme nachher auf 
einige gravierende Fälle zurück und auf die anderen 
später, wenn mir der Wortlaut vorliegt. 

Alles, was ich geschrieben habe, ist in der Zwi

-

schenzeit oder vorher — vom Verteidigungsministe-
rium durch offizielle Verlautbarungen — wenn auch 
mit einem anderen Sprachgebrauch — zugegeben 
worden. Ich darf hier zitieren. Die „Frankfurter All-
gemeine" vom 15. Januar, die sich nicht auf mich 
abstützt, sondern vorher zu mir auch noch ein kriti-
sches Wort sagt, erklärt: „Richtig ist allerdings, daß 
unserem Verteidigungsministerium ein Team fehlt, 
das — wie die Amerikaner im Pentagon — darauf 
aus ist, zu sparen anstatt auszugeben." 

(Zurufe in der Mitte.) 

Nachdem sie sich nun vorher kritisch mit mir aus-
einandergesetzt hat — Herr van Delden, ich zitiere 
Sie noch; hoffentlich ziehen Sie sich nicht den Un-
mut des Ministers zu! —, heißt es in dem Artikel 
vom 16. Januar: „Im Verteidigungsministerium wird 
offen zugegeben, daß die mit den Schiffsneubauten 
aufgetretenen Schwierigkeiten über das bei allen 
Marinen der Welt übliche Maß hinausgingen." Das 
wird offen zugegeben. Wir können ja den Verfas-
ser einmal fragen, wer es offen zugegeben hat. 

Weiter heißt es: 

„Man führt dies nur zum Teil auf die ungenü-
gende Zahl verantwortlicher Ingenieure — bei 
der Abteilung Technik sind es etwa 40, im Be-
schaffungsamt, den Marinearsenalen und ande-
ren Stellen rund 200 — zurück." 

Selbst wenn ich diese Zahl nehme, bekräftigt sie 
meine Behauptung von der Schmalbrüstigkeit in den 
zuständigen Abteilungen dieses Ministeriums. Herr 

Minister von Hassel, als ich Sie wegen dieses Wor-
tes „Schmalbrüstigkeit" argumentieren hörte, hatte 
ich das Gefühl, Sie hätten die Schmalbrüstigkeit auf 
die Beamten bezogen. Die Beamten sind nicht 
schmalbrüstig. Ich habe sie an anderer Stelle sogar 
gelobt. Mir kam es darauf an, nachzuweisen, daß 
zuwenig für diese wichtigen Aufgaben da sind. Das 
ist das, was ich mit dem „schmalbrüstig" sagen 
wollte. Damit setze ich nicht die Leistung irgend-
eines Beamten oder Soldaten herab. Damit gebe ich 
zu erkennen, daß ich ihnen Hilfestellung für ihre 
schwere Arbeit geben will. Das ist die richtige Inter-
pretation dessen, was ich gesagt habe. 

(Beifall bei der SPD.) 

Vizepräsident Schoettle: Gestatten Sie eine 
Zwischenfrage? 

Wienand (SPD) : Bitte sehr! 

Dr. Kliesing (Honnef) (CDU/CSU) : Herr Kollege 
Wienand, Sie haben in einem Aufsatz unter der 
Überschrift „Die ganz große Verschwendung" und 
mit der Aussage, daß Milliarden verschleudert wur-
den, wörtlich geschrieben: 

Ich glaube, wenn man einen Bruchteil der im 
Verteidigungsministerium versickernden Gel-
der dafür ausgäbe, hochbezahlte Führungskräfte 
der Wirtschaft zu engagieren, dann hätte man 
die richtigen Partner für Verhandlungen, in 
denen es um die Milliarden der Steuerzahler 
geht. Allerdings müßte dann die wirtschaftliche 
Vernunft im Verteidigungsministerium höher 
geachtet werden als die Selbstherrlichkeit. 

Bedeutet das eine Anerkennung der Leistungen der 
dort tätigen Ingenieure und Beamten oder bedeutet 
das eine Herabsetzung ihrer Leistungen? 

Wienand (SPD) : Ich darf sofort auf diesen Punkt 
eingehen. Es kommt mir darauf an, auch hier noch 
einmal zu sagen, daß nach meinem Dafürhalten die 
Seite der Wirtschaftswissenschaftler, der Betriebs-
wirtschaftler im Verteidigungsministerium, was die 
Besetzung der verantwortungsvollen Stellen und die 
Anzahl dieser Kräfte angeht, nicht in genügendem 
Maße vertreten ist. Es gibt dort zuwenig Leute auf 
dem Beschaffungssektor, die Erfahrungen auf dem 
Gebiete der Verhandlungen mit der Industrie haben. 
Ich beleidige keinen Menschen, wenn ich ihm sage, 
er ist auf Grund seiner Ausbildung überfordert, 
wenn er solchen Aufgaben gerecht werden soll. Um 
diesen Mangel abzustellen, habe ich mich dafür aus-
gesprochen, daß auf diese Stellen entsprechend aus-
gebildete Leute kommen. Daß ist das, was ich damit 
sagen wollte. — Bitte sehr! 

Berkhan (SPD) : Herr Kollege Wienand, können 
Sie sich erinnern, daß wir im Verteidigungsausschuß 
den Vortrag. eines leitenden Beamten des Ministe-
riums hatten, des Leiter der Abteilung T, in dem 
uns erklärt wurde, daß diese Abteilung völlig unter-
besetzt sei, und in dem uns dieser leitende Beamte 
sagte, daß er die schwierigen zu meisternden Auf- 
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gaben, die auf ihn zukämen, mit diesem Personal 
nicht erfüllen könne? 

Wienand (SPD) : Ich kann mich noch an mehr 
erinnern. Ich kann mich hieran erinnern, und ich 
kann mich auch daran erinnern, daß maßgebende 
Beamte des Ministeriums in Sitzungen wiederholt 
über das System und über das, was wir heute noch 
praktizieren, bewegt Klage geführt haben. Aber 
darauf wird mein Freund Dr. Morgenstern noch 
näher eingehen, weil der Herr Minister ja auch über 
das, was ich wirklich als Vorwurf empfunden wis-
sen will, nämlich Preisüberwachungs- und Feststel-
lungsrecht, mit Elan hinweggegangen ist, nach dem 
Motto: was heiß ist, soll man schnell verlassen, 
sonst könnte man sich die Finger verbrennen. Das 
war ja vorher auch aus den Worten von Herrn 
Kreitmeyer — ich unterstelle ihm keine Koalitions-
treue in diesem speziellen Fall — zu hören; er hat 
damit zu erkennen gegeben, daß darüber noch gere-
det werden müsse. Aber darauf komme ich selber 
noch zurück. 

Es heißt in dem Artikel weiter: 

Diese Zahl beträgt nur ein Fünftel der  Marinen 
vergleichbaren Größe zur Verfügung stehenden 
Techniker. 

Nur ein Fünftel! Deshalb sagte ich „schmalbrüstig", 
nicht etwa weil ich glaube, daß der eine oder andere 
Beamte ein Hühnerbrüstchen hätte, wie man bei uns 
sagt. Das habe ich nicht zum Ausdruck bringen wol-
len, denn ich habe an anderer Stelle von dem hohen 
Verantwortungsbewußtsein dieser Beamten gespro-
chen, aus dem heraus sie immer wieder versucht 
haben, aus dieser schlechten  Koordinierung das 
Beste herauszuholen, weil sie sich sagten, daß es 
so nicht weitergehen kann. Das hat der Herr Mini-
ster nicht zitiert. Hier könnten wirklich Gelder ein-
gespart werden. 

Dann heißt es weiter: 

Das führt zu Arbeiten unter Zeitdruck und 
unzureichender Berücksichtigung mancher 
schiffbautechnischen Forderung. 

Herr Kollege van Delden, ich habe noch im Ohr — 
ich erinnere mich immer gern an Ihre temperament-
volle Art zu reden —, wie Sie als einer, der von -der 
Marine kommt, uns im Verteidigungsausschuß ein-
mal erzählten, wie das bei den Marineoffizieren ge-
sehen wird, wenn Leute aus Bonn mit diesen oder 
jenen Vorstellungen kommen, was da alles zu 
rügen sei. Sie werden das sicher viel besser erzäh-
len können als ich. Dem Herrn Minister empfehle 
ich, die Ausführungen des Herrn Kollegen van Del-
den, die ja zu Protokoll genommen worden sind, 
einmal nachzulesen, damit er sieht, daß der Wie-
nand nicht allein der Mann ist, der geprügelt wer-
den muß. Ich sage das nicht, um Hilfskräfte für mich 
zu engagieren; ich sage das nur, weil es gut wäre, 
wenn der Herr Minister sich einmal informierte. 

Weiter heißt es: 

Als besonders schwerwiegend aber wird die 
mangelhafte Organisation des Beschaffungswe-
sens empfunden. Von verantwortlicher Seite 

— na, wer wird das wohl gewesen sein? —  

wird zugegeben: Technische, kaufmännische und 
juristische Gesichtspunkte werden zur Zeit nicht 
genügend koordiniert. Hinzu kommen immer 
neue Pannen in der rechtzeitigen Bestellung 
von Material und Geräten für Neubauten, was 
zu den teilweise jahrelangen Verzögerungen 
bei Neubauten — so bei den  Zerstörern und 
Geleitbooten — geführt hat. Vielmehr hat das 
Ministerium erst unlängst einer Hamburger 
Werft auf deren Wunsch ausdrücklich bestäti-
gen müssen, daß sämtliche Verzögerungen nicht 
zu ihren Lasten gingen. 

Und hier darf ich mich einmal von dem Zitat ab-
wenden und noch eine Feststellung zu den Ausfüh-
rungen des Herrn Ministers treffen. Er hat so getan, 
als hätte ich das Waffensystem „Starfighter" in 
Grund und Boden verurteilt, und er ist taktvoll dar-
über hinweggegangen, weil es besser in seine Kon-
zeption paßte, daß ich idas System der Beschaffung 
des Starfighters kritisiert und das Schwergewicht 
darauf gelegt habe. 

(Zustimmung bei der SPD.) 

Das hat dann zu einer Kontroverse hier geführt, und 
zwar auf Grund einer Darlegung des Herrn Mini-
sters! Damals hatten Herr Berkhan, Herr Draeger, 
Herr van Delden und ich in meinem Zimmer ein Ge-
spräch mit Beamten und Soldaten ides Verteidi-
gungsministeriums. Als wir all  das gehört hatten, 
was der Herr Minister  hier  — ich muß sagen, zu 
meinem großen Erstaunen — an Einzelheiten preis

-

gegeben hat — ich habe mich dazu nie befugt ge-
fühlt —, sagte mein Kollege Berkhan: Das wird 
weiter geprüft werden, denn er ist nach dem, was 
wir gehört haben, bedingt einsatzfähig. Das ist der 
Eindruck dieses Gesprächs gewesen, andere mögen 
einen anderen Eindruck gehabt haben; aber jeden-
falls kann man nicht so tun, als würde der Wienand 
mit zwei Zungen reden und das  eine Mal zugeben, 
daß alles in Ordnung sei, und einige Tage später, 
nur um den Minister zu ärgern oder die Bundes-
wuhr herunterzuziehen, wieder etwas anderes sa-
gen. Das wollte ich in diesem Zusammenhang auch 
festgestellt haben. 

Nun heißt es weiter: 

Fast bei allen wesentlichen Neubauten der Bun-
desmarine hat es Schwierigkeiten gegeben. Die 
letzten sind bei den Zerstörern und Geleitboo-
ten aufgetreten. Die Zerstörer, bei denen zwi-
schen Planung und In-Dienst-Stellung der ersten 
Einheit 9 Jahre lagen, haben Schwierigkeiten 
mit ihrer nautischen Radaranlage. 

Weiter unten heißt es: 

Die Fertigstellung der Turbine verzögerte sich 
um mehr als zwei Jahre. 

Dann heißt es: 

Spätere Umkonstruktionen, geboren aus dem 
Willen, auch noch während der Bauzeit neueste 
technische Erkenntnisse zu berücksichtigen, ha-
ben auch bei den sechs Geleitbooten zu Schwie- 
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rigkeiten geführt; der nachträgliche Einbau ur-
sprünglich nicht vorgesehener Geräte hat die 
aus Aluminium gefertigten Aufbauten dieser 
Schiffe über Gebühr beansprucht. 

Das ist etwas anderes, als wir vorhin gehört 
haben, aber es kann ja geprüft werden, wo wirk-
lich die Gründe liegen. 

Obwohl schon nach einer ersten gründlichen 
Erprobungsfahrt deis Typschiffs „Emden" als 
Folge von schwerem Wetter Risse in den Auf-
bauten festgestellt worden waren, wurde der 
Bau der übrigen Schiffe fortgesetzt. 

Ich will das jetzt nicht alles zitieren, aber man 
kann es munter weitermachen — bis zu den U- 
Booten hin. 

Es wurde weiter gesagt, daß das Starfighter-Waf-
fensystem auch aus Standardisierungsgründen be-
schafft worden ist. Nun, ich bestreite das nicht, aber 
es gibt auch andere große Gebiete, und ich habe 
einige aufgezeigt, ohne auch nur in  der  Rede des 
Ministers die Andeutung einer Antwort darauf be-
kommen haben, wo weitere Einsparungsmöglich-
keiten lägen. 

Ich will in diesem Zusammenhang nicht noch ein-
mal auf das Navigationssystem und auf die dama-
ligen Auseinandersetzungen um Starfighter, Mirage 
und Grumman Super Tiger eingehen. Ich stehe dem 
Minister für Fernsehdiskussionen gerne zur Verfü-
gung. Aber  in  Pressemeldungen ist verlautet — und 
mir ist es  auch von anderer Seite zugegeben wor-
den —, daß die G 91 große Mängel aufweist, die bis 
heute noch nicht abgestellt werden konnten. Ich er-
innere daran, daß der Verteidigungsausschuß nur 
aus Zeitnot noch nicht dazu gekommen ist, das im 
einzelnen zu untersuchen. Aber ich bin gespannt, ob 
der Herr Minister noch zu seinen Worten steht, 
wenn diese Untersuchung im Zusammenhang mit 
der G 91 im Verteidigungsausschuß abgeschlossen 
sein wird, oder ob dann nicht doch erkannt wird, 
daß in dem, was ich dazu gesagt habe, mehr Wahr-
heit liegt. 

Der Herr Minister hat dann aus der Transall ein 
Paradepferdchen gemacht und dieses mit Bravour 
geritten. Wer nachlesen mag, was ich dazu gesagt 
habe, wird feststellen, daß ich lakonisch gesagt habe, 
in der Transall könne kein Standardpanzer transpor-
tiert werden. Das hat der Minister mir bewiesen. 
Ich habe nichts dazu zu sagen. Die Angelegenheiten 
mit den Zwischenlandungen hat mein Kollege Berk-
han klargestellt. 

Auf Seite 15 unten habe ich erwähnt, daß sich 
verantwortungsbewußte Mitarbeiter des Verteidi-
gungsministeriums wegen der gewaltigen Summen 
an die zuständigen Stellen gewandt hätten. Damit 
habe ich also bewußt und ausdrücklich den Beamten 
attestiert, daß sie von der Verantwortung getrieben 
diese Dinge aufgegriffen haben, weil bisher die Zu-
sammenarbeit zwischen Verteidigungs- und Wirt-
schaftsministerium nicht ausreichte, diese Zustände, 
unter denen die Beamten und unser gesamtes Be-
schaffungssystem leiden, abzustellen. Das ist das, 
was ich festgestellt habe. Hier sollte der Minister  

seinen Elan verwenden, in einer Kabinettsitzung, 
nicht aber, wenn es hier darum geht. Man braucht 
nur das Protokoll der Verteidigungsausschußsitzung 
zu zitieren; es mag doch freigegeben werden. Was 
dort zum Beispiel von dem Präsidenten des  Beschaf-
fungsamtes zu diesem Problem gesagt worden ist, 
von dem zuständigen Beamten des Ministeriums 
ebenfalls, geht daraus hervor. Ich weiß, daß das un-
angenehm ist,  aber Sie müssen es sich auch anhören. 
Wir brauchen doch nur zu beschließen, daß dieses 
Protokoll freigegeben wird, und ich brauchte dann 
keine Worte mehr über diese Dinge zu verlieren. 

Ich meine auch nur, daß wir einmal sine ira et 
studio nachprüfen sollten, was der Präsident des Be-
schaffungsamtes zu dem Problem ,des Feststellungs-
rechts und der Preisprüfung geäußert hat und was 
ein zuständiger Beamter des Ministeriums und ein 
hoher Beamter des Bundesrechnungshofs dazu be-
merkt haben. Dann haben wir des Pudels Kern. Dar-
auf kommt es an! Auf dais System der Beschaffung 
und nicht so sehr darauf, ob die  Waffensysteme 
nachher gut oder schlecht sind. Da teile ich übrigens 
den Standpunkt meines Freundes Helmut Schmidt, 
der meint, es sei wenig sinnvoll — wenn ich das 

 einmal aus dem Gedächtnis hier zitieren darf —, die 
Waffensysteme in  der Öffentlichkeit schlecht zu ma-
chen; denn die Soldaten müßten auf absehbare Zeit 
noch damit arbeiten. Ich habe auch keine neuen und 
zusätzlichen Waffen schlecht gemacht, und ich habe 
noch nicht einmal alles das geschrieben, was darüber 
bekanntgeworden und bestätigt worden ist, sondern 
habe mich, weil mir das nur eine sekundäre Frage 
zu sein schien, auf die Methoden der Beschaffung 
und diese Dinge konzentriert. Darauf ist der Herr 
Minister mit keinem Wort eingegangen, obwohl er 
den Artikel doch mit Bravour zerstückeln zu können 
glaubte. Nun, er wird noch Gelegenheit haben, dar-
auf einzugehen. Ich habe jüngst in  der  Sitzung des 
Verteidigungsausschusses in Berlin ausdrücklich 
auch für meine Freunde gesagt, daß wir mit diesem 
Problem der Preisfeststellung und der Preisprüfung 
noch nicht fertig sind und daß es so lange Ausein-
andersetzungen geben wird, bis wir das Gefühl ha-
ben, daß dafür ein sinnvolles System gefunden wor-
den ist. Ich hätte es dankbar anerkannt, wenn der 
Herr Minister — nachdem der Verteidigungsaus-
schuß vor rund sieben Monaten auf Wunsch des 
Ministeriums einmütig zu der Auffassung gekom-
men war, daß hier Abhilfe geschaffen werden müsse 
— gesagt hätte: Ich habe es nicht fertiggebracht, 
mich im Kabinett gegenüber dem Wirtschaftsminister 
durchzusetzen! Dann aber hätte er hier ja nicht den 
„starken Siegfried" abgeben können, dann hätte er 
nicht sagen können, was er alles getan hat, sondern 
zugeben müssen, daß er sich trotz aller Bravour in 
dieser wichtigen Frage im Kabinett doch nicht durch-
gesetzt hat. Das hat er verschwiegen; das hat er 
nicht gesagt. Aber dann kann man nicht auf mir 
herumtrommeln, sondern dann muß man damit rech-
nen, daß die  Dinge einmal beim Namen genannt 
werden. Das kann er haben! Ich bin bereit, den Eis-
berg noch ein wenig höher kommen zu lassen, wenn 
es nachher gewünscht wird. 

(Abg. Haase [Kassel]: Dann kommt die 
Abfuhr!) 
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 — Mit  der  Abreibung ist das so eine Sache! 

(Abg. Rasner: Nicht Abreibung, sondern 
Abfuhr!) 

— Nun, mit  der  Abfuhr hat es auch etwas auf sich. 

(Abg. Rasner: Die war ganz schön!) 

— Sie haben das schön empfunden? Ach, sehen Sie, 
Herr Kollege Rasner, über das, was schön ist, kann 
man bekanntlich streiten. 

(Abg. Haase [Kassel] : Unser Mitgefühl ist 
Ihnen gewiß! — Gegenruf des Abg. Esch

-

mann: Ach, Sie Schwätzer! — Weitere Rufe 
und Gegenrufe.) 

Ich hätte also in diesem Zusammenhang gern 
gesehen, wenn auf die wirklichen Argumente einge-
gangen worden wäre. Man soll doch jetzt nicht so 
tun, als ob ich die Bundesrepublik oder unsere Ver-
teidigungsbereitschaft in eine unangenehme Si-
tuation hineinmanövrierte, weil ich mich mit meinen 
Freunden bemühe, die Fehler, die wir, teils gemein-
sam, erkannt haben, abzustellen. Weil wir sie ab-
stellen wollen, werden wir bekämpft. Wir wollen 
die Bundeswehr von der psychologischen Belastung 
befreien, immer wieder neue Meldungen darüber 
zur Kenntnis nehmen zu müssen, daß am Waffen-
system etwas falsch ist; wir wollen ihr das Gefühl 
geben, daß die vorhandenen Fehler erkannt und 
abgestellt werden, daß das Parlament wachsam ist. 
Ich habe gesagt, daß Pannen überall auftreten. Aber 
es kommt darauf an, wie sie beseitigt werden. Des-
halb habe ich hier die Philippika gehalten. Aber ich 
kann auch das tragen. Sie brauchen gar kein Mitleid 
mit mir zu haben. 

(Abg. Haase [Kassel] : Mitgefühl!) 

— Auch kein Mitgefühl. Ich kann das tragen, besser 
als Sie glauben. Aber passen Sie auf, wo Sie das 
Mitgefühl haben sollten, das Sie gerade mir hier 
zusprechen! Ich habe vorhin aus meinem Bericht 
vor der WEU zitiert, und in der jüngsten Sitzung 
hier wurde der Herr Minister sichtlich nervös, als 
ich ihn an die Zivilverteidigung erinnerte. Heute 
war von der abgestuften Abschreckung und von 
allen möglichen Dingen die Rede. Aber dann muß 
doch auch gesagt werden, daß Verteidigungspolitik 
als eine Einheit, als ein Ganzes gesehen werden 
muß. Ich wäre sehr dankbar — deshalb habe ich 
bewußt einleitend diese Frage aufgeworfen —, 
wenn die Zivilverteidigung im Rahmen des ganzen 
Komplexes mitbehandelt und diskutiert werden 
könnte. Mir genügt es nicht, daß der Minister glo

-

bal erklärt: Ich habe es sogar in einer Rede ge-
fordert. Mich interessiert immer nur das, was er 
wirklich durchgesetzt hat, wie er sich im Ministe-
rium, im Kabinett und im Verteidigungsrat unter 
Vorsitz von Herrn Minister Krone in diesen Fragen 
durchsetzt. Das ist das Kriterium. Der Herr Kollege 
Kreitmeyer hat gerade diesem Problem weiten 
Raum gegeben. Nicht weil ich es der Presse über-
geben habe, sondern weil ich es vor der WEU-Voll-
versammlung und dessen Verteidigungsausschuß 
wiederholt dargelegt habe — auch Ihnen, Herr 

Rasner, damit Sie Ihre Energien darauf verwenden 
können — 

(Abg. Eschmann: Wenn er soviel hat!) 

möchte ich das noch einmal in Erinnerung rufen: 

Die zivile Bereitschaft im Rahmen der Zivilver-
teidigung muß der besten militärischen Vorbe-
reitung angepaßt sein. Beide müssen einen 
gleich hohen und guten Stand besitzen, da sonst 
die besten militärischen Vorbereitungen beein-
trächtigt werden. Im Zeitalter einer modernen 
Kriegführung kann selbst eine perfekte militä-
rische Verteidigung ihren Sinn nicht erfüllen, 
ohne daß gleichzeitig auf dem zivilen Sektor 
umfassende Vorkehrungen getroffen werden, 
die eine Erhaltung der freiheitlichen Existenz 
der Mitgliedstaaten und das Überleben ihrer 
Bevölkerung in einem Konfliktfall sichern. In 
einem solchen Falle werden gerade die euro-
päischen Partner des atlantischen Bündnisses 
mehr auf ihre Bestände als auf ihre Produktion 
angewiesen sein. 

Und jetzt: 

Alle Streitkräfte sind notwendigerweise auf 
diese Hilfsquellen angewiesen. Hierzu gehören 
das Personal zur Auffüllung und Verstärkung 
der Truppe und zur Erbringung von Hilfslei-
stungen. Hierzu gehört der Nachschub an Mate-
rial und Versorgung ... 

Jetzt nur noch ein Wort zur Abschreckung: 

Schließlich — dieses Argument sollte nicht über-
sehen werden — ist die Strategie der abgestuf-
ten militärischen Abschreckung und Vergeltung 
kaum glaubwürdig, wenn die entsprechende 
zivile Verteidigungsbereitschaft nicht vorhan-
den ist. 

(Abg. Eschmann: Sehr wahr!) 

Bei fehlender ziviler Verteidigungsbereitschaft 
kann jeder Gegner erkennen, daß die militäri-
schen Verteidigungsanstrengungen nicht den 
ernsten Charakter haben, für den sie eingerich-
tet worden sind. Da die militärische Abschrek-
kung jedoch als Ganzes gesehen werden muß 
und sich vor allem im Hirn, im Denken eines 
möglichen Angreifers, also des Gegners, mani-
festieren und einprägsam sein Denken und da-
mit sein Handeln beeinflussen soll, bedeutet 
jede Vernachlässigung der zivilen Verteidi-
gungsbereitschaft ein fast unkalkulierbares Ri-
siko. 

Und jetzt kommen Sie nicht mit der Ausrede, die 
Opposition habe Sie daran gehindert, die zivile 
Verteidigung aufzubauen! Da kann ich über acht, 
neun Jahre Parlamentsdebatte einen Nachweis füh-
ren, was wir zu diesen Dingen immer wieder gesagt 
haben. 

Lassen Sie mich zu dieser Gesamtdebatte noch 
eine Bemerkung machen. Wenn man über diese 
Dinge redet, dann sollte man auch der Opposition 
zubilligen, daß sie sich dem Gesamten, dem Steuer-
zahler, der Bundeswehr schlechthin, dem Gesamt-
interesse verantwortlich fühlt, und sie nicht in die 
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Ecke hineinzumanövrieren versuchen, wie es der 
Herr Minister getan hat: daß nur die politische Füh-
rung weiß, was richtig ist und daß andere nur „so-
genannte Experten" sind, wobei ich nicht für mich 
in Anspruch nehme, Experte zu sein. 

(Abg. Eschmann: Auch nur ein „sogenannter 
Minister"!) 

Hier wird mir noch etwas vorgelegt, was ich 
Ihnen, weil es der Herr Minister vorhin zitiert hat, 
nicht vorenthalten darf. Herr Westphal, Chef der 
Deutschen Werft und  der  Howaldtswerke in Kiel 
— wenn ich das richtig lese —, schreibt in „Wehr 
und Wirtschaft" : 

Ist es sinnvoll, Raketenzerstörer für die Bun-
desrepublik in den USA bauen zu lassen? 

Dazu sagt er: 

In diesem Zusammenhang taucht eine Reihe von 
Fragen auf, und zwar: 1. Kann nicht durch den 
Umbau vorhandener Schiffe das Tartar-System 
am schnellsten eingeführt werden? 

2. Ist der Kauf moderner Zerstörer in den USA 
wirklich die vorteilhafte Lösung? 

usw. Er schreibt dann: 

1. Vergabe an das Ausland würde bedeuten: 
'600 Millionen DM an das Ausland zu zahlen. 
2. Neubauten in Deutschland würden bedeuten, 
etwa 240 Millionen DM für die Waffenanlagen 
an das Ausland zu geben. 

Bei anderer Gelegenheit wurde mir vorgetragen, 
daß die deutschen Werften — und er sagte das als 
Sprecher der Vereinigung der Deutschen Schiffs-
industrie oder wie die Vereinigung genau heißen 
mag — in derselben Zeit, wenn nicht noch kürzer, 
und.  wesentlich billiger dieses bauen könnten. 

Mit anderen Informationen, was das Tartar-
System und Ähnliches angeht, bin ich gern bereit, 
dem Minister und den Kollegen im Verteidigungs-
ausschuß zu dienen, weil ich nicht in dieser minuti-
ösen Art das aus den Sitzungen hier breittreten 
möchte, was noch nicht freigegeben ist, wie es  der 

 Herr Minister mit dem inertial system usw. getan 
hat. 

(Beifall bei der  SPD.) 

Vizepräsident Schoettle: Das Wort hat der 
Abgeordnete Strauß. 

Dr. h. c. Strauß (CDU/CSU) : Herr Präsident! 
Meine Damen und Herren! Es wäre an sich vor 
wenigen Tagen noch nicht meine Absicht gewesen, 
in die Debatte der Rüstungsgiganten, der genialisch 
begabten Experten in diesem Hause einzugreifen, 
wenn sich nicht die heute schon öfter strapazierte 
Veröffentlichung bei dieser oder jener Passage in so 
denkwürdiger und von mir selten verzeichneter 
Weise auch meiner erinnert hätte. Bei der Gelegen-
heit, auch bei der Verfolgung der Debatte heute 
steigen einem ja alte Erinnerungen auf, 

(Zurufe von der SPD: Uralte!) 

— uralte Erinnerungen über Wehrdebatten, die von 
1952 an in diesem Hause stattgefunden haben. Weil 
man mir nachsagt, ich sei oft zu wenig liebenswür-
dig, muß ich sagen, daß in früheren Jahren die 
Opposition wesentlich bessere Vertreter bei der 
Verfechtung einer schlechten Politik hier heraufge-
schickt hat als heute. 

(Beifall bei der CDU/CSU. — Abg. Berk

-

han: Das gilt auch für die Minister!) 

Ich möchte mich aber zunächst nicht in allgemei-
nen Werturteilen oder Schlußfolgerungen ergehen, 

(Zuruf von der SPD: Schon geschehen!) 

sondern einige Punkte ganz konkret ansprechen, 
und zwar so, daß nicht entgegengehalten werden 
kann, man sei der Fragestellung ausgewichen. Ich 
gehe nicht auf das nur mit der Einleitung des Wahl-
kampfes zu begründende Argument ein, das da hieß: 
Milliarden sinnlos ausgegeben. 

(Zuruf von der SPD: Das hat Herr Kreit
-meyer gesagt!) 

— Es soll sich jeder die Scheibe abschneiden, die 
er von diesem Laib Brot für sich in Anspruch neh-
men kann, ganz gleich, auf welcher Seite des Hau-
ses das zutrifft. Ich konzediere auch dem Kollegen 
Wienand, daß auch das vor wenigen Tagen abge-
schlossene sogenannte Wahlkampf-Fairneßabkom-
men selbstverständlich nicht dazu verpflichten sollte, 
in Zukunft solche unsinnigen Behauptungen zu 
unterlassen; 

(Heiterkeit bei der CDU/CSU) 

denn ein wenig Unsinn muß ja selbstverständlich 
auch in einer solchen Polemik enthalten sein. 

Ich gehe aber gleich auf einen konkreten Satz ein, 
den der Kollege Wienand in Zusammenhang mit der 
F 104, dem Starfighter, geschrieben hat: „der 
teuerste Mißgriff, den je ein Minister getan hat", 
und ich sage Ihnen in demselben Jargon, daß das 
der größte Unsinn ist, der je über Luftwaffenrüstung 
gesprochen worden ist. 

(Heiterkeit und Beifall bei der CDU/CSU. 
— Abg. Erler meldet sich zu einer Zwi

-

schenfrage.) 

Vizepräsident Schoettle: Gestatten Sie eine 
Zwischenfrage? 

Dr. h. c. Strauß (CDU/CSU) : Herr Kollege Erler, 
können wir uns vielleicht darauf einigen, daß spä-
ter am Ende die Fragen konzentriert gestellt wer-
den, weil sonst der Ablauf der Ereignisse — — 

(Zuruf von der SPD: Ihnen paßt es nicht! 
— Abg. Erler: Bisher habe ich Ihnen mehr 

Humor zugetraut!) 

— Das hat mit Humor nichts zu tun, sondern eigent-
lich mit dem Bedürfnis der Kollegen. Aber ich will 
Ihnen selbstverständlich entgegenkommen. 

Erler (SPD) : Nach dieser Bemerkung von Ihnen, 
Herr Minister, stellt sich selbstverständlich die 
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Frage, welchen noch teueren Mißgriff Sie uns 
heute hier vorführen können. 

Dr. h. c. Strauß (CDU/CSU) : Ich glaube, daß 
man auch keinen größeren Unsinn vorführen kann. 
„Der teuerste Mißgriff, den je ein Minister getan 
hat" — im Zusammenhang mit der F 104! Darf ich 
Ihnen sagen, daß nach dem Urteil sämtlicher militä-
rischer, technischer und wirtschaftlicher Experten, 
und zwar nicht nur Experten der Bundesrepublik 
Deutschland, sondern Experten so gut wie aller 
NATO-Länder, die F 104 G das Optimum an tech-
nischer Leistungsfähigkeit, Erfüllung der militäri-
schen Kriterien und gleichzeitig ökonomischer Ein-
kaufsleitung und rationeller Unterhaltungsmöglich-
keit in sich kombiniert. Ich frage Sie jetzt gleich, 
Herr Kollege Wienand, da Sie ja heute schon öfter 
auch von unten her in die Debatte eingegriffen 
haben: Welches Flugzeug hätten Sie an Stelle der 
F 104 damals für das Flugzeug gehalten oder wür-
den Sie heute für das Flugzeug halten, das die 
Idealforderungen Ihres Expertenverstandes und die-
jenigen Ihrer politischen Freunde erfüllt? 

(Abg. Wienand: Darf ich gleich antworten?) 

— Ich bitte darum. 

(Abg. Wienand: Es geht hier nicht um das 
Waffensystem des Starfighter, es geht um 
die Methode der Beschaffung dieses Waf

-

fensystems und Ihre voreilige Stellung

-

nahme dazu!) 

— Herr Kollege, das stimmt effektiv nicht; denn Sie 
haben in diesem Artikel geschrieben — ich zitiere 
Sie jetzt wörtlich —: „Die Starfighter sind nicht die 
besten aller möglichen Jagdflugzeuge für die Zwecke 
der Bundeswehr." 

(Abg. Wienand: Jagdflugzeuge!) 

— Jetzt sagen Sie  mir,  welches nach Ihrem Sachver-
stand das bestmögliche Jagdflugzeug für die Zwecke 
der Bundeswehr gewesen wäre oder heute wäre! 
Können Sie das sagen? Aber nennen Sie Roß und 
Reiter! 

(Abg. Wienand: Ich weiß nicht, ob das der 
Geschäftsordnung entspricht!) 

— Sie können mich ja fragen, ob mir bekannt ist, 
daß Sie das wissen. 

(Heiterkeit. — Glocke des Präsidenten.) 

Vizepräsident Schoettle: Wollen Sie das Zwie-
gespräch fortsetzen, Herr Kollege Strauß? 

Dr. h. c. Strauß (CDU/CSU) : Nicht unbedingt; 
aber ich hätte gern durch einen Zwischenruf von 
dem Kollegen Wienand gehört, was das Produkt 
seiner Überlegungen war, als er diesen Satz, aller-
dings unter Verschweigung des Ergebnisses seiner 
Überlegungen, zu Papier brachte. 

(Heiterkeit und Beifall bei der CDU/CSU. 
Zuruf von der CDU/CSU: Wir sind ge-
spannt! — Abg. Wienand: Ich bin sicher, 
daß Herr Strauß bereit ist, mir zu bestäti-
gen, daß er meine Antwort braucht, um 

weitere Schlußfolgerungen zu ziehen, und 
deshalb bin  ich bereit, diese Frage zu be

-

antworten. — Heiterkeit.) 

— Ich habe noch so viele Schlußfolgerungen hier, 
daß diese Feststellung schon wieder übereilt ist, 
Herr Kollege. 

Wienand (SPD) : Ich habe ausdrücklich erklärt 
und erkläre es noch einmal, daß ich das Waffen-
system des Starfighter so, wie er entwickelt worden 
ist, als Starfighter F 104, für ein ausgereiftes und 
gutes System halte. Es geht hier um das Mehrzweck-
flugzeug F 104 G, und darüber bin ich bereit, Herr 
Minister, in allen Einzelheiten, an jedem Ort und 
zu jeder Stunde, aber unter Offenlegung dessen, was 
uns das Ministerium an Einzelheiten nicht gegeben 
hat, zu diskutieren. Das ist auch das Problem der 
Mirage in der Schweiz, von der der Minister vorhin 
sprach: man hat nachträglich zuviel in ein gutes, 
ausgereiftes System hineingelegt; daher die Kom-
plikationen und Schwierigkeiten. Deshalb rede ich 
immer von der Beschaffung und nicht vom System 
an sich. 

(Zurufe von der CDU/CSU: Welches Flug

-

zeug?) 

Dr. h. c. Strauß (CDU/CSU) : Herr Wienand, 
Sie haben sich jetzt allerdings in den Maschen der 
von Ihnen selbst ausgelegten Netze gefangen. 

(Heiterkeit bei den Regierungsparteien.) 

Ich sage Ihnen dazu folgendes: Sie wissen als Wehr-
experte — Sie sind jetzt schon beinahe länger in 00 
dem Geschäft, als ich darin tätig war—genauso -- 

(Zuruf von der SPD: Als „sogenannter 
Wehrexperte" müssen Sie sagen!) 

— Ja, ich bemühe mich, das, was als „Experte" be-
zeichnet wird, auch meinerseits mit der gleichen 
Terminologie anzusprechen. 

(Heiterkeit.) 

Sie wissen ganz genau, daß die Luftwaffe der deut-
schen Bundeswehr in absoluten Zahlen gesehen und 
relativ, verglichen mit der amerikanischen Luft-
waffe, eine kleine Luftwaffe sein muß. Die großen 
Zahlen der Luftwaffe der „glorreichen" Zeiten der 
„großdeutschen" Wehrmacht gehören aus politischen, 
militärischen und technischen Gründen endgültig der 
Vergangenheit an. Eine Luftwaffe, die nur wenige 
hundert Kampfflugzeuge umfaßt, hat — das ist ja 
eine Binsenweisheit und stellt sicherlich nicht die 
Preisgabe einer vertraulichen Angelegenheit dar  — 
in  abnehmendem Maße die Aufgabe, noch Jagd-
schutz auszuüben — das wissen Sie  ganz genau —, 
weil bei unseren militärgeographischen Verhältnis-
sen — diese schmale Bundesrepublik! —, bei den 
hohen Geschwindigkeiten der einfliegenden — in 
diesem Fall — Feindflugzeuge ein Jagdschutz, der 
aufsteigt, im Alarmfalle zu spät kommt, weil  die 

 Bomben bereits gefallen oder die Flugzeuge bereits 
über Idas deutsche Gebiet weg nach dem Westen 
durchgebrochen sind. 

Deshalb war man sich allgemein einig, daß die 
Jagdkapazität nur eine zusätzliche, eine Notkapazi- 
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tät sein sollte, eine Ergänzungskapazität zu den 
Waffensystemen der Fla-Waffen und der Fla-Rake-
tenwaffen, der 40 min,  die Sie kennen, der vielleicht 
hereinkommenden 30 mm, des Hawk-Waffensystems 
und des Nike-Waffensystems. 

(Abg. Eschmann: Das hat uns der Herr 
Kammhuber aber nie gesagt!) 

— Doch, Herr Eschmann, ich muß Sie hier berichti-
gen. Diese Überlegungen, die ich hier vortrage, sind 
das Ergebnis früherer, in ihrem Inhalt auch heute 
noch richtiger Studien des Luftwaffenführungsstabes, 
die von Herrn Kammhuber unterschrieben waren 
und mir mündlich eingehend auseinandergesetzt 
worden sind. Ich weiß, es gab am Anfang der Luft-
waffe, aber lange vor der Entscheidung über den 
Starfighter, eine Phase in Kammhubers Denken, wo 
die Tätigkeit der Jagd für die Luftwaffe einen 
größeren Raum leingenommen hat. Die rapide Ent-
wicklung der Flugtechnik und der Flugraketenab-
wehrtechnik hat aber dazu geführt, daß einheitlich, 
mit der NATO abgesprochen, die Jagdkapazität, die 
„Interception" — wenn ich diesen Ausdruck ge-
brauchen darf —, und zwar sowohl die „Day-" wie 
die „All-weather-Interception" — Herr Eschmann 
hören Sie gut zu! —, nur mehr als eine zusätzliche 
und nicht hauptsächliche Aufgabe gewählt worden 
ist. Aber Jagdaufgabe gibt es nach wie vor, wenn 
auch in geringem und abnehmendem Umfang. 

Dann gibt es die Aufklärungsaufgabe und als 
drittes die Aufgabe als Bomber für verschiedene 
Zwecke, zur Unterstützung der Erdtruppe, für 
„Counter-air", „Interdiction" usw.; Sie wissen, was 
ich damit meine. 

Eine Luftwaffe, die mit wenigen hundert Flug-
zeugen nach dem NATO-Konzept fünf militärische 
Aufgaben erfüllen muß 

(Abg. Berkhan: Sechs!) 

— sechs; ich lasse die Transporte jetzt Weg, Herr 
Berkhan —, steht nur vor der Wahl, entweder unter 
Inkaufnahme gewisser Unzulänglichkeiten, ich darf 
sagen, unter Verzicht auf perfektionistische Lösun-
gen sich auf wenige Flugzeugtypen zu beschränken 
oder für jede der genannten Aufgaben das angeb-
liche Idealflugzeug zu nehmen und damit nicht lös-
bare Aufgaben des Unterhalts, der Instandsetzung, 
auch der Ersatzteillagerhaltung mit all den damit 
verbundenen Problemen zu schaffen. 

Ich möchte nicht wissen, was ein Redner der 
Opposition hier von diesem Platz aus sagen würde, 
wenn die Luftwaffe für jede dieser genannten Auf-
gaben einen eigenen Flugzeugtyp genommen hätte 
mit einer eigenen Technik, einer eigenen Instand-
setzungskette, einer eigenen Ersatzteillagerkette 
usw. Wir mußten uns auf dem Gebiet der Kampf-
tätigkeit der Luftwaffe auf wenige Typen beschrän-
ken und diese Typen zu Mehrzweckflugzeugen aus-
bauen. Das war die gemeinsame Überzeugung. Im 
übrigen darf ich sagen: am 5./6. November 1958 
hat der Verteidigungsausschuß einen Beschluß ge-
faßt. Ich habe ihn in der Kurzfassung; da heißt es: 
Keine Einwendung gegen die geplante Beschaffung 
des Starfighters. 

(Zuruf von der SPD: Mit unseren Stimmen!) 

— Mit den Stimmen der Opposition; es waren 
einige Stimmenthaltungen dabei, aber das spielt 
keine Rolle. Das heißt also, Herr Wienand, daß 
es heute einfach nicht möglich ist, bei einem Mil-
lionen-Publikum von Lesern den Eindruck zu er-
wecken, als ob man ein anderes und besseres Flug-
zeug für die Bundeswehr hätte beschaffen können, 

(lebhafter Beifall bei den Regierungsparteien) 

während man gleichzeitig nicht in der Lage ist, zu 
sagen, um welches Flugzeug es sich handelt; denn 
dieses Flugzeug gibt es gar nicht; es fliegt im Geist, 
aber nicht in der Luft. 

(Heiterkeit.) 

Das heißt, daß es nicht möglich ist, hier zu erklären, 
man halte die F 104 für ein gutes und ausgereiftes, 
wenn auch leider Mehrzwecksystem. Wenn Sie aus 
zwingenden Gründen ja sagen zum Mehrzweck-
system, denn müssen Sie auch ja sagen zum Star-
fighter; da ist nicht der leiseste Zweifel. Diese Form 
der Irreführung der Öffentlichkeit sollte auf dem 
Rüstungsgebiet, auf dem Gebiet der Landesverteidi-
gung nicht erfolgen. 

Vizepräsident Schoettle: Herr Abgeordneter, 
gestatten Sie eine Frage? 

Dr. h. c. Strauß (CDU/CSU) : Bitte sehr. 

Berkhan (SPD) : Herr Kollege Strauß, Sie er-
innern sich noch, daß wir damals der Beschaffung 
eines Flugzeugs zugestimmt haben, welches noch 
keine Elektronik hatte? In der ganzen Auseinander-
setzung — Sie werden sich erinnern — ging es 
doch nur darum, ob das Waffensystem in Ordnung 
ist. Das Flugzeug an sich haben wir mit Ihnen ge-
meinsam beschlossen. 

Dr. h. c. Strauß (CDU/CSU) : Es ist ein gespen-
stisches Spiel, das hier getrieben wird, indem das 
Forum des Bundestags zum Gegenstand von Spe-
zialdebatten elektronischer, ballistischer, aerodyna-
mischer usw. Art gemacht wird, wobei man manch-
mal den Eindruck hat, daß jemand hofft, wenigstens 
der andere werde einen Ausdruck verstehen, den 
er im Augenblick gebraucht hat. 

(Beifall bei den Regierungsparteien.) 

Wir können uns über dieses Thema natürlich endlos 
unterhalten, Herr Kollege Berkhan. Das wollen 
Sie nicht und das will ich nicht. Aber es gab zu jener 
Zeit überhaupt kein Flugzeug, weder in der Ent-
wicklung noch in der Produktion, das gemessen 
an den bei uns vorhandenen Mitteln, gemessen an 
den für die Luftwaffe gestellten Aufgaben, gemessen 
an dem in unseren Regionen vorhandenen Klima 
als ideales Flugzeug zu bezeichnen gewesen wäre. 
Darum haben die Herren des Verteidigungsmini-
steriums, General Kammhuber, General Steinhof 
und die Techniker, damals erklärt: Wir müssen bei 
jedem Flugzeug ein Waffensystem schaffen und 
deshalb die Harmonisierung der Gesamtkomponen-
ten der Elektronik, die im einzelnen vorgetragen 
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wurden, soweit es damals möglich war, in einer 
weiteren Entwicklung festlegen. Sie können nicht 
sagen, daß Ihnen ein fertiges Flugzeug damals zur 
Annahme empfohlen wurde. Daß nachträglich dann 
erst noch die Elektronik als weiteres Problem hin-
zukam, das war von vornherein klar. Aber vielleicht 
sollten Sie sich doch einmal überlegen, daß Sie es 
der Öffentlichkeit schuldig wären, zu sagen, welches 
Flugzeug statt der F 104 Sie genommen hätten, 
wenn Sie hier schreiben, der Starfighter sei für die 
Zwecke der Bundeswehr eben doch nicht das beste 
aller möglichen Jagdflugzeuge. Dabei ist Ihnen mit 
dem Wort „Jagdflugzeuge" ein Lapsus linguae un-
terlaufen, der nachträglich einen selbstgebastelten 
Sinn bekommen sollte. 

(Heiterkeit.) 

Denn es handelt sich ja gar  nicht um Jagdflugzeuge. 
Es gab kein Flugzeug dieser Art. 

Da wir bei einer ganz offenen Aussprache über 
diese Themen Sind, sage ich Ihnen noch etwas. Herr 
Wienand hat geschrieben: 

Noch ehe und bevor die Experten die Vor- und 
Nachteile der drei Rivalen gegeneinander abge-
wogen hatten, erklärte der deutsche Verteidi-
gungsminister in aller Öffentlichkeit, für die 
deutsche Bundeswehr komme nur eine einzige 
Maschine in Frage, nämlich der „Starfighter" 
von Lockheed, der er damit vorab ein Monopol 
verschaffte. Die Leute von Lockheed nahmen 
verständlicherweise die Chance wahr: Sie dik-
tierten den Preis  und nicht nur das. Sie schraub-
ten  auch die Gebühren hoch, die wir für den 
Nachbau der Maschinen in Deutschland bezah-
len müssen. Üblich sind Lizenzgebühren in Höhe 
von 1 bis 2 Prozent. Und wegen der vorschnel-
len Festlegung des Ministers mußten wir sie 
bezahlen. 

Jetzt kommt eine .sehr liebenswerte, entschuldi-
gende Bemerkung: 

Ich möchte zugunsten von Herrn Strauß anneh-
men, daß seine übereilte Entscheidung schlicht 
auf geschäftlicher Naivität beruhte. 

(Lachen bei der CDU/CSU.)  

Ein Mann, der über Milliarden aus dem Steuer

-

säckel verfügt, der muß eben nicht nur Politiker, 

— ich danke ihm für dieses Zugeständnis — 

(Heiterkeit in der Mitte) 

sondern auch Geschäftsmann sein. Jedenfalls 
sollte er es  sein,  in unserem Interesse. 

Ich weiß eigentlich nicht, welche Kriterien Sie an 
diesen Begriff anlegen. Ich nehme an, Herr Kollege 
Wienand, daß Sie für sich selbst jedenfalls diese 
Anforderung als erfüllt (betrachten würden. 

(Heiterkeit bei der CDU/CSU.) 

Heute wissen wir, was .den Steuerzahler die 
falsche Taktik des Ministers kostet: mehr als 
eine halbe Milliarde Mark. 

Jetzt sage ich Ihnen einmal, wie die Dinge in 
Wirklichkeit waren. Ich habe mich nicht erkundigt, 

ob das noch vertraulich ist, aber die Dinge liegen so 
weit zurück, 

(Zuruf von der SPD: Denken Sie an Wein

-

stein! — Heiterkeit bei der SPD) 

daß man  über dieses Problem ruhig sprechen kann; 
Herr von Hassel hat es ja heute angedeutet. 

Die ministerielle Entscheidung zugunsten des Star-
fighter ist Ende Oktober 1958 erfolgt. Bereits im 
Frühjahr des Jahres 1957 begannen die vergleichen-
den Überlegungen und die vergleichenden Tests, 
die  Luftwaffe  und Technik damals vorgenommen 
haben. Damals wurden folgende Typen neben- oder 
hintereinander erprobt: die Grumman Supertiger, die 
Northrop 156 F, die F 102, die F 106, die F 105, die 
F 100, die Crusader und die Douglas F 5 D in Ame-
rika; in England: die General Electric P 1, die 
Sunders Rol 177, die Hawker P 1 121; in Frankreich: 
die Mirage 3 A — später war es 3 C —, die Tri-
dent III; in Schweden — noch zur Abrundung — die 
Draaken J 35. 

Das ging bis kurz vor Weihnachten 1957. Kurz vor 
Weihnachten 1957 haben Führungsstab, Luftwaffe 
und Abteilung Technik 'für mich ein großes „brie-
fing" — wie man auf gut Deutsch heute sagt — ver-
anstaltet und haben mir dargelegt, daß sich das Er-
gebnis der Überlegungen nunmehr niederschlage, 
und zwar zugunsten der Grumman Supertiger. Das 
war der Vorschlag, den die Abteilung Luftwaffe und 
Technik etwa im November/Dezember machte. Ich 
kann eis aus .dem Handgelenk heraus nicht mehr auf 
die Woche genau sagen, aber ich weiß den terminus 
ante quem: Weihnachten 1957 — Grumman Super-
tiger. Ich habe dann dem Luftwaffenchef gesagt: „Ich 
vermisse bei dem Vergleichsbericht die Angaben 
über die F 104." Daraufhin gab mir der Luftwaffen-
chef zur Antwort: „Nach Ansicht eines Generals"  — 
den  ich jetzt nicht nennen will, aber eines hochbe-
fähigten und uns allen bekannten Offiziers — „brau-
chen wir die F 104 überhaupt nicht zu erproben, weil 
bei ihr idle  Sicherheitsfrage ungenügend gelöst ist." 
Er hat daran noch einen sehr harten Satz angeschlos-
sen. Ich habe dann erwidert: Wir müssen zumindest 
die F 104 testen, denn wir können nicht vor den 
Deutschen Bundestag gehen — das war im Dezem-
ber 1957; die Ausschußsitzung war im November 
1958 — und auf die Frage nach der F 104 sagen: 
Nein, mit Rücksicht auf unsere Testpiloten, mit  Rück-
sicht auf gewisse Unfälle, die in der Firma und bei 
der amerikanischen Luftwaffe vorgekommen sind, 
scheiden wir dieses Waffensystem von vornherein 
aus; aber nehmen Sie nur Leute, die sich freiwillig 
dafür zur Verfügung stellen. — Dieses Team ist 
kurz vor Weihnachten 1957 nach den USA abgereist 
und hat den Test durchgeführt. Wenige Tage darauf 
habe ich ein Telegramm, ein Fernschreiben oder 
einen Anruf — jedenfalls eine fernmündliche, eine 
auf elektronischem Wege 

(Heiterkeit bei den Regierungsparteien) 

übermittelte Nachricht — bekommen, die dem Sinne 
nach hieß: „Entscheidung sofort anhalten, unser Ur-
teil über die F 104 ist falsch." 

Ich darf gleich das Ergebnis vorweg sagen: Heute 
hat .die F 104 die höchste Sicherheitsqoute aller deut- 
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schen Militärflugzeuge, die höchste Sicherheitsquote 
aller F 104 in der NATO  und  insgesamt die höchste 
Sicherheitsquote von sämtlichen modernen Kampf-
flugzeugen im Westen, ganz gleich, welchen Typ 
man nimmt. Das Triebwerk, um das es sich in der 
Hauptsache handelte — das J 79 — ist innerhalb 
weniger Monate von einem unzuverlässigen Trieb-
werk, bei dem wegen flame out eine Reihe von 
Menschenverlusten zu beklagen waren, nunmehr zu 
dem zuverlässigsten Einmotorentriebwerk entwik-
kelt worden, das in der gesamten westlichen Welt 
vorhanden ist. Es mag sein, daß in  der  amerikani-
schen Marine noch Möglichkeiten vorhanden sind; 
diese kommen aber aus Gründen der Preisgestaltung 
für uns überhaupt nicht in Betracht. 

Dann fing die Arbeit wieder von vorne an.  Aus 
dieser Arbeit kristallisierten sich die drei Typen 
heraus: F 104, Grumman Supertiger und Mirage. 
Herr von Hassel hat die einzelnen Kriterien erwähnt, 
warum die Grumman Supertiger und die Mirage 
ausgeschieden sind. Ichsage noch einmal: ich hätte 
es sehr begrüßt, wenn an Stelle der F 104 die Mirage 
genommen worden wäre. Ich hätte es sehr begrüßt, 
aber nicht, weil ich mir anmaße, abwechselnd Test-
pilot, elektronischer Prüfer und betriebswirtschaft-
liches Genie zu sein, 

(Heiterkeit) 

sondern weil ich aus politischen Gründen bei glei-
chen Bedingungen dem französischen Flugzeug den 
Vorzug vor dem amerikanischen Flugzeug gegeben 
hätte. 

(Zuruf von der SPD: Damals schon?) 

— Damals, ja. Ich habe mich in Paris eingehend 
erkundigt und selbst die Erprobung der Mirage 
durch französische Piloten beobachtet, soweit man 
als Laienbeobachter sich ein Urteil bilden kann. 
Einen Minister, der persönlich Schiffstähle prüft und 
das Elektronensystem untersucht, müssen Sie noch 
finden. Der kommt erst vom Herbst 1965 an! 

(Heiterkeit.) 

Ich habe den Auftrag gegeben, einen genauen 
Vergleich zwischen der F 104 und der Mirage an-
zustellen, weil ich wußte, daß für unser Nachbar-
land Frankreich die Frage der deutschen Anerken-
nung der Mirage eine Frage nicht nur von militä-
rischer oder wirtschaftlicher, sondern auch von tief-
reichender symbolischer Bedeutung war. Aber das 
Ergebnis der Arbeit des Führungsstabes Luftwaffe 
und der Abteilung Technik war: Nein, die Mirage 
kann auf Grund der NATO-Forderungen, aus Grün-
den unserer militärischen Anforderungen nicht ge-
nommen werden. Ich habe bekanntlich das Ministe-
rium sehr diktatorisch regiert und mich deshalb 
wider meinen politischen Wunsch dem Vorschlag 
der Experten gefügt, und ich muß heute hier zu-
geben — es fällt keinem eine Perle aus der 
Krone —: Die Auswahl der Mirage wäre ein echter 
Fehler gewesen, gemessen am Leistungsvergleich, 
an den Leistungsmöglichkeiten der F 104 und ihrer 
weiteren Entwicklungsfähigkeit. 

Ich bin noch einen Schritt weitergegangen und 
habe unter vier Augen alle Testpiloten eingeladen, 
jeden einzeln. Der eine war ein General, der andere  

ein Oberstleutnant, der dritte hatte einen Obersten

-

Rang. Ich habe ihnen gesagt: Sie sind alte Kampf-
flieger, Testflieger des zweiten Weltkrieges gewe-
sen, Sie wissen, was der Führungsstab Luftwaffe 
und die Abteilung Technik als Ergebnis ihrer Über-
legungen ausgesucht haben: die F 104. Jetzt sagen 
Sie mir einmal — ohne Rücksicht auf die Meinung 
Ihrer nächsten Vorgesetzten — auf Grund Ihrer mi-
litärischen, persönlichen fliegerischen Erfahrung, da 
es sich um das Leben unserer Leute und die Lei-
stungsfähigkeit unserer Luftwaffe handelt: Was 
würden Sie nehmen, die Mirage oder die F 104? Und 
sämtliche drei Testpiloten haben getrennt vonein-
ander, einer nach dem anderen, gesagt, nur die 
F 104 und nicht die Mirage. Dann habe ich gesagt: 
Ausgeschlossen, noch an eine andere Lösung zu 
denken, jetzt fällt die Entscheidung nur für die 
F 104! — Hier zu sagen, das sei eine voreilige, über-
eilte, überstürzte, so aus der Tasche herausgetrof-
fene Entscheidung gewesen, Herr Wienand, ist ein-
fach eine Verletzung der Sorgfalts- und Objektivi-
tätspflicht. Das darf ich Ihnen in aller Deutlichkeit 
sagen. 

(Beifall bei der CDU/CSU.) 

Draeger (CDU/CSU) : Herr Kollege Strauß, ist 
Ihnen bekannt, daß der Kommodore Krupinski, den 
alle Menschen, die mit der Fliegerei etwas zu tun 
haben, in seinen fliegerischen Fähigkeiten sehr hoch 
einschätzen, in der Besprechung, die der Kollege 
Wienand vor einer Stunde anführte, erklärte, daß 
er in seinem fliegerischen Leben schon 54 Flug-
zeugtypen geflogen hat und daß der Starfighter 
F 104 G fliegerisch mit weitem Abstand das Beste 
ist, was ihm jemals in die Hände gekommen ist? 

Dr. h. c. Strauß (CDU/CSU) : Ich nehme es zur 
Kenntnis, ohne es vorher gewußt zu haben. Aber 
das ist sicherlich eine bemerkenswerte Feststellung. 
Wir möchten damit gar nicht die Instinktsicherheit 
unserer Entscheidung von damals beweisen. 

Aber ich meine, wenn Kanada zur gleichen Zeit 
zu derselben Entscheidung gekommen ist und die 
deutschen Kriterien übernommen hat, und wenn 
kurz nach uns Belgien, Holland und Italien die deut-
sche Entscheidung übernommen haben — ich glaube 
auch sagen zu dürfen, daß Belgien, Holland und 
Italien mit ihrer nicht unterbrochenen Luftwaffen-
tradition einiges davon verstehen —, dann muß 
diese Entscheidung richtig gewesen sein. Niemals 
haben Belgien, Holland und Italien gesagt, sie be-
dauerten, diese Entscheidung von uns übernommen 
zu haben. 

Nachdem wir diesen Flugzeugtyp durchgesetzt 
haben, haben ihn die Amerikaner als NATO-Ein-
heitsflugzeug in ihr Militärhilfeprogramm genom-
men und haben Norwegen, Dänemark, Griechen-
land, die Türkei und ich weiß nicht, welche NATO-
Staaten, ebenfalls damit aufgerüstet. Unabhängig 
von uns sind die Japaner zu der gleichen Über-
zeugung gekommen und, wenn ich recht unterrichtet 
bin, auch die Australier, ohne daß ich das im 
Augenblick genau sagen kann. 

(Abg. Berkhan: Die Kanadier!) 
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— Nein, die Australier. Die Kanadier habe ich schon 
erwähnt. Kanada hat gleichzeitig oder vor uns das-
selbe System mit ganz geringen Abweichungen aus-
gesucht. 

Ich wollte damit vor diesem Hohen Hause einen 
Beitrag dazu leisten, daß dieses gespenstische 
Schattenspiel, jede andere Entscheidung wäre rich-
tig gewesen, bloß die, die die Regierung mit ihren 
Experten getroffen hat, sei selbstverständlich falsch 
und kostspielig gewesen und bedeute verschwendete 
Milliarden, endlich einmal ein Ende findet und in 
diesem Hause wieder in seriösem Stil diskutiert 
werden kann. 

(Beifall bei der CDU/CSU.) 

Ich möchte nicht wissen — erlauben Sie mir, hier, 
was Herr Kollege von Hassel in seiner hohen 
Funktion nicht kann, im historischen Irrealis zu 
reden —, was passiert wäre, wenn wir uns nach den 
Andeutungen von Herrn Wienand für die schnittige 
Mirage und nicht für die F 104 entschieden hätten, 
angesichts der im Ministerium vorliegenden Exper-
tenberichte, die den Umfang von Bänden angenom-
men haben, angesichts des Urteils der Testpiloten, 
angesichts der einfach geringeren Leistungsmerk-
male der Mirage. Ich sage, was hier passiert wäre. 
Wir wollen keine Heuchler sein. Hier wäre gesagt 
worden: Man hat zu Lasten der deutschen Bundes-
wehr, zu Lasten der Sicherheit unserer Menschen 
und unserer Luftwaffensoldaten aus politischer Ge-
fälligkeit eine Fehllösung getroffen, bloß weil man 
dem Phantom einer deutsch-französischen Union 
nachläuft. Das wäre hier gesagt worden, wenn wir 
uns anders entschieden hätten. 

(Beifall bei der CDU/CSU.) 

Bitte, Herr Wienand! 

Wienand (SPD) : Herr Strauß, sind Sie bereit, 
Ihre guten Dienste gegenüber dem Ministerium an-
zubieten, damit wir nicht nur das vorgelegt bekom-
men, was Sie hier ausgeführt haben und was ich 
keine Sekunde bezweifelt habe, sondern auch das, 
was die geschäftliche Praktik des Aushandelns des 
Vertrages — nur darauf bezieht sich meine Kritik --
mit Lockheed ausmacht, 

(Widerspruch bei der CDU/CSU) 

einschließlich der Verträge mit den Zusatzverträgen 
und der Stellungnahmen der Fachleute dazu, die 
dann, wie mir mitgeteilt wurde, später nicht berück-
sichtigt worden sind? 

(Zurufe von der CDU/CSU.) 

Dr. h. c. Strauß (CDU/CSU) : Es besteht kein 
Zweifel, Herr Kollege Wienand, daß für ein noch im 
Aufbau befindliches Ministerium die Aufgabe, einen 
Vertrag von dieser technischen Schwierigkeit, ein 
Vertrag dieses finanziellen Volumens, einen Ver-
trag dieser juristischen Problematik auszuhandeln, 
eine ungeheure Aufgabe gewesen ist. Es würde den 
Wert meiner bisherigen Aussage vermindern, wenn 
ich sagte, daß sämtliche an der Aushandlung dieses 
Vertrages beteiligten Soldaten, Techniker, Verwal-
tungsjuristen, Wirtschaftsjuristen und Betriebswirt-

schaftler sozusagen die hundertprozentige Ideal-
leistung erbracht hätten. Aber fassen Sie es nicht 
als parteipolitische Gehässigkeit auf, wenn ich sage, 
daß diese Idealleistung nach einem Regierungs-
wechsel auch nicht auftreten würde. Das ist einfach 
ein Phantom, dem Sie hier nachlaufen. 

(Abg. Rasner: Wenn Sie Wienand als 
Maßstab nehmen — — !) 

Ich darf noch einmal mit dem anfangen, was Herr 
von Hassel zum Teil bereits erwähnt hat. Sie schrei-
ben von 10 % Lizenzgebühr. Ohne eine Ahnung von 
der Höhe der Lizenzgebühren, die innerhalb der 
NATO gerade bei der Überlassung moderner Tech-
nik üblich sind, zu haben, schreiben Sie, daß 10 % 
gewährt worden seien. 1 bis 2 % seien üblich. Das ist 
beides in gleichem Maße unwahr. Es sind 3 bis 
3,3 % gewesen. In der NATO gibt es bei sämtlichen 
im Nachbau eingeführten Geräten selbstverständlich 
Geräte, bei denen die  Lizenzgebühr niedriger liegt. 
Wenn man den Opel Kadett nachbauen würde — Sie 
können den Opel Kadett nicht mit dem Starfighter 
vergleichen —, würde vielleicht eine Lizenzgebühr 
von 1 bis  2% reichen. Aber wir haben mit der F 104 
— mit ihrer Elektronik und ihrer Zelle — modernste 
Technik, die das entwickelnde Ausland ungeheure 
Summen — Milliarden von Dollar — gekostet hat, 
für verhältnismäßig wenige Millionen D-Mark abge-
kauft. Das sollte in einer objektiven Würdigung ent-
halten sein, wenn man überhaupt über die Lizenz-
gebühr spricht. 

(Beifall bei der CDU/CSU.) 

Wienand (SPD) : Sind Sie bereit, Herr Strauß — 
das, was ich genau zu diesen Ausführungen des 
Herrn Ministers von Hassel vorhin schon in Form 
einer Zwischenfrage brachte —, mir zu diesen Unter-
lagen zu verhelfen: a) die Verträge, b) auch das, was 
nachher geschehen ist. 

(Zurufe von der CDU/CSU. — Unruhe.) 

Dr. h. c. Strauß (CDU/CSU) : Ich bin' hierzu fol-
gender Auffassung. 

Wienand (SPD) : Ich bin noch nicht fertig! — 

(Abg. Rasner: Erst schreiben, dann Unter

-

lagen!) 

Dann auch das, was Herr Minister von Hassel aufge-
führt hat, was über 3% hinausgegangen ist. Wenn 
wir an Hand dieser Unterlagen das  gemeinsam ge-
prüft haben, wäre ich der letzte, der nicht hochgehen 
und sagen würde: in dem Punkte habe ich geirrt. So-
lange ich es nicht gesehen habe, muß ich es leider 
noch aufrechterhalten. 

(Abg. Rasner: Ohne Unterlagen! — Weitere 
Zurufe von  der  CDU/CSU. — Unruhe. — 

Glocke des Präsidenten.) 

Dr. h. c. Strauß (CDU/CSU) : Herr Kollege 
Wienand, ich darf mir erlauben, dazu folgendes zu 
sagen. Wenn der Zweck Ihres Vorschlags, die Ver-
träge einzusehen, darin besteht, die Wahrheit der 
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Aussagen des Ministeriums — ich sage zunächst: 
des Ministeriums, weil ich davon keine Unterlagen 
habe — und des Herrn von Hassel kontrollieren zu 
wollen, so wäre das wohl nicht der richtige Ansatz-
punkt. Wenn es aber der Zweck ist, Ihnen zu zeigen, 
welch ungeheuren Umfang diese Verträge haben, 
mit welch ungeheurem Aufwand an Sachkunde, 
Zeit und Verhandlungsgeschick sie zum Schluß nach 
monatelangen Auseinandersetzungen zeit den Fir-
men zustande gekommen sind, dann würde das 
zur Rechtfertigung des Titels „Experte" sicherlich 
noch einiges hinzufügen. 

Vizepräsident Schoettle: Herr Abgeordneter, 
gestatten Sie eine Zwischenfrage? — Bitte, Herr 
Abgeordneter Kliesing. 

Dr. Kliesing (Honnef) (CDU/CSU) : Herr Kollege 
Strauß, würden Sie  es in der jetzigen Situation nicht 
für angebracht halten, daß Herr Wienand zunächst 
einmal die Unterlagen vorlegt, die beweisen, daß der 
Starfighter eine Lizenzabgabe von 10 % bringt? 

(Abg. Rasner: Der Beweis ist doch da!) 

Dr. h. c. Strauß (CDU/CSU) : Ich denke hier 
etwas humaner als Sie und möchte ihm das  ersparen. 

(Heiterkeit in der Mitte.) 

Ich habe hier  aber eine Aufzeichnung, in der ganz 
genaue Angaben gemacht sind, so daß man nicht 
sagen kann, das beziehe sich auf die erste Tranche 
und nicht auf alles. Für diese 604 Flugzeuge F 104 G, 
die nachgebaut werden — Sie wissen ja, daß ein 
beträchtlicher Teil in Amerika selbst bestellt wor-
den ist —, betrug die Lizenzgebühr für die Zelle ins-
gesamt 37 604 000 DM. Bei den Triebwerken sieht es 
folgendermaßen aus. Die Grundlizenz kostet 12 Mil-
lionen DM. Die Stücklizenz für 793 Triebwerke — 
von  über 1000 Triebwerken — kostet 10 140 000 DM. 
Wenn Sie mich fragen, was mit den  restlichen 375 
Triebwerken ist, darf ich Ihnen versichern, daß für 
diese Triebwerke in den Verträgen eine Lizenz-
freiheit ausgehandelt worden ist. Wir zahlen also 
10 Millionen DM Stücklizenz für etwa 1100 Trieb-
werke. Sie wissen, man braucht für ein Flugzeug 
etwa anderthalb Triebwerke. Besser wären zwei, 
aber man 'hat sich hier mit einer Quote von 1,6 be-
gnügt. 

604 Flugzeuge und 1100 Triebwerke kosten also 
zusammen 37 plus 22 Millionen gleich rund 60 Mil-
lionen DM. Und Sie erzählen 10 Millionen Lesern — 
wenn ich die letzten Angaben dieser Illustrierten 
über ihre Verbreitung als richtig unterstellen darf —, 
daß die Naivität des Herrn Strauß, der zwar Politi-
ker sein möge, aber als Geschäftsmann zu dumm und 
unerfahren sei, den deutschen Steuerzahler eine 
halbe Milliarde Mark gekostet habe! 

(Pfui-Rufe in der Mitte.) 

Dann muß ich aber noch fragen, Herr Kollege 
Wienand: Meinen Sie eine halbe Milliarde Mark 
zuviel gekostet hat oder eine halbe Milliarde Mark 
überhaupt gekostet hat? Nach dem Kontext Ihrer 
Darlegungen muß ich annehmen: eine halbe Mil-
liarde zuviel. Denn Sie glauben doch nicht etwa,  

daß irgendein Minister oder irgendein Ministerium 
von Lockheed und General Electric Lizenzfreiheit 
bekommt, weil wir so liebe Bundesgenossen sind! 
Also muß ich annehmen, daß Sie eine halbe Mil-
liarde Mark über das gebotene Maß hinaus meinen. 
Da muß ich schon sagen, Herr Kollege Wienand: 
Reden wir nicht von großen betriebswirtschaftlichen 
Kenntnissen, sondern davon, wo das Komma gesetzt 
wird! 

(Große Heiterkeit und Beifall in der Mitte.) 

Ich sage das nicht, um Sie anzugreifen. 

(Heiterkeit in der Mitte.) 

Aber  was soll man darauf antworten, wenn ein 
Wehrexperte 

(Lachen in der Mitte) 

einem bestätigt, daß man ein naiver, ahnungsloser 
Trottel gewesen sei, der vielleicht ganz gute poli-
tische Reden halten kann, dier aber zu dumm und zu 
unfähig ist, um mit ausländischen Firmen mit Hilfe 
seines Apparats einen angemessenen Vertrag auszu-
handeln!? Diese Form der Ehrabschneidung auf sach-
licher Ebene kann ich mir auch nicht gefallenlassen. 

(Lebhafter Beifall bei der CDU/CSU.) 

Als ich Ihren Artikel gelesen habe, habe ich ge-
meint — entschuldigen Sie den vulgären Ausdruck 
—, mich haut's um. 

(Heiterkeit in der Mitte.) 

10 % Lizenzgebühr! Ich habe mich sofort beim Ver-
teidigungsministerium erkundigt. Ja, sollte dieser 
unvorstellbare Fall passiert sein, dann würde ich 
selbst sagen: 10% sind nicht zu verantworten, sie 
wären unserer damaligen Überlastung, Unfähigkeit 
oder mangelnden Besetzung zuzuschreiben. Aber ich 
habe es für ausgeschlossen gehalten. 

(Abg. Eschmann: Herr Strauß, wann haut 
Sie denn mal was um?!) 

— Nach Ihnen, Herr Kollege Eschmann!  

Ich darf Ihnen auch den Abschluß dieser Vertrags-
verhandlungen schildern. Die Vertragsverhandlun-
gen mit Lockheed waren gescheitert, gescheitert auf 
Grund unserer harten Gegenbedingungen. Dann ha-
ben mich meine Beamten und die Spitzen der Firma 
Lockheed — u.  a. war der in der Zwischenzeit ver-
storbene Generaldirektor persönlich erschienen — 
gebeten, die  letzte abschließende Sitzung zu leiten, 
und bei dieser Sitzung haben wir den  Amerikanern 
noch ganz gewaltige Konzessionen abgerungen, weil 
sie ein Interesse daran hatten, diesen Auftrag zu be-
kommen. 

Nun  bin  ich aber gar nicht so einseitig und so 
scheinheilig, zu sagen, daß die Amerikaner durch 
unser Verhandlungsgeschick und unsere Verhand-
lungsenergie zu einem Verlustgeschäft gekommen 
seien. Denn dafür sind die viel zu erfahren, viel zu 
raffiniert und — mißt Recht — viel zu geschäftstüch-
tig. Sonst wären sie ja auch schon längst unterge-
gangen. Man muß einer Firma, die mit uns verhan-
delt, schon das Recht zugestehen, daß sie auf einen 
gewissen Gewinn bedacht ist. Unsere Aufgabe ist 
es, dafür zu sorgen, daß dieser Gewinn in angemes- 
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sehen Grenzen bleibt. Das ist in diesem Fall im 
großen und ganzen so erreicht worden. 

Im übrigen, Herr Kollege Wienand, handelt doch 
der Minister einen solchen Vertrag nicht persönlich 
aus. Was soll er denn sonst noch alles tun: Flug-
zeuge einfliegen, die Eletronik überprüfen, Schiffs-
stähle kontrollieren und dann noch einen Vertrag 
von diesem Umfang aushandeln?! Er muß sich auf 
die Qualität seiner besten Mitarbeiter verlassen. Ich 
würde das Team, dessen Namen Ihnen sicherlich ge-
nannt werden können, nicht einfach kollektiv der Un-
fähigkeit, der Dummheit oder etwa gar der bewuß-
ten Schädigung des deutschen Steuerzahlers bezich-
tigen. Das haben diese Männer einfach nicht ver-
dient. 

(Beifall in der Mitte.) 

Im übrigen, da Sie von einer voreiligen Entschei-
dung sprechen: Lockheed wußte, daß die Entschei-
dung für den Starfighter gefallen war. Herr Kollege, 
denken Sie bitte mit in den Kategorien des Ablaufs 
solcher Dinge. Man verlangt, daß eine Modellent-
scheidung getroffen wird; das wissen Sie. Ich ver-
hinderte, daß eine Modellentscheidung getroffen 
worden ist; denn in dem Augenblick, wo eine Mo-
dellentscheidung fällt, ist nicht mehr zu verhindern, 
daß der Inhalt des Ergebnisses der Modellentschei-
dung den Interessenten bekannt wird. 

Sie, Herr Kollege Wienand, verlangen aber mit 
Recht von uns etwas anderes, nämlich daß man — 
bevor man sich rechtsverbindlich gegenüber einer 
Firma festliegt — dem Verteidigungsausschuß die 
Entscheidung des Ministeriums mit ausführlicher Be-
gründung vorträgt und das Votum des Verteidi-
gungsausschusses einholt. So ist damals doch die 
Praxis gewesen, und so ist sie heute noch. So ist es 
auch geschehen, wie Sie sich sicherlich erinnern wer-
den. Es ist schlechthin  unmöglich, den Vorschlag des 
Ministeriums, der dem Verteidigungsausschuß 
schriftlich mit einer umfassenden mündlichen Be-
gründung gemacht worden ist, etwa gegenüber den 
Tausenden von Interessenten, Journalisten, wirt-
schaftlich Interessierten geheimzuhalten, besonders 
in dem Augenblick, wo das zum Gegenstand einer 
so umfassenden Diskussion in einem Ausschuß in 
Anwesenheit von etwa 100 Personen gemacht wird. 

Darum haben wir die Firmen lange gegeneinander 
ausgespielt, Herr Kollege Wienand. Ich darf das aus-
drücklich sagen. Man sollte diese Praxis eigentlich 
gar nicht bekanntgeben, weil es eine Art Vieh-
händlerpraxis ist.  Lange Zeit haben wir der Firma 
Lockheed gesagt, wenn sie nicht nachgebe, könnten 
wir auch die  Mirage  und den Supertiger nehmen, — 
obwohl wir beide nicht hätten nehmen können aus 
Gründen, die ich nicht noch einmal nennen will. 
Wir haben Lockheed mit Abbruch der Verhandlun-
gen gedroht und gesagt: Wenn ihr uns nicht in 
wesentlichen Punkten Konzessionen macht, dann 
nehmen wir ein anderes Flugzeug. 

Sehen Sie, das war die leichtfertige, übereilte, 
überstürzte, überhastete, sozusagen auf Kosten des 
Steuerzahlers mit Milliardenverlusten arbeitende 
Entscheidung, von der Sie hier gesprochen haben. 
Man kann hier eben nicht, wenn ich es einmal so  

sagen darf, von den Dingen sprechen, wie der kleine 
Max vom lieben Gott spricht; denn das ist in dem 
Fall einfach nicht angebracht und unmöglich. 

(Zuruf von der Mitte: Wienand, nimm den 
Zylinder! — Heiterkeit in  der  Mitte.) 

Etwas anderes, Herr Kollege Wienand, hat Herr 
von Hassel Ihnen heute erspart. Aber ich möchte 
eine Frage stellen. Sie haben, wie heute bereits ver-
lesen, von einem geheimen Waffensystem gespro-
chen — soll ich es vorlesen? —, von einem gehei-
men Waffensystem, das Sie nur aus Gründen der 
Vermeidung des Landesverrats in idem Artikel nicht 
nennen könnten. Sind Sie in der Lage, uns dieses 
Waffensystem zu nennen? Herr von  Hassel  hat mich 
ermächtigt, Ihnen mitzuteilen, daß das Ministerium 
dieses Waffensystem aus der Geheimhaltung ent-
lassen hat. 

(Heiterkeit in der Mitte.) 

Sind Sie in der Lage, dieses Waffensystem zu nen-
nen? 

Wienand (SPD) : Herr Strauß, Ihnen ist aus Ihrer 
eigenen Erfahrung gewiß bekannt, daß nur der Ver-
teidigungsausschuß das freigeben kann, was er für 
vertraulich und geheim erklärt hat, nicht der Herr 
Minister. 

(Oh-Rufe in der Mitte. — Zuruf von der 
CDU/CSU: Das haben wir doch schon ein

-

mal schön exerziert! — Heiterkeit in der 
Mitte.) 

Aber ungeachtet dessen, daß damit die 250 oder 
350 Verträge gemeint waren, die dann zu der Ein-
sparung von 240 Millionen geführt haben und die 
sich nach Aussagen eines maßgebenden Mannes auf 
so ein Waffensystem bezogen, fühlte ich mich nicht 
ermächtigt — auf Grund der Vertraulichkeit der Be-
ratungen im Verteidigungsausschuß — , anzugeben, 
wozu sie gehören. 

Dr. h. c. Strauß (CDU/CSU) : Herr Kollege Wie-
nand, dieser Fall, den ich erst gar nicht stärker her-
vorheben möchte, beweist doch, mit welcher boden-
loser Fahrlässigkeit dieser Artikel geschrieben wor-
den ist. 

(Sehr richtig! bei der CDU/CSU) 

Sie sprechen von einem 2-Milliarden-Objekt, einem 
Waffensystem, „über das ich öffentlich nicht näher 
berichten darf, wollte ich mich nicht des Landes-
verrats schuldig machen". Ich darf Ihnen nach Rück-
frage beim Verteidigungsministerium — das inter-
essiert mich auch — sagen, daß es kein solches 
Waffensystem gibt. Dieses Waffensystem spielt 
etwa die Rolle des Ungeheuers von Loch Ness. 

(Heiterkeit bei der CDU/CSU.) 

Hier handelt es sich um 300 bis 400 Verträge — 
es  sind wohl etwa 350 Verträge —, die quer durch 
den ganzen militärischen Ausrüstungsgarten gehen 
und die eine Fülle von Gegenständen umfassen, die 
überhaupt nicht zusammengehören. Mir hat der 
Referent des Verteidigungsministeriums gesagt, daß 
die verstärkte Preisprüfung noch zu einem weiteren 
Nachlaß von 240 Millionen DM bei Hunderten von 
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Gegenständen — einmal zusammengefaßt ausge-
drückt — geführt hat. 

Aber hier wird doch beim Leser ein gruseliges 
Gefühl erzeugen, wenn es heißt, daß das Geld — 
wie hier bei Geheimwaffen — viertelmilliarden-
weise hinausgeschmissen werde. Dagegen müssen 
wir uns wehren, nicht aber gegen die Preisprüfung 
und auch nicht gegen die Berechtigung Ihres An-
liegens. Es ist damit etwas umgekehrt, Herr Kollege 
Wienand. Was Sie heute kritisiert haben, war 
Gegenstand meiner Bemühungen und auch — ich 
gebe das offen zu — meines Ärgers wegen jahre-
langer Erfolglosigkeit. Es handelt sich nämlich um 
das Bemühen, die Zuständigkeit für die Preisprüfung 
durch einen Kabinettsbeschluß oder durch eine Än-
derung der Rechtsgrundlage aus der. Zuständigkeit 
des Wirtschaftsministeriums und der nachgeordneten 
Stellen in den Ländern — das sind die Landeswirt-
schaftsministerien und die Regierungspräsidenten 
— herauszulösen und in die Zuständigkeit des Ver-
teidigungsministeriums zu überführen. Das ist aber 
— und jetzt wollen wir uns alle an die Brust klop-
fen — intra muros et extra muros immer abgelehnt 
worden, und zwar mit der Begründung, man dürfe 
die Zuständigkeit des Verteidigungsministeriums 
nicht zu stark ausdehnen und müsse auch andere 
Ressorts in die wirtschaftliche Kontrolle einschalten, 
weil sonst die Herren in ihrem geschlossenen Be-
reich mit den Steuergeldern machten, was sie woll-
ten. Das bedeutet: Genau das Argument, auf Grund 
dessen Sie heute eine Preisprüfung durch das Ver-
teidigungsministerium verlangen, mußte damals her-
halten, um die Zuständigkeit der Preisprüfung durch 
ein anderes, unabhängiges Ministerium zu begrün-
den. Aber es geht hier ja weniger um die rationale 
Begründung als einfach um die Argumentation. 

Ich möchte nicht über einzelne Probleme, die noch 
in meine Zeit fallen — ich könnte mich der Vollstän-
digkeit halber dazu gezwungen sehen —, anführen. 
Trotzdem will ich nicht mehr über den U-Boot-Stahl 
und über die Transall sprechen. Wenn man die 
C 130 bestellt hätte, hieße es sicherlich, es wäre 
besser gewesen, die Transall zu bestellen, denn 
erstens wäre es ein schwerer Schlag für die deutsch-
französische Freundschaft, wenn man die Gemein-
schaftsentwicklung nicht in eine gemeinsame Pro-
duktion umsetzte, und zweitens sei Transall besser. 

Mein humoristisches Resümee lautet folgender-
maßen: Wenn wir in Washington bestellen, wenn 
wir in Ottawa bestellen, wenn wir in London bestel-
len, wenn wir in Paris bestellen, dann ist es falsch, 
wenn wir in Rom bestellen, ist es falsch wenn wir in 
Tel Aviv bestellen, in Ankara bestellen, dann ist es 
falsch; wir müssen uns nach anderen Quellen um-
sehen. Was wir zu Hause machen, ist auch noch 
falsch. Jetzt müssen wir gemeinsam nach Moskau 
gehen, und vielleicht bekommen wir von dort die 
richtigen Waffen. Es ist doch allmählich wirklich ein 
gespenstisches Spiel geworden, wenn man nur hört: 
falsch, falsch, falsch, falsch, falsch! Sie haben doch 
nur die Wahl, entweder zu erkennen, daß Sie da-
mit eine demoralisierende Wirkung ausüben, oder 
zuzugeben, daß Ihr Urteil als Experte leider nichts 

mehr wiegt, solange Sie sich nicht eines seriösen 
Stiles befleißigen. 

(Lebhafter Beifall bei der CDU/CSU) 

Sie warten auf den Appetithappen HS 130, Herr 
Kollege Wienand! Da muß ich leider wieder eine 
Etage heruntergehen; denn die Entscheidung über 
den HS 130 ist vor meiner Zeit getroffen worden, 
und ich danke Ihnen für die Objektivität, mit der 
Sie feststellen, daß ich mich bemüht habe, den Um-
fang der ursprünglichen Beschaffungen erheblich zu 
reduzieren — allerdings um den Preis großer Aus-
einandersetzungen, sogar gerichtlicher Art, mit der 
Firma und von Vergleichsverhandlungen, die nicht 
immer sehr erfreulich verlaufen sind. 

(Abg. Berkhan: Endlich ist einmal etwas 
Richtiges in dem Artikel!) 

— Ich verteile hier immer Sonne und Regen, wie es 
mir richtig zu sein scheint, Herr Kollege Berkhan. 

Aber um damit zu einem Abschluß zu kommen, 
weil man ja nicht über alle diese Dinge im einzelnen 
reden kann: ich glaube immerhin an Hand der Bei-
spiele und der aus dem Gedächtnis wiedergegebe-
nen Abläufe bewiesen zu haben, daß es doch ganz 
anders war, als es hier dargestellt worden ist. Denn 
wir müßten uns nachträglich wirklich verurteilen, 
wenn wir mit einer solch bodenlosen Leichtfertig-
keit, einer solch horrenden Sachunkenntnis und 
dann noch mit solch miserablen Ergebnissen bisher 
die Bundeswehr aufgebaut hätten. Ich weiß dann 
aber gar nicht, warum die ganze Welt sagt, daß die 
Bundeswehr innerhalb der NATO das zweitbeste 
Instrument nach den Amerikanern sei, daß die Bun-
desrepublik der zweitstärkste Partner sei und auch 
den qualitativ zweitbesten Beitrag leiste. Ich selbst 
bin davon überzeugt: das ist nicht etwa das Ergebnis 
meiner Arbeit, sondern das Ergebnis des Zusammen-
wirkens einer großen Zahl von Soldaten, Unteroffi-
zieren und Offizieren bis hinauf zu den Generals-
rängen, von Technikern, Juristen und Betriebswirt-
schaftlern, d. h. eines Teams, das wir unter schwie-
rigsten Umständen aufgebaut, zusammengebracht, 
zusammengehalten und überhaupt mit dem inneren 
Selbstvertrauen ausgestattet haben, das der inneren 
und äußeren Kritik, die oft sehr gehässig und dema-
gogisch war, immer standgehalten und trotzdem 
seine Pflicht erfüllt hat. Auch das muß in diesem 
Zusammenhang gesagt werden. 

(Beifall bei den Regierungsparteien.) 

Warum ich diese Ausführungen — auch ich weiß, 
daß man bei Illustrierten-Artikeln nicht immer jedes 
Wort auf die Goldwaage legen darf — 

(Abg. Eschmann: Man hat so seine Erfah

-

rungen!) 

— Ja, ja — aktiv und passiv, Herr Kollege Esch-
mann. Aber das gilt auch für Sie, da Sie ja auch 
einen prominenten Vertreter, sogar an  der  Spitze 
Ihrer Reihen haben. Ich bin ja nur Juniorenpartner 
in diesem großen Verein hier. 

(Heiterkeit. — Zurufe von der SPD und von 
der Mitte.) 

— Sicher, sicher. Sie verkennen mich völlig. 
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Aber Sie schreiben: Wir kaufen Maschinenpistolen 

und Militärunterhosen in Israel; denn wir haben 
ein schlechtes Gewissen, weil deutsche Raketenfor-
scher für Ägypten arbeiten. Ein Beispiel für Unse-
riosität! Die Entscheidung für die Maschinenpistolen 
habe ich nach jahrelangen Verhandlungen der Exper-
ten getroffen, die zu keinem Ergebnis geführt haben 
und  die  zum Schluß zu dem Ergebnis geführt hätten, 
daß wir immer noch keine Maschinenpistole gehabt 
hätten. Ich !habe mich für die israelische, die Uzi, 
entschieden, die sich übrigens im Sinai-Feldzug aus-
gezeichnet bewährt hat. Aber eine Maschinenpistole 
kann sich ja nicht bei einem Eishockeyspiel bewäh-
ren, sondern nur bei einem Feldzug. 

(Heiterkeit.) 

Die erste Mitteilung, daß deutsche Wissenschaftler 
eventuell in Ägypten arbeiten, haben wir im Herbst 
1962 bekommen. Sie  stellen hier einen Kausalkonnex 
her, daß wir aus schlechtem Gewissen wegen der 
Tätigkeit deutscher Wissenschaftler im Jahre 1958 
die Maschinenpistole gekauft hätten. So kann man 
das nicht machen. 

(Abg. Rasner: Punkt für Punkt! Stuß im 
Stern! — Weitere Zurufe.) 

Noch ein weiteres Detail, aber dann höre ich mit 
den Details endgültig auf. Die Bestellung des Gra-
natwerfers in Finnland! Erstens ist er eine finnische 
Entwicklung. Aber ich kann hier dazu sagen — den 
Mitgliedern des Ausschusses wird es sowieso be-
kannt sein —: er ist in Israel produziert und von 
Israel bezogen worden. Es unterliegt nicht dem ge-
ringsten Zweifel, daß unsere Erstausstattung mit 
Granatwerfern — das war der französische Brandt-
werfer — wesentlich schneller war als unsere Zweit-
ausstattung, der Tampella-Werfer, und den Tam-
pella-Werfer haben wir nicht deshalb bestellt, weil 
deutsche Wissenschaftler in Ägypten arbeiten — so-
zusagen als Kompensationsgeschäft —, haben wir 
nicht deshalb bestellt, weil der Eichmann-Prozeß vor 
der Tür Stand, und nicht deshalb, weil Wiedergut-
machungsleistungen fällig waren, sondern weil  in 

 der gesamten westlichen Welt der finnische Granat-
werfer, der  auf den Erführungen des Winterkampfes 
mit Rußland aufgebaut ist, also von den damaligen 
Feldzügen her,  der weitaus beste Granatwerfer war 
und heute noch ist. Warum setzen Sie ihn herab? 

Sie schreiben dann noch: das sei der Granatwer-
fer gewesen, der das Unglück in Bergen-Hohne ver-
ursacht habe, um damit wieder das unterschwellige 
Grauen und die unheimliche Angst zu züchten. Sie 
sagen damit,  das sei ein Granatwerfer, der leicht 
zu Unfällen führe. Sie wissen ganz genau, daß 
menschliche Unzulänglichkeit und mangelnde Dienst-
aufsicht an diesem bedauerlichen Unglück in Bergen-
Hohne allein schuld waren und daß die Waffe — in 
dem Fall muß ich sagen: Gottlob! — an diesem Un-
fall nicht die leiseste Schuld hat. Das sind die Bei-
spiele, ich Ihnen sagen wollte. 

Ich darf eine Schlußbemerkung machen. Man 
möchte noch vieles sagen. Heute ist viel die Rede 
gewesen von Organisation, von Ausbildung, von 
Führung, von Unteroffizier- und Offizierskorps.. Es 
war hier in diesem Hause, daß ich mich rechtfertigen 

mußte gegenüber dem Kollegen Helmut Schmidt, 
Ihrem Schattenkollegen, Herr von Hassel, dem an-
deren Clausewitz sozusagen, den die Opposition zu 
bieten hat. 

(Heiterkeit und Beifall bei der CDU/CSU.) 

Damals sagte Helmut Schmidt: 
Weswegen klammert sich eigentlich die Bundes-
wehr so an die Voraussetzung des Abiturs für 
die Offizierslaufbahn? 

Ich habe damals nachgewiesen, daß es auch noch 
zwei andere Wege gibt, aber der regelmäßige Weg 
der des Abiturs ist. Er bezichtigte damals die Regie-
rungsparteien, sie könnten nicht über ihren konser-
vativen Schatten mit dem Abitur springen, und 
sagte: 

Zweifellos hat der Soldat Anspruch darauf, von 
einem gebildeten Offizier geführt zu werden. 
Aber ich möchte fragen: Bietet eigentlich das 
Zertifikat des Abiturs wirklich eine Gewähr für 
die Bildung des Vorgesetzten? 

In Ihrem Karlsruher Programm verlangen Sie, daß 
ein Offizierskorps, das nach Ihrer Auffassung nicht 
die Hochschulreife haben soll, vier Semester Hoch-
schulausbildung zu Lasten des Steuerzahlers und zu 
Lasten der Personalbesetzung erhalten soll. Wie 
bringen Sie das in einen Zusammenhang? 

(Abg. Berkhan: Haben Sie noch nie etwas 
vom zweiten Bildungsweg gehört?) 

— In dem Fall müßten Sie einen vierten Bildungs-
weg finden.  

(Abg. Berkhan: Warum nicht?) 

Ich erinnere mich noch der Diskussion — und ich 
glaube, der Kollege Erler war der Wortführer auf 
der Seite der Opposition — über die richtige Glie-
derung des Ministeriums. Denn im Frühjahr 1957 
bin ich mit Vorschlägen zu einer Neugliederung des 
Ministeriums in mäßigem Umfang herausgekommen, 
weil die alte Gliederung — eine Abteilung Streit-
kräfte Nr. 4, Heer Nr. 5, Luftwaffe Nr. 6, Marine 7 
ohne Sanitätsinspektion — überhaupt falsch war. 
Das war eine rein ministerielle Gliederung. Damals 
ist der Führungsstab Bundeswehr geschaffen wor-
den, damals sind die Teilstreitkräfte unterstellt 
worden und die Sanitätsinspektion dazu geschaffen 
und unterstellt worden. Allerdings hatten die In-
spekteure — das war ihre Bedingung — ein unmit-
telbares Vortragsrecht beim Minister, das sie wohl 
bei jeder vernünftigen Zusammenarbeit auch heute 
noch haben, selbst bei strengster militärischer Un-
terstellung, ohne daß der Generalinspekteur in 
jedem Falle dabei sein muß. 

Als ich damals theoretisch die Möglichkeit an-
schnitt — das war gar nicht meine Meinung —, man 
könne ja auch die gesamte militärische Führungs-
spitze aus dem Ministerium ausklammern und könne 
eine Art Oberkommando der Bundeswehr mit unter-
stellten Teiloberkommandos — Oberkommando 
Heer, Luftwaffe, Marine — schaffen, war es die ge-
meinsame Auffassung aller politischen Kräfte, die 
in dem Ausschuß vertreten waren, daß diese Lösung 
aus Gründung der geschichtlichen Erfahrung, aus 
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Gründen der politischen Kontrolle und aus Gründen 
der Integration des militärischen und zivilen Sek-
tors um jeden Preis zu vermeiden sei und keines-
falls dem Verteidigungsminister erlaubt werden 
würde. Mich müßte mein Gedächtnis schon ganz 
schwer trügen, wenn ich das nicht dem Sinn nach 
korrekt wiedergeben würde. Damals sagte auch 
Helmut Schmidt: 

Die Schaffung eines militärischen Oberbefehls-
habers innerhalb des Ministeriums selbst in der 
formalen Stellung eines Stabschefs der Bundes-
wehr mit bloß vom Minister abgeleiteten Wei-
sungsbefugnissen über die militärischen Abtei-
lungen könnte bedenklich nahe an das heran-
kommen, was man im Ausland die passive Auf

-

fassung von der zivilen Leitung der Wehrmacht 
nennt. 

Mir scheint, daß die jüngsten Vorschläge des Kol-
legen Helmut Schmidt die passive Auffassung von 
der zivilen Leitung der  Wehrmacht geradezu in per-
fektionistischer Weise zum Ziel gesetzt haben. 

(Beifall bei der CDU/CSU.) 

Er hat weiter am 4. Mai 1956 erklärt: 

Wir halten es  für gut, daß man der Versuchung 
widerstanden hat, einen militärischen Spitzen-
mann innerhalb des Ministeriums zu schaffen, 
eben gerade wegen der Erfahrung mit Seeckt 
und wegen der Erfahrung mit der Reichswehr. 

Ich werde das peinliche Gefühl nicht los, daß damals 
die Bundeswehr als Objekt gewissermaßen für wahl-
strategische  Psychoanalysen ihrem quantitativen 
Umfang nach noch nicht interessant genug war, 

(Heiterkeit und Beifall bei der CDU/CSU) 

daß aber, sicherlich auch bei Ihnen, eine innere Um-
stellung erfolgt ist, die ich nicht leugnen will, die 
wir hier bei der Abstimmung über die Verlängerung 
der Wehrpflicht erlebt haben. Heute, wo die Bundes-
wehr ein militärischer Faktor ist,  wo sie — ich bitte, 
das Wort nicht falsch zu verstehen — ein politischer 
Faktor in  der westlichen Gemeinschaft ist, wo die 
Bundeswehr auch ein soziologischer Faktor ist, wo 
sie 430 000 Soldaten umfaßt — mit den Familienmit-
gliedern kann man gut eine Million rechnen, dar-
unter sind eine Dreiviertelmillion Wahlberechtigte 
—, ein sehr interessantes Objekt der Bemühungen 
von allen Seiten geworden ist, wobei ich leider mei-
nen Parteifreunden erheblich geringeren Fleiß zu-
schreiben muß als Ihnen, und das sollten Sie aner-
kennen. 

(Heiterkeit bei der CDU/CSU. — Abg. Berk

-

han: Eine ganz schlechte Unterstellung!) 

Das ist ja das, was mich bei dieser ganzen Lektüre 
Lind was mich auch bei einer Bemerkung in der 
Rede des Herrn Wienand bedrückt hat, wenn er von 
einem vermeintlichen außenpolitischen Druck sprach, 
der  die  Bundesregierung angeblich gezwungen hat, 
übereilt, überstürzt, überhastet, forciert und deshalb 
mit zahlreichen Mängeln und Fehlern belastet und 
um den Preis der Verschwendung von Milliarden 
schnell eine Armee aufzubauen oder richtiger gesagt 
zusammenzustopseln. Damit sind wir wieder am 

Ausgangspunkt aller Wehrdebatten angelangt. Ich 
 

muß das leider sagen. 

(Abg. Berkhan: Herr Kreitmeyer sagt doch 
auch, weniger wäre mehr!) 

— Darum geht es nicht, sondern es geht darum, daß 
wir heute noch gar nichts hätten, wenn wir nicht die 
Fakten geschaffen hätten, die  Sie veranlaßt haben, 
Ihr gesamtes außen und militärpolitisches Konzept 
zu revidieren. 

(Beifall bei der CDU/CSU.) 

Sie wollten doch, Herr Kollege Berkhan, diese Bun-
deswehr ursprünglich nicht. Sie haben doch alles 
getan, um ihr Zustandekommen zu verhindern, Sie 
haben alles getan, um ihren Aufbau möglichst lang-
sam zu gestalten, und Sie haben nie einen Zweifel 
daran gelassen, daß diese Bundeswehr nicht in Ihr 
damaliges außenpolitisches Konzept paßte. Gut, das 
ist Ihre Meinung. Sie haben das Recht, Ihre Mei-
nung zu haben; aber wir haben auch das Recht, 
unsere Meinung zu haben, und ich glaube, wir 
haben die besseren Gründe auf unserer Seite. Im 
Jahre 1950, als Adenauer das Angebot an die drei 
Hochkommissare machte — Sie wissen, was ich 
meine, es war wenige Wochen nach dem Ausbruch 
des Korea-Krieges —, hatten wir eine außerordent-
lich gespannte militärische Situation, die sich noch 
über eine Reihe von Jahren fortgesetzt hat. Nach 
den Festlegungen sowohl der NATO-Konferenz von 
Lissabon wie der späteren NATO-Konferenzen war 
die Lücke zwischen dem, was die NATO als Mini

-

mum für eine konventionelle und atomare Ab-
schreckung, für eine stufenlose Abschreckung be-
zeichnete, und dem, was in Wirklichkeit vorhanden 
war, so groß, daß sie ohne deutsche Beteiligung 
auch nicht in dem Maße hätte geschlossen werden 
können, wie sie heute durch unser rechtzeitiges 
und frühzeitiges Ja zur Bundeswehr geschlossen 
worden ist. 

Ich wende mich einfach gegen diese Auffassung: 
vermeintlicher außenpolitischer Druck — übereilt, 
überstürzt, überhastet, forciert, zu schnell — weil 
sie alle möglichen Ambitionen hatten, haben sie 
diese Armee so rasch hingestellt, und jetzt haben 
wir sie da, mit tausend Fehlern und Mängeln. Ich 
darf, ohne pathetisch zu werden, sagen, Herr Kol-
lege Wienand: Wir haben damals als Regierungs-
partei die geschichtlichen Zeichen der Stunde er-
faßt und haben demgemäß gehandelt. Sie haben sich 
später angeschlossen, das erkennen wir an. Aber 
so war der Ablauf der Dinge. Sie haben niemals in 
Ihren ganzen Betrachtungen so ernsthaft die so-
wjetische Gefahr, die Bedrohung Berlins in Ihr Kal-
kül eingestellt, wie wir es getan haben und als ver-
antwortliche Regierungspartei tun mußten. 

(Beifall bei der CDU/CSU.)  

Ich wäre nach allen den  Erfahrungen, die ich ge-
macht habe, nach den guten und schlechten Tagen 
der letzte, der nicht die innere Reife und Läuterung 
hätte, zu sagen, dieses oder jenes hätte nachträglich 
gesehen nicht anders oder besser gemacht werden 
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Dr. h. c. Strauß 
können. Das geht jedem so im Leben, der handelt. 
Wer nur denkt und redet, der kann nie im Handeln 
einen Fehler begehen. 

(Sehr gut! bei der CDU/CSU.) 

Wer handelt, wird automatisch schuldig — darf ich 
einmal beinahe im Stile der griechischen Tragödie 
sagen —, und wer handelt, begeht bei diesem Han-
deln auch automatisch Fehler. Aber eines wird doch 
niemand bestreiten: daß die Bundesrepublik mit 
diesem Handeln die Gleichberechtigung mit den 
ehemaligen Kriegsgegnern erlangt hat, daß sie mit 
diesem Handeln die Sicherheit gegenüber einem po-
tentiellen Aggressor erlangt hat und daß sie damit 
überhaupt in die Lage versetzt worden ist, mit den 
Westmächten und mit den Sowjets auf einer glei-
chen Ebene über die deutschen Lebens- und Schick-
salsfragen zu verhandeln. Dazu gehört auch die 
Bundeswehr. Auch sie war ein Stein dieser Politik 
und nicht ein Selbstzweck ehrgeiziger, militärlüster-
ner Abenteurer — oder wie man uns sonst immer 
gern bezeichnet. Wir haben einem Ziel gedient, wir 
haben uns in der Öffentlichkeit und international 
durchgesetzt, und wir haben uns dieser Politik nicht 
zu schämen. 

(Lebhafter Beifall bei den Regierungs

-

parteien.) 

Vizepräsident Schoettle: Das Wort hat der 
Abgeordnete Erler. 

Erler (SPD) : Herr Präsident! Meine sehr verehr-
ten Damen und Herren! Gestatten Sie mir zu dieser 
vorgerückten Stunde noch ein paar Bemerkungen. 

Der Kollege Strauß hat eben in erfreulicher Offen-
heit gesagt, wer handle, der begehe Fehler. Aber 
gleichzeitig haben wir den ganzen Tag vernommen, 
daß offenbar, wenn man dann redet, auch Fehler 
unbedingt bestritten werden müssen, statt daß man 
sich auch einmal gelegentlich zu ihnen bekennt und 
sich um ihre Abstellung bemüht. 

(Zuruf von der CDU/CSU: Was soll das?) 

Wir haben ja doch schließlich die Debatte zu einem 
Zeitpunkt begonnen, als eine ganze Reihe von Fra-
gen erörtert wurden, die sich inzwischen dem Hori-
zonte der hier Anwesenden etwas entzogen haben. 

Ich will jetzt nicht auf die Fragen eingehen, die 
der Kollege Strauß als den Ausgangspunkt aller 
Wehrdebatten zu Beginn der fünfziger Jahre be-
zeichnet hat. Es hat überhaupt keinen Sinn, die 
Geisterschlacht über den Katalaunischen Feldern 
wieder und wieder hier aufzuführen. 

(Zurufe von den Regierungsparteien.) 

— Sie wissen genau wie wir, daß sich die Situation 
gegenüber den fünfziger Jahren grundlegend ge-
ändert hat. 

(Zuruf von der CDU/CSU: Wodurch?) 

Mir tut es nach wie vor leid, daß nicht in jenen 
Jahren, bevor die Sowjetunion das amerikanische 
Atommonopol gebrochen hatte und sich im Besitz 

strategischer Fernwaffen befand, ein großer Versuch 
unternommen worden ist 

(Sehr wahr! bei der SPD) 

— zusammen mit unseren Alliierten —, herauszu-
finden, ob wir nicht auf der Grundlage anderer 
europäischer Sicherheitslösungen, natürlich unter 
Mitwirkung auch eines deutschen Beitrages, eine 
politische Lösung der deutschen Frage hätten finden 
können. 

(Beifall bei der SPD.) 

Es ist müßig, darüber zu streiten. Wir können nicht 
beweisen, daß ein solcher Weg zum Erfolg geführt 
hätte; er ist nie versucht worden. Aber Ihr Weg hat 
uns, wenn er gewiß auch in der Sicherheitsfrage Er-
folge zu verzeichnen hatte, der deutschen Einheit 
keinen Zentimeter nähergebracht. 

(Beifall bei der SPD.) 

Das muß man doch einmal sagen. 

(Zuruf von der CDU/CSU: Erinnern Sie sich 
doch einmal an das, was Herr Chru

-

schtschow Ihnen in Moskau erzählt hat, 
Herr Erler!) 

Inzwischen sind aber eben weltpolitische Tat-
sachen geschaffen worden, die die Ausgangslage 
gegenüber den fünfziger Jahren völlig verändert 
haben. 

(Abg. Dr. Kliesing [Honnef] : Das ist doch 
nicht wahr!) 

— Aber natürlich! Seitdem die Sowjetunion den 
amerikanischen Boden genauso beschießen kann wie 
die Amerikaner den sowjetischen, ist eine neue Lage 
eingetreten. Das steht in allen möglichen, sogar ge-
legentlich auch von Ihnen gelesenen Lehrbüchern 
geschrieben. 

(Abg. Rasner: Aber zu dem Zeitpunkt haben 
Sie doch den Deutschland-Plan erfunden! — 
Abg. Dr. Kliesing [Honnef] meldet sich zu 

einer Zwischenfrage.) 

— Bitte, Herr Kollege Kliesing, wenn es unbedingt 
sein muß! 

Dr. Kliesing (Honnef) (CDU/CSU) : Herr Kollege 
Erler, Sie sprachen eben davon, daß man einen 
Versuch hätte unternehmen müssen, ehe das 
Nuklearmonopol der Amerikaner gebrochen ge-
wesen sei, und daß das mit deutscher Mitwirkung 
hätte geschehen müssen. Ist Ihnen klar, daß das 
amerikanische Nuklearmonopol bereits zu einer 
Zeit gebrochen war, als eine Bundesrepublik 
Deutschland noch gar nicht existierte, daß also diese 
grundlegende Prämisse, die Sie hier setzen, falsch 
ist? 

 
Erler (SPD) : Entschuldigen Sie, die Brechung 

dieses Monopols ist nicht durch eine Explosion ent-
standen. Sie wissen, wie weit der Weg von einer 
Explosion bis zu einem Waffensystem ist und daß 
die Sowjetunion damals nicht über eine strategische 
Luftwaffe gebot, die auch nur im Traum den ameri- 
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Erler 
kanischen Boden .hätte erreichen können. Das weiß 
man erst seit dem Sputnik, nämlich seit 1957. Da 
hatten sich die Dinge erheblich geändert. 

(Abg. Rasner: Aber nach der Brechung des 
Monopols haben Sie den Deutschland-Plan 

erfunden!) 

Aber, meine Damen und Herren, das ist jetzt, 
gar nicht der entscheidende Punkt. Ich weiß, daß 
es Ihnen Spaß macht, immer wieder auf diesen 
Punkt zurückzukommen. Wir haben uns, seitdem 
die Verträge abgeschlossen sind, dazu bekannt, 
daß Verträge zu halten sind. Anschließend ging die 
Diskussion nie darum, ob die Verträge Rechtens 
sind oder nicht, sondern sie ging darum, wie inner-
halb dieses Vertrages der deutsche Verteidigungs-
beitrag auszusehen hat. Da haben wir erbitterte 
Diskussionen gehabt. Aber es ging nicht um gar 
keinen oder einen, sondern innerhalb dieses Ver-
trags, nachdem er abgeschlossen war, Herr Kollege 
Kliesing, um d e n Inhalt dieses deutschen Verteidi-
gungsbeitrags. 

(Zuruf von der Mitte: Was hat das damit 
zu tun?) 

— Es hat eine ganze Masse damit zu tun, weil zum 
Beispiel heute hier das, was von dem Kollegen 
Wienand gesagt wurde und auch gemeint war, glatt 
bestritten wurde, daß eventuell unter dem von Ihnen 
sicher anders als von uns eingeschätzten Druck 
innerhalb des Bündnisses die Bundeswehr in einem 
Tempo aufgebaut worden ist, mit dem die eine oder 
andere Erscheinung verbunden war, die es zu korri 
gieren gilt. Man kann sich heute durchaus, wie Sie, 
auf den Standpunkt stellen, diesem Druck konnte sich 
niemand entziehen. Andere sind der Meinung, daß es 
vielleicht richtig gewesen wäre, mit den Verbünde-
ten darüber zu sprechen, ob nicht vielleicht die 
Qualität gegenüber der Quantität damals im Rah-
men des Bündnisses der bessere Weg gewesen 
wäre. 

(Sehr gut! bei der SPD.) 

Aber auf alle Fälle können Sie nicht sagen, daß 
man über diese Frage nicht diskutieren dürfe. 

Damit bin ich bei dem entscheidenden Punkt. Ich 
wehre mich dagegen, daß jede Diskussion der Ver-
teidigungspolitik und einzelner Probleme ohne 
weiteres — das betrifft heute weniger den Kollegen 
Strauß als vielmehr den Herrn Minister selbst —
umgefälscht wird. 

(erregte Zurufe von der CDU/CSU) 

in einen Angriff auf die Landesverteidigung und 
die Bundeswehr überhaupt. Das ist es, wogegen ich 
mich wehre. 

(Beifall bei der SPD. — Lebhafte Zurufe 
von der CDU/CSU.) 

(Abg. Dr. h. c. Strauß meldet sich zu einer 
Zwischenfrage.) 

— Gut, wenn Sie unbedingt wollen! 

Dr. h. c. Strauß (CDU/CSU) : Ich habe nur eine 
Frage zu stellen: Wie bringen Sie, Herr Erler, mit 
Ihrem löblichen Grundsatz „pacta sunt servanda", 
also: „nach Abschluß der" — von Ihnen abgelehn-
ten — „Verträge haben wir uns zu der Konsequenz 
bekannt", die Tatsache in Einklang, daß Sie das 
Freiwilligengesetz, das Soldatengesetz wie vor allem 
das Wehrpflichtgesetz, deren Verabschiedung für die 
Einhaltung der Verträge unerläßlich notwendig war, 
trotzdem abgelehnt haben und, wenn  es  nach Ihnen 
gegangen wäre, zu Fall gebracht hätten? 

Erler (SPD) : Sehr wohl, weil damals von Anfang 
an die Debatte über die Bewaffnung im Zeichen der 
allgemeinen Wehrpflicht stand und weil wir diese 
Wehrverfassung auch im Rahmen der Verträge für 
die Bundesrepublik Deutschland damals nicht für 
zwingend geboten gehalten haben.  Wir 'haben uns 
im Zug der dann eingetretenen Entwicklung davon 
überzeugt, daß man im Interesse der Erhaltung der 
Kampfkraft der Bundeswehr das Wehrsystem nicht 
über Nacht ändern kann. Wir wundern uns nur, daß 
nicht ähnliche leidenschaftliche Vorwürfe so wie uns 
auch etwa dem Kollegen Kreitmeyer zuteil werden, 
der ein Abgehen von der Wehrpflicht und den Über-
gang auf eine Armee von länger dienenden Freiwil-
ligen und Berufssoldaten heute erneut hier vorge-
schlagen hat. Wir fürchten, daß ein solcher Weg die 
Kampfkraft der Bundeswehr zur Zeit über Gebühr 
schwächen würde. Ich darf Ihnen aber sagen, daß in 
allen modernen Armeen .der ganzen Welt der Trend 
zu einer allmählichen Umstellung auf ein größeres 
Element länger dienender Freiwilliger und Berufs-
soldaten geht. In allen Armeen der Welt! Wir wer-
den uns also auf die Dauer auch bei uns aus ver-
teidigungspolitischen Gründen der Erörterung dieses 
Problems gar nicht entziehen können. 

Aber vielleicht darf ich einmal daran erinnern: 
Als es darauf ankam, hier in diesem Hause nach dem 
sowjetischen Vorstoß gegen Berlin eine wichtige und 
sicher in unserem Volk nicht sehr populäre Entschei-
dung durchzuziehen, als wir hier über die Verlänge-
rung des Grundwehrdienstes von 12 auf 18. Monate 
beraten haben, da hat die sozialdemokratische Frak-
tion keine Sekunde gezögert angesichts der aktuel-
len außenpolitischen Situation und Gefahr und der 
Verlängerung des Grundwehrdienstes ihre Zustim-
mung gegeben. Ich sage das nur noch einmal, um 
in Erinnerung zu rufen, daß wir uns um die ver-
teidigungspolitischen Probleme, wenn auch gele-
gentlich mit erheblich anderer Konzeption als Sie, 
mindestens ernsthaft Gedanken gemacht haben und 
daß ein gut Teil der Gesetzgebung einschließlich der 

 Wehrverfassung des Jahres 1956 schließlich auch 
von uns mitbeeinflußt und mitgestaltet und mitge-
schaffen worden ist. Das muß ich 'einfach hier einmal 
sagen. 

(Beifall bei der SPD.) 

Ich wollte hier eigentlich keine lange Rede halten, 
ich wollte nur einige Argumente — — 

(Abg. Dr. Kliesing [Honnef] : Gestatten Sie 
eine Zwischenfrage?) 

— Dann wird es länger; bitte, von mir aus sehr gern. 
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Dr. Kliesing (Honnef) (CDU/CSU) : Herr Kollege 
Erler, wenn es Ihnen damals nur um die Form des 
deutschen Verteidigungsbeitrages — Ablehnung der 
Wehrpflicht — ging, wieso hat denn damals der 
Offizielle Sprecher Ihrer Fraktion von dieser Stelle 
aus unter dem Beifall Ihrer Fraktion erklärt, die 
SPD werde jedes Gesetz ablehnen, das dazu diene, 
deutsche Soldaten zu schaffen? 

(Abg. Rasner: „Ohne mich"!) 

Und zwar ohne Rücksicht auf jede Form! 

Erler (SPD) : Nein, es ging hier um eine Wehr-
verfassung, die Sie diesem Hause aufzwingen 
wollten. 

(Abg. Dr. Kliesing [Honnef] : Das ist histo

-

risch falsch! Das kann ich Ihnen beweisen! 
— Weitere Zurufe und Unruhe bei der 

CDU/CSU.) 

Schließlich gibt es eine ganze Reihe von Gesetzen, 
bei denen Sie sich fragen müßten, warum wir ihnen 
denn eigentlich zugestimmt hätten. 

(Zurufe von der CDU/CSU.) 

Rasch ein paar Korrekturen zu einigen Bemerkun-
gen des Kollegen Strauß zu umstrittenen Fragen der 
heutigen Debatte. 

(Anhaltende Unruhe. — Zurufe von der 
Mitte und Gegenrufe von der SPD.) 

Herr Kollege Strauß hat dargetan, die Sozialdemo-
kraten seien auf der einen Seite der Meinung, man 
solle den Offizieren ein Studium ermöglichen, und 
hätten andererseits früher erklärt, die Offiziere 
brauchten kein Abitur. Wir haben uns immer dafür 
eingesetzt, daß unsere auszubildenden Soldaten es 
mit einem gebildeten Vorgesetzten zu tun haben. 
Die einzige Frage war die, ob er dieses Maß der 
Bildung bereits von der Schule mitbringen soll oder 
auch später in vergleichbarer Weise anderswo er-
werben kann, wobei ihm unter Umständen auch die 
Bundeswehr sogar helfen kann. Dies ist ein wich-
tiges Problem, damit aus dem mitgebrachten Bil-
dungsstand nicht ein Privileg wird und damit der 
Begabte auch in der Truppe seinen Weg in die 
Offiziersposition gehen kann, aber nicht gewisser-
maßen als Schmalspuroffizier, sondern als jemand, 
der sich mit seinen anderen Kollegen in seinem 
Beruf voll messen kann. 

Nun die Frage der Organisation des Verteidi-
gungsministeriums. Da bleibt's dabei: es kommt dar-
auf an, daß die im Minister, im Staatssekretär, in 
den parlamentarischen Staatsekretären sich mani-
festierende politische, wenn Sie als so wollen: 
zivile Kontrolle gegenüber der militärischen Appa-
ratur auf jeden Fall erhalten bleibt. Worauf es 
weiterhin ankommt, ist, daß innerhalb der militäri-
schen Abteilung des Ministeriums Doppelarbeit 
unterbunden wird, daß also nicht Fragen, die beim 
Generalinspekteur der Bundeswehr bearbeitet wer-
den, nochmals — mit jeweils verschiedenartiger 
Konzeption vielleicht — bei den einzelnen Inspek-
teuren erneut durchberaten werden müssen. Nicht 
nur die inzwischen getroffene vernünftige Regelung 

der Unterstellung der Inspekteure unter den Gene-
ralinspekteur war eine Frage, die man lösen mußte, 
sondern es geht außerdem auch um die Integration 
aller für die gesamte Bundeswehr integrations-
fähigen Bereiche aus den einzelnen Inspektionen. 
Das ist ein Punkt, über den sich in Zusammenhang 
mit der Verabschiedung des Organisationsgesetzes 
zumindest noch zu diskutieren lohnt, ohne daß man 
daraus gleich politischen Honig saugen muß. 

(Zurufe von der CDU/CSU: Fall Wienand! 
—Wie ist es mit Wienand?) 

Nun, da Sie so erpicht sind auf diesen Artikel: 
hier ist ein Satz gefallen, den ich so nicht stehen-
lassen möchte. Es wurde gesagt, z. B. bei der Vor-
lage der Verträge wäre es ein schlechter Einstieg, 
wenn man sie wünschen würde, um den Minister 
oder die Verwaltung des Ministeriums zu kontrollie-
ren. — Entschuldigen Sie, das ist genau die Legiti-
mation, die dieses Parlament in Anspruch nehmen 
sollte! Wir sind nämlich dazu da, den Minister zu 
kontrollieren. 

(Zurufe von der CDU/CSU. — Abg. 
Dr. Besold: Aber nicht durch falsche Be

-

hauptungen zu diffamieren!) 

Wir sind dazu da, beim Ministerium, wenn es zur 
Klärung des Sachverhalts erforderlich ist, die ent

-

sprechenden Unterlagen zur Einsicht zu verlangen. 

(Zurufe von der Mitte.) 

Nun zu der berühmten Auseinandersetzung um 
die F 104 G! Herr Kollege Wienand hat vorhin mit 
Recht darauf aufmerksam gemacht, daß er keines

-

wegs das Waffensystem F 104 etwa attackiert habe, 
sondern die Methode der Beschaffung. 

(Zuruf aus der Mitte: Wir können doch 
lesen!) 

Und da muß ich Ihnen sagen, ich bin damals selbst 
dabei gewesen bei den Beratungen; ich gehörte 
noch dem Verteidigungsausschuß an. Wir haben der 
Beschaffung des F 104 ausdrücklich nach dem da-
mals gehaltenen Vortrag 'unsere Zustimmung gege-
ben. 

(Abg. Frau Kalinke: Um so schlimmer der 
Artikel! — Lachen bei der SPD.) 

— Wieso? Jetzt kommt nämlich der entscheidende 
Punkt: Das Parlament hat damals bei seiner Zu-
stimmung nicht voraussehen können, daß sich in 
der weiteren Abwicklung dieses großen Geschäftes 
eine ganze Reihe von Tatbeständen herausstellen 
würden, die möglicherweise nicht einmal der dama-
lige Minister im Auge hatte, bestimmt aber nicht 
der Verteidigungsausschuß, als er diesen Beschluß 
faßte. 

(Abg. Dr. h. c. Strauß: Welche denn?) 

— Zum Beispiel die Kosten der Entwicklung, der 
Elektronik und der gesamten Zusatzgeräte, zum 
Beispiel die Veränderung der Flugeigenschaften im 
Zuge der Umrüstung und die Kosten der notwen-
digen Entwicklungsarbeiten, um das alles zu korri-
gieren. 
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Erler 
(Zuruf aus der Mitte: Wo steht das im 

Artikel?) 

— Es ist später noch lange genug darüber diskutiert 
worden. 

(Abg. Dr. Barzel: Wo in dem Artikel?) 

— Sie haben selbst das Beschaffungswesen von 
F 104 als ein Sorgenkind empfunden. Es lohnt sich 
also, sich mit diesem Sorgenkind einmal objektiv 
zu beschäftigen, 

(Zuruf von der Mitte: Nein, Ihr Sorgenkind 
Wienand! — Weiterer Zuruf: Sorgenkind 

ist der Artikel!) 

mit den Beschaffungsvorgängen. Dann werden Sie 
nämlich sehr rasch, Herr Kollege Strauß, das Kom-
ma an die richtige Stelle setzen, wenn Sie einmal 
nachprüfen, um wieviel der Bundeshaushalt mehr 
hat aufwenden müssen, als seinerzeit dem Vertei-
digungsausschuß bei dem Projekt vorgetragen wor-
den ist. 

(Beifall bei der SPD.) 

Das ist der Kern der Sache. 

(Abg. Rasner: Das steht ja nicht drin, das 
ist ein Scheingefecht, das Sie führen!) 

Vizepräsident Schoettle: Herr Abgeordneter, 
gestatten Sie eine Frage? 

Erler (SPD) : Bitte! 

Rasner (CDU/CSU) : Herr Kollege Erler, darf ich 
Sie fragen: Billigen Sie den Artikel des Kollegen 
Wienand in der Gesamttendenz und stehen Sie zu 
den dort aufgestellten einzelnen Behauptungen? 

Erler (SPD) : Ich weigere mich, hier als Zensor 
tätig zu werden, weil ich dann sehr viel Zensuren 
auch über Ihre Kollegen abzugeben hätte. 

(Abg. Rasner: Darf ich das als Dementi auf

-

fassen?) 

Meine Damen und Herren! Was mich in dieser 
Stunde beschäftigt, 

(Zuruf aus der Mitte: Ist dieser Artikel!) 

— nein, das ist die Methode. 

(Widerspruch bei der CDU/CSU.) 

Das ist die Methode und die Form, die vom Ver-
teidigungsminister in die Auseinandersetzung hin-
eingetragen worden sind. 

(Widerspruch bei der CDU/CSU — Lebhafte 
Unruhe — Zurufe und Gegenrufe von Ab

-

geordneten der CDU/CSU und der SPD.) 

Das sieht etwa so aus: Was hier vollbracht worden 
ist, hat die Regierung geschaffen! Falsch wurde 
überhaupt nichts gemacht, allerdings, wenn etwas 
nicht in Ordnung ist, also doch falsch gemacht wor-
den ist und schief ging, dann ist daran selbstver-
ständlich die Opposition schuld, allenfalls auch noch 

die kritisierende FDP. Kritik pauschal statt sach

-

licher Aufklärung ist unzulässig. 

(Zuruf aus der Mitte: Genau!) 

Da 'begrüße ich zum Beispiel einen guten Teil des 
Beitrags des Kollegen Strauß. 

(Zurufe von der CDU/CSU: Wienand! Wie

-

nand!) 

Aber nicht einzugehen auf den Inhalt einer Bundes-
tagsrede, sich nicht ganz schlicht von der Tribüne 
herab auseinanderzusetzen nur mit einem Mann, 
sondern pauschale Beschimpfung der Opposition, 
das ist es, was ich beanstande! 

(Beifall bei der SPD.) 

Typisch hierfür war die Erörterung des Berichts des 
Wehrbeauftragten Heye, der nicht von Herrn Wie-
nand, nicht von der SPD geschrieben worden ist. Er 
wurde dennoch pauschal verurteilt, verbunden mit 
sehr warmen und sicher also auch nötigen und 
wichtigen Bekenntnissen — — 

(Abg. Rasner: Von wem und wann?) 

Wenn Sie sich das  Bekenntnis des Bundesverteidi-
gungsministers zur inneren Führung, das ich in vol-
lem Umfange unterstütze, noch einmal anhören, das 
er hier zum besten gegeben hat, werden Sie darin 
eine ganz allgemeine Verurteilung der Ausführun-
gen des Wehrbeauftragten finden, und das ist un-
gerecht. — Bitte! 

Dr. Barzel (CDU/CSU) : Herr Kollege Erler, er-
innern Sie sich an die Aussprache in diesem Hause, 
als der Präsident des Hauses, der Bundeskanzler und 
die Vorsitzenden der drei Fraktionen auf Grund der 
Anwürfe des vorigen Herrn Wehrbeauftragten in 

 ihren Stellungnahmen bezüglich eines Punktes alle 
einig waren: daß alle sachlichen Anwürfe zu prüfen 
seien? Wie können Sie dann sagen, es sei pauschal 
zurückgewiesen worden? 

(Beifall bei der CDU/CSU.) 

Erler (SPD) : In der Erklärung, die der Herr Ver-
teidigungsminister hier heute vorgelesen hat, war 
nicht von einer Würdigung des Berichtes des Wehr-
beauftragten die Rede, 

(Zuruf von der CDU/CSU: Das ist doch ein

-

fach nicht wahr!) 

sondern es wurde so dargestellt, als ob dieser Be-
richt allgemein und ,pauschal den Stab über die Bun-
deswehr gebrochen hätte, was er gar nicht getan 
hat. Wir wissen es doch genau, daß sich in 'diesem 
Bericht neben einer von Herrn Heye selbst korri-
gierten Formel  vom Trend zum „Staat im Staate", 
die wir alle hier zurückgewiesen haben und zu Recht 
zurückgewiesen haben, viele Hinweise auf örtlich 
vorhandene Schwächen und Mängel gefunden haben. 
Das wurde ja damals vom Hause auch anerkannt, 
nur eben offenbar nicht in seiner ersten Reaktion 
vom Minister. 

Meine Damen und Herren, Mißstände und Fehler 
müssen erörtert werden, damit man sie abstellen 
kann. 



7716 	Deutscher Bundestag — 4. Wahlperiode — 156. Sitzung. Bonn, Mittwoch, den 20. Januar 1965 

Erler 
(Zurufe von der CDU/CSU.) 

Wer sie zudeckt, verteidigt sie. 

(Erneute Zurufe von der CDU/CSU.) 

Wer sich, noch dazu lautstark, Selbstlob spendet und 
die Kritiker verketzert, provoziert nur neue Fehl-
leistungen. 

(Beifall bei der SPD. — Fortgesetzte Zurufe 
von  der  Mitte.) 

Wer aus der berechtigten Erörterung von Schwächen 
und aus der Kritik an den dafür Verantwortlichen 
Angriffe .auf die Bundeswehr und die Landesverteidi-
gung im ganzen macht, zeigt, daß es ihm an Ver-
ständnis fehlt für die Notwendigkeit der freien Dis-
kussion in der Demokratie. 

(Erneuter Beifall bei der SPD. - Abg. Dr. 
Barzel: Es muß doch sachlich sein!) 

Der Versuch, die notwendige Aussprache mit der 
Behauptung der Wehrfeindlichkeit zu ersticken, hilft 
weder dem Volk noch der Bundeswehr, sondern ist 
geeignet, die Bundeswehr großen Teilen unseres 
Volkes zu entfremden. Ich will hierzu ein Beispiel 
geben. Der Minister  hat  — sicherlich in seinem 
Überschwang — behauptet, die Sozialdemokratische 
Partei habe nie die Leistungen der Soldaten aner-
kannt. Ich zitiere hier, was ich selbst — und zwar 
in meiner Antwort auf die Regierungserklärung 
von Bundeskanzler Erhard — am 24. Oktober 1963 
in diesem Hause gesagt habe: 

(Abg. Barzel: Da haben Sie plötzlich die 
Debatte zur Hand, und eben hieß es pau

-

schal!) 

Die Angehörigen unserer Bundeswehr verdie-
nen Anerkennung für ihre oft entsagungsvolle 
Arbeit und Opferbereitschaft. Die vielen Unzu-
länglichkeiten sind eine gemeinsame Sorge. 

Wenn etwas nicht stimmt, sollen wir es nicht 
verbergen, sondern müssen es abstellen. 

(Abg. Barzel: Abstellen dm „Stern" !) 

Dabei müssen wir uns alle vor Verallgemeine-
rungen hüten. 

Meine Damen und Herren, das ist das Zitat. Bei 
dieser Feststellung bleiben wir, auch wenn der Mi-
nister das vielleicht damals nicht gehört hat oder 
vielleicht nicht gehört haben wollte. Wir schließen 
in die Anerkennung vom General bis zum Rekruten 
die Angehörigen aller Ränge ein, sogar die Ober-
gefreiten, die sich offenbar die  besondere Abnei-
nung des Ministers zugezogen haben. 

(Beifall bei der SPD.) 

Wir bleiben bei der .gemeinsamen Aufgabe, auch 
wenn um die richtigen Mittel immer gerungen wer-
den muß. Jedenfalls kann diese Diskussion nicht 
durch ein fröhliches Halali ersetzt werden. Nehmen 
Sie  bitte  zur Kenntnis, daß unsere Bundeswehr 'da-
für nicht die Treiber stellen wird. 

(Beifall bei der SPD.) 

Vizepräsident Schoettle: Meine Damen und 
Herren, wir stehen am Schluß der heutigen Sitzung. 
Die Debatte wird morgen fortgesetzt. 

(Abg. Dr.  Barzel: Das wollen wir auch er

-

warten! Aber gründlich! Wir wollen wissen, 
wie das mit dem Wienand-Aufsatz ist! Das 

war ja unerhört!) 

Ich berufe die nächste Sitzung des Deutschen Bun-
destages auf Donnerstag, den 21. Januar 1965 9 Uhr. 

Die Sitzung ist geschlossen. 

(Schluß der Sitzung: 21.25 Uhr.) 
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Anlage 1 

Liste der beurlaubten Abgeordneten 

Abgeordnete(r) 	beurlaubt bis einschließlich 

a) Beurlaubungen 

Dr. Achenbach* 22. 1. 
Frau Ackermann 20. 1. 
Dr. Aigner* 22. 1. 
Arendt (Wattenscheid) * 22. 1. 
Dr. Atzenroth 22. 1. 
Bading* 22. 1. 
Bauer (Wasserburg) 22. 1. 
Bergmann* 22. 1. 
Frau Blohm 20. 1. 
Dr. Burgbacher* 22. 1. 
Dr. Danz 22. 1. 
Deringer* 22. 1. 
Dr. Dichgans* 22. 1. 
Drachsler 23. 1. 
Dr. Dr. h. c. Dresbach 22. 1. 
Dr. Eckhardt 22. 1. 
Dr. Effertz 20. 1. 
Frau Dr. Elsner* 22. 1. 
Faller* 22. 1. 
Figgen 20. 1. 
Dr. Dr. h. c. Friedensburg* 22. 1. 
Dr. Furler* 22. 1. 
Dr. Gleissner 20. 1. 
Hahn (Bielefeld)* 22. 1. 
Dr. Hamm (Kaiserslautern) 20. 1. 
Hammersen 30. 1. 
Dr. von Haniel-Niethammer 

23.

1. 
Illerhaus* 22. 1. 
Frau Dr. Kiep-Altenloh 20. 1. 
Klinker* 22. 1. 
Dr. Kreyssig* 22. 1. 
Kriedemann* 22. 1. 
Leber 20. 1. 
Lenz (Bremerhaven) 22. 1. 
Lenz (Brühl)* 22. 1. 
Leukert 22. 1. 
Dr. Löhr* 22. 1. 
Lücker (München) * 22. 1. 
Mauk* 22. 1. 
Metzger* 22. 1. 
Müller (Remscheid) 20. 1. 
Dr. Müller-Hermann 

24.

1. 
Dr.-Ing. Philipp* 22. 1. 
Frau Dr. Probst 22. 1. 
Rademacher* 22. 1. 
Richarts* 22. 1. 
Ruf 22. 1. 
Sander 20. 1. 
Schlick . 21. 1. 
Dr. Schwörer 20. 1. 
Seifriz* 22. 1. 
Seuffert* 22. 1. 
Dr. Starke* 22. 1. 
Stiller 20. 1. 

* Für die Teilnahme an einer Tagung des Europäischen 
Parlaments 

Anlagen zum Stenographischen Bericht 

Abgeordnete() 	beurlaubt bis einschließlich 

Storch* 22. 1. 
Frau Strobel* 22. 1. 
Dr. Supf 20. 1. 
Theis 20. 1. 
Weinkamm* 22. 1. 
Wischnewski* 22. 1. 

b) Urlaubsanträge 

Dr. Birrenbach 30. 1. 
Blachstein 27. 2. 
Kalbitzer 30. 1. 
Freiherr von Kühlmann-Stumm 30. 1. 
Kulawig 31. 1. 
Dr. Lohmar 30. 1. 
Maier (Mannheim) 5. 2. 
Marx 1. 2. 
Schneider (Hamburg) 29. 1. 
Unertl 29. 1. 

Anlage 2 

Schriftliche Antwort 

des Staatssekretärs Dr. Ernst vom 19. Dezember 
1964 auf die Zusatzfrage des Abgeordneten Hauffe 
zu den Mündlichen Anfragen des Abgeordneten Dr. 
Wuermeling **) 

1. Höchstmieten: 

Im Rahmen der Förderung des sozialen Woh-
nungsbaues setzen die Länder in den Landesförde-
rungsbestimmungen oder durch sonstige allgemein 
gültige Verwaltungsanordnungen Mietobergrenzen 
fest, die der Vorschrift des § 46, S. 1 des II. WoBauG 
(Einsatz der öffentlichen Mittel mit dem Zweck, die 
Mieten/Belastungen der geförderten Wohnungen 
für die breiten Schichten des Volkes tragbar zu 
machen) Rechnung tragen. Diese Regelungen wer-
den von mir alljährlich im Hinblick auf die Vor-
schrift des § 74, S. 2 (Verpflichtung des Bundes zur 
Beteiligung am Aufwand für die Miet- und Lasten-
beihilfen für diese neuerrichteten Wohnungen) über-
prüft. 

a) Für das Jahr 1963 ergibt sich 
danach folgendes Bild: 

Die von den einzelnen Ländern 
festgesetzten Höchstmieten um

-

fassen eine Spanne von 	 1,70 bis 2,75 DM 
je qm Wohnfläche im Monat. 
In der Regel liegen die Höchst

-

mieten dabei zwischen 	 1,90 bis 2,30 DM. 
3 Länder unterschreiten diese 
Sätze. 
4 Länder lassen Überschreitun-
gen für einen Teil der zu för-
dernden Wohnungen zu; die 
Sätze von   über 2,30 DM 
sind nur zugelassen, wenn es 
sich um bestausgestattete Woh- 

**) Siehe 151. Sitzung. Seite 7419 ff. 
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nungen, zumeist Kleinwohnun-
gen (Appartements) und Woh-
nungen in großstädtischen Räu-
men (Ortsklasse S) handelt. 

Für Personen mit geringem Ein-
kommen im Sinne des § 27 
des II. WoBauG waren dabei 
in der Mehrzahl der Länder 
Sonderregelungen vorgesehen, 
die Miethöhen zwischen   1,25 bis 1,80 DM 
vorsahen. 

b) Für das Jahr 1964 ergibt sich 
folgendes Bild: 

Die von den Ländern festge-
setzten Höchstmieten liegen 
weiterhin fast unverändert zwi-
schen   1,80 bis 2,75 DM. 

In 4 Ländern liegen die Höchst- 
mieten dabei zwischen   1,80 bis 2,30 DM, 
in 4 weiteren Ländern zwischen 2 ;05 bis 2,50 DM. 
3 Länder gehen wiederum über 
diese Sätze hinaus. Die erhöh-
ten Sätze sind ebenfalls nur zu-
gelassen, wenn es sich um best-
ausgestattete Wohnungen oder 
Wohnungen in der Ortsklasse S, 
mit kleineren Überschreitungen 
auch in der Ortsklasse A han-
delt. 

Sonderregelungen für Personen 
mit geringem Einkommen sind 
in der überwiegenden Mehr-
zahl der Länder nicht mehr vor-
gesehen. Die Mieten für diesen 
Personenkreis werden jedoch 
regelmäßig durch höher bemes-
sene öffentliche Mittel tragbar 
gestaltet; auch kommt der Be-
willigung von Mietbeihilfen er-
höhte Bedeutung zu. 

2. Durchschnittsmieten: 

a) Die Durchschnittsmieten im öf-
fentlich geförderten sozialen 
Wohnungsbau. des Jahres 1963 
können aus der Bewilligungs-
statistik ermittelt werden. Sie 
betrugen bei den öffentlich ge-
förderten Wohnungen des Jah-
res 1963 

für Personen mit geringem Ein

-

kommen 	  1,73 DM, 
für sonstige Wohnungsuchende 2,02 DM 
oder durchschnittlich 	 1,98 DM. 

Am häufigsten lagen die mo-
natlichen Mieten bei den für 
einkommensschwache Personen 
geförderten Wohnungen zwi

-

schen   1,50 bis 2,00 DM, 
für sonstige Wohnungsuchende 
überwiegend zwischen 	 1,90 bis 2,30 DM. 

b) Für das Jahr 1964, das noch 
nicht abgelaufen ist, können die 
vergleichbaren Zahlen nur für 
das 1. Halbjahr (Monate Ja-
nuar bis Juni) angegeben wer-
den. Sie betrugen für die bisher 
geförderten Wohnungen des 
Jahres 1964 

für Personen mit geringem Ein

-

kommen 	  1,81 DM, 
für sonstige Wohnungsuchende 2,09 DM, 
oder durchschnittlich 	 2,06 DM. 

überwiegend bewegten sich die 
Mieten bei den im 1. Halbjahr 
1964 geförderten Wohnungen 
für Wohnungsuchende mit ge-
ringem Einkommen wiederum 
zwischen 	  1,50 bis 2,00 DM 
und für sonstige Wohnung- 
suchende zwischen 	 2,00 bis 2,30 DM. 

Anlage 3 

Schriftliche Antwort 

des .Staatssekretärs Dr. Langer vom 21. Dezember 
1964 auf die Zusatzfrage des Abgeordneten Schmidt 
(Braunschweig) . zu der  Mündlichen Anfrage des Ab-
geordneten Dr. Kohut *). 

Meine Ausführungen in der Fragestunde über 
einen internationalen Preisvergleich möchte ich — 
wie ich Ihnen zugesagt hatte — durch eine etwas 
eingehendere Darstellung ergänzen. Einen eindeuti-
gen Maßstab für die Kaufkraftentwicklung einer 
Währung gibt es nicht. Insbesondere sind alle sta-
tistischen Preisindizes über einen sehr langen Zeit-
raum hinweg wegen der ständigen Veränderungen 
der Nachfragestruktur äußerst problematisch. Am 
besten eignet ich noch der Preisindex für die Le-
benshaltung, bei dem der Warenkorb, den ein ganz 
bestimmter Haushaltstyp in einem bestimmten Jahr 
gekauft hat, zugrunde liegt. Ein solcher Index wird 
auch in den  meisten Ländern in ziemlich überein-
stimmender Methode amtlich errechnet, so daß er 
auch für einen internationalen Vergleich am zweck-
mäßigsten herangezogen werden kann. Die für die 
USA und die Schweiz ausgewiesene Entwicklung 
der Verbraucherpreise war im Vergleich zu den 
übrigen OECD-Ländern seit 1950 verhältnismäßig 
stabil. So stieg der Preisindex für die Lebenshaltung 
ausgehend von 1950 = 100 bis zum 3. Vierteljahr 
1964 in den  USA auf 129 und in  der Schweiz auf 131 
Punkte. Nur wenig mehr haben die Preise in der 
Bundesrepublik zugenommen (134). Wie ich bereits 
in der Fragestunde ausgeführt habe, war die Preis-
erhöhung in Schweden mit einem Indexstand von 
180 (1950 = 100) besonders ausgeprägt. Der für 
diese Länder aufgezeigte Preisverlauf bedeutet, daß 
sich die entsprechende Kaufkraft einer Geldeinheit 
von 1950 bis-zum 3. Vieretljahr 1964 in  den  USA um 
23 %, in der Schweiz um 24%, in  der Bundesrepu-
blik um 25 % und in Schweden um  44 % verringert 
hat. In den letzten Jahren, z. B. zwischen dem 3. Vier- 

*) Siehe 152. Sitzung Seite 7514 A. 
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teljahr 1962 und dem 3. Vierteljahr 1964, sind die 
Verbraucherpreise in der Schweiz (+ 6,2 %) aller-
dings stärker gestiegen als 'in  der  Bundesrepublik 
(+ 5,2%). In den USA betrug die Steigerung in die-
sem Zeitraum + 2,5 % .  

Anlage 4 

 Schriftliche Antwort 

des Bundesminister Schwarz vom 19. Dezember 1964 
auf die Zusatzfrage zu der Mündlichen Anfrage des 
Abgeordneter Dröscher *). 

Nach einer Rückfrage beim Ministerium für Land-
wirtschaft, Weinbau und Forsten des Landes Rhein-
land-Pfalz kann ich in obiger Angelegenheit folgen-
des mitteilen: 

Die Ausbildungsbeihilfen für den landwirtschaft-
lichen Berufsnachwuchs, zu denen ich aus dem Haus-
halt meines Ministeriums einen Zuschuß gebe, wer-
den im Land Rheinland-Pfalz durch die Bezirks-
regierungen zugeteilt. 

Auf Anfrage teilt mir  das  Ministerium für Land-
wirtschaft, Weinbau und Forsten in Mainz mit, daß 
die Bezirksregierung Koblenz den Studierenden zu-
nächst nur Teilbeträge bewilligt hat. Als sich jedoch 
der tatsächliche Bedarf überblicken ließ, wurden 
Mitte Dezember die Ausbildungsbeihilfen in voller 
Höhe ausgezahlt. Die Inanspruchnahme weiterer 
Bundesmittel war hierfür nicht erforderlich. 

Anlage 5 

Schriftliche Antwort 

des Bundesministers Dr. Bucher vom 13. Januar 1965 
auf die Zusatzfrage des Abgeordneten Dr. Roesch 
zu .der Mündlichen Anfrage des Abgeordneten 
Dröscher **). 

Nach einer Aufstellung des Bundesaufsichtsamts 
für das Versicherungs- und Bausparwesen sind zwar 
die Vermögensanlagen der 38 deutschen Lebensver-
sicherungs-Aktiengesellschaften in der Zeit vom 
21. Juni  1948 bis zum 31. Dezember 1963 von 1324 
Mio D-Mark auf 14 938 Mio D-Mark angewachsen. 
Dieser Zunahme der Vermögensanlagen um rd. 
13 600 Mio D-Mark steht jedoch auf der Passivseite 
der Bilanzen ein Anwachsen der Deckungsrückstel-
lung von 758 auf 10 969 Mio D-Mark, der Rückstel-
lung für Beitragsrückerstattung von 62 auf 1986 Mio 
D-Mark und der Verbindlichkeiten gegenüber Ver-
tretern und Versicherungsnehmern von 27 auf 1381 
Mio D-Mark, d. h. insgesamt ein fast  gleich hoher 
Betrag, gegenüber. Freie Rücklagen waren  am 

 31. Dezember 1963 in Höhe von 74 Mio D-Mark 
gegenüber 28 Mio .  D-Mark am Tage ,der Währungs-
reform vorhanden. Die nicht zur Deckung von Ver-
bindlichkeiten benötigten Vermögensanlagen der 

*) Seihe 152. Sitzung Seite 7521. 
**) Siehe 154. Sitzung Seite 7614 A. 

Lebensversicherungs-Aktiengesellschaften sind da-
her allenfalls um 46 Mio D-Mark angewachsen. Die-
ses Ergebnis entspricht dem von mir bei der Beant-
wortung der  Frage des Herrn Abgeordneten Drö-
scher nach der Möglichkeit der Bildung eines Fonds 
der Versicherungsunternehmen hervorgehobenen 
Umstand, daß den Versicherungsunternehmen regel-
mäßig nur etwa 2 % ihres Gewinns verbleiben, ,aus 
denen auch noch Aktionärsdividenden und Auf-
sichtsratsvergütungen bestritten werden. 

Ein Schlüssel für die Bildung eines Fonds für frei-
willige Leistungen der Versicherungsunternehmen 
zugunsten der währungsgeschädigten Versicherungs-
nehmer läßt sich daher auch auf Grund der neuen 
Feststellungen des Bundesaufsichtsamts nicht finden. 

Anlage 6 

Schriftliche Antwort 

des Staatssekretärs Lahr vom 14. Dezember 1964 
auf die Mündliche Anfrage des Abgeordneten 
Kahn-Ackermann (Drucksache IV/2 815 Frage V/1) : 

Welchen Stand haben die Verhandlungen zur Errichtung einer 
Bundesanstalt für das Auslandsschulwesen erreicht? 

Das Auswärtige Amt strebt die Errichtung einer 
Bundesanstalt für das Auslandsschulwesen an. Es 
gibt jedoch auch andere Erwägungen, die auf Be-
denken, vor allem finanzieller Art, zurückgehen. So 
ist der Vorschlag gemacht worden, dem Bundesver-
waltungsamt in Köln, das bereits im Auftrag des 
Auswärtigen Amts Teilgebiete des Auslandsschul-
wesens bearbeitet, noch weitere Aufgaben nicht-
ministerieller Art zu übertragen. Voraussetzung da-
für wäre, daß die Kultusminister der Länder bereit 
sein würden, zu diesem Zweck an  das  Bundesver-
waltungsamt in Köln Pädagogen abzuordnen. 

Zur Klärung der Voraussetzungen wurde daher 
folgendes veranlaßt: 

1. Der Präsident des Bundesrechnungshofs als Bun-
desbeauftragter für Wirtschaftlichkeit in der  Ver-
waltung wurde um ein Gutachten gebeten; das 
Gutachten steht noch aus. 

2. Der Präsident der Ständigen Konferenz der Kul-
tusminister der Länder wurde gefragt, ob die 
Kultusminister bereit seien, ebenso wie in das 
Schulreferat des Auswärtigen Amts Pädagogen 
zur Bearbeitung von Personalangelegenheiten im 
pädagogischen Bereich in  das  Bundesverwal-
tungsamt abzuordnen. Die Antwort vom 18. Sep

-

tember 1964 geht dahin, daß die Kultusminister 
das Bundesverwaltungsamt nicht für die richtige 
Stelle halten, die über die jetzt von ihm über-
nommenen Aufträge hinaus noch weitere Auf-
gaben im Bereich des  Auslandsschulwesens be-
arbeiten könnte. Da die Errichtung der Bundes-
anstalt auf jeden Fall noch auf sich warten läßt, 
wird als dringend nötige Übergangslösung zu-
nächst das Schulreferat des Auswärtigen Amts 
durch zwei von den Kultusministerien der Länder 
abgeordnete Pädagogen verstärkt, von denen der 
eine seine Tätigkeit bereits aufgenommen hat. 



7720 	Deutscher Bundestag — 4. Wahlperiode --Z- 156. Sitzung. Bonn, Mittwoch, den 20. Januar 1965 

Anlage 7 

Schriftliche Antwort 

des Staatssekretärs Dr. Carstens vom 18. Dezember 
1964 auf die Mündliche Anfrage des Abgeordneten 
Kahn-Ackermann (Drucksache IV/2815 Frage V/2) : 

Welche Maßnahmen gedenkt die Bundesregierung zu ergreifen, 
um den fühlbaren Mangel an deutschen Vertretern in einer Reihe 
internationaler Organisationen abzuschaffen? 

Die Bundesregierung ist bemüht, den deutschen 
Personalanteil in den internationalen Organisatio-
nen zu erhöhen. 

Um neue Kräfte für den internationalen Dienst 
noch besser erfassen und ausbilden zu können, wer-
den interministerielle Sprachkurse veranstaltet und 
die Praktikantentätigkeit von Deutschen bei inter-
nationalen Organisationen gefördert. Ferner ist ge-
plant, eine Ausbildungsstätte für den internationa-
len Dienst zu errichten. 

Die deutschen Auslandsvertretungen beobachten 
fortlaufend alle Stellenausschreibungen und unter-
stützen 'deutsche Kandidaten. 

Wenn neue Organisationen gegründet werden 
oder eine zusätzliche Beteiligung bei solchen Gre-
mien erforderlich wird, deren personeller Aufbau im 
Zeitpunkt unseres Beitritts bereits abgeschlossen 
war, bemüht sich die Bundesregierung stets darum, 
eine angemessene deutsche Vertretung sicherzu-
stellen. 

Die  Bundesrepublik  Deutschland ist bei 123 inter-
nationalen Organisationen als Mitglied oder durch 
Beiträge aus dem Bundeshaushalt beteiligt. Durch 
die Bemühungen der Bundesregierung ist bei dem 
Gros dieser Gremien ein angemessener deutscher 
Personalanteil erreicht worden. In den drei euro-
päischen Gemeinschaften und einer Reihe von Son-
derorganisationen der Vereinten Nationen ist der 
deutsche Personalanteil größer, als es  den finan-
ziellen. Leistungen entsprechen würde. 

Nur bei einer verhältnismäßig geringen Zahl von 
internationalen Organisationen ist die Lage noch 
unbefriedigend. Es sind dies: 

1. Die  vier älteren europäischen Gemeinschaften: 
Europarat, NATO, WEU und OECD, deren Mit-
glied Deutschland erst nach Abschluß des perso-
nellen Aufbaus wurde. Der deutsche Personal-
anteil zeigt aber auch hier steigende Tendenzen. 

2. Einige Sonderorganisationen und Hilfswerke 'der 
Vereinten Nationen. Es mangelt hier nicht 'an 
dem Willen der internationalen Gremien, uns 
stärker zu beteiligen, sondern daran, daß am 
internationalen Dienst interessierte, fachlich und 
sprachlich qualifizierte deutsche Kräfte bisher im 
gegebenen Zeitpunkt nicht immer in ausreichen-
dem Maße zur Verfügung standen oder recht-
zeitig erfaßt werden konnten. 

Anlage 8 

Schriftliche Antwort 

des Staatssekretärs Lahr vom 14. Dezember 1964 auf 
die Mündliche Anfrage des Abgeordneten Dr. Mom-
mer (Drucksache IV/2815 Frage V/3) : 

Wird die Fusion der drei Exekutiven von Europäischer Wirt-
schaftsgemeinschaft, Europäischer Gemeinschaft für Kohle und 
Stahl und Europäischer Atomgemeinschaft termingerecht zum 
1. Januar 1965 in Kraft treten, wie dies von der Bundesregierung 
bereits seit langem angekündigt wurde? 

Die Räte der EWG und EAG hatten sich auf ihrer 
Sitzung im Februar 1964 den  1. Januar 1965 als Ziel 
für das Inkrafttreten des Fusionsvertrages gesetzt. 

Die Verhandlungen über den Abschluß des Ver

-

trages zur Fusion der Organe der Europäischen Ge-
meinschaften sind jedoch noch nicht abgeschlossen. 
Der Vertragsentwurf ist im wesentlichen fertig-
gestellt. Offen sind aber noch die Fragen: Stärkung 
der Haushaltsbefugnisse des Europäischen Parla-
ments und örtliche Unterbringung der Institutionen. 

 
Die Bundesregierung hofft, daß die noch offenen 

Fragen bald geklärt werden, so daß der Vertrag 
Anfang des kommenden Jahres unterzeichnet wer-
den kann. 

Anlage 9 

Schriftliche Antwort 

des Bundesministers Dr.-Ing. Seebohm vom 19. De-
zember .1964 auf die Mündliche Anfrage des Abge

-

ordneten Dr. Mommer (Drucksache VI/2839 Frage 
IX/15) : 

Ist es richtig, daß Studenten, die an einer Hochschule der 
Bundesrepublik studieren und deren Eltern in der Zone wohnen, 
seit dem 1. Januar 1964 bei der Bundesbahn nicht mehr zwei 
Heimfahrten jährlich mit 50 % Ermäßigung bekommen wie Stu-
denten, deren Eltern diesseits der Zonengrenze wohnen? 

Nein, nach den Tarifen der Eisenbahnen, d. h. der 
Bundesbahn und der Reichsbahn, erhalten Studie-
rende in der Bundesrepublik für den Besuch ihrer in 
der Sowjetischen Besatzungszone wohnenden Eltern 
Schülerfahrkarten auf Strecken der Reichsbahn mit 
75% Ermäßigung und auf Strecken der Bundesbahn 
mit 50% Ermäßigung in jeder gewünschten Anzahl; 
allerdings müssen sie die erforderlichen Bescheini-
gungen über den Schulort und über den Wohnort 
beibringen, wie dies auch bei Ausgabe entsprechen-
der Fahrkarten in der Bundesrepublik verlangt wird. 

Anlage 10 

Schriftliche Antwort 

des Staatssekretärs Dr. Ernst vom 22. Dezember 
1964 auf die Mündliche Anfrage des Abgeordneten 
Peiter (Drucksache IV/2839 Frage X/1) : 

Wird die Bundesregierung veranlassen, daß die säumigen 
Stadt- und Landkreise, die nodi keine einzige Wohnbeihilfe aus-
gezahlt haben, aufgefordert werden, unverzüglich alles in die 
Wege zu leiten, damit noch vor Weihnachten die Auszahlungen 
erfolgen? 
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Die Bundesregierung hat die Landesregierungen 
mit Schnellbrief vom 15. Dezember 1964 gebeten, 
darauf hinzuwirken, in kreisfreien Städten und 
Landkreisen, in denen bisher noch keine Wohnbei-
hilfe ausgezahlt worden sein soll, etwaige Versäum-
nisse möglichst noch vor Weihnachten zu bereinigen. 

In diesem Zusammenhang darf jedoch darauf auf-
merksam gemacht werden, daß die Durchführung 
der gesetzlichen Vorschriften über Wohnbeihilfen 
nach Artikel 83 des Grundgesetzes Aufgabe der 
Länder ist und die Einflußmöglichkeiten der Bun-
desregierung daher nur begrenzt sind. 

Anlage 11 

Schriftliche Antwort 

des Staatssekretärs Dr. Ernst vom 22. Dezember 
1964 auf die Mündliche Anfrage des Abgeordneten 
Dröscher (Drucksache IV/2839 Frage X/2) : 

Teilt die Bundesregierung die Ansicht der Landesregierung 
Rheinland-Pfalz, daß eine Bewilligung zur Löschung von zugun-
sten des Preußischen Staates eingetragenen beschränkt persön-
lichen Dienstbarkeiten (50jähriges Wohnungsbesetzungsrecht nur 
für „deutschstämmige" Land- und Forstarbeiter) trotz Ablösung 
des Darlehens aufgrund des Erlasses des ehemaligen Reichs-
arbeitsministers vom 6. Juli 1940 nicht gegeben werden kann? 

Hier kann es sich nur um ein Besetzungsrecht auf-
grund des Preußischen Gesetzes über Landarbeiter-
wohnungen vom 17. Februar 1927 handeln. Dieses 
Gesetz ist nicht Bundesrecht geworden. Die Rechte 
aus den Darlehen sind auf die Länder übergegan

-

gen. Dem Bund steht ein Einwirken auf die Länder 
daher insoweit nicht zu. 

Nach meinen Feststellungen hat das Land Rhein-
land-Pfalz bisher Anträgen auf Löschung solcher 
Besetzungsrechte zugunsten bestimmter Gruppen 
der Land- und Forstarbeiter entsprochen. Ich schlage 
vor, den Fall der Landesregierung (Ministerium für 
Landwirtschaft, Weinbau und Forsten) zu unterbrei-
ten. . 

Anlage 12 

Schriftliche Antwort 

des Staatssekretärs Dr. Ernst vom 22. Dezember 
1964 auf die Mündliche Anfrage des Abgeordneten 
Ertl (Drucksache IV/2839 Frage X/3) : 

Ist der Bundesregierung bekannt, daß durch die DIN-Norm 
18 230 „Baulicher Brandschutz im Industriebau" Holz in einem 
nicht vertretbaren Umfange fast völlig beim Industriebau und 
gewerblichen Bau ausgeschlossen wird? 

Bei der DIN 18230 handelt es sich um ein neues 
DIN-Blatt, das zunächst in einem ersten Entwurf 
vorliegt; es ist noch nicht verabschiedet und hat 
damit noch keine Gültigkeit. 

Bisher wurden Brandschutzfragen allein durch die 
Branddirektoren der zuständigen Berufsfeuerweh-
ren und den untersten Behörden der Bauaufsicht 
bearbeitet. Durch das Normblatt wird der Versuch 
gemacht, sogenannte Brandklassen zu bilden, um 
den obersten Bauaufsichtsbehörden eine Grundlage 

zu geben, damit eine einheitliche Handhabung in 
der Bundesrepublik Deutschland gewährleistet ist. 

Der Entwurf zum Normblatt wird von der Arbeits-
gruppe „Einheitliche Technische Baubestimmungen" 
des Fachnormenausschusses Bauwesen im Deutschen 
Normenausschuß bearbeitet. Als künftige „Tech-
nische Baubestimmung" fällt es in die Zuständig-
keit der Länder. An den Beratungen des Entwurfs 
waren außer Vertretern der Wissenschaft und Wirt-
schaft auch solche des Fachnormenausschusses und 
des holzverarbeitenden Handwerks beteiligt.  
Der Entwurf wurde im Mai 1964 veröffentlicht. 

Dabei wurde die interessierte Fachwelt um Stel-
lungnahme gebeten. Einsprüche und Änderungsvor-
schläge sollen bis zum 31. Januar 1965 dein Fach-
normenausschuß zugeleitet werden. Es ist dies das 
übliche und bewährte Verfahren bei Normblättern. 
Bei schwierigen Gebieten werden u. U. Entwürfe 
erneut veröffentlicht, die dem jeweiligen neuesten 
Stand der Diskussion entsprechen. 

Bei diesem Stand der Beratungen des Fachnor-
menausschusses sieht die Bundesregierung vorerst 
von einer Stellungnahme ab. 

Anlage 13 

Schriftliche Antwort 

des Staatssekretärs Bargatzky vom 17. Dezember 
1964 auf die Mündlichen Anfragen des Abgeord-
neten Dr. Schmidt (Wuppertal) (Drucksache VI/2839 
Fragen XIII/2, XIII/3 und XIII/4) : 

Haben sich im Bundesgebiet Haarsprayexplosionen mit schwe-
ren Unfallfolgen und Sachschäden, ähnlich wie in Wuppertal am 
3. Dezember 1964 (vgl. Meldung des Generalanzeigers der Stadt 
Wuppertal am 4. Dezember 1964, Seite 3), auch sonstwo ereignet? 

Welche Maßnahmen können gegebenenfalls getroffen werden, 
um Explosionen von Haarspray unmöglich zu machen? 

Welche praktischen Schlußfolgerungen sind von Regierung und 
Verwaltung im letzten Jahr aus den Erkenntnissen und Erfahrun-
gen der Deutschen Hauptstelle gegen die Suchtgefahren gezogen 
worden? 

Zu Frage XIII/2 
 

Unsere Umfragen bei den zuständigen Stellen der 
Länder haben zu Ihrer Frage noch nichts Konkretes 
ergeben. Doch scheinen sich in einzelnen Fällen be-
reits vor dem Wuppertaler Unglück Explosionen von 
Haarspray-Dosen ereignet zu haben. Über die Ur-
sachen wissen wir nichts Näheres. Was den Vorfall 
in Wuppertal betrifft, so herrscht nach dem gegen-
wärtigen Stand der polizeilichen Ermittlungen über 
die Ursache offenbar auch hier noch keine volle 
Klarheit. 

Es ist möglich, daß etwaige Gefahren gar nicht mit 
speziellen Eigenschaften des Haarsprays zusammen-
hängen, sondern mit der Technik der Sprühdosen. 
Der Inhalt von Sprühdosen steht unter einem mehr 
oder minder starken Druck, so daß sich bei größerer 
Erhitzung Explosionen ereignen können, etwa wenn 
Sprühdosen unvorsichtigerweise auf Öfen oder Hei-
zungen abgestellt oder in die Nähe offenen Feuers 
gebracht werden. 
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1  Zu Frage XIII/3 

Sollte eine Umfrage bei den obersten Landesge-
sundheitsbehörden oder die weitere Untersuchung 
in Wuppertal ergeben, daß Haarspray in Dosen zu 
Explosionen führen kann, so werden wir prüfen, ob 
auf Grund von § 5 Nr. 1 des Lebensmittelgesetzes, 
der auch für Bedarfsgegenstände gilt, die Füllung 
von Haarspraydosen mit explosiven Stoffen durch 
Rechtsverordnung zu verbieten ist. Was die allge-
meine Gefährlichkeit von Sprühdosen bei Erhitzung 
angeht, so dürfte es genügen, wenn die Öffentlich-
keit immer wieder zur Vorsicht ermahnt wird; ich 
darf in  diesem Zusammenhang auf die gestrigen 
Verlautbarungen des Bundesausschusses für gesund-
heitliche Volksbelehrung verweisen. 

Im übrigen möchte ich noch erwähnen, daß der 
Bundesarbeitsminister in einem besonderen Druck-
gasausschuß Richtlinien für die Herstellung, Be-
handlung und Lagerung von Druckgasgefäßen erar-
beitet. Es läßt sich jedoch noch nicht übersehen, 
wann diese Richtlinien, die nach Bewährung in die 

Druckgasverordnung übernommen werden sollen, 
fertiggestellt sein werden. 

Zu Frage XIII/4 

Das Bundesministerium für Gesundheitswesen 
steht in enger Verbindung mit der Deutschen Haupt-
stelle gegen die Suchtgefahren und wird über die Er-
kenntnisse und Erfahrungen dieser Stelle laufend 
unterrichtet. Dies trifft insbesondere zu für die von 
der Deutschen Hauptstelle in diesem Jahr vorge-
legte Denkschrift „Alkoholismus in der Bundesrepu-
blik Deutschland". 

Die verdienstvolle Arbeit der Deutschen Haupt-
stelle wird unterstützt 

— durch regelmäßige Gewährung von Zuschüssen 
aus Bundesmitteln, 

— durch Ausbau von Modelleinrichtungen für die 
Behandlung jugendlicher und erwachsener Alko-
holkranker, 

— durch Aufklärungsaktionen in den Schulen. 
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